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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/674: Klimakampf und Kohlefront - Kirchenkumpanei ... (kommunikatz)


Aachener Klimaschutzbewegung - 14.12.2019

Uuups Aquensis - Was wäre, wenn unter dem Aachener Dom Braunkohle
läge?



Am Samstag, dem 14. Dezember 2019 protestiert die Aachener
Klimaschutzbewegung mit einer szenischen Aktion gegen die Haltung der
katholischen Kirche zum Braunkohleabbau im Rheinischen Revier. Ab 10:45
Uhr wird am Aachener Geldbrunnen in Sichtweite des Doms die
Gleichgültigkeit des Bistums zu Kirchenentweihungen und -abrissen in den
von Umsiedlung bedrohten Dörfern aufs Korn genommen. Initiiert wurde die
Aktion von der Aachener "Hambi Support-Gruppe.

Die Performance soll auf das Verhalten des Aachener Bistums aufmerksam
machen, das in eklatantem Widerspruch zur päpstlichen Enzyklika "Laudato
si" aus dem Jahre 2015 steht: Was wäre, wenn Braunkohle unter dem
Aachener Dom läge und dieser für die Profitinteressen von RWE weichen
müsste? Dieses Szenario wird durchgespielt, um die moralische
Fragwürdigkeit des Verhaltens der katholischen Amtsträger zu
verdeutlichen. So wird eine fiktive Erklärung des Aachener Bischofs
Helmut Dieser verlesen, und das Lied "Urbs Aquensis" in
einer neuen Textfassung zum Vortrag gebracht. Da der
Braunkohletagebau auch vor den Verstorbenen nicht Halt macht, wird
außerdem die Umbettung Karls des Großen in Szene gesetzt, wobei
Überraschungen nicht ausgeschlossen sind ...

Das rheinische Braunkohlerevier ist der größte Emittent von
Treibhausgasen in Europa und trägt dadurch massiv zur menschengemachten
Klimazerstörung bei. Die zuständigen Kirchengremien, insbesondere das
Bistum Aachen, unterstützen diese Zerstörung durch die leichtfertige
Entwidmung von Kirchengebäuden in den Dörfern, die dem Braunkohleabbau
im Weg stehen. Würden sie die Entwidmung verweigern, hätte RWE größte
Schwierigkeiten, diese Kirchen - teilweise bedeutende Baudenkmäler - zu
zerstören. "Die katholische Kirche wäre diesen Akt der Courage nicht nur
der Schöpfung im globalen Sinne schuldig, sondern auch den dörflichen
Gemeinschaften, die durch Zwangsumsiedlung massiv beeinträchtigt oder
zerstört werden", kommentiert Hambi-Supporter Rüdiger Haude.

"Aber die Kirche lässt ihre Gemeinden vor die Hunde gehen und kassiert
lieber ein paar Millionen als "Kaufpreis" für die Gotteshäuser von dem
Kohlekonzern", ergänzt eine weitere Teilnehmerin der Aktion. Die
Zertrümmerung des "Immerather Doms" Anfang 2018 ist den Menschen der
Region noch in trauriger Erinnerung. Als eines der nächsten Gotteshäuser
soll - neben den beim Hambacher Tagebau liegenden Kirchen von Manheim
und Morschenich - unter anderem die neogotische Kirche in
Erkelenz-Keyenberg 'dran glauben'. Erst vor wenigen Tagen ging das
unwürdige Benehmen der dortigen Kirchenleitung gegenüber ihrer
altgedienten Küsterin durch die Presse: Diese hatte das Gebäude einigen
Klimaschützer*innen geöffnet; daraufhin wurde ihr, wenige Wochen vor
ihrem Ruhestand, der Kirchenschlüssel abgenommen. "Es ist völlig
rätselhaft, was ein solches Verhalten mit der biblischen Botschaft oder
mit der Umweltethik des gegenwärtigen Papstes zu tun haben soll!",
ärgert sich Rüdiger Haude.

Mit einem Infostand begleiten die Aktiven ihre Aktion, um Passantinnen
und Passanten über den Hintergrund des Protests zu informieren. Hier
stehen sie auch Medienvertreter*innen gerne Rede und Antwort.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/673: Klimakampf und Kohlefront - gespaltene Zungen ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 9. Dezember 2019

COP 25 | BUND: 

Mit Datteln 4 droht klimapolitisches Armutszeugnis der Bundesregierung



Am heutigen Montag erklärte Jochen Flasbarth, Staatssekretär im
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Nukleare Sicherheit, in
Madrid, dass das umstrittene Steinkohlekraftwerk Datteln 4 entgegen der
Empfehlung der Kohlekommission ans Netz gehen soll. Hierzu sagt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Wir sind auf der Weltklimakonferenz, es geht um ambitionierteren
Klimaschutz und die Bundesregierung plant zeitgleich Datteln 4 in Betrieb
zu nehmen. Das wäre ein Armutszeugnis und untergräbt einmal mehr die
Glaubwürdigkeit dieser Bundesregierung in Sachen Klimaschutz. Der deutsche
Kohleausstieg darf nicht mit der Inbetriebnahme eines Kohlekraftwerks
konterkariert werden. Datteln 4 darf nicht ans Netz.

Mit Datteln 4 würde die Bundesregierung den Kohlekompromiss begraben. Der
mühsam ausgehandelte Konsens zwischen Wirtschaft, Gewerkschaften, Anwohnern
und Umweltverbänden sowie die von der Bundesregierung angekündigte 
Eins-zu-eins-Umsetzung der Kommissions-Empfehlungen wären damit vom Tisch.

Wir erwarten, dass die Bundesregierung Wort hält und Uniper sich von seinem
Skandal-Projekt endgültig verabschiedet. Das wäre volkswirtschaftlich
allemal preiswerter als das Kraftwerk mit aller Gewalt ans Netz zu bringen.

Der sich jetzt abzeichnende Gesetzesentwurf darf so nicht vom Kabinett
beschlossen werden. Wir rufen die beteiligten Ministerien auf, dringend
nachzubessern und den Kohlekompromiss eins zu eins umzusetzen."



Hintergrund zu Datteln 4: Datteln 4 würde jährlich bis zu 8,4
Millionen Tonnen CO2 ausstoßen. Der Kohlekompromiss vom Januar sieht vor,
das bis heute nicht fertig gestellte Kraftwerk gegen eine Entschädigung
nicht in Betrieb zu nehmen. Die Bundesregierung hat bis heute kein
Kohleausstiegsgesetz vorgelegt, aber scheint neue Kohlekraftwerke ans Netz
gehen zu lassen. Seit 2007 bemüht sich der Kraftwerksbetreiber E.ON bzw.
Uniper, das Kraftwerk Datteln 4 durchzusetzen. Schon mehrfach war der
Kohlemeiler aufgrund der Klagen des NRW-Landesverbandes des BUND und von
Anwohnerinnen und Anwohnern juristisch gescheitert. Auch derzeit verfügt
der Bau wegen der noch anhängigen BUND-Klagen weder über eine
rechtskräftige planungsrechtliche Grundlage noch eine bestandskräftige
Bau- und Betriebsgenehmigung.



Informationen zu Datteln 4 finden Sie unter: 

www.bund-nrw.de/publikationen/detail/publication/bund-hintergrund-steinkohlenkraftwerk-datteln-4

Weitere BUND-Informationen zur COP finden Sie unter:

www.bund.net/cop25

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/672: Klimakampf und Kohlefront - wir fordern mehr ... (AufBäumen)


AufBäumen - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

+++ Klimaaktivist*innen stören den Betrieb bei RWE Zentrale in Köln
+++ RWE soll enteignet werden +++ Energieproduktion soll vergesellschaftet
werden +++



Köln - Zeitgleich mit den Klimaverhandlungen in Madrid und kurz
nach den erfolgreichen Blockaden von Kohleinfrastruktur in der Lausitz
durch das Bündnis Ende Gelände hat die Gruppe AufBäumen vor dem RWE
Hauptsitz in Köln Junkersdorf demonstriert und zivilen Ungehorsam
geleistet.

Nach der gemeinsamen Tanzdemo mit Fridays for Future haben hunderte
Menschen mit vielfältigen Aktionen den Betrieb gestört. Die
Aktivist*innen versuchten in die Nähe des Gebäudes zu gelangen, wurden
aber mit unverhältnismäßiger Gewalt der Polizei daran gehindert. Dies
geschah unter dem Motto: "Enteignungsparty - (Ab) heute gehört der
Laden uns."

"Der notwendige gesellschaftliche Wandel ist nur ohne
profitorientierte Großkonzerne wie RWE möglich. Der Energiesektor muss
entprivatisiert und demokratisiert werden, um ein wirklich nachhaltiges
und soziales Wirtschaften zu ermöglichen. Deswegen handeln wir jetzt und
enteignen RWE", so Pressesprecher Dominic da Silva Cordeiro von
AufBäumen.

Die ungehorsamen Aktionen finden im Rahmen der Kampagne 
"RWE ENTEIGNEN-ENERGIEPRODUKTION VERGESELLSCHAFTEN" statt. Diese Kampagne fordert eine
Enteignung des Energieriesens RWE, nachdem dieser selbst Jahrzehnte lang
die Häuser von Menschen enteignete um Kohle abzubauen und Profite zu
maximieren.

"Auf die Bedürfnisse der Menschen - sowie die immer weiter
voranschreitende Klimakrise - nahm und nimmt RWE keine Rücksicht. Wir
sehen Energieversorgung als Grundbedürfnis an, nicht als Ware. Deshalb
sollten alle Menschen Zugang zu Energie bekommen und mitentscheiden
können, wie diese produziert und verteilt wird", so Paula Moser,
Pressepsrecherin von AufBäumen.

Die Energieproduktion muss dabei ökologisch stattfinden und den
Bedürfnissen der Anwohnenden, Mitarbeitenden und Verbrauchenden
angepasst sein. Die Enteignung ist der erste notwendige Schritt hin zu
einem energiedemokratischen und klimagerechten System.


Social Media:

aufbaeumen.net

facebook.com/gegenKohle

twitter.com/aufbaumen

flickr.com/aufbaeumen

 * 

Quelle:

AufBäumen

E-Mail: aufbaeumen-presse@riseup.net

Internet: https://aufbaeumen.net
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1496: Stuttgart - Wissenschaftsfragen, Horst Bredekamp, Bildakte, Gespräch, 31.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Donnerstag, 31.01.19, 19.30 Uhr

Bildakte

Horst Bredekamp

Veranstaltungsreihe: Wissenschaftsfragen

Gespräch,

Moderation: Joachim Kalka



In der letzten Folge der Gesprächsreihe "Wissenschaftsfragen" spricht
der Gastgeber Joachim Kalka mit Horst Bredekamp. Dieser
Kunsthistoriker scheint wie kaum ein anderer berufen, über die
Grundfragen und aktuellen Diskussionen seiner Disziplin zu sprechen -
wie es der Logik der Reihe entspricht. Nicht nur die stupende Fülle
seiner Veröffentlichungen, die sich etwa mit dem Park von Bomarzo
oder der Baugeschichte von St. Peter in Rom befassen, mit dem
Bildersturm oder dem "Künstler als Verbrecher", sondern auch sein
starkes publizistisches und organisatorisches Engagement - zuletzt
als einer der drei Gründungsintendanten des Humboldt-Forums - heben
Horst Bredekamp hervor. Unter den Publikationen, die am Schnittpunkt
von Kunstgeschichte und Wissenschaftsgeschichte die programmatische
Erweiterung der Kunstwissenschaft zur Bildwissenschaft besonders
glanzvoll demonstrieren, sind seine drei Monographien hervorzuheben,
die 2003 - 2005 erschienen sind und das Titelblatt von Hobbes'
Leviathan, Leibniz' Monaden-Zeichnungen und "Darwins Korallen" zum
Gegenstand haben. Dieser Zusammenhang sowie seine Formulierung einer
Theorie des "Bildaktes" sollen im Mittelpunkt des Gesprächs stehen.

Eine Kooperation von Literaturhaus Stuttgart, Akademie für
gesprochenes Wort und IZKT, Internationales Zentrum für Kultur- und
Technikforschung

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1495: Stuttgart - Frank Witzel, Gerhard Poppenberg, Über die Ikonographie des Terrors, 23.01.20


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Mittwoch, 23.01.19, 19.30 Uhr

Die Röte des Rot von Technicolor - Über die Ikonographie des
Terrors

Frank Witzel, Gerhard Poppenberg

Veranstaltungsreihe: Falsches Rot

Gespräch



Begleitend zur aktuellen Ausstellung "Falsches Rot" spricht der
Ausstellungskurator, Buchpreisträger, Schriftsteller, Zeichner und
Lyriker Frank Witzel Gespräch mit Gerhard Poppenberg über die
Bilderwelten der Gewalt in Malerei, Film und Presse. Gerhard
Poppenberg ist Professor für Romanistik an der Ruprecht
Karls-Universität Heidelberg. Er ist unter anderem Herausgeber der
Gesammelten Werke Juan Carlos Onettis und veröffentlichte zuletzt
eine Monographie zu Martin Scorcese (zusammen mit Dana Poppenberg)
und unter dem Titel "Herbst der Theorie" Erinnerungen an die alte
Gelehrtenrepublik Deutschland (Berlin 2018).

Gefördert vom Innovationsfonds des Ministeriums für Wissenschaft,
Forschung und Kunst Baden-Württemberg.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/734: Bielefeld - Trick-17-Reihe. Digitales Regal, Lexika und weitere Schätze in der Stadtbibliothek, 18.12.19


Stadt Bielefeld

Trick-17-Reihe: Digitales Regal



Bielefeld (bi) . "Lexika und weitere Schätze aus unserem digitalen
Regal" - darum geht es am Mittwoch, 18. Dezember, um 16 Uhr in der
Stadtbibliothek am Neumarkt (Click-Center). Von Sportarchiv bis
Poparchiv, ob Brockhaus oder Filmdienst - diesmal zeigt die 
Trick-17-Reihe der Bibliothek, wie sich die vielseitigen Möglichkeiten des
digitalen Regals nutzen lassen.

Der Eintritt ist frei. Anmeldung unter 0521 51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/733: Bielefeld - Einführung, eBooks und digitale Medien ausleihen, 19.12.10


Stadt Bielefeld

eBooks und digitale Medien ausleihen



Bielefeld (bi). Literatur mit dem eBook erleben: Am Donnerstag, 19.
Dezember, bietet die Stadtbibliothek am Neumarkt eine
Einführungsveranstaltung zu eBooks und digitalen Medien an. Die eBib,
das Arbeiten mit der Onleihe und die technischen Voraussetzungen von
eBook-Readern sind Themen der Veranstaltung um 16 Uhr im Click-Center
(1. Etage).

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1044: Schweizer Nationalrat will neue Milliarden-Kampfjets (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Schweizer Nationalrat will neue Milliarden-Kampfjets

Von GSoA - Gruppe für eine Schweiz ohne Armee, 9. Dezember 2019



Am 9. Dezember hat der Nationalrat entschieden, dass er neue
Milliarden-Kampfjets kaufen will. Auch wenn bei den Details noch
gewisse Punkte offen sind, ist der Grundsatz klar: Für total 24
Milliarden Franken sollen neue Luxus-Kampfjets gekauft werden. Die
GSoA [1] ist darum bereit, zusammen mit Verbündeten das Referendum zu
ergreifen.

Die NZZ am Sonntag vom 8. Dezember enthüllte: Über die gesamte
Lebensdauer kosten die Luxus-Kampfjets die Schweizer Bevölkerung ganze
24 Milliarden Franken! Das ist Geld, das schliesslich bei der Bildung,
im Gesundheitswesen oder bei der Bekämpfung des Klimawandels fehlen
wird. Die Schweiz braucht keine milliardenteuren Luxus-Kampfjets,
sondern höchstens einige leichte Kampfjets für den Luftpolizeidienst.
Solche Alternativszenarien wurden vom VBS aber nicht einmal geprüft.


10.000 Unterstützende gesucht

Darum hat die GSoA heute bereits einen Aufruf lanciert [2] bei dem sie
bis Ende des Jahres 10.000 Unterstützende für das Kampfjet-Referendum
sucht. Voraussichtlich Anfang 2020 beginnt dann die Sammelfrist.
GSoA-Sekretär Lewin Lempert kritisiert den Entscheid des
Nationalrates:

"Beim Planungsbeschluss über neue Kampfflugzeuge handelt es sich um
 einen 24-Milliarden-Blankoscheck. Weder Kampfjet-Typ noch -Anzahl
 ist klar. Die Bevölkerung soll dem VBS schlicht einen
 Milliarden-Blankoscheck ausstellen. Dagegen wehren wir uns! Wir
 sind bereit für das Referendum."




Anmerkungen:

[1] https://www.gsoa.ch/press_release/nationalrat-will-neue-milliarden-kampfjets-gsoa-bereit-fuer-referendum/

[2] http://www.kampfjets.wecollect.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





INTERVIEW/142: 24. Linke Literaturmesse - Revolution, nicht ohne Demokratie ...    Matthias Schindler im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2019 in Nürnberg



Als 1979 die Sandinistische Nationale Befreiungsfront ("Frente
Sandinista de Liberación Nacional" - FSLN) Nicaraguas das
Somoza-Regime zu Fall brachte und den Diktator in die Flucht schlug,
kannte die Freude über den Sieg dieser Revolution im buchstäblichen
Sinne keine Grenzen. In Nicaragua mit seiner wechselvollen Geschichte
westlicher Inbesitznahme, Ausplünderung und Kolonialisierung sowie des
antikolonialen Aufbegehrens und Aufstandes bis hin zu bewaffneten
Befreiungskämpfen stellte der 19. Juli 1979 eine Zäsur dar. Doch auch
in vielen anderen Ländern keineswegs nur Lateinamerikas, sondern in
allen Regionen der Welt, so auch in westlichen Staaten wie der
Bundesrepublik Deutschland, wurde in großen Teilen der Linken das neue
Nicaragua nicht nur gefeiert, sondern fortan nach Kräften unterstützt.

40 Jahre später ist Ernüchterung mehr als angesagt. Daniel Ortega,
einstiger Revolutionsführer, steht inzwischen für ein Regime, das sich
zwar noch im Lichte einstiger sandinistischer Erfolge verstanden
wissen will, aber im Laufe der Zeit so viele Zugeständnisse gemacht
und Rückschritte vollzogen hat, daß Anhängerschaft und internationale
Solidaritätsbewegungen tief gespalten sind. Für viele, die sich als
Sandinisten verstehen, hat Ortega im April 2018 die letzte "rote
Linie" überschritten, er ließ die Waffen gegen das eigene Volk
sprechen, über 300 Tote sind zu beklagen.

Matthias Schindler, Jahrgang 1952, Maschinenbautechniker, ehemaliger
Vertrauensmann und Betriebsrat der IG Metall in einem Hamburger
Industriebetrieb, der im Anschluß an seine Berufstätigkeit an der
Universität Hamburg ein Bachelor-Politologie-Studium abschloß, ist ein
Nicaragua-Aktivist der ersten Stunde und Mitbegründer des Nicaragua
Vereins Hamburg. In seinem Buch "Vom Triumph der Sandinisten zum
demokratischen Aufstand. Nicaragua 1979-2019" [1] setzt er sich
kritisch mit der Entwicklung Nicaraguas auseinander und bezieht
gegenüber dem Regime und der Person Ortega kompromißlos Stellung. Auf
der 24. Linken Literaturmesse präsentierte er das Buch und
beantwortete im Anschluß an die Veranstaltung dem Schattenblick noch
einige Fragen.




[image: Foto: © 2019 by Schattenblick]
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Schattenblick (SB): Du hast dich in deinem Buch "Vom Triumph der
Sandinisten zum demokratischen Aufstand: Nicaragua 1979-2019" [1] zum
aktuellen Konflikt in Nicaragua klar positioniert. Wie würdest du
deine Stellungnahme auf einen kurzen Nenner gebracht formulieren?

Matthias Schindler (MS): Zu den Kernaussagen des Buches gehört die
Beantwortung der Frage, wie es eigentlich dazu kommen konnte, daß ein
ehemaliger Revolutionsführer, nämlich Daniel Ortega, im Jahr 2018 sein
eigenes Volk mit Waffen unterdrückt. Wie konnte es so weit kommen? Die
zweite Frage ist, welche Konsequenzen man daraus ziehen sollte. In den
1980er Jahren gab es eine große Solidaritätsbewegung mit Nicaragua,
die sich gefreut hat über die Sandinistische Revolution, und zu der
gehöre ich auch. Ich habe seit 40 Jahren in dieser Bewegung
gearbeitet. Und heute müssen wir sehen, daß derselbe Daniel Ortega,
der damals Präsident war, heute wieder Präsident ist und das eigene
Volk mit Waffengewalt unterdrückt.

Mein Ansatzpunkt ist, daß man bei der Beantwortung der Frage, wie es
so weit kommen konnte, in die Vergangenheit schauen muß. In meinem
Buch gehe ich von der Gegenwart immer weiter zurück in die
Vergangenheit, um dort die Wurzeln der politischen Entartung zu
entdecken, die wir heute in Nicaragua bei Daniel Ortega beobachten
müssen. Meine Schlußfolgerung, zugleich Kernaussage meines Buches,
besteht nun darin, daß es letzten Endes schon in der Sandinistischen
Revolution ein mangelndes Bewußtsein für die Bedeutung demokratischer
Strukturen gegeben hat, das sich dann am Ende so weit verschärft und
pervertiert hat, daß wir heute diese massive Repression in Nicaragua
von seiten eines ehemaligen revolutionären Führers sehen müssen.

SB: Nun ist die Repression im heutigen Nicaragua selbst unter Linken
durchaus umstritten. Wie erklärst du dir das?

MS: Ich glaube nicht, daß Leute bestreiten, daß es diese Repression
gab. Manche sagen aber, sie sei berechtigt, weil die
Oppositionsbewegung einen Putschversuch, der von den USA organisiert
und finanziert wurde, unternommen habe. Für diesen Putschversuch gibt
es aber überhaupt keinen Beweis. Es gibt auch keine nennenswerte
politische und erst recht keine Menschenrechtsorganisation, die das in
irgendeiner Weise bestätigen kann. Keine der großen
Menschenrechtsorganisationen, die mit der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS) oder der UNO zusammenarbeiten, unterstützt diese These.
Im Grunde genommen geht es nicht darum, daß die Repression von einigen
Leuten geleugnet, sondern daß sie gutgeheißen wird.

SB: Wie sieht denn die Rechtfertigung von links, wenn man das so sagen
will, aus?

MS: Das ist eine Position, die ich in überhaupt keiner Weise vertreten
kann. In dieser Zeit, 30 Jahre nach der Wende, in der viel von der
sogenannten deutschen Wiedervereinigung die Rede ist, könnte man einen
historischen Vergleich ziehen. Es gab damals in der DDR am 9. Oktober
1989 die große Demonstration in Leipzig, wo der Parteisekretär Modrow
vor der Wahl stand, sie mit Waffengewalt von der Volkspolizei
unterdrücken zu lassen oder sie zuzulassen. Modrow hat sich in dieser
historischen Situation dafür entschieden, die Waffen der Regierung
nicht gegen das Volk zu richten. Heute in Nicaragua das Gegenteil zu
rechtfertigen, halte ich für eine politische Bankrotterklärung. Und
ich hoffe nur, daß auch innerhalb der Partei Die Linke massiv dagegen
Stellung bezogen wird.
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SB: Das Ausmaß der Repression seit April 2018, also dem, wie du es
nennst, "demokratischen Aufstand" in Nicaragua, ist nicht unbedingt
allgemein bekannt. Würdest du, wenn möglich, dazu die Faktenlage
einmal schildern?

MS: Es gibt einige Zahlen, die inzwischen vielfach bestätigt worden
sind und auf verschiedenen Untersuchungen beruhen. Sie sprechen von
325 Todesopfern, über 2000 Verletzten, über 500 politischen Gefangenen
und inzwischen mindestens 50.000 Flüchtlingen, die in anderen Ländern
nach einem sicheren Leben suchen.

SB: In der Veranstaltung hast du vorhin erwähnt, daß Ortega Verbündete
innerhalb der lateinamerikanischen Staaten hat, beispielsweise
Venezuela und Kuba, die von der europäischen und auch hiesigen Linken
größtenteils unterstützt werden, während die Solidaritätsbewegung für
Nicaragua inzwischen gespalten ist. Wie würdest du die Positionierung
Kubas und Venezuelas zu Ortega in dieser Gemengelage erklären?

MS: Ich halte es für wichtig, diese drei Länder fundamental zu
unterscheiden. Die Opposition in Venezuela, um damit anzufangen, ist
ganz eindeutig auf die USA orientiert und wird von den USA politisch
und materiell massiv unterstützt. Die Opposition in Nicaragua ist
überhaupt nicht auf die USA orientiert. Als die Bewegung entstand,
haben einige US-Senatoren versucht, sich dort einzuschleichen, aber
das ist innerhalb dieser Bewegung sehr, sehr kontrovers diskutiert
worden. Kuba ist noch einmal ein ganz anderer Fall. Meiner Ansicht
nach ist es nach wie vor ein Land, das nicht zum kapitalistischen
Weltmarkt gehört. Bei aller Kritik, die man an seiner Regierung oder
dem System dort haben mag oder auch nicht, ist auf jeden Fall die
Boykott- und Blockade-Politik der USA gegen Kuba von vornherein
abzulehnen und zwar komplett.

SB: Ich würde gern auf den Demokratie-Begriff zu sprechen kommen. Wenn
ich dich richtig verstanden habe, hast du gesagt, daß in Nicaragua
schon in der Revolution von 1979 demokratische Werte nicht genügend
berücksichtigt worden sind. Nun kann der Demokratie-Begriff durchaus
zwiespältig aufgefaßt werden, weil unter diesem Titel in bestimmten
Ländern versucht wird, von außen einen Regimechange einzuleiten und zu
befördern. Läßt sich diese Problematik vielleicht etwas präziser
fassen, damit es da keine Mißverständisse gibt?

MS: Ich habe bewußt nicht den Begriff Demokratie benutzt, sondern von
demokratischen Strukturen gesprochen, weil Demokratie im allgemeinen
so verstanden wird, daß damit das kapitalistische System mit einem
dazugehörenden parlamentarischen Zweig gemeint ist. Für mich ist es
so, daß Demokratie in Wirklichkeit nicht eine Gesellschaftsordnung
ist, sondern daß es dabei um bestimmte Mechanismen geht - um
Grundfreiheiten, Menschenrechte, demokratische Freiheiten,
pluralistische Strukturen, das Mehrheitsprinzip, Transparenz, die
Rechenschaftspflichtigkeit von Repräsentanten und so weiter. In meinem
Verständnis geht es um diese demokratischen Strukturen und zwar auch
innerhalb von Organisationen. Für linke Organisationen gilt das ganz
besonders, aber selbstverständlich auch für eine sozialistische
Gesellschaft, die meiner Ansicht nach ohne demokratische Strukturen
nicht funktionieren kann und immer wieder an ihre Grenzen stoßen wird.
Letzten Endes kann man, wie wir auch an der DDR oder dem gesamten
Ostblock gesehen haben, einen sozialen Fortschritt nicht mit
undemokratischen Mitteln verteidigen.

SB: Du bist schon sehr lange in der Nicaragua-Solidarität aktiv. Wie
gehst du persönlich mit der aktuellen Entwicklung um, die du jetzt
sehr scharf kritisierst? Gibt es da eine gewisse Enttäuschung, mit der
fertig zu werden nicht eben leicht ist?

MS: Die Enttäuschung ist natürlich riesengroß. Ich bin seit 40 Jahren
in der Nicaragua-Solidarität aktiv. Das ist, wenn man so will, mein
politisches Lebenswerk, und das ist zerstört worden, von den Autoren
der Revolution selbst. Aber ich kann mich jetzt nicht in die Ecke
setzen und weinen und mich irgendwo beschweren, sondern ich denke, ich
muß mit dieser Situation umgehen. Deswegen auch mein Versuch zu
ergründen, woher diese Entwicklung kommt, um dann aber auch
Instrumente zu entwickeln, wie man in Zukunft so etwas verhindern
kann. Dabei ist für mich essentiell, daß auch für die Linke klar sein
sollte, daß der hohe Wert von Meinungsfreiheit und politischem
Pluralismus, der eigentlich überhaupt nicht in Frage gestellt werden
kann, verteidigt werden muß.

SB: 1979 war die Freude über den Sieg der Sandinistischen Revolution
groß, das hat auch für viele Linke hier in der Bundesrepublik etwas
bedeutet. Könnte man jetzt nicht einfach sagen: Gut, das war damals
ein erster, ganz wichtiger Schritt, aber um wirklich von einer
Revolution oder dem Aufbau einer herrschaftsfreien Gesellschaft
sprechen zu können, müßte noch wesentlich mehr geschehen, was auch
immer das im einzelnen heißen mag? Was hältst du davon, wenn man das
wie eine offene Frage angeht, eine Revolution, die noch nicht
stattgefunden hat, eine Aufgabe, die noch nicht gelöst wurde?

MS: Sicher, die ist nicht gelöst. Aber das Problem ist ja, daß es
einen riesigen Rückschritt gegeben hat. Es hat Zeiten gegeben, in
denen sich das Volk gefreut hat, in Freiheit zu leben, und jetzt ist
es nicht mehr in Freiheit. Sicherlich gab es eine Phase, die besser
war als das, was wir im Moment erleben. Dazu muß man sagen, daß es
damals eine gewisse Tendenz gab, auch das kapitalistische System zu
überwinden, doch die ist heute überhaupt nicht mehr vorhanden. Das
bedeutet, daß alle Angebote, die von der FSLN bis hin zu den
bürgerlichen Kräften gemacht werden, sich innerhalb des
bürgerlich-demokratischen und des kapitalistischen Systems bewegen,
sogar innerhalb der Spielregeln des Neoliberalismus.

SB: Bei der heutigen Opposition in Nicaragua handelt es sich, wenn ich
das richtig verstanden habe, quasi um Linkskräfte, die gegen Ortega
sind und den vorherigen Status Quo wiederherstellen wollen, und um
Rechtskräfte, die linke Projekte sowieso weghaben wollen. Stehen
Anti-Sandinisten oder vielmehr linke Regierungsgegner, wie man sie
wohl nennen sollte, da nicht an zwei Fronten sowohl gegen das Regime
Ortegas als auch gegen Rechte, die die Sandinistische Revolution
vollständig zurückgeschraubt sehen wollen?

MS: Ich würde von Ortega-Gegnern sprechen, nicht von Anti-Sandinisten.
In meiner Tradition würde ich mich auch als Sandinisten bezeichnen.
Den heutigen Ortega-Leuten spreche ich ab, daß sie sich so nennen
dürfen. Aber ansonsten denke ich, daß der politische Kampf ein ganz
alter ist. Das kapitalistische System zu kritisieren und für seine
Überwindung zu arbeiten, habe ich seit meiner frühesten Jugend getan.
Gleichzeitig war ich immer schon dafür, daß es beispielsweise in der
DDR größere politische Freiheiten geben sollte. Das heißt, den
Kapitalismus wollte ich überwinden, aber der Sozialismus, den ich
verwirklichen wollte, sollte eine kritische, freie und demokratische
Form haben - nicht so, wie er uns im Osten präsentiert wurde. Das
bedeutet, daß dieser Zweifrontenkrieg einer aufgeklärten Linken schon
ein sehr alter Kampf ist, und ich sehe auch überhaupt keine
Möglichkeit oder Notwendigkeit, sich dem zu entziehen.

SB: Vielen Dank, Matthias, für das Gespräch.

Fußnote:


[1] Matthias Schindler, Vom Triumph der Sandinisten zum demokratischen

Aufstand: Nicaragua 1979-2019. Berlin: Die Buchmacherei, 2019,

174 Seiten, 10 Euro. ISBN 978-3-9820783-0-4, Erstauflage: April 2019,

2. durchgesehene Auflage: Juni 2019
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ADVENT/134: Adventskalender - für den 14. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Samstag, den 14. Dezember

[image: Adventskalender 14. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

zum 14. Dezember 2019

Denn diese Art Streiche

erschrecken die Leute.

Sie machen dann reiche

und sehr fette Beute.
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8831: Und morgen, den 14. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.12.2019 bis zum 15.12.2019 +++
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Es wird nur über null Grad sechs,

denkt sich Jean-Luc sinnend heute,

ein schönes Eis- und Schneegewächs

wär' was, das die Freunde freute.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





GEWERKSCHAFT/020: ver.di begrüßt Einigung zum EU-Mobilitätspaket als Schritt in die richtige Richtung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. Dezember 2019

ver.di begrüßt Einigung zum EU-Mobilitätspaket als Schritt in die
richtige Richtung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Einigung zum EU-Mobilitätspaket, auf die sich Unterhändler in den
Trilog-Verhandlungen zwischen der EU-Kommission, den Mitgliedstaaten
und dem EU-Parlament am Donnerstag (12.12.) verständigt haben, als
Schritt in die richtige Richtung. Gleichwohl erfüllt die Einigung,
die noch vom EU-Rat und vom EU-Parlament bestätigt werden muss, nicht
alle Forderungen, die ver.di und die europäische
Transportarbeiterföderation (ETF) zum Schutz der Beschäftigten
aufgestellt hatten.

ver.di begrüßt insbesondere die Fortschritte, die bei der vorzeitigen
Einführung der neuesten Generation von intelligenten
Fahrtenschreibern für alle Fahrzeuge im Rahmen der Fahr- und
Ruhezeitregelung erzielt wurden. Demnach sollen künftig neben den
schweren Nutzfahrzeugen auch leichte Nutzfahrzeuge (mit mehr als 2,4
Tonnen im grenzüberschreitenden Verkehr) von den EU-Vorschriften
erfasst werden. Als positiv bewertet ver.di die geplanten
Beschränkungen für den Kabotageverkehr und die künftige Anwendung der
Kabotagevorschriften auf den kombinierten Verkehr. Eine wichtige
Maßnahme zur Bekämpfung von Briefkastenfirmen im Straßenverkehr ist
die vorgeschriebene regelmäßige Rückkehr der Fahrzeuge eines
Unternehmens in das Land, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat.

In Bezug auf die Lenk- und Ruhezeiten stellt das Verhandlungsergebnis
jedoch ein Rückschritt im Vergleich zu den bisherigen Vorschriften
dar. Zukünftig soll die verlängerte Wochenruhezeit erst am Ende der
dritten Woche zwingend vorgeschrieben sein. Dies verbessert weder die
Situation der Fahrer noch die der anderen Verkehrsteilnehmer. Im
Fernbusverkehr entsteht darüber hinaus ein erhöhtes Sicherheitsrisiko
für die Passagiere, weil Busfahrerinnen und Busfahrer übermüdet sein
könnten.

Von entscheidender Bedeutung werden auch künftig Maßnahmen zur
Kontrolle sein; daher die Durchsetzung und strenge Sanktionen
weiterhin im Mittelpunkt des EU-Mobilitätspaketes stehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MEMORIAL/210: Mailand 1969 - Attentat auf der Piazza Fontana war Beginn der Spannungsstrategie der CIA in Italien (Gerhard Feldbauer)


Vor 50 Jahren

Das Attentat auf der Piazza Fontana war Beginn der Spannungsstrategie der CIA in Italien, die einem faschistischen Putsch den Weg bereiten sollte

Hunderte unschuldige Menschen wurden umgebracht

Von Gerhard Feldbauer, 12. Dezember 2019



Am 12. Dezember 1969, einem Freitag, herrschte am späten Nachmittag
in der Industriemetropole Mailand Vorweihnachtsstimmung und die vor
einem Wochenende übliche Hektik. In der Schalterhalle der
Landwirtschaftsbank an der Piazza Fontana drängen sich die Menschen,
als um 16.37 Uhr eine Bombe explodierte und ein Blutbad anrichtete.
14 Menschen waren sofort tot, zwei weitere starben im Krankenhaus,
fast 100 wurden verletzt.




[image: Foto: Piero Montesacro [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)]]

Gebäude der Landwirtschaftsbank an der Piazza Fontana in Mailand

Foto: Piero Montesacro [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)]



Eine weitere Bombe war um 16.25 in einer Aktentasche an einem
Fahrstuhl gefunden worden, bevor sie explodierte. Ein Maresciallo
vergrub sie zunächst im Hof der Bank und sperrte ihn ab. Fast zur
gleichen Zeit detonierten in Rom drei Bomben bzw. Sprengsätze.
Zwischen 16.40 und 16.55 Uhr eine in der Prachtstraße Via Veneto in
der Banca Nazionale del Lavoro, die 14 Angestellte verletzte. Danach
um 17.20 Uhr eine weitere am »Altar des Vaterlandes« auf der Piazza
Venezia und zehn Minuten später zwei weitere Sprengsätze mit
geringerer Kraft, die einen Carabinieri und drei Passanten verletzten.

Mit den Anschlägen begann die von der CIA seit Mitte der 60er Jahre
ausgearbeitete Strategie der Spannung. Ihr Ziel war, mit einem
forcierten Terror die öffentliche Ordnung zu untergraben und so das
Klima für einen Militärputsch zu schaffen, eine Situation, in der die
Armee als "Ordnungsfaktor" auf den Plan treten sollte. Konkret sollte
einem Putsch der Weg geebnet werden, den der aus einem alten
Adelsgeschlecht stammende, "schwarzer Fürst" genannte Valerio Borghese
mit der von ihm gegründeten faschistischen Avanguardia Nazionale dann
im Dezember 1970 auslösen wollte. Er war unter Mussolini Kommandeur
der DECIMA MAS (10. Torpedobootflotille) gewesen und wegen wenigsten
800fachen Mordes an Partisanen 1949 nur zu 12 Jahren Haft verurteilt,
auf Betreiben der USA aber begnadigt worden.

Für die Spannungsstrategie nutzte die CIA das linksradikale Spektrum.
Sie begann, mit den italienischen Geheimdiensten linksradikale
Organisationen mit ihren Agenten zu unterwandern, um diese zu
Gewaltakten zu provozieren und sie als die Verantwortlichen des
rechten Terrors hinzustellen. Herausragend war die Infiltration der
1969 entstandenen Brigate Rosse (Roten Brigaden), die 1978 zum
Instrument des Mordkomplotts gegen den Führer der Democrazia Cristiana
(DC) Aldo Moro, der eine Regierungszusammenarbeit mit dem
Generalsekretär der IKP, Enrico Berlinguer, verfolgte, manipuliert
wurden. Die Weichen dafür hatte der Geheimdienstausschuss des
US-Repräsentantenhauses 1968 mit seiner Orientierung für alle
Geheimdienstorgane gestellt, bei ihren Operationen stärker
linksradikale Kräfte zu benutzen. Dieser Linie entsprechend wurden
jedoch nicht nur in großer Zahl V-Leute und neofaschistische Agenten
in linksradikale Gruppen eingeschleust, um diese zu gewaltsamen
Aktionen anzustacheln, sondern schwarzer Terror auch
pseudorevolutionär getarnt, durch Agenten selbst "linksextreme"
Gruppen gebildet oder bestehende neofaschistische Terrorbanden auch
einfach auf "linksradikale" Namen umgetauft.


Attentäter Faschisten

Die Anschläge in Mailand und Rom wurden von Neofaschisten ausgeführt,
die vor allem aus der Ordine Nuovo (Neuen Ordnung) kamen. Die
Rädelsführer waren zwei bekannte Terroristen, Franco Freda und
Giovanni Ventura. Zu ihnen gesellten sich aus der Leitung der
Avanguardia Nazionale ein Stefano Delle Chiaie und ein Mario Merlino,
der unter Mailänder Anarchisten aktiv war und versuchte, diese zu
Terrorakten anzustiften, damit die Polizei sie dann als Täter
präsentieren konnte. Den Anschlag in Mailand leitete der Ordine-Führer
Pino Rauti, Jahrgang 1926, ein Altfaschist aus Mussolinis
Sàlo-Republik, der als Freiwilliger in den Schwarzhemden (der
italienischen SS) an der Seite der Hitlerwehrmacht gekämpft hatte.

Die Ordine Nuovo hatte sich 1954 in Mailand konstituiert. Schon der
Name sollte ein "linkes Image" verleihen. Denn es war der von der von
Antonio Gramsci 1920 in der Sozialistischen Partei gebildeten Neuen
Ordnung, aus der im Januar 1921 die Kommunistische Partei hervorging.
Rauti selbst war in der im Dezember 1946 als Nachfolger der
Mussolini-Partei wieder gegründeten Movimento Sociale Italiano (MSI)
die Nummer Zwei und Chef ihrer Terrorbanden. Wegen mehreren Anschlägen
war er bereits 1951 zu einer zehnmonatigen Haftstrafe verurteilt
worden. Die rund 700 Teilnehmer des Gründungskongresses hatten den
"Sturz des Systems" verkündet, sich zum Programm der 1943 von
Mussolini gebildeten Sàlo-Republik und zum "Dritten Reich" bekannt,
als Wahlspruch den der deutschen SS - "unsere Ehre heißt Treue"
gewählt und zu ihrem Symbol eine Doppelaxt auf rotem Grund im weißen
Kreis, die später durch das keltische Kreuz ersetzt wurde.
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Antonio Gramsci - Mitbegründer der Kommunistischen Partei Italiens, 1926 inhaftiert und 1937 an den Folgen der Kerkerhaft verstorben

Foto: http://eserver.org/ [Public domain] via Wikimedia Commons




Verfolgte Anarchisten

Der Spannungsstrategie entsprechend wiesen die "Spuren" in der
Landwirtschaftsbank sofort auf die Anarchisten. Die Ermittlungen
folgten "einem bereits fertigen Drehbuch", schrieb der Mailänder
Journalist und Anarchist Luciano Lanza. [1] Gleichzeitig wurden
Spuren, die zu den neofaschistischen Attentätern führen konnten,
beseitigt. So wurde die in der Handelsbank sichergestellte
nichtexplodierte Bombe auf Weisung des Polizeipräsidiums am Abend des
12. Dezember mit einer Sprengladung zur Explosion gebracht. Der die
Ermittlungen leitende Kommissar Luigi Calabresi überzeugte sich, dass
der Befehl ausgeführt wurde. Der Munitionstechniker Guido Bizzarri,
ein Mann mit vierzigjähriger Berufserfahrung, äußerte gegenüber
Journalisten, das sei absolut unüblich. "Ich hätte sie entschärft. Sie
zu sprengen war viel gefährlicher."

Mit der Sprengung wurden Spuren, die zu den Hintermännern der
Attentate führen konnten, beseitigt. Sichergestellt wurde dagegen ein
Stück Buntglas, das sich in der Aktentasche mit der Bombe befand. Es
wurde in Mailand keiner kriminaltechnischen Analyse unterzogen,
sondern dazu nach Rom geschickt. Dort stellte man erstaunlich schnell
fest, dass es sich um Buntglas handelte, das in der Werkstatt von
Pietro Valpreda zur Herstellung von Jugendstillampen verwendet wurde.
Valpreda, ein Mailänder Anarchist und Ballett-Tänzer ohne Engagement,
betrieb in Rom einen Kunstgewerbeladen für Lampen und Schmuck. Am
12. Dezember war er am Morgen nach Mailand zu einer polizeilichen
Vernehmung vorgeladen worden. Bereits drei Stunden nach dem Attentat -
das Buntglas war noch nicht analysiert - wurde er im Mailänder
Polizeipräsidium als einer der Attentäter genannt.


Das "Drehbuch"

Zu dieser Zeit informierte der Polizeipräfekt, Libero Mazza, bereits
Ministerpräsident Mario Rumor über "die Linie des Vorgehens" wie
folgt: "Annahme zuverlässig, dass Lenkung der Ermittlungen auf
anarchoide Gruppen oder jedenfalls auf extremistische Ausläufer
erfolgen muss. Hat bereits begonnen, vorherige Absprachen mit oberster
Justizbehörde, energische Aktion, gerichtet auf Identifikation und
Festnahme Verantwortlicher." Während der Polizeipräfekt seinen
"Bericht" nach Rom absetzte, der ganz dem "Drehbuch", das Lanza
erwähnte, entsprach, versuchte Kommissar Calabresi bereits, von den
ersten verhafteten Anarchisten Geständnisse zu erpressen. Calabresi
benötigte dazu nicht erst die Befehle seines Präfekten. Er erhielt
seine Weisungen direkt von der CIA, die ihn während eines
mehrmonatigen "Fortbildungskurses" in den USA 1966 angeworben hatte.
[2]

Der Kommissar ging denn auch exakt nach den Instruktionen der CIA vor
und suchte die Attentäter unter den Linken. Die Anschläge zeigen
deutlich "die Handschrift der Anarchisten", setzte Calabresi die
Vorgeführten unter Druck und verlangt von ihnen Auskünfte "über diesen
irren kriminellen Valpreda" und seinen "Anhang von Halbstarken", die
dazu zwingen, "ernste Maßnahmen zu ergreifen". Dann das vorgefasste
Urteil: "Das ist das Werk von Anarchisten, daran gibt es nicht den
geringsten Zweifel." Dass es "die Faschisten gewesen sind", schließt
der Kommissar kategorisch aus. Die Turiner Stampa zitiert ihn
am nächsten Tag mit dem entschiedenen Urteil, dass es sich "ohne
Zweifel um die Tat von Linksextremisten" handelt. Das neofaschistische
Secolo d'Italia schreibt: "Die Kommunisten sind die Mörder!
Schluss mit dem kommunistischen Terror." Drei Tage später fordert das
MSI-Parteiblatt ganz im Sinne der Vorbereitung auf den geplanten
Borgheseputsch, mit aller Schärfe gegen die Verbrechen wider die
öffentliche Ordnung" vorzugehen.

Nach dem Attentat werden über 300 Personen aus Kreisen der Anarchisten
und der außerparlamentarischen Linken verhaftet, darunter einer der
bekanntesten Anarchisten Mailands, der Eisenbahner Giuseppe Pinelli,
der noch am 12. abends festgenommen wird, und drei Tage später
Valpreda.
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Der Anarchist Giuseppe Pinelli
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Pinelli hat für die Tatzeit ein Alibi. Vier Zeugen belegen, dass er in
einer Bar Karten gespielt hat. Ein Polizist der Questura behauptet
jedoch, das stimme nicht, er sei sich "beinahe sicher, daß Pinelli
nicht gespielt hat". Das genügt Kommissar Calabresi, diesen weiter
festzuhalten und zu beschuldigen. Obwohl er nach 48 Stunden
freigelassen oder ein Haftbefehl ausgestellt werden müsste, wird er
weiter verhört und ihm dabei ein Rechtsanwalt verweigert. Dann, gegen
Mitternacht vom 15. auf den 16. Dezember, stürzt Pinelli aus dem
Zimmer Calabresis im fünften Stock des Polizeipräsidiums.

Polizeipräsident Marcello Guida persönlich beruft sofort eine
Pressekonferenz ein und behauptet, es sei Selbstmord gewesen. "Sein
Alibi hat den Nachprüfungen nicht standgehalten", erklärt er. "Er hat
sich verloren gesehen (...) Es war eine Geste der Verzweiflung, alles
in allem eine Art Selbstanklage". [3] Guida ist ein offen
neofaschistisch eingestellten Offizier, der unter Mussolini eines der
berüchtigten Straflager für politische Gefangene leitete.

Die Mailänder Anarchisten der Ponte della Ghisolfa klagten bereits am
17. Dezember auf einer Pressekonferenz den Innenminister und den
Polizeipräfekten an, die neofaschistischen Täter zu decken.


"Zufälliger Tod eines Anarchisten"

Die Anarchisten wurden vor allem von der außerparlamentarischen Lotta
Continua (Ständiger Kampf) unterstützt. Die Organisation zählte etwa
20.000 Mitglieder, gab eine gleichnamige Tageszeitung mit derselben
Auflage sowie eine Zeitschrift Contre-Informazione heraus, in
der die Ziele der Spannungsstrategie enthüllt wurden. Starken Auftrieb
erhielten die Proteste durch das solidarische Engagement Dario Fos
(Nobelpreis 1997), der das Verbrechen und seine Hintergründe in seinem
Theaterstück "Zufälliger Tod eines Anarchisten" auf die Bühne brachte,
was vom hohen persönlichen Mut des Autors zeugte. Denn im Griechenland
der Obristen und im Chile Pinochets wurden Künstler und Schauspieler,
die sich wie Fo engagierten, in die Kerker geworfen oder kamen ums
Leben.

Vor allem vier Fakten widerlegten die Behauptung des
Polizeipräsidenten und Kommissar Calabresis von einem Selbstmord
Pinellis. Die Erklärung, ein Polizeibeamter habe Pinelli von seinem
Sturz aus dem Fenster zurückhalten wollen, ihn an den Füßen gepackt,
aber nur einen Schuh erfasst, stimmte nicht. Der Eisenbahner wurde im
Hof mit beiden Schuhen an den Füßen gefunden. Bereits vor dem
"Fenstersturz" Pinellis war in einem Krankenhaus angerufen und ein
Krankenwagen zur angeblichen Hilfe angefordert worden. Schließlich
verdeutlichte die Art des Sturzes, dass Pinelli infolge der
Folterungen nicht mehr bei Bewusstsein war. Den Verdacht, dass der
Anarchist von den Polizisten aus dem Fenster gestoßen wurde, erhärtete
weiter, dass keine Obduktion der Leiche vorgenommen wurde.

Der Tod des 40-jährigen Giuseppe Pinelli, der eine Frau und zwei
Kinder hinterließ, erregte nicht nur die Mailänder Anarchisten,
sondern viele Linke, die in ihren Protesten nicht nachließen. Als
Zehntausende, einem Aufruf von Lotta Continua folgend, durch die Stadt
demonstrierten und die Straßen von Sprechchören "Calabresi Mörder" und
"CIA-Kommissar" widerhallten, holte man in der Mailänder Questura zum
Gegenschlag aus. Calabresi wurde veranlaßt, wegen der
Mordanschuldigungen, die die Zeitung Lotta Continua erhob,
gegen den Chefredakteur Pio Baldelli zu klagen. Dieser ging zu Beginn
des Prozesses in die Offensive und erklärte: "Wir haben die Absicht
zu beweisen, dass Kommissar Calabresi Pinelli ermordet hat. Er hat ihn
umgebracht, wenn vielleicht auch nicht selbst. Auf jeden Fall werden
wir beweisen, dass die Verantwortung für den Tod des Anarchisten auf
ihn fällt." (Wenzel, S. 41).


Prozess platzt

44 Zeitungen und Zeitschriften, die Vereinigung Demokratischer
Juristen und zahlreiche Organisationen solidarisierten sich mit Lotta
Continua. Calabresi und die als Zeugen geladenen Polizisten
verwickelten sich in Widersprüche. Schließlich lehnte der Kommissar
die Verantwortung für die Ereignisse mit der Erklärung ab, er sei
während des Fenstersturzes Pinellis nicht im Zimmer gewesen. Als Lotta
Continua die Exhumierung der Leiche Pinellis zur Obduktion beantragte,
ließen Calabresis Anwälte, um die Beweise für die Ermordung Pinellis
zu unterdrücken, den Prozess platzen. Sie erklärten den vorsitzenden
Richter, einen durch und durch konservativen Juristen, für befangen
und forderten, ihn abzusetzen. Dem Antrag wurde vom Kassationsgericht
stattgegeben.

Calabresi überlebte das Fiasko des Prozesses nicht lange. Am 17. Mai
1972 wurde er in Mailand auf offener Straße von einem "unbekannten
Täter" erschossen. "Die im Prozess aufgedeckten Spuren zeigten, welch
prominente Mächte hinter den blutigen Faschistenumtrieben standen -
und dass Calabresi wohl etliche sehr bekannte Namen auszuplaudern
gehabt hätte, wenn er unter der Beweislast zusammengebrochen wäre und
zu sprechen begonnen hätte. Das wurde jedoch verhindert: durch die am
17. Mai auf Luigi Calabresi abgefeuerten Schüsse", schrieb Irnberger,
der festhielt, es "könnte die CIA gewesen sein (S. 203).
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2006 von der Mailänder Stadtverwaltung in der Piazza Fontana errichtete Gedenktafel an die Ermordung Pinellis im Polizeipräsidium am 5. Dezember 1969

Foto: Piero Montesacro [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)] via Wikimedia Commons




Das "Field manual 30-31"

Das Pentagon erließ zu der 1968er Orientierung des
Geheimdienstausschuss des US-Repräsentantenhauses am 18. März 1970
ein Feldhandbuch (Field manual 30-31) mit detaillierten Instruktionen
zur Einschleusung von Agenten in linksradikale Organisationen, die
zur gegebenen Zeit Operationen - von der Provozierung von Unruhen bis
zu politischen Morden - auslösen sollten, um Vorwände zur Errichtung
eines Regimes der "starken Hand" zu schaffen. [4] Zwei Jahre, nachdem
FM 30-31 ergangen war, verlautete aus einem Bericht der Pariser Le
Monde, dass mindestens zehn Prozent aller Mitglieder
linksradikaler Vereinigungen Agenten der Polizei seien. [5]

Obwohl die Strategie, linksradikalen Linken für faschistische
Anschläge die Schuld in die Schuhe zu schieben, in Mailand ein Fiasko
erlitt, wurde sie - nicht ohne Erfolg, wie die Entwicklung nach dem
Mordkomplott an Aldo Moro zeigte - weiter verfolgt. Einige Beispiele:
Nachdem im März 1973 ein neofaschistisches Attentat auf den D-Zug
Genua-Rom gescheitert war, wurde bekannt, dass zuvor in dem Zug
Neofaschisten vor den Reisenden demonstrativ mit Zeitungen und
Flugblättern von Lotta Continua und Potere Operaio aufgetreten waren,
um entsprechende Spuren zu hinterlassen. Im März 1977 kam es in
Bologna, das von einer roten Stadtverwaltung regiert wurde, zu
tagelangen bewaffneten Zusammenstößen, für die linksradikale Gruppen,
darunter von der Universität der Stadt, verantwortlich gemacht wurden.
Die Zeitschrift Giorni berichtete in ihrer Nummer 13, dass nach
Bologna jedoch scharenweise Neofaschisten aus Rom, Bari, Palermo und
weiteren süditalienischen Städten transportiert worden waren, die in
Gruppen unter "linken" Namen wie "Roter Stern" (Stella Rossa) oder
"Bewaffneter Kampf für den Kommunismus" (Lotta armata per il
comunismo) agierten.

Am 14. Juni 1975 enthüllte der Chefredakteur der römischen
Wochenschrift Tempo, Livio Jannuzzi, in Rom auf einer
Pressekonferenz, dass in einem geheimen NATO-Stützpunkt Capo Marrargiu
auf Sardinien Polizeiagenten auf ihren Einsatz in linksradikalen
Gruppen, darunter in den Brigate Rosse, vorbereitet würden. Jannuzzi,
über dessen Pressekonferenz am nächsten Tag nahezu alle italienischen
Zeitungen ausführlich berichteten, erklärte weiter, dass die Agenten
"Gruppen in den BR anleiten, Kommandounternehmen zur Entführung und
Ermordung von Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Kultur
durchzuführen". Die Ausbildung leitete der Oberst des Geheimdienstes
SISMI, Camillo Gugliemi, der bei der Entführung Moros im März 1978 am
Tatort persönlich kontrollierte, wie die Operation ablief. Wie 1991
nach der Aufdeckung der geheimen NATO-Truppe Stay behind (hinter den
Linien), die in Italien Gladio hieß, ans Licht kam, führten einen
Großteil der Attentate Einheiten dieser verfassungsfeindlichen
Truppe, die in einer Division von 12.000 Mann zusammengefasst waren,
selbst aus. [6]


Propaganda due (P2)

Als Zentrale ihrer Spannungsstrategie schuf die CIA in dieser Zeit
die als Freimaurerloge getarnte "Propaganda due" (P2), deren
offizieller Chef der Altfaschist aus Mussolinis Sàlo-Republik Licio
Gelli wurde, dessen Aufdeckung die USA verhindert hatten. Die Fäden
ihrer Gründung zogen, wie das Mailänder Nachrichtenmagazin
Espresso am 25. November 1990 schrieb, der damalige
NATO-Oberbefehlshaber General Alexander Haig und US-Außenminister
Henry Kissinger. Haig ließ vom Chef für verdeckte Operationen der CIA
in Rom, Ted Shackley, Gelli eine Liste mit 400 hohen italienischen
NATO-Offizieren für den Aufbau übermitteln. Als eigentlicher geheimer
Chef der P2 galt jedoch, wie der Europeo am 15. Oktober 1983
schrieb, der auch wegen Komplizenschaft mit der Mafia angeklagte, aber
mangels Beweisen freigesprochene mehrmalige Ministerpräsident Giulio
Andreotti. [7]
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Giulio Andreotti, hier als italienischer Ministerpräsident am 17. April 1973 zu Gast bei US-Präsident Richard Nixon

Foto: White House photo by Robert Moore [Public domain] via Wikimedia Commons



Zur Rolle der P2 schätzte der Politologe Giorgio Galli ein: "Anfang
der siebziger Jahre wird das Ausmaß der Macht der P2 in Umrissen
bekannt, als unter Richtern und Journalisten im Flüsterton davon
gesprochen wurde, die Initiale des 'Signor P', der als Auftraggeber
des Massakers auf der Piazza Fontana galt, bezeichne nicht eine
Einzelperson (...), sondern eine Organisation 'P', die des 'Meisters
vom Stuhl' nämlich." Obwohl die Untersuchungsergebnisse, wie Galli
schrieb, bei den Terrorakten "klar in Richtung Geheimloge P2" wiesen,
wurden sie unterdrückt, manipuliert, Linke vor Gericht gezerrt,
Mitwisser beseitigt".


2400 Attentate, Hunderte Tote

Im Ergebnis der Spannungsstrategie kam es zu einer von Monat zu Monat,
von Jahr zu Jahr sich steigernden Zahl von Attentaten, die das ganze
Land erfassten und oft auf Massenmord zielten. Von 150 Anschlägen 1969
stieg ihre Zahl auf fast 2400 im Jahr 1978 an. In dieser Zeit kamen
Hunderte von Menschen ums Leben, wurden Tausende verletzt. Zwischen
1969 und 1984 forderte der von den Neofaschisten entfesselte Terror
allein in der "Roten Emilia" 140 Tote und ein vielfaches mehr an
Verletzten. 85 Tote und über 200 Verletzte gab es bei nur einem
Attentat auf dem Hauptbahnhof in Bologna im August 1980.

Die Spannungsstrategie blieb und bleibt nicht auf Italien beschränkt.
Sie wurde schon 1967 bei der Installierung des faschistischen Regimes
der Obristen in Griechenland praktiziert, danach in Chile beim Sturz
des sozialistischen Präsidenten Salvatore Allende durch den
Militärputsch Pinochets (Centauro-Plan). 2002 befasste sich eine
Konferenz der Associazione Ricreativa Culturale (ARCI) im
norditalienischen Bretonico mit der Umsetzung italienischer
Erfahrungen in der Spannungsstrategie der CIA bei den Anschlägen am
11. September 2001 in New York (auf der Professor Siegfried Prokop zur
RAF in der BRD und der Autor zur Rolle der CIA und der Brigate Rosse
die Hauptreferate hielten - jW, 28./29. September 2002). Nach diesem
Konzept halten die USA die Fäden beim so genannten Kampf gegen den
"Staatsterrorismus" im Nahen Osten, so bei der Formierung des
"Islamischen Staates" (IS) oder jüngst bei den Angriffen auf Öl-Lager
in Saudi-Arabien in der Hand. Aus der Fülle der darüber vorliegenden
Publikationen seien erwähnt: Arnold Schölzel: Das Schweigekartell.
Fragen & Widersprüche zum 11. September. Berlin 2002, Jean-Charles
Brisard/Guillaume Dasquié: Die verbotene Wahrheit. Zürich/München
2002.


Fußnoten:


[1] Luciano Lanza: Bomben und Geheimnisse - Die Geschichte des
Massakers von der Piazza Fontana, Hamburg 1998, S. 9.

[2] Harald Irnberger: Die Terrormultis, Wien, München 1976, S. 203.

[3] Gisela Wenzel: KLassenkämpfe und Repression in Italien. Am
Beispiel Valpreda, Hamburg 1973, S. 30.

[4] Auszüge in Europeo, 27. Oktober 1978.

[5] Antonio e Gianni Cipriano: Sovranita limitata. Storia dell
Eversione atlantica in Italia. Rom 1991, S. 201 f.

[6] Giovanni Marie Bellu/Giuseppe D'Avanzo: I Giorni di Gladio, Rom
1991, S. 155 ff.

[7] Giorgio Galli: Staatsgeschäfte, Affären, Skandale,
Verschwörungen. Das unterirdische Italien 1943-1990, Hamburg 1994,
S. 216
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FERIEN/973: Hanau - Eigene Tier-Glücksbringer aus Ton modellieren, 28.12.19


Stadt Hanau

Eigene Tier-Glücksbringer aus Ton modellieren

Ferienwerkstatt für Kinder im Museum Schloss Steinheim am Samstag, 28.
Dezember



Glücksbringer waren für die Menschen in der Antike Gegenstände, die
vor Gefahren geschützt und Unheil abgewehrt haben und ihrem Besitzer
Glück, Wohlstand und Gesundheit bringen sollten. Im Rahmen der
Sonderausstellung "Spielsachen-Glücksbringer-Opfergaben. Ausgewählte
Objekte der Antike des Hessischen Puppen- und Spielzeugmuseums zu
Besuch im Museum Schloss Steinheim" findet am Samstag, 28. Dezember,
von 14 bis 16 Uhr eine Kinder-Ton-Werkstatt statt. Künstlerin und
Bildhauerin Martina Schoder zeigt Kindern ab sechs Jahren wie sie aus
weißem, rotem und schwarzem Ton eigene Glücksbringer in Tierform
modellieren können. Der Phantasie und Kreativität sind an diesem
Nachmittag keine Grenzen gesetzt.

Die Kosten betragen pro Kind fünf Euro. Maximal 15 Kinder können
teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche
Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181-295 1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Kindergeburtstag im Museum Schloss Steinheim feiern? Wie wäre es mit
einem Steinzeit- oder Römergeburtstag? Die Museumspädagogik der
Städtischen Museen Hanau bietet viele Kreativkurse auch als
Kindergeburtstag oder für Kitagruppen und Schulklassen zu einem
Wunschtermin an.

Alle Informationen zu den Angeboten der Städtischen Museen Hanau sowie
weitere Termine im Rahmen der Sonderausstellung "Spielsachen-
Glückbringer-Opfergaben" finden sich auf www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim, Regionale Archäologie und Stadtgeschichte

Schlossstraße 9, 63456 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.19
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AUFBAU/582: Interview - Solidarisch mit den Solidarischen


aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

REPRESSION

Solidarisch mit den Solidarischen



Im September beginnt vor dem spanischen Sondergericht Audiencia
Nacional der dreimonatige Makroprozess 11/13 gegen 47 Personen. Sie
haben sich organisiert mit den baskischen politischen Gefangenen und
Geflohenen solidarisiert, und das soll hart abgestraft werden. Wir
haben mit einer der angeklagten Personen gesprochen.


(az) Der spanische Staat verlangt die bedingungslose
Unterwerfung. Wer dem Kampf nicht abschwört, wird kriminalisiert, auch
wer legale, offene Solidaritätsarbeit leistet. Die 47, die unter dem
Motto "Wir würden es wieder tun!" für die politische Legitimität der
Solidaritätsarbeit kämpfen, stehen unter strenger Aufsicht, weshalb
das Interview mit Vorsicht und anonymisiert gemacht wurde.


aufbau: Wer seid ihr?

Angeklagte: Wir sind 47 Personen aus der organisierten
Solidarität mit den baskischen politischen Gefangenen und Geflohenen.
Viele gehören Herrira an, einer 2012 gegründeten Initiative zur
Verteidigung der Rechte der baskischen politischen Gefangenen und
Geflohenen. Einige waren Kontaktpersonen zwischen dem
Gefangenenkollektiv und den sozialen Kräften draussen. Einige sind
Anwält_innen oder Fachpersonen der Vereinigung Jaiki Hadi, die sich um
die medizinische und psychologische Unterstützung von Gefangenen,
Geflohenen und Ex-Gefangenen kümmert, und einige gehören zur
Angehörigenorganisation Etxerat.


aufbau: Warum wird die Solidarität mit den Gefangenen
kriminalisiert?

Angeklagte: 2011 hat ETA ihre bewaffnete Aktivität beendet, und
es gab Schritte Richtung einer Konfliktlösung. Das baskische
politische Gefangenenkollektiv führte intensive Debatten, wie es sich
gegenüber dem neuen Szenario verhalten will. Ein Ziel der Repression
war es, das Kollektiv zu isolieren und diese Debatte zu torpedieren.
Gleichzeitig nahmen die Mobilisierungen für die Rechte der baskischen
politischen Gefangenen auf der Strasse zu, es gab einige richtig
starke Grossdemonstrationen. Dass neue soziale Kräfte sich für die
Gefangenen und die Lösung des Konflikts engagierten, kam dem
spanischen Staat nicht gelegen. 2013 folgte das Urteil des Den Haager
Gerichtshofs, welches die "Doctrina Parot" kippte, mit welchem der
spanische Staat abgesessene Haftstrafen weiter hatte verlängern
können, weshalb viele baskische politische Gefangene freikamen. Die
Solidarität mit den Gefangenen anzugreifen, ist als Akt der Rache zu
verstehen und als Versuch, den Willen einer Mehrheit der baskischen
Bevölkerung zu neutralisieren.


aufbau: Warum kommt ihr alle zusammen vor Gericht,
und wie lautet die Anklage?

Angeklagte: Dass wir zusammen verurteilt werden sollen, ist
eine Strategie des spanischen Staates. Sie haben Leute aus
unterschiedlichen Solidaritätsorganisationen verhaftet und behaupten,
dass wir gemeinsam die Gefängnisfront der ETA bilden. Unsere
Gemeinsamkeit ist einzig unsere Solidarität mit den Gefangenen, aber
die spanische Justiz funktioniert so. Die Anklage lautet für alle:
Aktive Teilnahme in einer terroristischen Vereinigung sowie
fortgesetzte Verherrlichung des Terrorismus. Bei einigen kommt
Finanzierung von Terrorismus dazu. Es werden hohe Haftstrafen zwischen
8 und 20 jahren gefordert. In meinem Fall 13 Jahre.


aufbau: Wie interpretiert ihr diese Anklage?

Angeklagte: Die Interpretation müsst ihr in den Köpfen des
Untersuchungsrichters und des Staatsanwaltes suchen. Wir wären eine
wirklich merkwürdige terroristische Vereinigung, da wir unsere
Tätigkeiten immer in der Öffentlichkeit durchgeführt haben. Zurück
geht das alles auf den Untersuchungsrichter Garzon, der in den 1990er
Jahren mit der Strategie "Alles ist ETA" jede Idee, Organisation und
Person, deren Ziele jenen der ETA ähnlich sind, als "terroristisch"
anklagbar gemacht hat, oder auch, wer Mitglieder von ETA in der
Verteidigung ihrer Rechte unterstützt hat.


aufbau: Die Gefangenen sind Symbol für eine Geschichte
von Kampf und Widerstand. Geht es darum, diese Geschichte
auszulöschen?

Angeklagte: Die Gefangenen sind mehr als ein Symbol. Sie sind
die lebende Erinnerung daran, dass dieser Teil des Konflikts nicht
gelöst ist. Der spanische Staat möchte die Gefangenen isolieren, sich
an ihnen rächen. Ihre Moral soll zerstört werden, indem sie mit
besonders harten Haftbedingungen bestraft werden. Und jede_r wird
angegriffen, der/die dies öffentlich macht.


aufbau: Wie ist eure Verteidigungsstrategie?

Angeklagte: Unsere Strategie ist kollektiv. Wir denunzieren die
Anklage. Es geht nicht um 47 Personen, es geht um einen Prozess gegen
die Solidarität. Deshalb haben wir die Dynamik IrtenBidera (Auf den
Weg) gegründet und das Motto 47ak Herrian (die 47 zu Hause)
herausgegeben. Wir wollen die Gründe aufzuzeigen, für die wir
verurteilt werden und die Situation der baskischen politischen
Gefangenen anklagen, die sich in den letzten sechs Jahren kaum
verändert hat. Viele Leute sind interessiert und beteiligen sich. In
der ersten Septemberwoche sind Aktionstage geplant und am 14.
September eine Grossdemonstration in Bilbo. Bis dahin finden lokale
Aktivitäten statt. Wir haben ein gutes Gefühl.


aufbau: Wie ist die aktuelle Situation der baskischen
politischen Gefangenen?

Angeklagte: Aktuell besteht das Kollektiv aus 253 Gefangenen,
209 im spanischen und 39 im französischen Staat. Einige sind nach
langen Haftstrafen schwer erkrankt und müssten per Gesetz draussen
sein. Prekär ist auch die Situation der gefangenen Frauen. Sie sind
innerhalb des Kollektivs am stärksten isoliert und am weitesten vom
Baskenland entfernt inhaftiert. Es gab einige individuelle Bewegungen
für einzelne Gefangene, einige kleine Gesten, aber nur gerade fünf
Gefangene befinden sich heute in baskischen Gefängnissen. Der Rest ist
weiterhin über den spanischen Staat verteilt. In Iparralde
(französisches Baskenland) hat sich dank dem grossen Engagement
verschiedener sozialer Gruppen ein wenig mehr bewegt. Für eine
Veränderung braucht es eine starke gesellschaftliche Mobilisierung.
Das wird noch viel Arbeit bedeuten, aber wir sind dran.


aufbau: Wie war die Repressionswelle gegen die
Solidaritätsbewegung von 2013 bis 2015?

Angeklagte: Als erstes war Herrira betroffen. 2013 wurden 18
Personen durch die Guardia Civil verhaftet und anschliessend unter
juristischen Auflagen provisorisch wieder freigelassen. 2014 wurden
8 Personen verhaftet, welche für den Kontakt zwischen dem
Gefangenenkollektiv und draussen verantwortlich waren. Diese sassen
bis zu drei Jahren in Untersuchungshaft. 2015 wurden erneut vier
Mitglieder von Herrira verhaftet, sowie 12 Anwält_innen von baskischen
politischen Gefangenen und vier Mitglieder von Jaiki Hadi und Erxerat.


aufbau: Wie hast du die Repression erlebt?

Angeklagte: In meinem Fall beginnt die Verfolgung schon früher.
Ich war sehr jung politisch aktiv und wurde 2010 im Rahmen der
Repression gegen die baskische revolutionäre Jugendorganisation SEGI
verhaftet[1]. Ich habe Folter und Haft erlebt, auch die
Dispersionspolitik, das Verlegen baskischer politischer Gefangener in
möglichst weit vom Baskenland entfernte Knäste. Nach zwei Jahren
Untersuchungshaft kam ich provisorisch frei, und anderthalb Jahre
später wurde ich wegen meiner Aktivität in Herrira erneut verhaftet.
Es klingt paradox, aber obwohl ich dann nur einen Tag festgehalten
wurde, hatte ich Suizidgedanken und konnte mich erst mit einer
Psychotherapie wieder davon erholen. Seither bin ich nicht mehr gleich
aktiv. Ich habe Angst und möchte so etwas nicht mehr erleben. 2014 war
der Prozess gegen SEGI, und 2015 wurde ich freigesprochen. Das war
eine grosse Erleichterung.


aufbau: Arbeitet ihr trotz der Anklage weiter in der
Solidarität mit den Gefangenen?

Angeklagte: Für viele von uns ist dies nicht mehr möglich, denn
eine Bedingung für unsere provisorische Freilassung war das Verbot der
Teilnahme an Aktivitäten für die Gefangenen. Nur die Anwält_innen und
die Fachleute von Jaiki Hadi können ihre Arbeit unter starker
Kontrolle weiter verrichten.


aufbau: Was ist das Wichtigste in der Solidarität mit den
Gefangenen?

Angeklagte: Alles ist wichtig und nötig. Wenn sie die
Solidarität vernichten wollen, müssen wir sie verdoppeln. Briefe
schreiben, Besuche organisieren, Aktivitäten veranstalten, alles, was
möglich ist. Ich danke euch, dass wir unsere Situation bekannt machen
können. Mehr Informationen findet ihr auf unserer Homepage

WWW.11-13makroepaiketa.eus.

Wir brauchen jede politische und ökonomische Solidarität.


[1] Im Aufbau Nr. 53 haben wir über die baskische Jugendbewegung
und im Aufbau Nr. 60 und Nr. 61 über die Repression gegen die
baskische revolutionäre Jugendorganisation berichtet.

 * 
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DAS BLÄTTCHEN/1952: Dshan heißt Seele


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 24 | 25. November 2019

Dshan heißt Seele

von Wolfgang Brauer



Andrej Platonow gehört zu den lange Verleugneten der russisch-sowjetischen
Literatur. Der 1899 geborene Elektrotechniker und Meliorator veröffentlicht
1927 seine ersten Bücher, die gleich einem Paukenschlag daherkommende
Kurzgeschichtensammlung "Die Epiphaner Schleusen" und die satirische
Erzählung "Die Stadt Gradow", mit der er die sowjetische Bürokratie
attackiert. Die hatte ihn gerade erst aus dem Berufsleben herausgekantet.
Platonow versuchte in den Jahren zuvor erfolgreich zusammen mit den
betroffenen Bauern, die Ursachen der Dürrekatastrophen im Schwarzerdegebiet
um Woronesh zu bekämpfen. Er erlag der Illusion, dies, legitimiert durch
eine demokratische Wahl, auf einem Spitzenposten der sowjetischen
Gewerkschaften unionsweit weiterführen zu können. Der Traum dauert nur 14
Tage lang. Dann wird er gefeuert. Ihm bleibt nichts anderes übrig, als sein
Glück - und die Existenzsicherung seiner Familie - als freier
Schriftsteller zu versuchen.

Aber auch das sollte ihm nur für kurze Zeit gelingen. 1931 veröffentlicht
er in der Zeitschrift Krasnaja now die satirische Erzählung "Zum
Nutzen", mit der er Kritik an der Zwangskollektivierung der Landwirtschaft
übt. Er ist nicht in der Lage, dieses Verbrechen an der sowjetischen
Bauernschaft auf eine so kriecherische Weise schönzureden, wie es Michail
Scholochow mit seinem durchaus sprachgewaltigen Epos "Neuland unterm Pflug"
fertigbrachte. Stalin jedenfalls schäumt, übt sich mit Randnotizen wie
"Schuft" und "Abschaum" auf einem Exemplar der Krasnaja now als
Literaturkritiker. Er bezeichnet die Redakteure als "Stümperkommunisten"
und empfiehlt der Redaktion, "Autor und Stümper [...] so zu bestrafen, dass
ihnen die Strafe 'Zum Nutzen' gereicht." Das war de facto das zweite
Berufsverbot. In seiner Verzweiflung wendet sich Platonow zwei Jahre später
mit drei Briefen an den Einzigen, der zu helfen in der Lage gewesen wäre:
Maxim Gorki. Er geht sogar so weit, Gorki zu bitten, dass man ihm die
Möglichkeit geben solle, "den Bau des Weißmeerkanals oder des 
Moskwa-Wolga-Kanals zu studieren und darüber ein Buch zu schreiben". Platonow weiß, dass
diese Bauten "in pädagogischer Hinsicht", wie er schreibt, angelegt, also
Bestandteil des GULAG-Systems sind.

Die Briefe an Gorki, die dieser nie beantwortete, sind im Deutschen jetzt
erstmals abgedruckt im Sammelband "Dshan oder Die erste sozialistische
Tragödie", den Michael Leetz - von dem auch die vorzüglichen Übersetzungen
stammen - jetzt vorgelegt hat. Dieser Band ist eine Glanzleistung. Platonow
selbst ist interessierten deutschen Lesern kein Unbekannter. Bereits 1969
veröffentlichte der Ostberliner Verlag Kultur und Fortschritt eine
zweibändige Prosaauswahl, 1973 erschien bei Luchterhand der Roman
"Tschewengur", den Platonow selbst zu Lebzeiten nie veröffentlichen konnte.
Platonows Bücher erscheinen fortan in beiden deutschen Staaten bis in die
1990er Jahre hinein immer wieder. Allerdings mit einem Makel: Sie basieren
auf den entsprechenden Veröffentlichungen sowjetischer Verlage. Die
wiederum unterzogen die Schriften des Autors, der sich nicht mehr wehren
konnte, einer dem jeweiligen "Zeitgeist" geschuldeten Bearbeitung - bis hin
zu solchen "Entstalinisierungsmaßnahmen", die den Namen Stalin in
stalinkritischen Schriften durch Lenin ersetzten.

Leetz greift bei seiner Neuübersetzung des titelgebenden Romans "Dshan"
(der 1964 in Kasachstan erstmals postum erscheinen konnte) auf die 1999 in
Moskau von Natalja Kornijenko besorgte Ausgabe zurück. Kornijenko gelang
es, den ursprünglichen Text wiederherzustellen. "Dshan" - 1935 geschrieben -
 ist das Ergebnis von zwei Studienreisen Platonows nach Turkmenien, die
nach Auffassung von Leetz nur möglich waren, weil sich Maxim Gorki eben
doch für den Verfemten eingesetzt habe.

Der Roman erzählt vom Schicksal des "nichtrussischen Mannes" Nasar
Tschagatajew, Absolvent des Moskauer Ökonomischen Institutes, der von der
Partei in die Sary-Kamysch-Senke am Rande der Wüste Karakum geschickt wird.
Er soll das verlorengegangene Volk Dshan, dem er selbst entstammt, finden
und ihm den Sozialismus bringen. Denn, so der Sekretär der Partei: "In der
Hölle ist dein Volk schon gewesen, nun soll es im Paradies leben und, wir
helfen ihm mit all unserer Kraft ..." Tschagatajew gehorcht, aber die
Mission gerät beinahe zum totalen Desaster. Er findet zwar sein fast schon
ausgestorbenes Volk. Es erweist sich aber als kaum ansprechbar. Zerlumpt
und halb verhungert haben die Menschen nur noch ein einziges Interesse:
irgendwelche kaubaren Wurzeln zu finden und sich, wenn es gar nicht mehr
weiter geht, in irgendeiner Sanddüne zum Sterben zu verkriechen.
Tschagatajew fühlt, "dass sein Volk den Kommunismus nicht braucht".
Jedenfalls nicht den "von oben" dargebrachten. Nur das Mädchen Aidym
verkörpert den Funken Hoffnung, der Tschagatajew nicht aufgeben lässt. Mit
ihrer Hilfe und dem Glücksumstand, dass es ihm gelingt, vier riesige, vom
Himmel stürzende Vögel zu töten und mit diesen sein Volk vor dem Hungertod
zu bewahren - der Roman lebt von stark mythologisch geprägten Motiven -,
kann er seinen Auftrag schließlich ausführen. Nur, im Moment der höchsten
Erfüllung - er hat die Dshan aus der Wüste herausgeführt, die Hungernden
gesättigt, feste Häuser in der unwirtlichen Steppe gebaut - "gingen alle
einzeln, in großer Entfernung voneinander". Nasar Tschagatajew begreift in
diesem Moment, "die Menschen sehen selbst am klarsten, was das Beste für
sie ist. Genug, dass er ihnen half lebendig zu bleiben, und das Glück
erlangen mögen sie hinter dem Horizont ..."

Platonow formuliert hier eine Radikalabsage an jegliches Avantgardedenken
kommunistischer Prägung. Letztendlich findet das Volk Dshan wieder
zusammen, aber freiwillig, von sich aus. Tschagatajew hatte ihm, ohne sich
dessen anfangs bewusst zu sein, Wichtigeres als nur das Essen verschafft -
die Kraft, seine eigene Seele wiederzufinden. Denn Dshan "heißt Seele oder
liebes Leben." Und wenn das Leben des Menschen "aber andere Menschen
besitzen, der Mensch also unfrei ist, dann ist er nicht nur nicht imstande,
seine Kräfte für ein edles Ziel einzusetzen, sondern er existiert noch
nicht einmal als Persönlichkeit: Es existieren jene, die den Unfreien
besitzen." Das schreibt Platonow im Vorwort der Erzählung über die Kurdin
Karages (vermutlich 1936).

Jene, die den Menschen ihre Freiheit nehmen, können die orientalischen Beis
sein oder auch die Chefs der "neuen Clans" der Partei, von denen einer die
Absicht hat, das Volk Dshan über die Grenze zu führen, um es auf den
Sklavenmärkten zu verkaufen. Das kann auch Väterchen Stalin sein ...

Gegen dessen Vorstellung, ingenieurtechnisch die Seelen der Menschen
umzubauen ("die Schriftsteller sind die Ingenieure der menschlichen
Seele"), wendet sich Platonow gleich in mehreren Texten des Sammelbandes.
Mit dem Essay "Die Gestalt des zukünftigen Menschen" (1936-1938) schließt
der Band ab: "Der zukünftige Mensch wächst und erstarkt selbstständig,
infolge des historischen Fortschritts und des revolutionären Kampfes",
meint Andrej Platonow. Mit historischem Fortschritt meint er nicht den
technischen Fortschritt. Im Gegenteil, er warnt davor, die Erde mit den
inzwischen nie dagewesenen technischen Mitteln weiter auszuplündern. "Die
erste sozialistische Tragödie" liegt für ihn in ebendieser Überschätzung
der Möglichkeiten der sozialistischen Gesellschaft: "die Natur ist so
beschaffen, dass sie einen Sieg über sich nicht zulässt". - "Wir aber
dringen ins Innere der Welt ein, und als Antwort darauf schlägt sie mit
gleicher Kraft zurück."

Andrej Platonow erlebt in der Karakum den Anfang von Entwicklungen, die
beispielsweise zur Vernichtung des Aralsees und zur Zerstörung selbst der
einstmals voller Leben steckenden Wüste führten. Er warnt vor der
Selbstüberhebung des Menschen. Er weiß, dass der von der
Industriegesellschaft aus Gier in Gang gesetzten Selbstvernichtung nur
Einhalt geboten werden kann durch das gemeinsame selbstbestimmte Handeln
aller. Davon sind wir immer noch meilenweit entfernt. Auch die derzeit von
Leuchtgestalten unterschiedlicher Art angeführten Ökologiebewegungen sind
nicht sehr viel weiter im Denkansatz als Tschagatajew zu Beginn seiner
Reise ins Land der Dshan.

Stalin und seine Zensoren hatten die Gefahren, die von Platonows Schreiben
ausgingen, sehr wohl erkannt. Nach dem Krieg durfte er bis zum Ende seines
Lebens 1951 nur noch Volksmärchen sammeln und bearbeiten. Der bei Quintus
erschienene Sammelband ist ein atemberaubendes Stück Literatur.

Andrej Platonow: Dshan oder Die erste sozialistische Tragödie. Prosa -
Essays - Briefe. Herausgegeben und übersetzt von Michael Leetz, Quintus,
Berlin 2019, 376 Seiten, 25,00 Euro.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 24/2019 vom 25. November 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6977: Frankreich - Trotz wachsender Streiks will Premier Philippe die Renten kürzen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Frankreich: 

Trotz wachsender Streiks will Premier Philippe die Renten kürzen

Von Anthony Torres und Alex Lantier

13. Dezember 2019



Seit dem 5. Dezember streiken in Frankreich Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes gegen die geplanten Rentenkürzungen. Sie haben den öffentlichen
Nahverkehr, die Fernzüge, das Bildungswesen und die Raffinerien weitgehend
lahmgelegt. Am Dienstag machte Premierminister Edouard Philippe klar, dass
er die Kürzungen gegen jeden Widerstand durchsetzen werde.

Philippe sprach in Paris vor dem Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat
(CESE), einem Gremium, dem sowohl die Gewerkschaften, als auch die
Unternehmerverbände angehören. Der Premier forderte ein Ende der Streiks
und weitere Verhandlungen mit den Gewerkschaften, die seit 2017 mit Macron
über diese Kürzungen debattieren.

Provokativ wies Philippe alle wichtigen Forderungen der Streikenden zurück
und erläuterte das "punktebasierte" Rentensystem, das er einzuführen
gedenkt. Auch will er die besonderen Renten, die es im öffentlichen Dienst
noch gibt, abschaffen und das offizielle Rentenalter von 62 auf 64 Jahre
anheben.

Er erklärte: "Ich bin entschlossen, diese Reform durchzusetzen. Wir werden
das Rentensystem Schritt für Schritt umwandeln ... Wir werden ein
gerechteres System auf solider finanzieller Grundlage aufbauen." Die
Regierung werde die Sonderregelungen abschaffen und die Bevölkerung
ermutigen, "etwas länger zu arbeiten". Weiter kündigte Philippe an, er
werde bis Ende des Jahres einen Gesetzesentwurf ausarbeiten, den er am 22.
Januar dem Ministerrat und im Februar dem Parlament vorlegen werde.

Diese Äußerungen bestätigen, dass die französische Regierung nicht bereit
ist, irgendwelche Kompromisse einzugehen, und dass die Konfrontation
zwischen der Arbeiterklasse und der von Macron repräsentierten
Finanzaristokratie weitergehen und sich noch verschärfen wird.

Mit der Regierung von Präsident Emmanuel Macron gibt es nichts zu
verhandeln. Bei all ihren Gesprächen mit den Gewerkschaften hält sie an den
einseitigen Rentenkürzungen fest. Dabei lehnt die überwältigende Mehrheit
der Bevölkerung, vor allem die Arbeiter, diese Reform rundheraus ab. So
müssen die Streiks verschärft werden, und die Perspektive muss der Sturz
der Macron-Regierung sein.

Macrons Ziel besteht darin, die Gesamtsumme der Rentenzahlungen des
französischen Staates um zweistellige Milliardenbeträge pro Jahr zu kürzen.
Das ist Bestandteil seiner Bemühungen, den gesellschaftlichen Reichtum im
großen Stil von den Arbeitern zu der reichsten Oberschicht zu verschieben.
So konnte Bernard Arnault, der jetzt drittreichste Mensch der Welt, sein
Nettovermögen alleine im ersten Halbjahr 2019 um 32 Milliarden Euro
steigern.

Allein diese Zuwächse zu Arnaults Vermögen würden mehr als ausreichen, um
das erwartete Defizit des Rentensystems bis 2025 auszugleichen, das
angeblich von acht Milliarden auf siebzehn Milliarden Euro anwachsen wird.
Doch die Macron-Regierung macht den Superreichen riesige Steuergeschenke
und plant gleichzeitig tiefgreifende Rentenkürzungen, die Dutzende
Millionen Arbeiter in die Armut stürzen werden.

Das "punktebasierte" Rentensystem ordnet den "Punkten" keinen fest
definierten Geldwert zu, so dass nicht klar bestimmt ist, welche Rente ein
Arbeiter erhalten wird. Dies, obwohl die Arbeiter in ihrem bisherigen
Erwerbsleben für die heutigen Renten aufkommen mussten. Der ehemalige
Premierminister François Fillon hat 2016 in einem mittlerweile weit
verbreiteten Video erklärt, was dies bedeutet. Wie Fillon erklärte, wird
ein solches System "etwas zulassen, was kein Politiker zugeben würde: Jeden
Monat kann die Höhe und der Wert der Punkte verringert - und damit der Wert
der Rente abgesenkt werden."

Ein weiterer wichtiger Teil der Reform ist Macrons Versuch, sich die
Loyalität der Sicherheitskräfte zu erkaufen, damit sie weiterhin den
wachsenden sozialen Widerstand gegen das Diktat der Banken unterdrücken.
Philippe kündigte an, dass Polizei, Feuerwehr und Militär von der Erhöhung
des Rentenalters ausgenommen werden sollen und weiter mit 62 Jahren in
Rente gehen können.

Philippe versuchte, einige Sätze über das Rentensystem zu sagen, um den
öffentlichen Widerstand gegen die Reformpläne zu beschwichtigen. Doch an
ihrem reaktionären Charakter änderte er nichts. Er erklärte, die erste
Generation von Arbeitern, die von dieser Reform betroffen sein würden,
wären nicht etwa die 1963 Geborenen, sondern erst diejenigen, die 1975
geboren sind. Für Lehrer im staatlichen Schulsystem "würde die mechanische
Anwendung der neuen Regeln zu einem beträchtlichen Verlust bei ihren
künftigen Renten führen. Deshalb werden wir eine Garantie in das Gesetz
aufnehmen, dass die Renten der Lehrer mit denen im öffentlichen Dienst
vergleichbar sein werden."

Das ist ein plumper Versuch, die Öffentlichkeit zu täuschen: Macrons Reform
würde ja auch zu einer Senkung der Renten im öffentlichen Dienst führen.

Philippe bezeichnete seine Rentenreform als notwendige Reaktion auf das
Anwachsen der Massenarbeitslosigkeit und der prekären Arbeitsbedingungen in
Frankreich und der Welt, die er als logisch und unausweichlich darstellte:
"In Frankreich herrscht seit langer Zeit eine hohe Arbeitslosigkeit. Die
Studien dauern länger, Karrieren werden unterbrochen, Teilzeitarbeit hat
zugenommen. Das ist einfach die Realität."

Diese Bedingungen unterstreichen den Bankrott des Kapitalismus in
Frankreich und der Welt. Für Philippe macht es die Abschaffung des
derzeitigen Rentensystems, das eng mit einem lebenslangen Arbeitsplatz
verbunden ist, unausweichlich. An seine Stelle soll das flexiblere
Punktesystem treten, das Rentenkürzungen ermöglicht.

Macron arbeitet eng mit den internationalen Finanzhäusern zusammen, die aus
der Zerschlagung des derzeitigen Systems und der Einführung privater
Rentenversicherungen enorme Profite schlagen würden. Wie die
Satirezeitschrift Canard enchaîné 2017 enthüllte, hat Macron sich
mit dem Management des global vernetzten US-Investmentfonds BlackRock
getroffen. Dieser soll "großes Interesse an den Chancen" gezeigt haben, die
eine französische Rentenreform eröffnen würde. Dabei gehe es
voraussichtlich um "Profite in Billionenhöhe".

Diese Tatsache verdeutlicht, dass die Arbeiter, die gegen Macrons Kürzungen
kämpfen, auch im Kampf gegen die französische und internationale
Finanzaristokratie stehen. In diesem Kampf, der bisher Streiks der
Eisenbahner und Busfahrer, Lehrer und Flughafenarbeiter umfasst und große
Teile Frankreichs lahmgelegt hat, finden die französischen Arbeiter ihren
wichtigsten Verbündeten in der internationalen Arbeiterklasse.

Weltweit kündigt sich ein mächtiges Aufleben des Klassenkampfs an. In
Algerien finden Streiks gegen die Wahl am 12. Dezember statt. Davor hatten
dieses Jahr schon Autoarbeiter und Lehrer in den USA die Arbeit
niedergelegt. Im Libanon, dem Irak, Chile, Bolivien, Ecuador und vielen
weiteren Ländern sind Massenproteste ausgebrochen. Diese soziale Kraft, die
überall gegen dieselbe Prekarität und endlose Austerität kämpft, muss gegen
Macron und die Finanzaristokratie in Stellung gebracht werden.

Dazu ist es notwendig, den Gewerkschaften die Kontrolle über den Kampf aus
den Händen zu nehmen. Die Gewerkschaften arbeiten eng mit Macron zusammen
und sind dabei, einen Deal mit ihm auszuhandeln. Arbeiter brauchen ihre
eigenen Aktionskomitees, um die Streiks und den politischen Widerstand
gegen die Macron-Regierung anzuleiten. Diese Komitees sind notwendig, um
alle Pläne zu diskutieren und gemeinsam zu beschließen, und um die
Zusammenarbeit mit den kämpfenden Arbeitern auf der ganzen Welt zu
koordinieren.

Die Gewerkschaften werden von der herrschenden Elite und vom Staat, in den
sie tief integriert sind, finanziert und politisch gelenkt. Momentan
kündigen sie zwar weiterhin Streiks gegen das Gesetz an, aber Philippe hat
deutlich gemacht, dass er von den Gewerkschaften die Umsetzung seiner
Rentenkürzungen erwartet. Er sagte: "Wir werden Anfang nächsten Jahres ein
Programm einführen, das den Sozialpartnern [d.h. den Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbänden] die wichtigsten Führungswerkzeuge an die Hand geben
wird. Sie können dann eine Möglichkeit erarbeiten, wie der Haushalt wieder
ins Gleichgewicht zu bringen ist."

Die gleichen Gewerkschaften, die mit Macron die Reform aushandeln und das
Tempo der Streiks diktieren, werden dann gegen beträchtliche Tantiemen mit
dem Staat bei der Rentenkürzung zusammenarbeiten, damit das Budget nicht
aus dem Ruder läuft.

Auf dieser Grundlage forderte Philippe die Gewerkschaften auf, den Streik
zu beenden: "Ich möchte, dass die Vorsitzenden der staatseigenen
Unternehmen ab heute den Dialog mit den Gewerkschaften aufnehmen, um diese
Streiks zu beenden."

Den Gewerkschaften ist jedoch bewusst, dass Philippes Rede die wachsende
Wut der Arbeiter nicht beruhigt, sondern im Gegenteil gesteigert hat.
Deshalb haben sie einige heuchlerische Kritikpunkte vorgebracht. Der 
CGT-Vorsitzende Philippe Martinez erklärte in einem Interview mit dem
Fernsehsender TF1 über Philippes Rede: "Hier stehen sich offensichtlich
zwei sehr gegensätzliche Visionen der Gesellschaft gegenüber: seine eigene
und diejenige der CGT ... Angesichts der Wut im Land glaube ich nicht, dass
seine Vision akzeptiert werden wird."

Laurent Berger von der traditionell regierungsloyalen CFDT protestierte
gegen Philippes Plan, das reguläre Rentenalter auf 64 Jahre anzuheben. Im
französischen Nachrichtensender LCI rief er die Arbeiter auf, "am 17.
Dezember an den Protesten aller Gewerkschaften teilzunehmen".

Obwohl die Gewerkschaften zu Protesten aufrufen, wollen sie ein für Macron
akzeptables Abkommen aushandeln und es den Arbeitern als Rechtfertigung für
einen Ausverkauf vorlegen. Deshalb ist es so wichtig, dass die Arbeiter
sich im Kampf gegen Macron unabhängig von den Gewerkschaften organisieren.
Für diesen Kampf benötigen sie eine internationale sozialistische
Perspektive.
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Das Wort TAFEL klingt einladend. Es suggeriert, irgendwo könnte ein
festlich gedeckter Tisch stehen, an dem gutgelaunte Menschen Platz
nehmen, essen und sich unterhalten. Aber bei DEN TAFELN stehen
irgendwo versteckt in einer Nebenstraße Leute mit großen Taschen und
Beuteln in der Hand. Sie treibt vor der Öffnungszeit die begründete
oder unbegründete Angst dorthin, nicht genug von dem begrenzten
Angebot an hartem Brot, an Konserven, welkem Obst, Gemüse und anderem
zu bekommen.

Der Name TAFEL ist gut gemeint, aber er passt nicht zu dem Projekt,
das dahinter "versteckt" wird. Menschen bemühen sich hier um einen
sozialen Ausgleich. Was die einen zu wenig haben, Lebensmittel vor
allem, haben die anderen zu viel, und diese beiden Seiten bringen hier
ehrenamtliche Helfer zusammen. Nur, das Wort TAFEL täuscht uns alle.
"Restetisch[e] für Arme" nennt Bettina Kenter-Götte sie in ihrem Buch
"Heart's Fear: Hartz IV".

Elf Millionen Tonnen Lebensmittel-"Abfälle" werden pro Jahr in
Deutschland "produziert", von der Industrie, von der Landwirtschaft,
von Handel, Gastronomie und von Privathaushalten. Seit die Themen
Überangebot, Verschwendung sowie die "Rettung" von schrumpeligen
Kartoffeln, Gurken, Brot vom Vortag in fast aller Munde sind, werden
wir immer wieder mit solchen Informationen aufgeschreckt. Der
Dachverband der TAFELN trumpft dann wiederum mit diesen Zahlen auf:
60.000 Ehrenamtliche retteten aus mehr als 30.000 Märkten und
Geschäften 264.000 Tonnen Lebensmittel und versorgten damit in über
940 TAFELN 1,5 Millionen Bedürftige. Der Dachverband versichert auch,
die Mitglieder würden gern noch mehr "retten", und sie könnten es
auch, wenn der Staat sie bei ihrer Arbeit besser unterstützen würde.
Neben Lebensmittel- und Warenspenden benötigten die TAFELN auf
Bundes- und Landesebene mehr Geld, um Logistik, regionale Verteilung,
Lager- und Kühlkapazitäten auszubauen und auch hauptamtlich zu
koordinieren. Vor Ort müssten laufende Kosten für Miete, Fahrzeuge,
Reparaturen und Verwaltungsinfrastruktur gedeckt werden"
(Pressemitteilung vom 26. April 2019).

Selten erfahren wir aber, wie sich die Menschen fühlen, die bei den
TAFELN "einkaufen". Ich hätte mir deshalb gern selbst einmal in der
TAFEL meines Heimatortes, der TAFEL Eckental, ein Bild gemacht. Aber
mir wurde der Zugang verwehrt. Man wolle, man müsse die Menschen in
ihrer Scham vor neugierigen Blicken schützen, sagte man mir. (Es wurde
mir aber angeboten mitzuarbeiten!) Ich akzeptierte das, obwohl ich der
Meinung bin, dass sich niemand mit seiner Armut verstecken sollte.
Niemand ist schuld daran, wenn er ins Abseits geschoben wird. Unsere
Gesellschaft lässt das zu, und wir sollten ihr durchaus immer wieder
diesen Spiegel vorhalten.

Mit den TAFELN lasse unsere Gesellschaft zu, dass Menschen, die schon
an den Rand geschoben wurden, in ihrem Elend auch noch gedemütigt
werden, das ist einer der Vorwürfe, den Kritiker gegen die Einrichtung
erheben. Ein anderer: Man mache die Leute zwar satt, aber damit ändere
sich nichts an ihrer Lage. Es finde auch kein gesellschaftlicher
Ausgleich zwischen Arm und Reich statt, ist wieder ein anderer
Einwand, sondern hier ziehe sich der Staat aus der sozialen
Verantwortung und schiebe sie in private Hände. Mit diesem sozialen
Engagement würden letztendlich die geringen Sätze bei Hartz IV
legitimiert. Wieder andere verweisen darauf, dass die großen
Handelskonzerne wie Aldi, Lidl, Netto auf diese Weise an der Armut
verdienten. Sie sparten Entsorgungskosten, die in die
Lebensmittelpreise ebenso eingerechnet werden wie die Kosten für das
Überangebot an Waren in den Supermärkten. Wir haben das, was den
TAFELN überlassen wird, mit unseren Einkäufen also schon bezahlt.

Keiner der Konzerne lässt sich in die Karten schauen. So wissen wir
nicht, wie viel sie mit Hilfe der TAFELN verdienen.

Alle Unternehmen, die den TAFELN Waren überlassen, profitieren
allerdings auch noch vom guten Ruf, den sie damit in unserer
Gesellschaft erworben haben. Seht, die tun was für die Allgemeinheit,
so inszenieren sie sich als "Gut-Firmen". Das erleichtert es ihnen,
noch perfider vorzugehen. Lidl konnte zum Beispiel seit 2008 mit der
Aktion "Gute Tat am Automat[en]" viele seiner Kunden dazu animieren,
am Pfandautomaten über einen Spendenknopf die Pfandsumme oder einen
Teilbetrag für die TAFELN zu spenden. 17 Millionen Euro sollen bisher
zusammengekommen sein. Sie wurden bei den TAFELN unter anderem zur
Verbesserung der Infrastruktur eingesetzt.

Aber das, was wir in den Supermärkten stehen lassen, ist nicht immer
das, was die TAFEL-Kunden brauchen oder wünschen. Die TAFEL in
Aschaffenburg hat deshalb im Jahr 2014 die Aktion "Eins für
Grenzenlos" gestartet. In einigen Edeka-Märkten der Stadt können
Kunden an der Kasse bestimmte Waren kaufen, die dann als Spende an die
TAFEL gehen. 3500 Artikel in guter Qualität seien es pro Woche. "Es
ist eigentlich eine Win-Win-Situation für Märkte und für die
Bedürftigen", schwärmte der Leiter des Sozialkaufhauses Harry Kimmich
einmal im Deutschlandfunk. "Der Markt hat ein ganz anderes
Sozial-Image in der Region, und die Bedürftigen profitieren einfach
von den tollen Lebensmitteln." Er träumt davon, das Beispiel würde im
ganzen Land viele Nachahmer finden.

Mittlerweile betreiben TAFEL-Landesverbände Lagerhäuser, in denen sie
große Mengen von Lebensmitteln oder Waren des täglichen Bedarfs, die
sie von Herstellern oder Großhändlern bekommen, lagern können. Sie
brauchen nun größere Fahrzeuge, sie brauchen ein funktionierendes
Liefersystem, um die gelagerten Waren verteilen zu können. Ist die
Arbeit noch mit Ehrenamtlichen zu bewältigen? Immer wieder werden
Stimmen laut, der Staat müsse sich hier stärker engagieren, ohne Geld
aus der Staatskasse gehe nichts. Man brauche es für Schulungen der
Ehrenamtlichen, für festangestellte Mitarbeiter und auch für den
Aufbau von Logistikzentren. Politikerinnen und Politiker zeigen sich
offen dafür und versprechen Hilfe. Sie befürworten damit ein System,
das spätestens jetzt abgeschafft werden sollte. Denn die TAFELN sind
auf dem Weg zu einer neuen Supermarktkette, einer Supermarktkette für
Arme (vielleicht mit dem Namen TAFEL e. V.?). Das kann aber nicht im
Interesse unserer Gesellschaft sein. Zum "Raus" aus dem Arbeitsprozess
und dem damit verbundenen "Raus" aus dem gesellschaftlichen, dem
kulturellen Leben käme dann noch das Raus aus den Supermärkten. Sie
sind einer der letzten Orte, in denen Arme - wenn auch nicht in vollem
Umfang - am öffentlichen Leben teilnehmen können. Ihr Leben fände dann
nur noch in ihrer Wohnung statt, in Ämtern und bei den TAFELN, eben
unter ihresgleichen. Sie wären ganz und gar abgeschoben, lebten in
einem Ghetto der besonderen Art.

Für diesen Ausschluss nutzen die TAFELN das Engagement vieler tausend
Ehrenamtlicher, die davon überzeugt sind, Gutes zu tun. Sie freuen
sich über dankbare Kunden, über ein Lächeln. Aber treibt es sie nicht
um, dass die Zahl der Bedürftigen steigt, das Angebot an Lebensmitteln
oft nicht mehr für alle reicht? Wissen sie, dass sie mit ihrer oft
schweren Arbeit vor allem den Lebensmittelkonzernen helfen, Geld,
Entsorgungsgebühren und Werbungskosten zu sparen, oder anders gesagt,
dass sie Konzernen dabei helfen, mit dem Elend Anderer Geld zu
verdienen. Die TAFELN helfen aber auch Politikern, sich als Vorreiter
im Kampf gegen Armut und gleichzeitig als Lobbyisten zu profilieren.
Kaum einer verwendet einen Gedanken darauf, wie man die TAFELN
überflüssig machen könnte. Stattdessen höre ich immer wieder, wie sie
diese als gute Werke loben und preisen und - im Namen der Bedürftigen
- steuerliche Erleichterungen für Supermarktketten fordern, die
"Reste" abgeben (und so doch indirekt zu mehr Verschwendung aufrufen).
Kann eine Gesellschaft sich denn noch gedankenloser und zynischer
gegenüber ihren Armen zeigen als mit den TAFELN?


Der Text ist ein stark gekürzter Auszug aus dem Kapitel "ARM
MACHT REICH" des neuen Buches von Irene Teichmann: "Der halbe Mantel.
Vom Teilen". Es erscheint Anfang 2020 im Selbstverlag (spitz kohl
verlag).

 * 
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MELDUNG/1041: WDR-Haushalt 2020 - Ausgeglichenes Ergebnis dank großer Sparanstrengungen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Dezember
2019

WDR-Haushalt 2020

Ausgeglichenes Ergebnis dank großer Sparanstrengungen



Der WDR-Rundfunkrat hat in seiner Sitzung vom 12. Dezember 2019 dem
WDR-Haushalt 2020 zugestimmt. Einnahmen von rund 1,42 Mrd. Euro stehen
Ausgaben von rund 1,59 Mrd. Euro im Betriebshaushalt gegenüber.

Dem WDR ist es dank großer Anstrengungen gelungen, auch für das Jahr
2020 einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Dabei konnten die von
der WDR-Geschäftsleitung beschlossenen Einsparvorgaben erfolgreich
umgesetzt werden. Dies gilt insbesondere für die Personalausgaben, die
durch den sozialverträglichen Abbau von 500 Planstellen bis Ende 2020
gesenkt wurden. Hinzu kommt eine dauerhafte Kürzung von Sachetats. In
Zukunft werden sich darüber hinaus Einsparungen aus der
ARD-Strukturreform ergeben.

Der ausgeglichene Haushalt ist gelungen, obwohl der Rundfunkbeitrag
seit 2009 nicht erhöht und im Jahr 2015 sogar um 48 Cent reduziert
wurde. Zwar konnte der WDR zum 31.12.2017 eine bis dato gesperrte
Beitragsrücklage auflösen. Diese steht dem WDR in der laufenden
Beitragsperiode bis Ende 2020 zur Kompensation von Fehlbeträgen zur
Verfügung und trägt damit auch zur Beitragsstabilität im Zeitraum bis
2020 bei. Die Mittel aus der Beitragsrücklage alleine hätten aber
nicht gereicht, die inflationsbedingten Kostensteigerungen
auszugleichen. Dies ist nur durch die großen Sparanstrengungen der
vergangenen Jahre möglich.

Im Finanzplan für das kommende Haushaltsjahr - hierin werden die
tatsächlich fälligen Einnahmen und Ausgaben erfasst - verbleibt ein
Fehlbetrag von 134,9 Mio. Euro (s. Erläuterung unten). Dieser wird der
dafür vorgesehenen Allgemeinen Ausgleichsrücklage entnommen.

Erläuterung:

Betriebshaushalt und Finanzplan sind zwei unterschiedliche
Instrumente, um die finanzielle Situation eines Unternehmens
abzubilden. Der Betriebshaushalt stellt Erträge und Aufwendungen
gegenüber. Hierin enthalten sind auch sogenannte kalkulatorische
Erträge und Aufwendungen. Diese verursachen aktuell noch keine
Geldabflüsse, müssen aber aus gesetzlichen Gründen erfasst werden, zum
Beispiel die Aufwendungen für Altersversorgungsrückstellungen oder
Abschreibungen. Der Betriebshaushalt sagt alleine noch nichts über das
liquide Ergebnis des Geschäftsjahres aus, welches laut den
gesetzlichen Vorgaben ausgeglichen sein muss. Daher werden im
Finanzplan die tatsächlich fälligen Einnahmen und Ausgaben erfasst und
somit das liquide Ergebnis ermittelt.

 * 
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FILM/1687: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Familie Bundschuh – Wir machen Abitur", am 16.12.2019 (ZDF)


Familie Bundschuh – Wir machen Abitur

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 16. Dezember 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt



Stab

Buch: Florian Hanig
Regie: Thomas Nennstiel
Kamera: Reiner Lauter
Schnitt: Marco Baumhof
Musik: Jacki Engelken
Produktionsleitung: Angela Gillner
Produktion: Ziegler Film, Berlin
Produzenten: Regina Ziegler, Gabriele Lohnert
Redaktion: Gabriele Heuser
Länge: ca. 89 Min


Die Rollen und ihre Darsteller

Gundula Bundschuh – Andrea Sawatzki
Gerald Bundschuh – Axel Milberg
Ricarda – Amber Marie Bongard
Matz – Levis Kachel
Susanne Bundschuh – Judy Winter
Ilse Schultze – Thekla Carola Wied
Hadi Schultze – Stephan Grossmann
Rose Schultze – Eva Löbau
Herr Mussorkski – Uwe Ochsenknecht
Nadine Mussorkski – Josepha Walter
u.a.


Inhalt

Gundula und Gerald Bundschuh bleibt auch nichts erspart. Gerade haben sie sich von der geplatzten Hochzeit ihres ältesten Sohnes Rolfi erholt, da hält am Haus gegenüber ein großes Wohnmobil. Gundulas Bruder Hadi und seine hochschwangere Frau Rose klettern heraus und verkünden honigsüß lächelnd, dass sie nun die neuen Nachbarn seien. Gerald ist bedient, weil er weiß, dass er diese unerträglichen Nervensägen nun ständig am Hals hat.

Gundula hat ganz andere Probleme. Sie ist frischgebackene Elternratsvorsitzende, und ausgerechnet jetzt ist die Klassenlehrerin ihres jüngsten Sohnes Matz krank. Die Dame leitet eine Theatergruppe für deutsche Kinder und Migrantenkinder. Und nun soll Gundula als Ersatz für die kranke Lehrerin einspringen – nur ein paar Tage. Gundula ahnt nicht, welche Probleme ihr mit den temperamentvollen und bockigen Kindern ins Haus stehen. Bald weiß sie nicht mehr, wo ihr der Kopf steht. Hadi und die beiden Großmütter Ilse und Susanne sparen nicht mit mehr oder weniger hilfreichen Ratschlägen. Alle meinen, besser zu wissen, wie sie mit den Schülern umgehen soll.

Als Hadi dann Rose in den Kreißsaal begleitet, fällt er bei der Geburt in Ohnmacht: Das Baby ist schwarz! Familie Bundschuh steht kopf.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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FILM/1686: ZDF - Ensemble-Film "Weihnachten im Schnee", am 15.12.2019 (ZDF)


Weihnachten im Schnee

Ensemble-Film mit Katharina Schüttler, Ulrike Kriener, Rainer Bock und Wencke Myhre

Sonntag, 15. Dezember 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interview mit Katharina Schüttler

– Interview mit Ulrike Kriener

– Interview mit Rainer Bock

– Interview mit Wencke Myhre

– Statements von Inez Bjørg David und Anton Spieker



Stab

Buch: Claudia Matschulla, Arnd Mayer
Regie: Till Franzen
Kamera: Timo Moritz
Ton: Kai Nührmann, Max Schmeling
Schnitt: Tatjana Schöps
Musik: Hannah von Hübbenet
Kostüme: Astrid Möldner 
Szenenbild: Andrea Steinlandt
Produktion: Relevant Film
Produzenten: Heike Wiehle-Timm
Redaktion: Berit Teschner
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Annika Hombach – Katharina Schüttler
Gitta Johnen – Ulrike Kriener 
Henri Johnen – Rainer Bock 
Sanne Johnen – Inez Bjørg David
Bastian Johnen – Anton Spieker 
Christoph Hombach – Janek Rieke
Simon Hombach – Luke Matt Röntgen
Morten Sjörgen – Carsten Björnlund
Finja Lund – Wencke Myhre
Mark Peters – Johannes Hauer
und andere


Inhalt

Die erwachsenen Geschwister Annika, Sanne und Bastian fallen aus allen Wolken: Weihnachten soll dieses Jahr im Schnee stattfinden, genauer gesagt in einer Hütte in Norwegen. Eigentlich feiert die Familie das Fest der Liebe immer gemeinsam in Hamburg. Doch Gitta und Henri Johnen haben kurzerhand das Ferienhaus von Finja Lund gebucht. Die E-Mail, die sie ihren Kindern kurz vor den Feiertagen schicken, stellt die alljährliche Weihnachtsroutine erst mal auf den Kopf.

Buchhalterin Annika, die gemeinsam mit Ehemann Christoph den 15-jährigen Sohn Simon hat, ist nicht gerade besinnlicher Stimmung: Wie können die Eltern die Verlagerung des Fests einfach so über alle Köpfe hinweg entscheiden? Annikas Schwester Sanne hatte vor, als Ärztin am Universitätsklinikum Dienst zu schieben – wie immer nach Heiligabend und dieses Mal gemeinsam mit ihrer Affäre Mark. Nur Bastian, das Nesthäkchen der Familie, freut sich über die Woche außerhalb Hamburgs. Denn seine neueste Geschäftsidee ist wieder mal gescheitert. Vielleicht ist Mama Gitta ja bereit zu einer weiteren Finanzspritze?

Also macht sich Familie Johnen auf nach Norwegen. Dort angekommen ist die Vorfreude erst einmal groß: Gitta und Henri haben die verschneite Hütte festlich geschmückt, Neuigkeiten werden ausgetauscht, man macht einen gemeinsamen Ausflug in die Stadt. Doch auf engem Raum brechen schnell alte Konflikte auf. Die Eltern benehmen sich seltsam. Hat Henri etwa eine Affäre? Bastian versucht seine Mutter um Geld anzupumpen, zum Unwillen seiner Schwestern. Die Eltern machen sich Sorgen um Sanne, die erschöpft wirkt und der ständig schlecht ist. Doch die ist nicht überarbeitet, sondern schwanger. Aber was soll Sanne mit einem Kind, wenn sie nicht mal eine Beziehung hinbekommt?

Annika hat auch dieses Weihnachtsfest das Gefühl, dass ihre Geschwister mehr geliebt werden als sie selbst. Und die dringliche Frage, ob sie Christoph eigentlich noch liebt, traut sie sich auch nicht zu beantworten. Eigentlich ist alles okay. Aber ist "okay" genug? Zumal es da auch noch den sympathischen Norweger Morten gibt, den Annika zufällig kennengelernt hat. Dieses Weihnachtsfest wird die Weichen im Leben der Familie Johnen völlig neu stellen.

 * 

"Familie heißt, ein Leben lang verbunden zu sein"
Interview mit Katharina Schüttler

In "Weihnachten im Schnee" spielen Sie Annika, die sich in ihrem Leben nicht richtig wohl zu fühlen scheint. Woran liegt das?

Annika hat die meiste Zeit das Gefühl, unsichtbar zu sein. Sie bemüht sich so sehr, alles richtig zu machen, und kämpft stetig um die Liebe und Anerkennung ihrer Mutter, so dass sie gar nicht mehr weiß, was sie selber eigentlich will und braucht. Bei alldem hat sie das Gefühl, egal was sie tut, es ist immer falsch. Sie hat sich damit abgefunden, in ihrem Leben in der zweiten Reihe zu stehen, Verletzungen herunterzuschlucken und – möglichst lächelnd – weiterzumachen. Dabei ist sie so in ihrem Alltagsleben gefangen, dass sie gar nicht auf die Idee kommt, ihr könne etwas im Leben fehlen. Unter all den Alltagssorgen, irgendwo tief verschüttet, gibt es aber eine große Sehnsucht und das Gefühl, etwas ganz Wesentliches im Leben zu vermissen. Nämlich Liebe. Das Gefühl, wirklich gesehen und geliebt zu werden.

Ihre Eltern sind so mit ihren eigenen Sorgen und den "Problem-Kindern" beschäftigt, ihr Sohn und ihr Mann interessieren sich mehr für Eishockey als für sie, und würde ihr nicht plötzlich der gutaussehende Morten über den Weg laufen und ihr – obwohl sie doch unsichtbar ist – tief in die Augen sehen, wäre sie vermutlich nie auf die Idee gekommen, dass etwas in ihrem Leben nicht so ist, wie es sein könnte.

Sie sind mit Geschwistern aufgewachsen und haben selbst Kinder. Was bedeutet Ihnen Familie?

Nirgends ist so viel Liebe zu finden wie in der Konstellation, die wir Menschen "Familie" nennen. Familie heißt, ein Leben lang verbunden zu sein. Ob wir es wollen oder nicht. Sie ist ein potentieller Quell für ungeheuer viel, und im Idealfall bedingungslose Liebe. Die große Frage ist nur, ob wir es schaffen, unsere Liebe auch in ein liebevolles Verhalten umzuwandeln. Das ist die vielleicht größte Herausforderung überhaupt. Für mich ist Familie ein großes Geschenk, da die Menschen um einen herum uns immer spiegeln und so die "blinden Flecken" unserer Persönlichkeit sichtbar werden. Meine Kinder zeigen mir jeden Tag, ob ich auf dem richtigen Weg bin oder gerade einer Vorstellung anhänge, wie die Welt zu sein hat. Das ist toll.

Für die Dreharbeiten in Norwegen sind Sie mit der gesamten Familie angereist. Wie war die Zusammenarbeit mit ihrem Ehemann, Regisseur Till Franzen, und wie haben Sie die Dreharbeiten in Norwegen erlebt?

Es war unsere dritte Zusammenarbeit, und vom ersten Drehtag an, war es ein Fest. Till ist immer sehr darauf bedacht, eine gute Stimmung am Set zu haben. Es ist ein Geschenk, sich so blind zu verstehen, da es das Zusammenarbeiten sehr einfach macht und wir uns auf die Geschichte konzentrieren können, die wir gemeinsam erzählen wollen.

Neu für uns war es, mit der ganzen Familie an einen Drehort zu reisen. Das Zusammensein mit der Familie gibt einem viel Kraft, aber man hat kaum Momente, um sich von einem Drehtag zu erholen – geschweige denn, sich auf den nächsten entspannt vorzubereiten (lacht).

Nach einem langen Nachtdreh kamen wir einmal nach Hause und als wir unsere Kinderfrau verabschiedet hatten, wurde uns klar, dass zwei Stunden später alle wieder wach sein würden. Wir wussten nicht, ob wir lachen oder weinen sollten. Am nächsten Tag haben wir es dann besser organisiert. Alles in allem war es eine sehr schöne und besondere Zeit für uns, an die wir viele schöne Erinnerungen haben. Unsere Kinder können es kaum erwarten, wieder nach Norwegen zu reisen.

Obwohl Ihre Figur Annika eine eigene Familie hat, ist ihr Leben festgefahren und sie sehnt sich nach einem Abenteuer. Können Sie das nachvollziehen?

Annika sehnt sich im Grunde ihres Herzens nach einem völlig anderen Leben. Nur weiß sie das gar nicht. Sie denkt, ihr Leben sei völlig normal. Ohne die Begegnung mit Morten hätte sie vielleicht nie daran gezweifelt, weil sie nie auf die Idee gekommen wäre, es könne auch anders sein.

Häufig nehmen wir unseren Partner und unsere Kinder, unser familiäres Zusammensein, als selbstverständlich hin und sehen nur noch die Rollen, die wir innerhalb dieses Systems spielen: Mutter, Vater, Kind. Es ist wichtig, immer wach zu sein füreinander und den anderen wirklich wahrzunehmen. Sich mit solcher Dankbarkeit und Freude zu sehen, als wäre es zum ersten Mal. Dann kann man sich immer wieder neu in einander verlieben.

Wie verbringen Sie und Ihre Familie das Weihnachtsfest?

Wir verbringen Weihnachten meist traditionell. Mit geschmücktem Baum und Geschenken. Jedes Jahr versuchen wir, es mit dem Schenken kleiner zu halten. Was gar nicht so einfach ist mit kleinen Kindern. Unsere Familie ist weit verteilt, und so ist Weihnachten eine schöne Gelegenheit für alle, zusammenzukommen. Dieses Jahr wird das zum ersten Mal nicht möglich sein, und wir überlegen, ob wir mit Freunden feiern. Das stelle ich mir irgendwie anders und auch sehr schön vor.

 * 

"Ich war total begeistert von der Landschaft"
Interview mit Ulrike Kriener

Ihre Filmfigur Gitta ist todkrank, will das Weihnachtsfest aber noch einmal unbelastet feiern. Ihre Kinder sollen von ihrer Krankheit erst danach erfahren. Gibt es hier ein Richtig oder Falsch?

Nein. Ich finde Gittas Entscheidung nachvollziehbar, dass sie sich ihren letzten großen Wunsch im Leben erfüllt. Ich denke, dass man einen sterbenskranken Menschen so begleiten sollte, wie er es möchte. Und Gitta hat da eine klare Entscheidung getroffen. Ihr Mann hat in diese Entscheidung eingewilligt, auch wenn die Durchführung für ihn besonders hart ist.

Gitta wirkt im Umgang mit Annika manchmal sehr harsch, während sie mit ihren jüngeren Geschwistern Sanne und Bastian nachsichtiger ist. Woran liegt das?

Annika ist Gittas älteste Tochter. Und ich denke, dass Gitta manchmal vergisst, dass die sehr patente und kontrollierte Annika auch manchmal einfach von ihrer Mutter in den Arm genommen werden möchte.

Wie waren die Dreharbeiten in Norwegen? Kannten Sie das Land?

Nein, ich kannte Norwegen nicht, aber ich war total begeistert von der Landschaft und den Menschen. Etwas einschüchternd fand ich, dass alle Norweger auf mich sehr sportlich gewirkt haben.

Wie verbringen Sie und Ihre Familie das Weihnachtsfest? Haben Sie spezielle Traditionen?

Wir haben Weihnachtsrituale und Traditionen, ja. Und manchmal verreisen wir über Weihnachten und dann passen wir uns anderen Weihnachtsbräuchen an. Mehr mag ich nicht verraten.

 * 

"An Weihnachten gibt es hoffentlich Ente mit Rotkohl"
Interview mit Rainer Bock

Ihre Filmfigur Henri entspricht dem Wunsch seiner Frau und sagt den Kindern nichts von ihrer Krankheit. Ist das nicht auch egoistisch?

Warum egoistisch? Wann darf ein Mensch denn endlich nur mal an sich denken, wenn nicht angesichts des nahenden Todes? Gitta fordert nicht anderes ein, als ein letztes Mal von der Krankheit unbeeinflusst ein gemeinsames Erlebnis zu teilen. Sollte nicht die Entscheidung allein beim Kranken liegen, wie, wann und wem er seine Erkrankung mitteilt? Die "Kinder" in unserem Film sind in der Tat erwachsen genug, um jedes auf seine Art mit dieser Nachricht umzugehen – und sie tun es!

Henri hält die Familie zusammen. Was bedeutet Ihnen Familie?

Alles. Liebe, Nähe, Erdung, Erfahrung, Wärme. Aber auch diese Lebenskonstellation ist nur eine von vielen, die denkbar und lebbar ist.

Sie haben in Norwegen gedreht. Wie waren Ihre Eindrücke?

Es war eine wunderbare Landschaft – und das, obwohl ich Winter mit Kälte und Schnee zutiefst ablehne. Die Menschen waren wunderbar entspannt und freundlich. Um rauszukriegen, ob dieses Selbstbewusstsein allein der Tatsache des gehobenen Lebensstandards zu verdanken ist, war die Zeit zu kurz. Aber ich will da nochmal hin.

Wie verbringen Sie und Ihre Familie das Weihnachtsfest?

Zu Hause, mit einem Baum, den meine Frau und mein Sohn schmücken. Es gibt Ente mit Rotkohl – naja, hoffentlich, denn mein Sohn ist seit einiger Zeit vegan. Das bewundere ich, aber kann es nur partiell teilen (lacht). Es wird ein bescheidener Austausch von wichtigen Dingen. Frohes Fest!

 * 

"Ich habe gerne Werbung für mein Land gemacht"
Interview mit Wencke Myhre

"Weihnachten im Schnee" wurde in Norwegen gedreht. Was war für Sie das Besondere daran?

Das war in vieler Hinsicht besonders, weil es wahnsinnig viel Spaß gemacht hat. Wir haben mit tollen Kollegen gedreht, ich konnte unser wunderbares Land zeigen, fantastische Schneelandschaften und ich musste nicht weit reisen. Ich habe gerne Werbung für mein Land gemacht.

Was hat es mit dem norwegischen Weihnachtslied auf sich, das Sie für den Film eingesungen haben?

Das eine Lied ("Stille Nacht, heilige Nacht") ist ja auf der ganzen Welt bekannt. Das zweite Lied wurde in den 90ger Jahren für mich geschrieben und wir haben es ausgewählt, weil es sehr beliebt ist und inzwischen in das traditionelle Liedgut zu Weihnachten aufgenommen wurde.

Gibt es spezielle Weihnachtsbräuche in Norwegen?

Oh ja. Wir haben oft Schnee an Weihnachten und am 23. Dezember haben alle viel zu tun. Dann gibt es eine besondere Mahlzeit, einen Reisbrei mit Zimt und Zucker und dazu wird roter Saft getrunken. Der Topf mit dem Brei wird kurz vor die Tür gestellt und es wird eine Mandel hineingegeben. Wer diese Mandel auf seinem Teller findet, bekommt ein kleines Geschenk, denn die hat der Weihnachtsmann in den Topf getan.

Mögen Sie uns verraten, wie Sie und Ihre Familie das Weihnachtsfest verbringen?

Ich feiere wie immer mit der ganzen Familie – ich habe zehn Enkelkinder – da ist immer volles Haus. Ich war auch schon ein paar Mal bei meiner Tochter in Schweden, aber dieses Jahr bleiben wir zu Hause. Es gibt einen sehr schönen Brauch am Heiligen Abend, den ich schon aus meiner Kindheit kenne und den wir in der Familie auch pflegen. Die ganze Familie reiht sich um den Christbaum und tanzt. Je größer die Familie, desto mehr Ringe tanzen in entgegengesetzter Richtung um den Baum. Wenn man es schafft, drei Ringe um den Baum zu bilden – und wir schaffen das – dann ist das ein Zeichen für eine wirklich große Familie. Dann werden Weihnachtsspiele gespielt und alle haben viel Spaß – eine wunderbare Weihnachtsstimmung.

 * 

Statements von Inez Bjørg David und Anton Spieker

"Der Dreh zu 'Weihnachten im Schnee' war chaotisch und familiär. Meine Familie und ich werden Weihnachten verbringen, wie es echte Dänen tun: Es werden gemeinsam Weihnachtsfilme geguckt, es wird lecker gegessen, um den Weihnachtsbaum getanzt und gesungen (ja, das machen wir tatsächlich). Es werden Geschenke geöffnet und dann wird noch mal gegessen und zwar Risalamande – ein kalter Milchreis mit sehr viel Schlagsahne angereichert, dazu eine heiße Kirschsoße und irgendwo in der Reisschale ist eine Mandel versteckt. Wer diese Mandel auf seinem Teller hat, der bekommt das 'Mandel-Geschenk'."
Inez Bjørg David

Dass man während der Dreharbeiten am Wochenende auf die Skipiste konnte, war natürlich ein großer Spaß. Diese besinnliche Stille im Tiefschnee hat auch das Arbeiten zu einem sehr familiären Erlebnis gemacht. Auch Weihnachten ist ein Fest der Besinnlichkeit, der Familie, des Rekapitulierens und des Weihnachtsoratoriums. Und Muttern macht immer das herrlichste Essen. Abends geht's dann gesammelt mit der ganzen Nachbarschaft zum Turmblasen – so nennen die Lichterfelder das Blechbläserkonzert, das an Weihnachten immer auf dem Balkon des Kirchturms stattfindet. Dort ist die Wiedersehensfreude mit alten Schulkameraden immer groß. Auch weil zu dem Zeitpunkt eigentlich alle schon einen im Tee haben (lacht).
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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UNTERHALTUNG/643: ZDF - Abendausgabe "Bares für Rares", am 18.12.2019 (ZDF)


Bares für Rares

Deutschlands größte Trödel-Show

Mittwoch, 18. Dezember 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– "Bares für Rares" – die Abendausgabe mit Horst Lichter

– Daten und Fakten zu "Bares für Rares"

– Kuriose und bestverkaufte Exponate



"Bares für Rares" – die Abendausgabe mit Horst Lichter

"Bares für Rares" auf Schloss Drachenburg: Für die 20.15-Uhr-Ausgabe rollt Horst Lichter den roten Teppich für Raritätenbesitzer aus. Verstärkung erhält er von sieben Händlern und vier Experten. 
Sie begutachten ganz besondere große Schätze und kleine Kuriositäten. Wie viel sind Oldtimer, Diamantring und Reliquie wirklich wert? Jetzt ist Geschick gefragt! Wer bekommt die Händlerkarte und hat die beste Taktik bei den Händlern? Für den gibt es: Bares für Rares!

Auch prominente Besitzer schöner Dinge versuchen vor historischer Kulisse, ihre Raritäten meistbietend zu veräußern. In dieser Ausgabe möchte Moderatorin Verona Pooth zusammen mit ihrem Sohn San Diego ein Familienerbstück zu Geld machen. Was werden die Experten zu diesem Stück sagen?

Mit dabei sind dieses Mal wieder die Händler Ludwig "Lucki" Hofmaier, Wolfgang Pauritsch, Susanne Steiger, Walter "Waldi" Lehnertz, Daniel Meyer, Julian Schmitz-Avila und Elisabeth "Lisa" Nüdling sowie die Experten Dr. Heide Rezepa-Zabel, Albert Maier, Sven Deutschmanek und Detlev Kümmel.

 * 

Daten und Fakten zu "Bares für Rares"

Täglich fiebern bis zu drei Millionen Zuschauer bei der Daytime-Show "Bares für Rares" mit. Sie ist somit die erfolgreichste ZDF-Daytime-Sendung. Im laufenden Jahr 2019 (bis 22.11. = 216 Sendungen) erreichte die Show durchschnittlich 2,58 Millionen Zuschauer bei einem Gesamtmarktanteil von 23,1 Prozent.

Die Folge vom Freitag, 9. Februar 2018, erreichte mit 3,80 Millionen Zuschauern (26,4% MA) die bislang höchste Sehbeteiligung. Auf Platz 2 liegt die Folge vom 15. März 2019 mit 3,70 Mio. Zuschauern (26,2% MA). In der ZDFmediathek erreichen die Abrufvideos von "Bares für Rares" pro Monat im Schnitt 3,18 Millionen Sichtungen (Januar bis Oktober 2019).

Die vier Abendausgaben von "Bares für Rares" 2018 verfolgten durchschnittlich 5,11 Millionen Zuschauer bei einem durchschnittlichen Gesamtmarktanteil von 17,8 Prozent. Die Show im Mai 2019 sahen 6,47 Millionen, die Show im Juli 4,97 Millionen und die Show im November 2019 5,64 Millionen Zuschauer.

Sendestart der zunächst wöchentlich ausgestrahlten Sendung war am Sonntag 4. August 2013, 13.15 Uhr. Mit Beginn der zweiten Staffel, am Montag, 14. Juli 2014, 15.05 Uhr, war die Sendung werktags zu sehen – damals für zunächst vier Wochen. Diese Sommerstrecke wurde im Jahr 2015 verlängert, und zwar vom 18. Mai bis zum 11. September 2015. Seit dem 28. Dezember 2015 ist das Format durchgängig werktäglich auf Sendung. Am 21. März 2018 wurde die 500. Folge gesendet.

 * 

Kuriose und bestverkaufte Exponate

Das bislang erfolgreichste Exponat ist ein Brillantkreuz für 42.000 Euro, das in der Abendshow am 22. Mai 2019 an Händlerin Susanne Steiger verkauft wurde. Das zweitteuerste Exponat war ein Oldtimer der Marke Borgward, der in der zweiten Staffel für 35.000 Euro verkauft wurde. Und auf dem dritten Platz ist eine Goldmünze aus dem Jahr 1648, die Ferdinand den 3. und einen Doppeladler zeigt, und die 2016 für 25.000 Euro verkauft wurde. Es folgt ein Karussell, das der Verkäufer aus einem Gestell und Fahrzeugen aus den 50er Jahren selbst zusammengebaut hatte. Es besteht aus zwei Autos, einem Motorrad und einem Fahrrad und wurde für 14.000 Euro verkauft.

Ein circa 5.000 Jahre altes Rollsiegel zum Versiegeln von Flaschen und Tongefäßen war das bislang älteste Exponat. Es wurde für 1.200 Euro verkauft. Ein kurioses und hochwertiges Objekt ist eine Buddha-Figur aus Meissen, um 1740-1934 hergestellt. Dieser Buddha wackelt mit Kopf und Händen und kann sogar die Zunge rausstrecken. Solch eine kuriose Figur gab es bei "Bares für Rares" auch noch nicht und ist tatsächlich selten. Sie war eine Überraschung bei der Expertise, wurde dann mit letztlich 650 Euro nicht so hoch verkauft.

Ein weiteres hochwertiges Objekt ist der Toilettenkoffer (1890, Hersteller Albert Barker, The Maker to the Queen. S. New Bondstreet London "The Royal Burlington Bag" enthält 30 Teile zum Rasieren, Schuhe putzen, Stiefelschnüren und war wohl einmal in Besitz von Friedrich Leopold von Preußen (1895-1959); verkaufte sich für 3.100 Euro.

Ein Altargemälde aus dem 16. Jahrhundert; eine Tafelmalerei, die Johannes den Täufer zeigt, ist ein Fall mit hochwertiger antiker Kunst und sorgte mit einem Verkaufserlös von 3.000 Euro für eine Preisüberraschung in der Sendung.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2019

Copyrights by ZDF
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HÖRSPIEL/2018: Deutschlandfunk - "Ins Netz gegangen" von Bettina Mittelstraß, 15.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ins Netz gegangen

Von Verstrickungen und Freiheiten

Von Bettina Mittelstraß

Deutschlandfunk 2017

Freistil

Sonntag, 15. Dezember 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vernetzung und Netzwerke sind die Stichworte der Stunde. Der Raum, den
Maschen, Systeme und Verbindungen begrenzen, wird dichter und enger.
Nichts darf entrinnen, niemand durchfallen - keine Beute, kein
Verbrecher, kein Nutzer, kein Gedanke, kein Sozialfall. Und ist man
einmal drin, führen Selbstbefreiungsversuche meist zu noch größeren
Verstrickungen. Rosenblätter, Senf und ein Fuß von einem Wiesel im
Netz sollen dem Fischglück dienen, und wer sich ein Weib fängt und es
behalten will, der werfe am Hochzeitstag symbolisch ein Netz über die
Braut. Am Aberglauben hängt fast keiner mehr, im Netz aber hängt
jeder. Im sozialen Netz? Ein Netz mit immer größer werdenden Löchern.
Wer da durchfällt, kann nicht von Glück reden. Bleibt als Rettungsnetz
nur Geld auf dem Konto.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2017: WDR 3 - "Die Liebe, sie wird's erreichen!" von Thomas Voigt, 15.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Dezember
2019

"Die Liebe, sie wird's erreichen!"

Von Thomas Voigt

Technische Realisation: Jeanette Wirtz-Fabian und Matthias
Fischenich

Dramaturgie und Redaktion: Martina Müller-Wallraf

Regie: Thomas Wolfertz

Produktion: WDR 2019

15. Dezember 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Ludwig van Beethoven hat nur eine Oper geschrieben - und mit der
Hauptfigur Leonore eine zentrale Sehnsuchtsrolle vieler großer Diven
geschaffen. Warum das so ist, daran verzweifeln die Künstlerinnen
selber oft. Große Diven erzählen uns davon.

Die Rolle ist gesangstechnisch einer der heikelsten und gefährlichsten
Parts. Große Sängerinnen verzehren sich danach, sich diesem Risiko
auszusetzen. Liegt es am Bild der entschlossenen Frau, deren Liebe
stärker ist als Gewalt, Hass und Willkür? Die sich buchstäblich vor
ihren Gatten wirft - ohne Rücksicht auf Verluste? Und was fangen wir
mit diesem Bild heute an? Edda Moser, Martha Mödl, Christa Ludwig,
Elisabeth Schwarzkopf, Sena Jurinac und Inge Borkh haben sich zu
dieser Frauenfrage dem Autor Thomas Voigt und den Zuhörenden
anvertraut und erzählen gemeinsam eine Geschichte von stimmlichen und
emotionalen Drahtseilakten.

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 15. Dezember 2020 zum Download
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Dezember 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/3075: Deutschlandfunk Kultur - Preisträger des Bundeswettbewerbs Gesang Berlin für Musical/Chanson, 15.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bundeswettbewerb Gesang Berlin für Musical/Chanson

Die große Gala der Preisträger

Moderation: Bodo Wartke

Musikalische Begleitung: Nikolai Orloff und Band

Konzert

Sonntag, 15. Dezember 2019, 20.03 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der Bundeswettbewerb Gesang findet alljährlich alternierend für
Konzert/Oper sowie für Musical/Chanson statt. Wer in diesem Jahr über
die große Showtreppe im Friedrichstadtpalast geht, darf sicher sein,
nicht nur dort vom Publikum gehört und gesehen zu werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3074: WDR 3 - 18 Stunden Beethoven-Tag, 15.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Dezember
2019

Der WDR feiert Beethoven - Auftakt am 14. Dezember
Fünf WDR-Studios öffnen sich für das Publikum am 14./15.12.

18 Stunden Beethoven-Tag im Kulturradio WDR 3 am Sonntag, 15.12.



Das WDR Funkhaus in Köln hat am Samstag, 14.12., acht Stunden lang von
10 bis 18 Uhr für das Publikum geöffnet. Unter dem Motto "Beethoven
bei uns" geben Musiker*innen des WDR Sinfonieorchesters und
Studierende der Musikhochschulen aus NRW Konzerte. Der Eintritt ist
frei, WDR 3 berichtet live. Am Sonntag, 15.12., öffnen sich die
WDR-Studios Aachen (18 Uhr), Bielefeld (16 Uhr), Siegen (11 Uhr) und
Wuppertal (16 Uhr) mit eigenen Konzerten. Die Karten wurden im
Programm verlost. WDR 3 berichtet live aus der Region.


18 Stunden Beethoven-Tag im Kulturradio WDR 3 am Sonntag,
15.12.

Am Sonntag, den 15. Dezember, widmet das Kulturradio WDR 3 seinen
gesamten Programmtag von 6 bis 24 Uhr dem Leben und der Musik des
weltweit gefeierten Musikgenies, darunter: "WDR 3 Persönlich mit
Daniel Hope" ab 13 Uhr, das WDR 3 Kulturfeature "Beethoven Voyager" um
15 Uhr, das WDR 3 Forum "Beethoven" mit Malte Böker, Manfred Osten und
Andrea Zschunke ab 18 Uhr, das WDR 3 Hörspiel "Die Liebe, sie wird¿s
erreichen" ab 19 Uhr, die WDR 3 Oper mit Beethovens "Leonore", der
Urfassung seiner einzigen Oper "Fidelio" ab 20 Uhr.


Eröffnungskonzert live in den Kulturradios der ARD

Offiziell eröffnet wird das Beethoven-Jubiläumsjahr am 16. Dezember
mit einem Konzert in der Oper Bonn. Das Kulturradio WDR 3 sendet das
Konzert mit dem Bonner Beethovenorchester und anderen live ab 20.05
Uhr. Auch alle anderen Kulturradios der ARD sowie zahlreiche
EBU-Radios übertragen live.

Das Beethoven-Jubiläumsjahr ist eines der größten Kulturereignisse,
bei dem der WDR national und international die federführende
Rundfunkanstalt ist. Über die vielen weiteren Highlights im
Beethoven-Jubiläumsjahr informieren wir Sie kontinuierlich ab Januar.

Gesamtkoordinator ist WDR 3-Programmchef Karl Karst.

Alle Informationen auf wdr.de

https://www1.wdr.de/unternehmen/der-wdr/programme/beethoven-wdr/

Maus-Mission für das #beethovenexperiment / Die ARD Woche der Musik
vom 20. bis 26. Januar 2020 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/10/20191025_beethovenexperiment.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12. Dezember 2019
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STANDPUNKT/059: Warum die unabhängigen Medien so wichtig sind (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum die unabhängigen Medien so wichtig sind!

Von Jairo Gomez, 11. Dezember 2019



#FreeAssange! [1] Diese Forderung sollte in jeder Zeitung zu lesen,
in jedem Rundfunksender zu hören, und in jedem Fernsehsender zu sehen
sein. Doch die meisten "Mainstream Medien" thematisieren ihn nicht,
und wenn doch, ist aus ihm in der Regel ein "Whistleblower" gemacht
worden. Der Status eines Journalisten ist ihm abgesprochen worden.

Hier in Deutschland wüsste kaum jemand etwas über Julian Assange und
seinem Weg in die Isolation, wenn da nicht die unabhängigen Medien
wären. Doch es fehlt ihnen an Kraft, sich gegen die etablierten Medien
zu behaupten.

Wir leben in einer Zeit des Widerspruchs und des Umbruchs. Immer
deutlicher kristallisiert sich heraus, dass Politik und etablierte
Medien in zunehmendem Maß nicht mehr den Aufgaben nachgehen, die ihnen
zugedacht sind. Politik vernachlässigt immer mehr den Menschen und
vertritt immer offener die Interessen einiger Weniger.


Das vorgegebene Narrativ

Etablierte Medien, die oft zitierte "vierte Gewalt" im Staat,
hinterfragen und überwachen nicht mehr das Tun von Politik. Sie haben
sich zu einem großen Teil zu einer Verteilungsmaschinerie von
Nachrichten der Politik selbst entwickelt, dessen Inhalte kaum noch
wirklich informieren. Ein "copy and paste" Journalismus ist zu
beobachten, der sich immer mehr aus oftmals den gleichen
Nachrichtenpools bedient und somit verhindert, dass die Menschen sich
eine eigene Meinung bilden können.

Allgemein werden die unabhängigen Medien als "alternative Medien"
bezeichnet, aber dieser Begriff kann irreführend sein, weil er
möglicherweise manchen Menschen einsuggeriert, dass sie ein Gegenpart
zu den etablierten oder Mainstream Medien bilden könnten. Das ist aber
meines Erachtens nicht der Fall, weil durch das Internet theoretisch
jedem die Möglichkeit geboten wird, sich journalistisch zu betätigen.
Somit auch jene, die dem vorgegebenen Narrativ folgen.


Frei von Zwängen, mit unterschiedlichen Sichtweisen

Ich sehe die gemeinhin als "alternative Medien" bezeichneten eher als
unabhängige Medien. Sie gehören nicht zu einer bestimmten
Mediengruppe, die sich in Händen einer Familie oder eines Verlages
befinden. Sie finanzieren sich auch nicht über Werbung. Sie
unterliegen auch nicht den Zwängen des Business, in der hauptsächlich
die Zeit und vorgegebene Denkweisen die obersten Direktiven sind.

Es ist nicht so, dass sie als "Hüter der Wahrheit" aufträten. Wir
leben in einer Welt, die äußerst komplex und somit facettenreich ist.
Was die meisten tun, ist, Dinge aus anderen Perspektiven zu
beschreiben, andere Sichtweisen aufzuzeigen. Sie bemühen sich darum,
Hintergründe ans Licht zu bringen, die von anderen in der Dunkelheit
gelassen werden. Dabei ist der Anspruch der meisten, so objektiv und
glaubwürdig wie irgend möglich zu sein.

Die Frage, warum ich die freien und unabhängigen Medien für so wichtig
halte, kann und will ich nur aus meiner persönlichen Sichtweise heraus
begründen. Es resultiert aus dem Fakt, dass jeder Mensch eine eigene
Wahrnehmung der Welt hat.


"Wir sind die Guten!"

Wie ich eingangs erwähnte, folgen die meisten etablierten Medien einem
vorgegebenen Narrativ des politischen Kurses. Das hat meiner Ansicht
nach den Effekt, dass es für den einzelnen Menschen nahezu unmöglich
wird, sich einen größeren Überblick zu verschaffen. Er ist dadurch
dazu verurteilt, in festgelegten Bahnen zu denken und zu urteilen. Mit
Mündigkeit und Selbstständigkeit hat das in meinen Augen herzlich
wenig zu tun.

"Wir sind die Guten!", eine Redewendung, die im Politkabarett des
deutschsprachigen Raumes schon fast inflationär benutzt wird. Sie ist
aber ein Resultat einer Berichterstattung, die seit Jahrzehnten, Tag
für Tag, den Menschen einsuggeriert, die einzig richtige zu sein. Das
Ergebnis ist eine schon im Unterbewusstsein verankerte, uniforme
Denkweise. Sie spiegelt in keiner Weise wider, wie die Welt in
Wirklichkeit ist und die Verhältnisse die in ihr herrschen. Das gilt
für alle Lebensbereiche.


Was ist zu tun?

Das Problem, das die unabhängige Medien haben, ist die Tatsache, dass
jeder für sich arbeitet und sein begrenztes Klientel bedient. Sie
erreichen so nicht die breite Masse. Auf diese Weise fristen sie im
Grunde genommen lediglich ein Nischendasein. Viele von ihnen
zweifellos sehr anspruchsvoll, aber in letzter Konsequenz eben ein
Nischendasein.

Was sie dringend benötigen, sind mehrere Dinge: Die Unterstützung
ihrer Leser, Zuhörer und Zuschauer und besonders die Einsicht und den
Willen zur Kooperation und das Hintenanstellen persönlicher und
politischer Befindlichkeiten. Nicht etwa um eine Gleichschaltung zu
erreichen. Nein, sondern um eine Nachricht, ein Geschehnis
wirkungsvoller als bisher zu verbreiten, es breit zu thematisieren, in
aller Munde zu bringen und somit Druck zu erzeugen.

Ein Druck, den beispielsweise Julian Assange bitter nötig hat, soll er
nicht in einer Menschen unwürdigen Isolationshaft der "Guten", weiter
dahinsiechen und möglicherweise auch darin sterben.

Volle Solidarität mit Julian Assange und den freien und unabhängigen
Medien!


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/hashtag/freeassange?source=note&epa=HASHTAG


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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HNO/311: Mit Silvester kommen die Ohrgeräusche (idw)


Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 10.12.2019

Mit Silvester kommen die Ohrgeräusche

Silvesterknaller dürfen seit 2010 die doppelte Menge an Sprengstoff
enthalten wie zuvor - das Pfeifen im Ohr ist vorprogrammiert.



Jedes Jahr zu Silvester werden traditionell Raketen und Böller gezündet,
oft in nächster Nähe zum Körper. Dies kann nicht nur zu Verletzungen an
Händen und Gesicht, sondern auch zu einer dauerhaften Beeinträchtigung des
Hörvermögens führen. Ein einzelner, impulsartiger Knall kann eine
Lautstärke von mehr als 150 Dezibel erreichen - ähnlich wie ein in 30 m
Entfernung startender Düsenjet.

Betroffene bemerken Symptome wie Klingeln, Piepsen, dumpfes Gefühl im Ohr
oder es plagt ein anderer störender Dauerton, ein sogenannter Tinnitus.

Gerade bei neu aufgetretenen Ohrgeräuschen sollte rasch eine Therapie
erfolgen, denn die Wahrscheinlichkeit für eine Chronifizierung der
Ohrgeräusche steigt mit jedem Tag ohne Behandlung. Leider ist die
medizinische Standardtherapie oft nicht ausreichend. Hier kann die am
Deutschen Zentrum für Musiktherapieforschung entwickelte und
wissenschaftlich überprüfte Neuro-Musiktherapie nach dem Heidelberger
Modell helfen. In einer fünftägigen Kompakttherapiewoche werden die Bahnen
im Gehirn, die den Tinnitus produzieren, beeinflusst, bevor sie sich
festfahren - und damit verringert sich nachhaltig die Tinnitusbelastung.
Entscheidend für die Wirksamkeit der Therapie ist allerdings, dass die
herkömmlichen schulmedizinischen Verfahren zur Akutbehandlung bereits
ausgeschöpft sind und die Ursache für den Tinnitus tatsächlich im Gehirn
liegt, und nicht beispielsweise auf Niveau des Ohres oder des Hörnervs.
Bei rund 80% der bisher behandelten Patienten konnte nach der Therapie
eine deutliche Symptomreduktion bis hin zum Verschwinden der Ohrgeräusche
erzielt werden.

Die Tinnitusambulanz des Deutschen Zentrums für Musiktherapieforschung
bietet laufend Kompakttherapien für Patienten mit akutem und chronischem
Tinnitus an. Weitere
Informationen für Patienten sind telefonisch erhältlich unter 06221 - 79
63 101 oder per E-Mail unter

tinnitusambulanz@dzm-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution840
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 10.12.2019
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ONKOLOGIE/2037: Blutkrebs - Ältere Patienten profitieren von schonender Kombinationstherapie (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 10.12.2019

Blutkrebs: Ältere Patienten profitieren von schonender Kombinationstherapie

Epigenetischer Wirkstoff und Vitamin-A-Präparat helfen geschwächten
Patienten mit akuter myeloischer Leukämie, für die eine intensive
Chemotherapie zu anstrengend ist / Publikation der bundesweiten Studie im
Journal of Clinical Oncology



Die akute myeloische Leukämie (AML) ist die häufigste akute Blutkrebsform
bei Erwachsenen und tritt vor allem bei Menschen über 65 Jahren auf. Doch
gerade Betroffene dieser Altersgruppe können aufgrund von
Begleiterkrankungen oder einem schlechten Allgemeinzustand oft nicht mit
einer belastenden Chemotherapie behandelt werden. Nun haben Forscher des
Universitätsklinikums Freiburg in einer bundesweiten Studie
vielversprechende Kombinationstherapien untersucht. Die zusätzliche Gabe
einer der Therapien konnte die durchschnittliche Überlebensdauer gegenüber
der Vergleichstherapie von fünf auf acht Monate verlängern - ohne
zusätzliche Nebenwirkungen zu verursachen. Die Studie erschien am 3.
Dezember 2019 im Fachmagazin Journal of Clinical Oncology.

"Wir waren sehr überrascht, dass die Kombinationstherapie den Patienten so
deutlich geholfen hat. Mindestens genauso wichtig ist aber, dass wir eine
Schwachstelle des Tumors ausfindig gemacht haben, an der wir den Krebs
angreifen können", sagt Studienleiter Prof. Dr. Michael Lübbert, Oberarzt
an der Klinik für Innere Medizin I des Universitätsklinikums Freiburg.
Insgesamt wurden 200 Patienten an 27 Zentren in Deutschland behandelt. Die
Studie wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung mit rund zwei
Millionen Euro gefördert.

Das Erbgut der entarteten Zellen umprogrammieren

Bei dem eingesetzten Medikament Decitabin und dem Vitamin-A-Präparat
Tretinoin handelt es sich um sogenannte epigenetisch wirksame Substanzen.
Sie greifen nicht das Erbgut selbst an, sondern aktivieren bestimmte Gene,
die das unkontrollierte Wachstum von Krebszellen bremsen können. "Die
Wirkstoffe aktivieren über eine 'Re-Programmierung' der entarteten Zelle
wieder jene Faktoren, die das Krebswachstum hemmen und die Zelle ausreifen
lassen oder in den Zelltod treiben", erläutert Lübbert. Wie genau
Tretinoin dabei wirkt, ist noch Gegenstand der Forschung. "Es gibt
Hinweise darauf, dass die Krebszellen durch das Vitamin-A-Präparat
langsamer gegen die Decitabin-Therapie resistent werden", sagt der
Hämato-Onkologe.

Die Studie wurde von akademischen Forschern initiiert und vorangetrieben.
Tretinoin wird bereits seit Jahrzehnten in der Behandlung einer besonderen
Form von AML eingesetzt, auch Decitabin ist bereits seit 2012 zugelassen.
So bietet diese neuartige Kombinationstherapie für die Behandlung älterer
AML-Patienten einen innovativen Ansatz mittels vertrauter Medikamente,
deren Nebenwirkungen sehr gut untersucht sind. Eine Folgestudie zur
weiteren Optimierung der Therapie ist bereits in Planung.

Originalpublikation:

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/31794324 

Valproate and Retinoic Acid
in Combination with Decitabine in Elderly Non-fit Acute Myeloid Leukemia
Patients: Results of a Multicenter

Randomized 2x2 Phase II Trial

DOI: 10.1200/JCO.19.01053

Weitere Informationen finden Sie unter

https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT00867672 Link zur Studie: 

"Study of Decitabine Alone or in Combination With Valproic Acid and All-trans Retinoic Acid in Acute Myeloid Leukemia (DECIDER)"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 10.12.2019
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ERNÄHRUNG/1502: Forschung - Die Kraft der unlöslichen Ballaststoffe (idw)


Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 10.12.2019

Die Kraft der unlöslichen Ballaststoffe



Unlösliche Ballaststoffe wirken! Sie wirken aber nicht bei jedem Patienten
gleich. Wie ein internationales Team um den DIfE-Wissenschaftler Dr.
Stefan Kabisch in der Fachzeitschrift Nutrients zeigt, ist es wichtig, den
Stoffwechselzustand eines Patienten genauer zu kennen, um optimale
Ernährungsempfehlungen geben zu können. Insbesondere für die Prävention
des Typ-2-Diabetes, aber auch für andere Erkrankungen, könnte die
individuell angepasste Ernährung sinnvoll sein.

In Deutschland leben mehr als 6 Millionen Menschen mit Typ-2-Diabetes -
Tendenz steigend. Langzeitkomplikationen können die Lebensqualität senken
und zu einem vorzeitigen Tod führen. Essverhalten, körperliche Aktivität
und andere Lebensstilfaktoren gelten als ein Schlüssel, um den Ausbruch
und die Entwicklung der Stoffwechselerkrankung zu beeinflussen. Besonders
eine Ernährung mit vielen unlöslichen Ballaststoffen - vornehmlich aus
Vollkornprodukten - soll schützen. Zu diesem Schluss kommt eine Reihe
großer epidemiologischer Beobachtungsstudien. Doch Menschen, die sehr
viele Vollkornprodukte essen, leben oft auch insgesamt gesünder. Somit war
bisher unklar, ob die positiven Effekte tatsächlich von den unverdaulichen
Pflanzenfasern kommen.

Der Wirkung von Ballaststoffen auf der Spur

Kabisch und sein Team wollten genau verstehen, ob und wie unlösliche
Ballaststoffe vor Typ-2-Diabetes schützen können. Dafür führten sie eine
randomisierte Studie, die Optimal Fibre Trial for Diabetes Prevention,
kurz OptiFiT-Studie, durch. "Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass
unlösliche Ballaststoffe tatsächlich wirken: auf den Blutzucker und
möglicherweise auch auf andere Stoffwechsel-Baustellen", sagt Dr. Stefan
Kabisch, Studienleiter und wissenschaftlicher Mitarbeiter der
Arbeitsgruppe Klinische Ernährung/DZD am Deutschen Institut für
Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE). Bereits über vorherige
Analysen der OptiFiT-Studie fanden die Forschenden heraus, dass sich
unlösliche Ballaststoffe u.a. positiv auf den Langzeitblutzuckerwert
auswirken. "Die Daten aus den aktuellen Untersuchungen zeigen nun, dass es
Subgruppen von Patienten gibt, die besonders stark von den Ballaststoffen
profitieren. So verbesserte sich insbesondere bei Probandinnen und
Probanden mit einem zusätzlich erhöhten Nüchternzucker die Glukosetoleranz
und bei Adipösen die Entzündungswerte, wenn sie sich in der
Ballaststoffgruppe befanden", erklärt Kabisch.

Ablauf der OptiFiT-Studie

Zwischen März 2010 und Oktober 2012 nahmen insgesamt 180 Probandinnen und
Probanden mit einer Vorstufe des Typ-2-Diabetes an der Studie teil. Die
Teilnehmenden bekamen eine identische Ernährungsberatung und wurden
zusätzlich in zwei Gruppen eingeteilt. Die erste Gruppe bekam über zwei
Jahre täglich zweimal unlösliche, auf Hafer basierende Ballaststoffe in
Form eines Trinkpulvers. Die zweite Gruppe erhielt währenddessen nur ein
Placebo, also ein Trinksupplement ohne Ballaststoffe. Um einschätzen zu
können, ob sich wirklich eine Verbesserung des Stoffwechsels abzeichnete,
führte das Forschungsteam Blutzuckerbelastungstests durch. Als verblindete
Studie wussten weder Probandinnen und Probanden noch Forschende, wer
welches Supplement bekam. "Rein methodisch handelt es sich somit um eine
sehr hochwertige Studie, die ziemlich genau sagen kann, ob es wirklich die
unlöslichen Ballaststoffe waren, von denen die positive Wirkung ausging",
sagt der Studienarzt.

Besonderer Nutzen für Patienten mit erhöhtem Nüchternzucker

Der verstärkte Nutzen der unlöslichen Ballaststoffe für Personen mit
auffälligem Nüchternzucker deutet möglicherweise darauf hin, dass
insbesondere Patienten mit einer Fettleber von der Behandlung profitieren
könnten. "Prädiabetiker mit erhöhtem Nüchternzucker haben nämlich oft auch
eine Fettleber. Patienten ohne Fettleber haben möglicherweise keinen so
großen Nutzen von einer ballaststoffreichen Ernährung", so Dr. Stefan
Kabisch. Da in der OptiFiT-Studie jedoch nicht bei allen Patienten eine
Fettlebermessung erfolgte, bleibe nur die Interpretation über diesen
Umweg. Prädiabetiker mit erhöhtem Nüchternzucker sind zudem
übergewichtiger als solche mit normalem Nüchternzucker. Das Übergewicht
erklärt nach der neuen Auswertung der OptiFiT-Studie aber nicht den
besonderen Vorteil der Prädiabetiker mit erhöhtem Nüchternzucker. "Der
Zusatznutzen hinsichtlich der Entzündungsprozesse bei Adipösen ist aber
ein eigenständiger Vorteil. Die neuen Analysen liefern daher einen
wichtigen Impuls in Richtung individualisierte Ernährungstherapie", so
Kabisch.

Mit Biomarkern zur individualisierten Ernährungstherapie

Im nächsten Schritt möchten die Forschenden die Daten der OptiFiT-Studie
für Analysen zu bestimmten Biomarkern nutzen, die mit der Fettleber und
der beobachteten Stoffwechselverbesserung in Zusammenhang stehen. Ziel
ist, zukünftig voraussagen zu können, wer auf welche Nahrungskomponenten
wie anspricht. Außerdem soll es Folgestudien mit neuen Probandinnen und
Probanden geben, die die aktuellen Ergebnisse bestätigen.


Literatur:

Original-Publikation:

Kabisch, S., Meyer, N. M. T., Honsek, C., Gerbracht, C., Dambeck, U.,
Kemper, M., Osterhoff, M. A., Birkenfeld, A. L., Arafat, A.M., Weickert, M.
O., Pfeiffer, A. F. H.: Obesity Does Not Modulate the Glycometabolic Benefit
of Insoluble Cereal Fibre in Subjects with Prediabetes - A Stratified Post
Hoc Analysis of the Optimal Fibre Trial (OptiFiT). Nutrients 11, E2726
(2019) Open Access 

[https://doi.org/10.3390/nu11112726]
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metabolic response to supplementation with insoluble cereal fibre: a
secondary analysis of the Optimal Fibre Trial (OptiFiT). Nutrients 11:
e2385 (2019) Open Access [https://doi.org/10.3390/nu11102385]


Hintergrundinformationen

Ballaststoffe bilden eine Gruppe von vielen verschiedenen langkettigen
Kohlenhydraten, die unsere eigenen Darmenzyme nicht verdauen können. Man
unterscheidet zwischen Ballaststoffen, die in Wasser löslich oder
unlöslich sind. Lösliche Ballaststoffe sind vorwiegend in Obst und Gemüse
zu finden, unlösliche Ballaststoffe eher in Getreide und Hülsenfrüchten.

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE)
Das DIfE ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es erforscht die Ursachen
ernährungsassoziierter Erkrankungen, um neue Strategien für Prävention,
Therapie und Ernährungsempfehlungen zu entwickeln. Zu seinen
Forschungsschwerpunkten gehören die Ursachen und Folgen des metabolischen
Syndroms, einer Kombination aus Adipositas (Fettsucht), Hypertonie
(Bluthochdruck), Insulinresistenz und Fettstoffwechselstörung, die Rolle
der Ernährung für ein gesundes Altern sowie die biologischen Grundlagen
von Nahrungsauswahl und Ernährungsverhalten. Das DIfE ist zudem ein
Partner des 2009 vom BMBF geförderten Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution166
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GESUNDHEIT/1367: Empfehlung - Weihnachten beim Alkohol im Limit bleiben (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 10.12.2019

BZgA empfiehlt: Weihnachten beim Alkohol im Limit bleiben!



Glühwein oder Punsch auf Weihnachtsmärkten, ein Glas Wein auf
Weihnachtsfeiern und beim festlichen Essen, Sekt zum Jahreswechsel - die
Gelegenheiten, Alkohol zu konsumieren, nehmen zum Jahresende zu. In diesem
Zusammenhang weist die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) darauf hin, dass auch kleinere Mengen Alkohol bereits
gesundheitsschädlich und mit Risiken verbunden sind. Die BZgA unterstützt
mit Tipps und Rezepten für alkoholfreie Drinks, um in der
Vorweihnachtszeit und an den Festtagen beim Alkohol im Limit zu bleiben.

Glühwein oder Punsch auf Weihnachtsmärkten, ein Glas Wein auf
Weihnachtsfeiern und beim festlichen Essen, Sekt zum Jahreswechsel - die
Gelegenheiten, Alkohol zu konsumieren, nehmen zum Jahresende zu. In diesem
Zusammenhang weist die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) darauf hin, dass auch kleinere Mengen Alkohol bereits
gesundheitsschädlich und mit Risiken verbunden sind.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, erläutert: "Alkohol ist ein
Zellgift, das alle Organe schädigen kann, in jedem Lebensalter. Mehr als
200 verschiedene Krankheiten, darunter Magen-Darm-, Leber-,
Herzkreislauf- und mehrere Krebserkrankungen, sind mit dem Konsum von Alkohol assoziiert.
Jeder Schluck Alkohol stellt den Organismus vor besondere
Herausforderungen, hat eine Reihe von Stoffwechselreaktionen zur Folge und
muss am Schluss wieder abgebaut werden. Dabei ist die Leber besonders
gefordert und gefährdet. Vor dem Hintergrund der vielfältigen
gesundheitlichen Risiken, die mit dem Konsum von Alkohol verbunden sind,
empfiehlt die BZgA einen verantwortungsvollen Umgang."

Dazu zählt auch die Einhaltung der Empfehlungen für einen risikoarmen Konsum:

Am gesündesten ist der Verzicht auf Alkohol. Wenn Alkohol konsumiert wird,
dann sollten Frauen nicht mehr als ein kleines Glas eines alkoholischen
Getränks pro Tag, etwa 0,3 Liter Bier oder 125 Milliliter Wein trinken.
Männer sollte maximal zwei kleine Gläser pro Tag, also 0,6 Liter Bier oder
250 Milliliter Wein trinken. Um das Risiko einer schleichenden
Abhängigkeitsentwicklung zu reduzieren, ist es wichtig, mindestens zwei
Tage pro Woche komplett alkoholfrei zu sein.

Tipps der BZgA, um in der Vorweihnachtszeit und an den Festtagen beim Alkohol im Limit zu bleiben:


	Wenn Sie Alkohol trinken, dann möglichst wenig.

	Trinken Sie nicht täglich Alkohol.

	Trinken Sie langsam und genießen Sie Getränke bewusst.

	Wählen Sie zum Alkohol immer ergänzend ein alkoholfreies Getränk.

	Es gibt viele leckere alkoholfreie Alternativen.



Mehr Tipps und neue Rezepte für alkoholfreie Drinks gibt die BZgA unter:

www.kenn-dein-limit.de/handeln/

Telefonische Beratung der BZgA zur Suchtvorbeugung

Tel: 0221/892031

Montag bis Donnerstag 10:00 - 22:00 Uhr, Freitag bis Sonntag und an den
Weihnachtsfeiertagen 10:00 - 18:00 Uhr (Kosten für Gespräche in das Kölner
Ortsnetz)

Weiterführende Informationen:

www.kenn-dein-limit.de (für Erwachsene)

www.kenn-dein-limit.info (für Jugendliche zwischen 16 und 20 Jahren)

www.null-alkohol-voll-power.de (für Jugendliche von 12 bis 15 Jahren)

Bestellung der kostenlosen BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln

Online-Bestellsystem: www.bzga.de/infomaterialien

E-Mail: order@bzga.de

Fax: 0221/8992257

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232
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POLITIK/2009: Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein - Anschubfinanzierung ok, Einfluss auf Souveränität aber nicht (DBfK)


Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V. - 11. Dezember 2019

Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein: 

Anschubfinanzierung ok, Einfluss auf Souveränität aber nicht



Der DBfK Nordwest begrüßt die Entscheidung der Jamaikakoalition in
Schleswig-Holstein, die Anschubfinanzierung für die Pflegeberufekammer
nachzuholen. Dies ist ein längst überfälliger Schritt, damit der
finanzielle Aufwand für den Aufbau der Selbstverwaltung nicht alleinig
durch die Pflegefachpersonen getragen werden muss. Die mit der
Anschubfinanzierung verbundene Urabstimmung ist dagegen völlig
verfrüht und sie wird den langfristigen Wirkmechanismen einer
Heilberufekammer nicht gerecht. Völlig indiskutable und ohne jede
rechtliche Grundlage ist aus Sicht des DBfK Nordwest die Einmischung
der Politik in interne Entscheidungen der Pflegeberufekammer.

Dass das Jamaikabündnis in Kiel die Aufbauarbeit der
Pflegeberufekammer jetzt endlich auch finanziell unterstützen möchte,
ist eine gute Entscheidung. Verbunden mit der für Anfang 2021 in
Aussicht gestellten Urabstimmung ist der Betrag von Drei Millionen
Euro aber unzureichend, da so nicht die laufenden und geplanten Kosten
der Kammer für 2019, 2020 und Anfang 2021 abgedeckt werden können.
Ebenfalls unklar bleibt die Finanzierung der geplanten Urabstimmung,
deren Vorbereitung, Durchführung und Auswertung nicht umsonst zu haben
sein wird.

Grundsätzlich ist der Zeitpunkt der geplanten Urabstimmung völlig
verfrüht, denn es bedarf der notwendigen zeitlichen, personellen und
finanziellen Ressourcen, um sinnvolle Berufsordnungen sowie Fort- und
Weiterbildungsordnungen zu erlassen und sich effektiv als Organ der
Selbstverwaltung in den Diskurs zur Qualität der pflegerischen
Versorgung einzubringen und als Kammer Qualitätsstandards zu
definieren. Genau dies wäre aber die Aufgabe der Kammer und genau
hierzu wird sie seit bestehen auch von Seiten der Politik regelmäßig
in die politische Willensbildung einbezogen. "Die Landesregierung hat
mit der Wahl des Zeitpunkts vor allem ihre eigene fehlende Akzeptanz
gegenüber der Pflegeberufekammer zum Ausdruck gebracht. Das ist
enttäuschend, da die Politik von Beginn an von der guten
Zusammenarbeit profitiert und dies bei jeder Gelegenheit betont hat",
sagt DBfK Nordwest Vorstandsmitglied Swantje Seismann-Petersen.

Völlig indiskutabel ist aus Sicht des DBfK die mit der
Anschubfinanzierung verbundene Forderung nach einem Einstellungsstopp
von Seiten der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein. "Diese Forderung
entbehrt einer gesetzlichen Grundlage und ist ein direkter Angriff auf
die Souveränität der Kammer. Wir fordern daher die Jamaikakoalition
auf, diese Bedingung für die Anschubfinanzierung ersatzlos zu
streichen und stattdessen für die Akzeptanz der Kammer zu werben," so
Seismann-Petersen. Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein ist
schließlich aufgrund einer politischen Entscheidung des
schleswig-holsteinischen Landtags errichtet worden. Hieraus ergibt
sich die politische Verpflichtung, diese Entscheidung nicht weiterhin
zum Spielball politischer Ränkespiele verkommen zu lassen. Vielmehr
muss die Pflegeberufekammer als wichtiger Partner zur Lösung der
wirklich drängenden Probleme in der pflegerischen Versorgung in
Schleswig-Holstein respektiert werden.

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/834: Wie erhöhte Blutfette Entzündungen auslösen und Nieren und Gefäße schädigen (idw)


Universität des Saarlandes - 09.12.2019

"Nature Immunology": Wie erhöhte Blutfette Entzündungen auslösen und Nieren und Gefäße schädigen



Entzündungen im Körper werden nicht nur von Bakterien und Viren ausgelöst.
Schon seit längerem ist bekannt, dass auch bestimmte Blutfette
Entzündungen verursachen können. Patienten, bei denen diese Blutfettwerte
erhöht sind, haben ein größeres Risiko, durch Nierenschäden oder
Gefäßerkrankungen frühzeitig zu versterben. Dies hat ein internationales
Forscherteam um Dr. Timo Speer von der Universität des Saarlandes
nachgewiesen. Auf molekularer Ebene konnte die Forschergruppe aufzeigen,
wie Blutfette in Körperzellen wirken und die körpereigene Abwehr auf
schädliche Weise mobilisieren. Die Forschungsergebnisse wurden im
renommierten Fachmagazin "Nature Immunology" veröffentlicht.

Die Cholesterin-Werte haben Ärzte schon länger im Blick, wenn es um die
Frage geht, wie das Risiko von Herz-Kreislauferkrankungen minimiert werden
kann. Doch es gibt auch noch andere Blutfette, denen eine schädliche
Wirkung zugesprochen wird. "Wir haben uns mit einer bestimmten Gruppe, den
so genannten Triglyzeriden, beschäftigt. Wir konnten zeigen, dass diese
körpereigene Substanz in einer erhöhten Konzentration die Abwehrzellen so
verändert, dass der Körper ähnlich wie bei einer bakteriellen Infektion
reagiert. Es entstehen Entzündungen, die im chronischen Verlauf die Nieren
schädigen können oder zu einer Arterienverkalkung führen. Diese wiederum
ist eine der Hauptursachen für einen Herzinfarkt oder Schlaganfall",
erklärt Timo Speer, promovierter Mediziner und Biologe an der Universität
des Saarlandes und verantwortlicher Autor der Nature
Immunology-Publikation.

In der breit angelegten Studie konnte gezeigt werden, dass Patienten, die
erhöhte Triglyzeride im Blut aufwiesen, eine wesentlich höhere
Sterblichkeitsrate haben als Vergleichsgruppen mit ähnlichen
Vorerkrankungen. "Im Umkehrschluss lässt sich sagen, dass Risikopatienten,
die zum Beispiel an Diabetes erkrankt sind oder einen zu hohen Blutdruck
aufweisen, durch eine fettarme Diät ihre Lebenserwartung deutlich
verlängern können", erklärt Timo Speer. Die Triglyzerid-Werte steigen im
Blut signifikant an, wenn man sich zu fettreich ernährt. "Durch
biochemische Veränderungen entwickeln die Blutfette dann toxische
Eigenschaften, die das angeborene Immunsystem aktivieren. Dieses setzt
dabei selbstzerstörische Prozesse in Gang, die unter anderem die
Gefäßwände angreifen und die Blutbahnen verstopfen", erklärt Speer. Der
Zusammenhang zwischen chronischen Entzündungen, die durch erhöhte Werte
dieser speziellen Blutfette ausgelöst werden, und Folgeerkrankungen wie
Nierenversagen oder Herzinfarkte sei damit eindeutig belegt worden. "Wir
hoffen, dass unsere Ergebnisse zu neuen Strategien bei der Behandlung und
Prophylaxe dieser lebensverkürzenden Erkrankungen verhelfen", sagt der
Homburger Mediziner.

Die Nature Immunology-Publikation ist ein Ergebnis der vielfältigen
wissenschaftlichen Studien im Rahmen eines
Transregio-Sonderforschungsbereiches der Universität des Saarlandes und der RWTH
Aachen. Dieser geht der Frage nach, welche Herz- und Gefäßerkrankungen
durch eine chronische Niereninsuffizienz ausgelöst werden können. Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert dieses Großprojekt mit zehn
Millionen Euro über drei Jahre. Timo Speer leitet darin ein Teilprojekt.
Er ist zudem Oberarzt am Universitätsklinikum des Saarlandes und
Laborleiter der experimentellen und translationalen Nephrologie.


Originalpublikation:

Nature Immunology: "Apolipoprotein C3 induces inflammation and organ
damage by alternative inflammasome activation has been scheduled for
publication" in 

https://www.nature.com/articles/s41590-019-0548-1

DOI 10.1038/s41590-019-0548-1

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sfb-trr219.de

Transregio-Sonderforschungsbereich 219

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes - 09.12.2019
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PARKINSON/180: Forschung - Medikamente verändern Darmflora stärker als gedacht (idw)


Hochschule Furtwangen - 10.12.2019

Parkinson: Medikamente verändern Darmflora stärker als gedacht



Die Parkinson-Krankheit zeichnet sich durch einen langsam fortschreitenden
Verlust von Nervenzellen aus. Noch ist die Krankheit unheilbar. Über die
genauen Ursachen herrscht Unklarheit, der Dopamin-Mangel im Gehirn ist
ursächlich nicht bekämpfbar. Mit Grundlagenforschung wird versucht, dem
Rätsel Parkinson auf die Spur zu kommen. Nun ist eine wissenschaftliche
Arbeit erschienen, die sich einem besonderen Aspekt widmet: Der Darmflora
von Parkinson-Patientinnen und -Patienten, die mit bestimmten Medikamenten
behandelt werden.

"Was ist der Einfluss der Krankheit und was ist der Einfluss der
Medikation auf das Darm-Mikrobiom? Das war unsere Ausgangsfrage",
erläutert Prof. Dr. Markus Egert, der an der Hochschule Furtwangen am
Campus Schwenningen lehrt. Bislang ist unklar, ob Veränderungen der
Darmflora eine Folge der Erkrankung sind oder ursächlich zu ihrer
Entstehung beitragen.

Im Zuge einer personalisierten Medizin werden vermehrt individuelle
Auswirkungen von Krankheit und Medikament untersucht. Warum eignet sich
die Parkinson-Krankheit so gut für eine exemplarische Studie? Weil es zwei
besonders häufig verabreichte Medikamente gibt, nämlich Levodopa und
Entacapon. Hier belegt die Studie, dass die Darmflora von Personen, die
mit einem dieser beiden Wirkstoffe behandelt werden, signifikant verändert
ist.

Es gibt zwar Studien aus den USA und Skandinavien zum Darmmikrobiom von
Parkinson-Patienten. Aber diese sind aufgrund der vielfältigen
Einflussfaktoren nicht unbedingt auf Mitteleuropa übertragbar. Nun liegt
eine Studie mit in Deutschland lebenden, unterschiedlich therapierten
Probanden vor. "Wir haben deren Stuhlflora sequenziert und nach Bakterien
gesucht. Dabei haben wir zwischen 70.000 und 400.000 bakterielle
DNS-Sequenzen pro Probe analysiert", erläutert Markus Egert. "Vor kurzem hat
eine These Furore gemacht: Bei der Entstehung von Parkinson könnte der
Verdauungstrakt und das Darmmikrobiom eine wichtige, allerdings noch wenig
verstandene Rolle spielen. Sicherlich kann unsere Studie zur Klärung
dieser Rolle beitragen und mittelfristig helfen, mikrobielle Stuhlanalytik
als einen neuen Baustein der Parkinson-Diagnostik zu etablieren."

Die Studie wurde durch ein Forscherteam der Hochschulen Furtwangen und
Kaiserslautern, der Universitäten Gießen und des Saarlandes sowie dem MVZ
Institut für Mikroökologie, Herborn, erstellt. Erschienen ist sie im
Nature Partner Journal "npj Parkinson's Disease" mit dem Titel "Effect of
Parkinson's disease and related medications on the composition of the
fecal bacterial microbiota".

https://doi.org/10.1038/s41531-019-0100-x


Originalpublikation:

npj Parkinson's Disease: "Effect of Parkinson's disease and related
medications on the composition of the fecal bacterial microbiota".

https://doi.org/10.1038/s41531-019-0100-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution373
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Furtwangen - 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





POLITIK/259: Spahns Hilfe für holländische Logistiker (Freie Apothekerschaft)


Freie Apothekerschaft e.V. - 10. Dezember 2019

Spahns Hilfe für holländische Logistiker



Die Versorgung der Patienten mit verschreibungspflichtigen
Arzneimitteln läuft voraussichtlich ab dem 3. Quartal 2020 auch über
das elektronische Rezept, kurz E-Rezept.

Voraussetzungen für die Apotheken sind u.a. der E-Heilberufsausweis
und die Anbindung an die Telematikinfrastruktur (TI). Wie der Name
schon sagt, ist der Heilberufsausweis für Heilberufler, eine spezielle
Zugangskarte, die für die Apotheken von den jeweiligen
Apothekerkammern ausgestellt wird. Die Apotheker brauchen diese Karte,
um sich im System als Heilberufler zu identifizieren und dann auf
Gesundheitsdaten zugreifen zu dürfen. Schwierig wird es damit durchaus
für die EU-Versender z.B. aus Holland. Denn sie sind keine Apotheke
nach deutschem Recht und können sich somit nicht über eine deutsche
Apothekerkammer anschließen. Das Bundesgesundheitsministerium teilte
in einem Bericht der Deutschen Apotheker Zeitung (online) aber mit,
dass man an dem Problem arbeite, um die EU-Versender auch anschließen
zu können.

Die Freie Apothekerschaft ist entrüstet. Dr. med. Helma Gröschel, 1.
Vorsitzende: "Was für ein Problem soll es da denn geben? In
Deutschland haben wir über 150 Versandapotheken. Eine deutsche
Versandapotheke ist immer an eine stationäre Apotheke angeschlossen.
Die Versorgung ist somit gesichert. Wenn hier Steuergelder für eine
fiktive Problemlösung - ausschließlich hinsichtlich ausländischer
Logistiker - verschwendet werden, dann ist das überhaupt nicht zu
verstehen. Müssen wir jetzt etwa auch noch mit einem "Spahn?schen
Grenzland-Gesetz" rechnen?"

Ohne Heilberufsausweis gibt es keine Belieferung von Rezepten
deutscher Versicherter der gesetzlichen Krankenversicherung. Klingt
einfach, ist es auch. Gröschel: "Wir sind gespannt, wie die
Anstrengungen des Bundesgesundheitsministers aussehen, seinen früheren
Geschäftspartner, jetzt Vorstandsmitglied eines holländischen
Versenders, ins deutsche E-Rezept-Geschäft zu bringen."

https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2019/11/22/wie-sollen-docmorris-und-co-kuenftig-e-rezepte-empfangen

In der "Freien Apothekerschaft", gegründet 2010, haben sich
Apothekerinnen und Apotheker zusammengeschlossen, um die Interessen
des Berufsstandes zu vertreten und ihre Situation, politisch wie
wirtschaftlich, zu verbessern.

 * 

Quelle:

Freie Apothekerschaft e.V.

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2019

Obere Hauptstrasse 1, 76863 Herxheim

Telefon: 7276 - 85 78

E-Mail: Freie-Apothekerschaft-Presse@t-online.de

rrb@freie-apothekerschaft.de

Internet: www.freie-apothekerschaft.de
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THERAPIE/266: Einsatz neuer Antikörper in der Migräneprophylaxe (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 11.12.2019

Gemeinsame Handlungsempfehlung der DGN und der DMKG zum Einsatz neuer Antikörper in der Migräneprophylaxe



Monoklonale Antikörper gegen den CGRP-Rezeptor (Erenumab) oder gegen CGRP
(Eptinezumab, Fremanezumab, Galcanezumab) sind neue, wirksame Substanzen
zur Prophylaxe von Migräneanfällen, die das Therapiespektrum sinnvoll
erweitern. Doch die Medizin unterliegt auch dem Wirtschaftlichkeitsgebot,
weshalb die Verschreibung dieser relativ teuren Präparate nur bei
Patienten erfolgen sollte, bei denen herkömmliche Migränemedikamente keine
Wirkung zeigen oder kontraindiziert sind. DGN und DMKG haben nun gemeinsam
eine Leitlinienergänzung [1] zum Einsatz der Antikörper herausgegeben -
eine "Handlungsempfehlung mit Augenmaß".

Etwa 15% der Bevölkerung leidet unter Migräne. Sie ist gekennzeichnet
durch wiederkehrende, in der Regel sehr starke, einseitige Kopfschmerzen.
Bei einigen Betroffenen gehen den Kopfschmerzen Sehstörungen oder
neurologische Symptome voraus (sogenannte Aura) - neben dem häufigen
Flimmern mit Einengung des Gesichtsfeldes sind dies Kribbeln oder
Taubheitsgefühl in den Gliedmaßen, Sprachprobleme oder flüchtige
Lähmungen. Viele Patienten leiden zeitgleich zu den Kopfschmerzen unter
Übelkeit und Erbrechen. Es liegt auf der Hand, dass Migräne für die
Betroffenen extrem belastend ist und die Lebensqualität stark vermindert.
So schränkt die Krankheit auch die Arbeitsfähigkeit ein, auch wenn sich
viele aus Angst vor Arbeitsplatzverlust oder sozialer Stigmatisierung an
Migränetagen nicht krankschreiben lassen.

"Es ist wichtig, dass alle Patienten gut versorgt sind und eine wirksame
Therapie erhalten. Dafür ist eine neurologische Mitbetreuung der Patienten
ratsam", erklärt PD Dr. Stefanie Förderreuther, Präsidentin der Deutschen
Migräne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG). "Die neuen Antikörper stellen
gerade für die Patienten eine segensreiche Erweiterung des
Therapiespektrums dar, bei denen die herkömmlichen Migränemedikamente
nicht vertragen wurden, wirkungslos blieben oder bei denen sie aus
medizinischen Gründen nicht verschrieben werden dürfen."

Standard der medikamentösen Migräne-Prophylaxe waren und sind Betablocker,
die nicht bei Menschen mit Herzinsuffizienz, Herz-Rhythmusstörungen oder
Asthma eingesetzt werden sollten, Kalziumkanal-Blocker, bei denen
Schwangerschaft und Depression als Kontraindikationen gelten,
Antikonvulsiva, die u.a. nicht bei Leberfunktionsstörungen oder
Niereninsuffizienz verschrieben werden dürfen, und das Anti-Depressivum
Amitriptylin, das nicht bei Herzinsuffizienz, grünem Star oder gutartiger
Vergrößerung der Prostata eingesetzt werden sollte. Die Behandlung mit
Botulinumtoxin, die noch relativ neu ist und nur bei Patienten mit
chronischer Migräne zur Prophylaxe angezeigt ist, kann nicht bei Menschen
mit Myasthenia gravis, einer autoimmun vermittelten Muskelschwäche,
verschrieben werden.

"Viele Patienten sind aber gut mit den herkömmlichen Therapien
einzustellen und erleiden unter der Medikation deutlich weniger
Migränetage. Es macht daher wenig Sinn, diese Patienten auf neue Präparate
umzustellen, nur, weil sie neu sind. Im Vergleich zu den herkömmlichen
Therapieoptionen sind die Antikörper nicht wirksamer, verschaffen also
prinzipiell nicht mehr anfallsfreie Tage als die herkömmlich eingesetzten
Medikamente, auch addieren sich die Wirkungen von verschiedenen
Substanzklassen nicht auf", erklärt Professor Dr. Hans-Christoph Diener,
Pressesprecher der DGN. Darüber hinaus haben die neuen Antikörper das
Manko, dass fast ein Drittel der Migränepatienten von vornherein gar nicht
auf sie ansprechen. Bei den Patienten, die darauf ansprechen, wirkten sie
aber, so der Experte, sehr gut und seien auch gut verträglich. Das haben
die Zulassungsstudien gezeigt.

DGN und DKMG haben nun gemeinsam eine Ergänzung der bestehenden
S1-Leitlinie "Therapie der Migräneattacke und Prophylaxe der Migräne" [1]
erstellt, die einen vernünftigen Einsatz der neuen Substanzklasse
empfiehlt. "Wir Mediziner möchten den Menschen helfen, aber wir
unterliegen auch dem Wirtschaftlichkeitsgebot und dürfen Patienten keine
teuren Therapien verschreiben, wenn günstigere einen ebenso guten Effekt
haben oder die teuren im Einzelfall nicht einmal wirken. Wir haben daher
diese Handlungsempfehlung mit Augenmaß entwickelt, die sicherstellt, dass
jeder Patient eine wirksame Therapie erhält, die aber gleichzeitig einen
schonenden Umgang mit den Ressourcen ermöglicht", erklärt Prof. Dr. Peter
Berlit, Generalsekretär der DGN.

Grundlegend dafür sei die richtige Auswahl der Patienten, die zeitnahe
Beurteilung des Therapieerfolgs sowie die Einschränkung der
Behandlungsdauer. "Nach sechs bis neun Monaten sollte die
Antikörpertherapie pausiert und eine Fortführung erst wieder erwogen
werden, wenn sich eine Verschlechterung einstellt", so der Migräneexperte
Professor Diener. Die neue Leitlinienergänzung enthält einen klaren
Therapiealgorithmus, der allen Behandlern eine rasche Orientierung bietet
und dafür sorgt, dass bei bestmöglicher Wirtschaftlichkeit jeder Patient
optimal versorgt ist.


Literatur

[1] Diener H.-C., May A. et al., Prophylaxe der Migräne mit monoklonalen
Antikörpern gegen CGRP oder den CGRP-Rezeptor, Ergänzung der S1-Leitlinie
Therapie der Migräneattacke und Prophylaxe der Migräne, 2019, in: Deutsche
Gesellschaft für Neurologie (Hrsg.), Leitlinien für Diagnostik und
Therapie in der Neurologie. Online: 

www.dgn.org/leitlinien


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/leitlinien
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STATISTIK/360: Gute Vorsätze 2020 - Umwelt, Familie und weniger Stress (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 11. Dezember 2019

Gute Vorsätze 2020 - Umwelt, Familie und weniger Stress

DAK-Studie: Das nehmen sich die Deutschen fürs neue Jahr vor



Im neuen Jahr wollen die Deutschen mehr für die Umwelt und den
Klimaschutz tun. Dieser gute Vorsatz für 2020 wird mit 64 Prozent
ebenso häufig genannt wie Stressabbau und mehr Zeit für die Familie.
Das zeigt eine aktuelle und repräsentative Forsa-Umfrage mit mehr als
2.000 Befragten im Auftrag der DAK-Gesundheit. Erstmals untersuchte
die Krankenkasse den Faktor Natur und Umwelt. Ergebnis: Junge Menschen
zwischen 14 und 29 Jahre nehmen sich besonders häufig vor, mehr auf
die Umwelt zu achten (69 Prozent).

Die DAK-Gesundheit fragt jährlich die guten Vorsätze ab. Auf der
diesjährigen Hitliste liegen Stressabbau, mehr Zeit für Familie und
Freunde sowie sich umwelt- beziehungsweise klimafreundlicher zu
verhalten gleichauf (jeweils 64 Prozent). Auf Platz vier landet der
Vorsatz, sich mehr zu bewegen oder Sport zu treiben (56 Prozent).
Platz fünf teilen sich der Wunsch nach mehr persönlicher Zeit und
gesunde Ernährung mit jeweils 53 Prozent.

Das Einschränken der Handy- oder Computernutzung ist mittlerweile ein
neuer Klassiker der guten Vorsätze. So nimmt sich mehr als jeder
Vierte vor, in Zukunft weniger online zu sein (27 Prozent). Mit Blick
auf die Geschlechter liegen Männer und Frauen hier gleichauf. Das
Thema Alkohol treibt vor allem Männer um: 17 Prozent von ihnen haben
den Vorsatz 2020 weniger Alkohol zu trinken. Bei den Frauen sind es 13
Prozent. Diese möchten hingegen vor allem mehr Zeit für sich selbst.
58 Prozent der Frauen geben das als guten Vorsatz an, bei den Männern
49 Prozent.

Unterschiede zeigen sich in den verschiedenen Altersgruppen: Jüngere
nehmen sich besonders häufig vor, auf die Umwelt zu achten (69
Prozent) und öfter mal offline zu sein (47 Prozent). Die Menschen in
der sogenannten Rushhour des Lebens zwischen 30 und 44 Jahren wollen
verstärkt Stress abbauen (68 Prozent). Umwelt- beziehungsweise
klimafreundliches Verhalten ist auch bei älteren Menschen ab 60 Jahren
besonders beliebt. Mit 60 Prozent ist dies der wichtigste Vorsatz in
dieser Altersgruppe.

Die DAK-Gesundheit fragte auch nach der Motivation für ein gesünderes
Leben: Zwei Drittel nennen dabei ihr persönliches Empfinden. Für etwa
jeden Zweiten sind eine akute Erkrankung oder die Aufforderung vom
Arzt der Grund, sich verstärkt zu kümmern (54 und 49 Prozent). 44
Prozent sind motiviert, wenn der Partner einen Anstoß gibt und fast
jeder Dritte (31 Prozent) sieht Angebote der eigenen Krankenkasse als
hilfreich an.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019
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MELDUNG/219: Stellungnahme zur neuen Verbandmittel-Definition - Übergangsfrist von 3 Jahren vorgeschlagen (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Dezember 2019

Neue Verbandmittel-Definition: BVMed will Übergangsfrist von 3 Jahren



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, schlägt für die
zukünftigen Erstattungsregelungen für "sonstige Produkte zur
Wundbehandlung" nach der neuen Verbandmittel-Definition eine
Übergangszeit von drei Jahren vor. "Die vom Ministerium vorgesehenen
12 Monate und vom Bundesrat vorgeschlagenen 24 Monate sind zu knapp
bemessen, um den Nachweis der medizinischen Notwendigkeit der
innovativen Wundversorgungsprodukte beispielsweise mit klinischen
Studien zu erbringen", sagte BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre
Möll zur ersten Lesung des Faire-Kassenwettbewerb-Gesetzes (GKV-FKG)
im Bundestag. Die BVMed-Stellungnahme kann unter 

www.bvmed.de/positionen 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/positionspapiere-stellungnahmen)
abgerufen werden.

Die bisherige Gesetzesregelung (§ 31 Abs. 1a Satz 5 SGB V) sieht
eine Übergangsfrist für die Erstattung von bestimmten Verbandmitteln
nach der neuen Verbandmittel-Definition von lediglich 12 Monaten nach
Geltung einer GBA-Abgrenzungsrichtlinie vor. Nach dieser Frist sollen
innovative Produkte, die nach der G-BA-Richtlinie aus der Versorgung
fallen würden, erst nach aufwändigen klinischen Studien neu zugelassen
werden. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum GKV-FKG eine
Verlängerung dieser Frist auf 24 Monate gefordert.

"Entsprechende Studiennachweise zu erbringen, braucht Zeit für die
Rekrutierung der Studienteilnehmer, da für die unterschiedlichen,
teils sehr speziellen Versorgungsfälle akuter und chronischer Wunden
nicht sofort ausreichend geeignete Patienten zur Verfügung stehen, um
aussagekräftige Studien durchführen zu können", heißt es in der
BVMed-Stellungnahme. Hinzu kommt, dass im Bereich der Wundversorgung
komplexere Studiendesigns als beispielsweise bei Arzneimitteln
entwickelt werden müssen, damit diese aussagefähig sind. Dies sei
weder innerhalb des derzeit im Gesetz verankerten Zeitraums von einem
Jahr noch in den vom Bundesrat geforderten 24 Monaten durchführbar, so
der BVMed.

Betroffen könnten mehrere hundert Produkte sein, die zwar heute noch
als notwendige Verbandmittel erstattet werden, mit dem Inkrafttreten
der neuen Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) jedoch
als sonstige Produkte zur Wundbehandlung nicht mehr ohne den
Nutzennachweis erstattungsfähig sein werden. Da die neue
G-BA-Richtlinie für erstattungsfähige Verbandmittel allerdings noch
nicht erlassen wurde, ist derzeit noch unklar, für welche Produkte
Studien erforderlich sein werden.

"Sollten die in der Praxis seit Jahren sehr bewährten Verbandmittel
dann nicht mehr von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt werden,
droht eine gravierende Versorgungslücke für Patienten mit chronischen
Wunden. Insbesondere Betroffene mit infizierten Wunden könnten dann
nicht mehr medizinisch angemessen behandelt werden", warnt
BVMed-Geschäftsführer Möll. Der BVMed fordert daher, die
Übergangsfrist auf drei Jahre zu verlängern.

Hintergrund zur Änderung der Verbandmittel-Definition

Durch das Gesetz für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung
(GSAV) ist 2019 die Verbandmittel-Definition geändert worden. Dabei
wird zwischen einer Hauptwirkung und zusätzlichen Wirkungen von
Verbandmitteln unterschieden. Diese Zusatzwirkungen dürfen demnach
nicht pharmakologisch, immunologisch oder metabolisch sein und im
menschlichen Körper stattfinden. Produkte mit einer solchen
zusätzlichen Eigenschaft müssen ihre Wirkung in klinischen Studien
nachweisen. Erst danach sollen sie durch den G-BA zur Verordnung
zugelassen werden. Der G-BA soll dazu eine neue Richtlinie erlassen.

Nach Ansicht des BVMed werden diese Verbandmittel mit einer erneuten
Prüfung einem unnötigen und bürokratischen Doppelstandard unterworfen.
Denn es handelt sich um bereits für die medizinische Versorgung
zugelassene Produkte. Außerdem ist ihre Wirkung in der Praxis
hinreichend belegt.

In Deutschland leiden etwa 900.000 Menschen an chronischen Wunden. Sie
sind auf die Versorgung mit bestimmten Verbandmitteln angewiesen.
Diese sogenannten innovativen Verbandmittel können Wunden feucht
halten, gefährliche Keime abtöten, Wundsekrete aufnehmen und
unangenehme Gerüche binden. Sie helfen dadurch nachweislich bei der
Wundheilung und sorgen für mehr Lebensqualität der betroffenen
Patienten.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 105/19

https://www.bvmed.de/neue-verbandmittel-definition-bvmed-will-uebergangsfrist-von-3-jahren

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 105/19 vom 12. Dezember 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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LABEL/5167: Warner Music Medien Newsletter KW 50 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 50

Hamburg, 12. Dezember 2019



Die sensationelle Lizzo hat ein paar unglaubliche Monate hinter sich
und mit derzeit acht Grammy-Nominierungen allen Grund zum Feiern.
Auch ihre Fans haben Grund zum Feiern, denn Lizzo enthüllte vor
wenigen Tagen das offizielle Video [1] zu ihrer Hymne der Motivation,
der Single "Good As Hell". Der Clip zur Single folgt auf den vor
einigen Wochen enthüllten, energiegeladenen Pop-Remix des Tracks, in
Kollaboration mit Ariana Grande. Keine Frage, Lizzo ist nicht nur die
heißeste Newcomerin des Jahres, sondern ein absolutes Role Model und
darf sich nun auf die Grammy-Verleihung 2020 freuen, denn sie ist,
wie bereits angedeutet, die Künstlerin mit den meisten Nominierungen
in diesem Jahr. Wir alle können uns jedenfalls eine Portion ihres
Spirits abschneiden. Vielleicht wird unsere Welt dann ein Stückchen
besser.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

DISARSTAR

Kurz vor Jahresende legt der Hamburger Rapper Disarstar nochmal
musikalisch nach und kündigt mit der neuen Single "All die Jahre"
sein am 06.03.2020 erscheinendes neues Album "Klassenkampf & Kitsch"
an, das auf sein im Februar diesen Jahres veröffentlichtes Album
"Bohemien" folgt.

Auf "All die Jahre" setzt sich Disarstar mit seiner eigenen Kindheit
auseinander und spricht seinem Kind-Ich auf bewegende Art und Weise
Mut zu. Hier [2] ist der erste eindrucksvolle Vorbote im emotionalen
Musikvideo zu hören.

"'All die Jahre' ist der erste Song, den ich fürs Album gemacht
habe. Ich war drei Tage nach dem Ende der Tour sofort wieder im
Studio und es hätte keinen besseren Zeitpunkt geben können, diesen
Song zu schreiben", kommentiert er.


STORMZY

Diesen Freitag nimmt der König der UK-Rapszene seinen rechtmäßigen
Platz auf dem Thron ein und veröffentlicht sein zweites Album "Heavy
Is The Head", mit vielversprechenden Gastauftritten sowie den bereits
veröffentlichten Singles "Vossi Bop", "Crown", "Wiley Flow" und
zuletzt "Own It" [3].

Doch damit nicht genug: Das Foto, das als offizielles Artwork des
neuen Albums zum Einsatz kam, wurde vor Kurzem in die National
Portrait Gallery Londons gehängt [4] - "ein vorübergehender
Eingriff" in die ständige Sammlung, wie der Museumsdirektor dem
Guardian erklärte.

Als weiteren Vorgeschmack auf sein neues Album enthüllte Stormzy
gestern noch den neuen Track "Audacity (feat. Headie One)" [5]. Ende
Februar/Anfang März 2020 kommt seine Majestät live nach Deutschland.


RODDY RICCH

Er ist ohne Zweifel der aufgehende Stern am US-Hiphop-Horizont und
stellt dies auf seinem Ende letzter Woche veröffentlichten Debütalbum
"Please Excuse Me For Being Antisocial" einmal mehr unter Beweis.

Neben mehreren Platin-Singles ist der aus Compton stammende, 21 Jahre
junge Rapper Roddy Ricch außerdem gleich dreimal bei den kommenden
Grammys nominiert. So etwa zweimal für den Song "Racks In The Middle"
-mit dem im März verstorbenen Nipsey Hussle- sowie für den Song
"Ballin" mit Mustard.

Gute Voraussetzungen also für sein 16 Tracks starkes Debüt-Werk, das
mit namhaften Featuregästen auftrumpft, darunter Gunna, A Boogie Wit
Da Hoodie, Ty Dolla $ign und Meek Mill. Letzterer ist auf dem
Albumtrack "Peta" [6] zu hören.


COLDPLAY

Ende November veröffentlichten Coldplay ihr 53-minütiges Doppelalbum
"Everyday Life". Pünktlich zur Album-Veröffentlichung spielte die
preisgekrönte Formation zwei Live-Shows im jordanischen Amman, die
via YouTube übertragen wurden.

Diese Woche legte die Band mit dem wunderschönen offiziellen
Musikvideo [7] zum Titeltrack des Albums nach. Für dessen Premiere
wählten Coldplay erneut einen originellen Ort. So wurde der Clip beim
südafrikanischen TV-Sender Soweto TV enthüllt.

Das Video wurde an unterschiedlichen Locations in Südafrika gedreht,
sowie in Marokko, der Ukraine und den USA. "What in the world are
we going to do? / Look at what everybody's goin' through / What kinda
world do you want it to be? / Am I the future or the history?",
singt Chris Martin darin.


OLIVER TREE

Der kalifornische Sänger, Producer und Filmemacher Oliver Tree ist
nur schwer greifbar - ein genresprengender musikalischer
Tausendsassa, der Rap mit Gesang, Poesie mit Humor und waghalsigen
Fashion-Statements kombiniert. VICE bezeichnete ihn als
"music-making meme machine..." und auch der Rolling Stone
feiert ihn.

In Folge seiner umjubelten EP "Do You Feel Me" kündigte er vor Kurzem
sein für den 27.03.2020 anvisiertes Debütalbum "Ugly Is Beautiful" an
und enthüllte daraus die erste Single "Cash Machine", in Begleitung
eines wahnwitzigen Clips [8].

"You're spending like a cash machine / To cover up your
insecurities", singt Oliver Tree darin und hinterfragt
konsumkritisch: "When is it enough? / How bad do you need that
stuff? / What's it all for?"


KRANIUM

Der auf Jamaika geborene und in New York aufgewachsene Künstler
Kranium wird als "Fackelträger des modernen Dancehall"
(Hypebeast) gehandelt und lässt auf seinem am vergangenen Freitag
erschienenen Debütalbum "Midnight Sparks" entsprechend die Funken
fliegen.

Daraus präsentierte der Dancehall-Superstar zeitgleich zur
Veröffentlichung die großartige Single "Hotel", mit Gastauftritten
von Ty Dolla $ign und Burna Boy, und setzt damit weltweit die Hüften
in Bewegung, wie hier [9] zu hören.

Kranium gilt spätestens seit seiner Gold-zertifizierten 2015er
Durchbruch-Single "Nobody Has To Know" als Vorreiter des Genres und
arbeitete bereits mit Afrobeat-Superstars wie Mr. Eazi und Wizkid
sowie mit Megastars wie Ed Sheeran, Lil Kim und Bebe Rexha zusammen.


YOLA

Die britische Country-Soul-Sensation Yola ist aktuell gleich viermal
für den Grammy nominiert, in den Kategorien "Best New Artist" und
"Best Americana Album" für "Walk Through Fire" sowie für die "Best
American Roots Performance" und den "Best American Roots Song" mit
"Faraway Look".

Nun veröffentlichte Yola ihr gefeiertes Debütalbum in einer
erweiterten Deluxe-Version mit zwei neuen Songs: "I Don't Wanna Lie"
[10] - geschrieben mit ihrem Produzenten Dan Auerbach (The Black
Keys) und dem legendären Pianisten Bobby Wood - sowie ein Cover des
Elton-John-Klassikers "Goodbye Yellow Brick Road" [11] (1973).

"If you haven't heard of Yola ... go and see her ... you'll be
delighted at what you hear", schwärmte Elton John in seiner
Beats-1-Radioshow.


VVIER

Diese VVIER bringen frischen Wind in die deutsche Musiklandschaft:
Die neue Teenie-Band, um die vier jungen Gesangstalente Alicia,
Amélie, David und Leonardo, interpretiert auf beeindruckende Art
aktuelle, beliebte deutsche Pop-Hits neu und versieht die Songs dabei
mit ihrer ganz eigenen Note.

Ende vergangener Woche erschien ihre erste Single "Wunderfinder",
samt dazugehörigem Musikvideo [12] - ein gefühlvolles Cover des
ebenso emotionalen Originals von Alexa Feser. Der Song wird
ausschließlich digital erhältlich sein.

Ob Freundschaft, Party oder Liebeskummer, die VVIER sprechen Kids und
Jugendlichen aus der Seele und präsentieren am 24.01.2020 ihr
Debütalbum "Zusammen", zu dem es im Vorfeld noch eine zweite
Überraschungs-Single geben wird.


WARNER MUSIC ON STAGE - STEREOPHONICS

Ende Oktober veröffentlichten Stereophonics ihr UK-#1-Album "Kind",
das in nur zwölf Tagen im The Distillery im Südwesten Englands mit
einem Minimum an Studiotechnik, Nachbearbeitung oder Technologie
aufgenommen und von Kelly Jones und George Drakoulias (u.a. Tom Petty
& The Heartbreakers) co-produziert wurde.

Dieser reduzierte, rohe Ansatz resultiert in packenden
Momentaufnahmen, die ein ehrliches und hoffnungsvolles Album
ausmachen - zugleich eines, das in einer Reihe mit den besten Werken
einer der beständigsten britischen Bands steht.

Bevor Stereophonics Anfang nächsten Jahres ihre Europatournee
starten, gibt es hier die Single "Bust This Town" [13] im
dazugehörigen Musikvideo zu sehen. Ende Januar/Anfang Februar 2020
ist die Band live in Deutschland sowie in der Schweiz zu erleben:

31.01. Frankfurt, Batschkapp

02.02. Berlin, Huxleys

04.02. Köln, Victoria

05.02. München, Tonhalle

06.02. Zürich (CH), Volkshaus

09.02. Lausanne (CH), Les Docks

12.02. Hamburg, Docks



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=d6edcaf59a415430cfe44e619c5c5232af90a8ef2093ebd06cec26314912295b434096f584dc447e021a648a9e0fca40

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=d6edcaf59a4154302a6c6c074a130373f67f8bb6fa2eed88a86f5f872255f05de0173642a57f9e67c2365d97ee15e786

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdfe786977ddef44d70aa5855d28166f421ad5ee18fdf2c97ce3eb0b222bac57015bdd4e6826607e3fa

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdfc6759d6009aebc957d8c0dabfab03cba07d9c268ed96bbe2f8f3da11f8eb1915ca779e87e5ed5912

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf98257857d454325c1e1f7c3c1229eec46a7db62ff66bad5e6414542446ef22c76d83dd0ccdb04681

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf456345910aaa120321f2800477dc4b85142bfacc87cdaefeed96a2aeb557c7e7dab23b256301239d

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdfc32cde857eb2046215e669f3503e140e47126da0acbc120aa85a7db0431c99a5f886d3339eb3e254

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf54d1aa6b5da89a46ec9a41a242d7b96ee089b09261923da38f33232c8dec0045752edd69bc236db6

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf07412b46ff0ffe50a34af89bbe9a2f20504636e3d3526a605ea4a1e9b8b72d1c2f60dd4eb2df640e

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf92b5dd0cf092cab7f811bf7ac509128c754dc5f460f3ffe9aa22e4464b1c42f1bb466aceb9923779

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdff938913ce7f8ee50abe16d1226b7974f48a69425bc136ff33dc0ca55b9aa2537500bdbd3d9131ea0

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=a4fae8f690039bdf27fac75b87b50280e74725979b43840eafe5415152bc695c1572ceb19936b40110c51e73bafb680d

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=17d5d5fe9d25d5b848125d25f3c0f28cb05f75ec76478b154d6447be5127461def91a14f8456573e481beedd5e97adee

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2217: Münster - Jazzfestival Shortcut, 1. Abend am 05.01.2020


Stadt Münster

"Jazzfestival Shortcut": Landesförderung für zeitgenössischen
europäischen Jazz

Profil als Entdeckerfestival wird gestärkt / "Koma Saxo" macht den
Anfang: Skandinavisches Energiepaket mit drei Saxophonisten als
Herzstück (1. Folge)



Münster (SMS) Gerade ist das neue Jahr eingeläutet, schon erklingen
die Blue Notes aus dem Theater Münster: Der Januar startet
traditionell mit Jazz. Ab 2020 gehört auch die kleine Ausgabe unter
dem Namen "Jazzfestival Shortcut" zum Internationalen Jazzfestival und
wird vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes
Nordrhein-Westfalen gefördert. Diese Förderung ermöglicht eine
programmatische und konzeptionelle Stärkung und Weiterentwicklung des
Festivals. Vor allem das Profil des Entdeckerfestivals für
europäischen zeitgenössischen Jazz mit interessanten Premieren soll
weiter ausgebaut werden.

Beim ersten "Shortcut"-Abend am 5. Januar im Theater Münster sind drei
Ensembles dabei, die skandinavischen Feuereifer, bezaubernde Klänge
aus Frankreich sowie rhythmischen, italienisch-amerikanischen Sound im
Gepäck haben. Mit dieser ersten Folge einer dreiteiligen Serie stellen
wir das energetische Power-Quintett "Koma Saxo" des schwedischen
Produzenten Petter Eldh vor. Die drei Saxophonisten Mikko Innanen
(Finnland), Otis Sandsjö und Jonas Kullhammar (beide aus Schweden)
bilden das Herzstück des fünfköpfigen Energiepakets. "Mir ist ein
bisschen überdrüssig, dass der einsame, heldenhafte Saxophonist eine
Band als Hauptdarsteller anführt. Stattdessen habe ich dieses
dreiköpfige Biest mit drei Saxophonen geschaffen, das Chaos und
Harmonie zugleich hervorruft", sagt Visionär Eldh (Musikplattform
"Supreme Standards"). Der in Schweden aufgewachsene Bassist lebt und
arbeitet in Berlin.

Waschechte Berliner Beats werden auch vom fünften Quintett-Mitglied
beigesteuert: Schlagzeuger Christian Lillinger aus dem Spreewald. Der
musikalische Grenzgänger war bereits Vorstandsmitglied der Union
Deutscher Jazzmusiker und ist Preisträger des SWR-Jazzpreises 2017.
Seine leichten, mal in Staccato, mal durchweg swingenden Klänge runden
den nordisch-energetischen Sound ab. Münster darf sich auf die sich
blitzartig entfaltenden musikalischen Kräfte Skandinaviens freuen, die
den Saal garantiert unter Strom setzen - kombiniert mit einer Prise
kantig-krachendes Berlin-Kreuzberg.

Das "Internationale Jazzfestival Münster Shortcut" wird vom
städtischen Kulturamt veranstaltet. Kooperationspartner ist das
Theater Münster. Möglich wird der Konzertabend "Shortcut" durch eine
große Fördergemeinschaft. Zu den Partnern gehören neben dem
Festivalhotel Parkhotel Hohenfeld die Münstersche Zeitung, das
ReiseArt Lufthansa City Center, die Deutsche Bahn, das Pianohaus
Micke, die Firmengruppe Hermann Brück, Mercedes-Benz Beresa, die M4
Media Werbeagentur sowie das Ministerium für Kultur und Wissenschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen. Kooperationspartner ist seit vielen
Jahren auch der WDR, der die Konzerte aufzeichnet und sendet. (wird
fortgesetzt)

Info: "Jazzfestival Shortcut" am 5. Januar, 18 Uhr, Großes Haus
Theater Münster. Programm-Infos im Internet unter 
www.jazzfestival-muenster.de. Tickets nur noch über den Rücklauf von Restkarten
(www.theater-muenster.com).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KLASSIK/10272: Leer - Neujahrskonzert mit Gitarrist Roberto Legnani am 12.01.2020


Landkreis Leer

Neujahrskonzert an der Ehemaligen Jüdischen Schule Leer

Roberto Legnani ist am 12. Januar zu Gast in Leer



Die Ehemalige Jüdische Schule Leer kann am 12. Januar 2020 wieder den
bekannten Gitarristen Roberto Legnani für ein Neujahrskonzert bei sich
begrüßen. Die Veranstaltung beginnt um 11.30 Uhr in den Räumen der
Gedenk- und Begegnungsstätte, Ubbo-Emmius-Straße 12 in Leer.

"Es wird ein Konzert der Extraklasse: eine Hommage an die Gitarre und
ihren zauberhaften Wohlklang" heißt es in der Ehemaligen Jüdischen
Schule Leer. Mit seinem außergewöhnlichen Instrument - einer
"Stradivari" unter den Gitarren - präsentiert Roberto Legnani virtuose
und brillante klassische Kompositionen, Bekanntes und
Eigenschöpfungen. Unter den musikalischen Highlights sind "La
Catedral" von Agustín Barrios und eine der grandiosen "Le Rossiniane"
aus Opus 119 von Mauro Giuliani, ebenso meisterhafte und
formvollendete Kompositionen aus Deutschland, Irland, Italien, Spanien
und Lateinamerika.

Legnanis präzises Spiel ist von höchster eleganter Meisterschaft. Er
ist der Meister des sauberen Tons, einer seltenen Technik unter
Gitarristen. Mit gewaltigen Klang- und Farbnuancen lässt er eine
eindringliche Atmosphäre entstehen. Durch die herausragende Klarheit
und die Vielseitigkeit der musikalischen Wiedergabe sowie durch seine
hohe Virtuosität begeistert der "Magier der Gitarre" immer wieder sein
Publikum.

Preis 20 Euro, ermäßigt 16 Euro. Weitere Informationen und
Ticketreservierung unter: www.tourneebuero-cunningham.com oder Tel.
07852 - 93 30 34

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.19

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37

D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AUSLAND/9252: Aus aller Welt - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tebboune zum neuen Staatschef von Algerien gewählt

In Algerien hat der frühere Regierungschef Abdelmadjid Tebboune die
umstrittene Präsidentschaftswahl gewonnen. Wie die staatliche
Wahlbehörde nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP am Freitag
mitteilte, erhielt der 74jährige Politiker gut 58 Prozent der
Stimmen. Der neue algerische Staatschef ist Teil des alten
Machtapparats. Er war unter dem im April zurückgetretenen Präsidenten
Abdelaziz Bouteflika mehrmals Minister. Der Urnengang am Donnerstag
war überschattet von Protesten, die sich unter anderem gegen die
kompromißlose Haltung von Armeechef Ahmed Gaïd Salah richteten, der
als Drahtzieher der Wahlen gilt. In weiten Teilen des
nordafrikanischen Landes blieben die Wahllokale leer. Nur 39,9
Prozent der Wähler gaben ihre Stimme ab.

13. Dezember 2019
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JUSTIZ/9252: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchungen und Festnahmen in Bremen

Die Bremer Polizei hat in den Stadtteilen Mitte und Huchting sechs
Wohnungen durchsucht und neben Marihuana und Kokain auch Bargeld
sichergestellt. Im Zuge der Razzia nahmen die Beamten sieben
mutmaßliche Drogenlieferanten vorläufig in Gewahrsam. Wie weiter aus
einem Bericht des Weser Kuriers hervorgeht, sollen die 17 bis 29 Jahre
alten Männer die Drogen nach telefonischer Bestellung per Auto in der
Hansestadt und im Umland ausgeliefert haben. Ihnen droht nun ein
Strafverfahren wegen gewerbsmäßigen Handels mit Betäubungsmitteln.

13. Dezember 2019
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MILITÄR/9249: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland und China kritisieren US-Raketentest

Die USA haben von der Luftwaffenbasis Vandenberg in Kalifornien aus
eine bodengestützte Mittelstreckenrakete abgefeuert, die nach 500
Kilometern in den Pazifik stürzte. Wie Pentagonchef Mark Esper nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur mitteilte, war der erste
Test einer ballistischen US-Rakete, die durch den INF-Vertrag
verboten gewesen wäre, erfolgreich. Rußland und China äußerten ihr
Besorgnis über den Waffentest. Espers Erklärungen würden bestätigen,
daß die USA lange vor ihrem offiziellen Rückzug aus dem INF-Vertrag
damit begonnen hätten, die im Vertrag verbotenen Raketentypen zu
entwickeln, sagte die Sprecherin des chinesischen Außenministeriums,
Hua Chunying. Ähnlich äußerte sich auch der Leiter der Abteilung für
Rüstungskontrolle im russischen Außenministerium. Der Test bestätige,
daß diese Waffenart lange vor dem Vertragsausstieg eingeführt worden
sei, sagte Wladimir Ermakow der Agentur RIA Novosti zufolge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9251: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundestag verschärft Waffenrecht

Der Bundestag beschloß am Freitag eine Verschärfung des Waffenrechts.
Das Gesetz sieht einem Bericht der Deutschen Presse-Agentur zufolge
unter anderem eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz vor Erteilung
eines Waffenscheins vor. Zudem wird die Größe von Magazinen bei
halbautomatischen Waffen auf zwanzig Patronen begrenzt. Vorgesehen
ist auch der Ausbau des nationalen Waffenregisters, um die
Rückverfolgbarkeit sämtlicher Schußwaffen zu erleichtern. Dazu werden
auch neue Meldepflichten für Waffenhersteller und -händler
eingeführt. Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der SPD-Fraktion
und Unionsfraktion angenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9249: Tragisches und Kurioses - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosion in Mehrfamilienhaus in Sachsen-Anhalt

Ein Mensch stirbt, weitere 15 Personen wurden verletzt, als es aus
noch unbekannten Gründen am Freitagmorgen in einem Mehrfamilienhaus am
Stadtrand von Blankenburg im Harz zu einer heftigen Explosion kam.
Die Detonation wurde laut Polizeiangaben möglicherweise durch in
einer Wohnung gelagerte Gasflaschen ausgelöst, die offenbar für
private Heizgeräte verwendet wurden. Das schwerbeschädigte
fünfstöckige Gebäude wurde vollständig evakuiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8334: Aus Forschung und Technik - 13.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hubble-Teleskop verfolgt Flugbahn von 2I/Borisov

Neue Bilder vom Komet 2I/Borisov des Hubble-Weltraumteleskops der
NASA liefern Forschern erstmals Informationen zur Größe seines Kerns.
Der Radius des Kometen sei kleiner als ein halber Kilometer, erklärte
David Jewitt von der University of California in Los Angeles in einer
Pressemitteilung. Das interstellare Objekt rast demnach mit etwa
177.000 Stundenkilometern durch unser Sonnensystem. 2I/Borisov sei
einer der schnellsten Kometen, die jemals gesichtet wurden, sagte
Jewitt, der die neuen Bilddaten analysiert und interpretiert. Zum
Zeitpunkt der Aufnahme war der kosmische Brocken rund 325 Millionen
Kilometer von der Erde entfernt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8348: Aus aller Welt - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Uno-Bericht zu Menschenrechtsverstößen in Chile

Im Zusammenhang mit der Gewalt von Ordnungskräften gegenüber der
Bevölkerung in Chile hat Guerras-Delgado, die Leiterin einer
Untersuchungskommission des UNO-Hochkommissariats für Menschenrechte,
nach eigenen Angaben 113 Fälle von Folter und Mißhandlungen, 24 Fälle
von sexueller Gewalt und mindestens vier von 26 Todesfällen
dokumentiert, welche direkt auf das Konto von Polizei und Armee
gehen. Diese setzten zudem unsachgemäß Gummigeschosse gegen die
protestierende Bevölkerung ein, so daß insgesamt 345 Menschen
Augenverletzungen erlitten und viele erblindeten. Von den seit Mitte
Oktober rund 28.000 vorläufig Festgenommenen wurden viele im
Gefängnis schwer mißhandelt. Rund 1600 befinden sich weiterhin in
Untersuchungshaft. Die demonstrierenden Chilenen und Chileninnen
fordern eine Reform des Gesundheits- und Bildungssystems, Ausgleich
zwischen Arm und Reich sowie eine neue Verfassung anstelle derjenigen
aus der Zeit der Diktatur von General Pinochet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8303: Medizin und Gesundheitswesen - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 50.000 Pflegekräfte fehlen

Allen Bemühungen zum Trotz ist die Pflege in Deutschland weiterhin
eine Katastrophe. Allein in deutschen Krankenhäusern fehlen mehr als
50.000 Pflegekräfte. So lautet dem Deutschen Ärzteblatt zufolge das
Ergebnis eines Pflegepersonalbemessungsinstruments (PPBI), das
gegenwärtig von der Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG), dem
Deutschen Pflegerat (DPR) und der Gewerkschaft Verdi durchgeführt
wird. Allerdings handelt es sich hierbei um ein Zwischenergebnis, da
der Schlüssel erst in der Erprobung ist. Genaue Zahlen sind erst
später zu erwarten… und können durchaus höher ausfallen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8336: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



BGH fordert Toleranz für Kindertagesstätte

Der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe hat am Freitag entschieden,
daß Kindertageseinrichtungen in Mietshäusern von den Bewohnern zu
dulden sind, wenn der Mietvertrag eine derartige Nutzung nicht
ausdrücklich ausschließt. Im aktuellen Fall war in Räumlichkeiten,
welche für Büros oder Läden vorgesehen waren, ein Eltern-Kind-Zentrum
eingezogen. Die darüber wohnenden Vermieter fühlten sich belästigt
und klagten zunächst erfolgreich auf Unterlassung des Lärms im
Erdgeschoß der Münchner Wohnanlage vor dem Landgericht und dem
Oberlandesgericht München. Die Karlsruher Richter beriefen sich bei
ihrer gegenteiligen Entscheidung auf das
Bundesimmissionsschutzgesetz, wonach die von Kindern erzeugten
Geräusche im Regelfall nicht als schädliche Umwelteinwirkung
anzusehen sind. Das Gericht konstatierte eine Ausstrahlungswirkung
der Regelung auf Toleranz für Kinderlärm und eine kinderfreundliche
Gesellschaft. Das gilt ebenso für die nicht zu enge Auffassung des
Eltern-Kind-Zentrums als einer Kindertageseinrichtung, auch wenn sich
das dortige Angebot zum Teil an Eltern richtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8258: Sprache, Kunst und Medium - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Der Leiter des Goethe-Instituts warnt vor Abschottung

Der Präsident des Goethe-Instituts, Klaus-Dieter Lehmann, hat
eindringlich vor Abschottungstendenzen in Europa gewarnt. "Die
europäische Kultur ist eine Migrationskultur. Es wäre bitter, wenn
sich gegenseitige Abschottung, Gegnerschaft gegen das Fremde,
Manipulation und nationalistische Tendenzen fortsetzen würden", sagte
Lehmann mit Blick auf Entwicklungen nicht nur hierzulande.

Das an das Außenministerium angeschlossene Goethe-Institut ist für
Deutschlands internationale Kulturpolitik zuständig. Die 157
Niederlassungen in 98 Ländern fördern etwa die Kenntnis der deutschen
Sprache, bieten kulturelle Veranstaltungen und vermitteln weltweit ein
aktuelles Deutschlandbild.

Um Arbeitskräfte anzuwerben, will sich das Institut laut
Deutschlandfunk im kommenden Jahr verstärkt an ausländische
Berufsschulen wenden. Der Einrichtung stehen 2020 aus Mitteln des
Bundes rund 270 Millionen Euro zur Verfügung.

13. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8325: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Militär testet landgestützte Mittelstreckenrakete

Das US-Militär hat am Donnerstagmorgen (Ortszeit) an der Pazifikküste
der USA eine konventionell bestückte, landgestützte
Mittelstreckenrakete getestet. Die Erprobung hätte gegen den
INF-Abrüstungsvertrag der USA und Rußlands verstoßen, wenn dieser
nicht Anfang August obsolet geworden wäre. Darauf wies die russische
Regierung hin, wie die Nachrichtenagentur RIA meldete. Die
US-Regierung hatte das Abkommen im Frühjahr einseitig aufgekündigt,
Moskau war dem Schritt gefolgt. Mit dem INF-Vertrag (Intermediate
Range Nuclear Forces Treaty) von 1988 hatten die USA und die UdSSR
auf Produktion, Test und Besitz von bodengestützten ballistischen
Raketen und Marschflugkörpern mit Reichweiten zwischen 500 und 5500
Kilometern verzichtet. Nach einem ersten Test eines zuvor verbotenen
Marschflugkörpers der USA im August hatten Rußland und China aus
Sorge vor einem neuen Wettrüsten eine Sondersitzung des
Weltsicherheitsrats beantragt. Der Kremlsprecher Peskow warf den USA
anläßlich des jüngsten Raketentests vor, den Verstoß gegen die
INF-Bestimmungen lange Zeit vorbereitet zu haben. Peskow sah sich
darin bestätigt, daß die Vereinbarung tatsächlich auf Initiative der
USA gebrochen wurde. Damit bezog er sich auf die Streitfrage, ob das
russische System 9M729 atomar bestückbare Marschflugkörper starten
kann, welche eine Reichweite von über 2000 Kilometern haben.
Russischen Angaben zufolge beträgt die Reichweite knapp 500
Kilometer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8339: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestag plädiert für Mahnmal zu kommunistischer Gewaltherrschaft

Der Bundestag hat am Freitag auf Antrag der Koalitionsfraktionen für
die Errichtung eines Mahnmals zur Erinnerung an Opfer der
"kommunistischen Gewaltherrschaft" in der Deutschen Demokratischen
Republik gestimmt. Die Bundesregierung soll dazu eine
Machbarkeitsstudie in Auftrag geben. Ein Ort für das Mahnmal wurde
noch nicht ausgesucht. Für den Antrag hatte auch die FDP votiert.
Die AfD hatte sich enthalten, weil sie einen eigenen Antrag durchs
Parlament bringen wollte. Auch die Grünen stimmten nicht dafür, weil
sie einen europäischen Kontext des Mahnmals vermissen. Die Fraktion
Der Linken stimmte gegen den Text, da sie den Begriff "kommunistische
Gewaltherrschaft" als unverhältnismäßig ablehnt. Er impliziert die
Gleichsetzung der DDR mit Nazideutschland. Die Überbewertung wurde
anhand der Erläuterung der SPD-Abgeordneten Budde deutlich. Demnach
soll das Mahnmal unter anderem an die Menschen erinnern, die in der
DDR in Gefängnissen saßen, sowie diejenigen, die Alltagsrepressionen
ausgesetzt waren, deren Leben wegen der Bespitzelung zerstört wurde
und die berufliche Nachteile hatten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8308: Tragisches und Kurioses - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Brauereibeschäftigte fürchten um ihr tägliches Freibier

Die Beschäftigten der Brauereien in Nordrhein-Westfalen bangen um ihr
Freibier bei der Arbeit. Wie der WDR in Köln berichtete, gibt es im
Bundesfinanzministerium offenbar Überlegungen, die steuerlichen
Vergünstigungen für den sogenannten Haustrunk abzuschaffen. Um dem
entgegenzutreten bat der NRW-Vorsitzende der Gewerkschaft Nahrung,
Genuß, Gaststätten, Mohamed Boudih, bei NRW-Finanzminister Lutz
Lienenkämper (CDU) um Unterstützung.

Das Gratis-Getränkeangebot sei mehr als nur Tradition, so Boudih.
Beschäftigte über 18 Jahren hätten pro Arbeitstag Anspruch auf 2,5
Liter Bier.

Angedacht ist die Abschaffung der Steuerbefreiung für die
Brauereibeschäftigten nicht nur in NRW, sondern in ganz Deutschland.
Laut Statistischem Bundesamt haben die Brauereien im vergangenen Jahr
bundesweit zirka 131.000 Hektoliter Bier als Haustrunk an ihre
Mitarbeiter ausgeschenkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8337: Arbeit, Soziales und Familie - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnstreiks bei Karstadt und Kaufhof

Die Gewerkschaft Verdi hatte am Donnerstag zum Auftakt zweitägiger
Tarifverhandlungen bei Kaufhof und Karstadt bundesweit zu Warnstreiks
aufgerufen. Die beiden Häuser gehören seit einem Jahr als
Gemeinschaftsunternehmen der österreichischen Signa-Gruppe des
Immobilien-Investors Rene Benko. Ohne einen gemeinsamen
Sanierungsvertrag drohen den Beschäftigen Lohneinbußen von rund elf
Prozent. Deshalb fordert Verdi für Kaufhof, Karstadt Warenhaus,
Karstadt Sport und Karstadt Feinkost eine verbindliche Rückkehr in
die Flächentarifverträge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8314: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



White Island Vulkan vor weiteren Ausbruch

Offenbar kommt der White Island Vulkan bei Neuseeland nicht zur Ruhe.
Wie Euronews gerade meldete, werden die Bergungsarbeiten nach seinem
Ausbruch am 9. Dezember, bei dem sechs Menschen ums Leben kamen und
dreißig weitere verletzt wurden, durch erhöhte seismische Aktivitäten
behindert. Offizielle neuseeländische Stellen gehen davon aus, daß es
innerhalb der nächsten 24 Stunden zu einem weiteren Ausbruch kommen
könnte. Daher wurden die Bergungsversuche erst einmal abgebrochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8325: Märkte und Finanzen - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bei Daimler in Düsseldorf ist die eSprinter-Produktion angelaufen

Im Mercedes-Werk Düsseldorf ist am Donnerstag die Produktion des
eSprinters angelaufen. Der Antriebsstrang des Elektrotransporters
wurde in den bekannten Sprinter-Hochdach-Kastenwagen mit
Verbrennungsmotor integriert. Das Unternehmen hat dafür 330 Millionen
Euro investiert. In Abstimmung mit den Kunden hat Daimler den
eSprinter vor allem für den innerstädtischen gewerblichen Verkehr
konzipiert. Die Reichweite wird mit 168 Kilometern angegeben. Bei
kleinerem Batteriesatz sinkt die Reichweite, aber die zulässige
Ladung steigt. In dem Fall kann die Batterie innerhalb einer halben
Stunde auf 80 Prozent ihrer Kapazität geladen werden. Ab 2022 soll
die Fabrik mit ihren rund 6000 Beschäftigten sämtlichen Strom aus
regenerativen Quellen beziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8337: Aus Forschung und Technik - 13.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bildschirmsperren hoch im Kurs

Bildschirmsperren sind bei Smartphone-Nutzern beliebt. 96 Prozent von
ihnen nutzen sie. Das ergab eine repräsentative Umfrage im Auftrag
des IT-Branchenverbands Bitkom. Wie Heise Online weiter meldete,
verwenden 68 Prozent Smartphone-Besitzer eine Zahlenkombination zur
Bildschirmentsperrung. 47 Prozent schützen ihren Smartphone-Zugang
mit einem Muster, genauso viele machen das per Fingerabdrucksensor.
Und 12 Prozent nutzen eine Gesichtserkennung, um das Display zu
entsperren. Kaum genutzt werden Erkennungsverfahren per Stimme (5
Prozent) und mittels Iris-Scanner (4 Prozent). Die Umfrage kam auf
mehr als 100 Prozent, weil das Entsperren durch Zahlenkombination
oftmals als Sicherheit für andere Verfahren im Hintergrund mitläuft.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1836: Eurozone weiter ohne Schutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2019

Eurozone weiter ohne Schutz



Zum Euro-Gipfel erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für
Haushaltspolitik, und Franziska Brantner, Sprecherin für Europolitik:

Wieder hat der Euro-Gipfel keine Einigung gebracht. Wichtige Entscheidungen
zur ESM-Reform sind abermals vertagt worden. Die dringliche Aufgabe, der
Wirtschafts- und Währungsunion ein stabiles und krisensicheres Fundament zu
geben, ist immer noch unerfüllt. Und die deutsche Bundesregierung ist für
diese ernüchternde Bilanz entscheidend verantwortlich. Damit bleibt die
Eurozone im Fall einer Krise weiter ohne Schutz.

Die Verhandlungen über eine Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion
ziehen sich seit mehr als anderthalb Jahren hin. Zum wiederholten Mal hatte
die Euro-Gruppe den klaren Auftrag, ein entscheidungsreifes Reformpaket zu
präsentieren. Zum wiederholten Mal ist sie an dieser Aufgabe gescheitert.

Die bisherige Verhandlungsbilanz ist verheerend: Reformen wurden verzögert
und verwässert, die Instrumente klein verhandelt, das Eurozonenbudget ist
kaputt geschrumpft worden. Wenn die Bundesregierung stur darauf beharrt,
für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen weniger Geld zu geben als für
den letzten, dürfte das Eurozonenbudget sogar noch kleiner ausfallen. Wann
die dringend notwendigen ESM-Reformen kommen und die Bankenunion vollendet
wird, steht in den Sternen. Daran ist auch die Blockadehaltung der
deutschen Bundesregierung schuld.

Es ist beschämend, dass die deutsche Bundesregierung bei wichtigen
Beschlüssen auf der Bremse stand und einen echten Aufbruch für Europa immer
wieder verhindert. Für eine starke und krisenfeste europäische Wirtschafts-
und Währungsunion darf es nicht in diesem Schneckentempo weitergehen.

Bei der ESM-Reform treten die EU-Staatschefinnen und -chefs seit
vergangenem Jahr auf der Stelle. Und es steht zu befürchten, dass auch im
nächsten Jahr wertvolle Zeit verspielt wird, in der die Eurozone weiter
ohne ein stabiles Krisenmanagement da steht. Auch die Vorschläge von
Bundesfinanzminister Scholz zur Einlagensicherung haben nichts zur
Krisenfestigkeit der Europäischen Banken beigetragen.

Das Zaudern und Zögern der Bundesregierung schwächt den Zusammenhalt
innerhalb der EU. Es ist nun an der Bundesregierung, ihr volles
Verhandlungsgewicht in die Waagschale zu werfen und sich zu einem echten
Aufbruch für Europa zu bekennen. Das Mindeste ist es, die ESM-Reform nun
zügig zum Abschluss zu bringen, das Eurozonenbudget mit ausreichenden
Mitteln auszustatten und die Bankenunion schnellstmöglich zu vollenden.

 * 
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BILDUNG/1046: Berufsaufstieg wird leichter


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2019

Berufsaufstieg wird leichter

Neues Aufstiegs-Bafög bringt zahlreiche Verbesserungen



Am heutigen Freitag hat der Deutsche Bundestag mit der 1. Lesung der
von Bundesbildungsministerin Anja Karliczek eingebrachten Novelle des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) die parlamentarische
Beratung begonnen. Hierzu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Albert Rupprecht,
und der zuständige Berichterstatter, Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Unser Ziel ist die Steigerung der
Attraktivität der beruflichen Bildung und die Gleichwertigkeit von
beruflicher und akademischer Bildung. Deswegen ist es gut, dass wir
jetzt über ein neues Aufstiegs-Bafög beraten, das viele
Verbesserungen enthält und ein Weiterkommen im Beruf erleichtert. Wir
brauchen qualifizierte Fachkräfte und wollen die Menschen
unterstützen, mit den Veränderungen in der Arbeitswelt mitzukommen.
Das neue Aufstiegs-Bafög hilft, die Talente und Fähigkeiten noch
besser zur Entfaltung zu bringen und so die Wettbewerbsfähigkeit
Deutschlands zu steigern."

Stephan Albani: "Mit zusätzlichen 350 Millionen Euro
verbessern wir das Aufstiegs-Bafög in einer Dimension, wie es sie
bislang noch nicht gab. Damit setzen wir ein klares Zeichen, dass
beruflicher Aufstieg gewünscht ist und die volle Unterstützung der
Union hat. Neben deutlichen Leistungsverbesserungen wollen wir
erreichen, dass diejenigen Menschen, die sich fortbilden und dann
einen Betrieb übernehmen oder gründen, bei den Fortbildungskosten
entlastet werden. Denn uns ist es wichtig, dass Menschen, die sich
beruflich weiterqualifizieren und unternehmerische Verantwortung
übernehmen, eine besondere Unterstützung erfahren.

Unser Anspruch ist, dass Familien als zentrale gesellschaftliche
Institution stärker unterstützt werden. Deswegen verbessern wir beim
Aufstiegs-Bafög die Kinderbetreuung und Unterhaltsförderung. Mit dem
neuen Aufstiegs-Bafög zeigen wir, dass uns alle Ausbildungswege,
akademische und berufliche, gleich wichtig sind."

 * 
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INNEN/3530: Mahnmal für Opfer von Kommunismus ist überfällig


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Dezember 2019

Mahnmal für Opfer von Kommunismus ist überfällig

Bundesregierung soll Konzept vorlegen



Der Deutsche Bundestag soll am morgigen Freitag einen von CDU und CSU
initiierten Antrag beschließen, in dem die Errichtung eines Mahnmals
für die Opfer des Kommunismus gefordert wird. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, und die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
Fraktion, Elisabeth Motschmann:

Gitta Connemann: "Wir brauchen einen Gedenkort für die Opfer
von Kommunismus. In Deutschland hat sich seit 1990 eine vielfältige
Erinnerungslandschaft entwickelt. In Gedenkstätten und Einrichtungen
wird gegen das Vergessen gearbeitet. Das ist bitter nötig.
Geschichtsvergessenheit und -leugnung sind brandgefährlich. Aber sie
sind wieder Realität. Auch kommunistische und sozialistische
Gewaltherrschaft dürfen nicht relativiert werden.

Der heutige Beschluss ist überfällig. Erst mit dem Zusammenbruch des
Eisernen Vorhanges vor 30 Jahren wurde es möglich, über die
kommunistischen Diktaturen und ihre Folgen zu sprechen und an die
Opfer zu erinnern. Die Erinnerung an den Fall der Berliner Mauer muss
immer auch mit dem Dank verbunden sein, dass dadurch auch der
Kommunismus in Europa zu Fall gebracht wurde."

Elisabeth Motschmann: "Es darf nicht sein, dass wir allein in
Deutschland zwölf Karl-Marx-Denkmäler haben, aber keinen Ort, an dem
an die Opfer der marxistisch-leninistischen Ideologie gedacht wird.
Sozialismus und Kommunismus sind keine heilsbringenden Ideologien.
Sie haben in der Geschichte vor allem eines hervorgebracht:
millionenfaches Leid. Millionen von unschuldigen Menschen wurden
Opfer von Ermordung, Internierung, Verhaftung, Enteignung, Verfolgung
oder Berufsverboten.

In vielen anderen ehemaligen kommunistischen Staaten wird bereits der
Opfer der kommunistischen Verbrechen öffentlich gedacht. Mit dem
Errichtungsbeschluss untermauern wir unsere jahrelange Forderung nach
einem Mahnmal für die Opfer des Kommunismus. Mit dem Antrag soll die
Lehrstelle in unserer Erinnerungslandschaft endlich geschlossen
werden. Dafür soll die Bundesregierung im kommenden Jahr ein Konzept
vorlegen."

Hintergrund: 

Das Mahnmal soll, so der Antrag, "ein Ort und Anlass sein, sich an
die Menschen zu erinnern, die während der kommunistischen Herrschaft
für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte eintraten und dafür
verfolgt, physisch und psychisch gefoltert und getötet wurden". Sie
finden die Vorabfassung unter diesem Link:

dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/157/1915778.pdf

 * 
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AUSSEN/1940: Schindler zur Unterhauswahl in Großbritannien


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

Schindler zur Unterhauswahl in Großbritannien



Zu den ersten Ergebnissen der britischen Unterhauswahl erklärt Jörg
Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE:

"Wer glaubt, die Europäische Union über Konkurrenz der Standorte
attraktiv zu machen, statt über gemeinsame soziale Standards, hat mit
Boris Johnson und dem nun vermutlich unvermeidlichen Brexit den dazu
gehörigen nationalen Irrsinn und die Borniertheit bekommen, die diese
Politik auf die Spitze treibt.

Wir wollen das Auseinandertreiben der EU verhindern. Deshalb muss die
Richtung der EU grundsätzlich geändert werden: für ein attraktives
Europa der sozialen und demokratischen Rechte, nicht
wirtschaftsliberaler 'Grundfreiheiten'."

 * 
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AUSSEN/1939: Riexinger zur Wahl in Großbritannien


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Riexinger zur Wahl in Großbritannien



Zum vorläufigen Ergebnis der britischen Unterhauswahl erklärt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Die erste Hochrechnung deutet darauf hin, dass Labour sich bei den
Wahlen in Großbritannien leider nicht durchsetzen konnte. Es ist
völlig unklar, wie die Tories das von ihnen angerichtete Chaos
beseitigen wollen. Für die Menschen in Großbritannien könnte dies eine
Zeit der Unsicherheit bedeuten. Die Privatisierung der
Gesundheitsversorgung und die hohe Chance eines ungeregelten Brexits,
lassen nichts Gutes erahnen. Die desaströse Politik der Tories geht
wahrscheinlich die nächste Runde."
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INNEN/5092: Schwere Vorwürfe gegen das Bundeskriminalamt - Vernehmung bestätigt folgenschwere Fehleinschätzung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Dezember 2019

Schwere Vorwürfe gegen das BKA - Vernehmung bestätigt folgenschwere Fehleinschätzung



"Das macht nicht nur das Handeln des BKA fragwürdig. Auch das Bemühen
des Innenministeriums, den Zeugen aus Nordrhein-Westfalen als
unglaubwürdig darzustellen, erscheint nun als wahrheitswidriges
Täuschungsmanöver gegenüber der Öffentlichkeit", erklärt Martina
Renner, für die Fraktion DIE LINKE Obfrau im Untersuchungsausschuss
zum Terroranschlag auf dem Breitscheidplatz, mit Blick auf das heutige
Geschehen im Ausschuss. Ein Beamter des nordrhein-westfälischen LKA
hatte im November schwere Vorwürfe gegen das Bundeskriminalamt
erhoben. Denen zufolge habe das BKA die Gefährlichkeit Amris
grundlegend falsch eingeschätzt und drängte darauf, eine Quelle
abzuschalten, die vor dem späteren Attentäter gewarnt hatte. Renner
weiter:

"Schon die erste Vernehmung des heutigen Zeugen von der
Generalbundesanwaltschaft im Untersuchungsausschuss stützt die Angaben
des LKA-Beamten. Die Auseinandersetzung um die fragwürdige Rolle des
BKA und seine sachfremden Interventionen reiht sich ein in die Kette
fragwürdiger Vorgänge im Verantwortungsbereich des Innenministers. So
weigert sich beispielsweise der Verfassungsschutz beständig, über
seine Quellen in der Islamistenszene Auskunft zu geben."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2697: Kipping zum Armutsbericht 2019


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Kipping zum Armutsbericht 2019



Zur Studie "30 Jahre Mauerfall - Ein viergeteiltes Deutschland. Der
Paritätische Armutsbericht 2019" erklärt Katja Kipping, Vorsitzende
der Partei DIE LINKE:

"Die Ergebnisse des Armutsberichtes 2019 sind trotz leichtem Rückgang
nicht erfreulich. Wenn in gut einem Viertel der untersuchten Regionen
in den letzten zehn Jahren ein Anstieg um mehr als 20 Prozent
erfolgte, dann ist das ein Beleg für eine völlig verfehlte
Sozialpolitik der bisherigen Bundesregierungen.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband legt zurecht den Finger in die
Wunde. Denn: Ungleichheit und soziale Spaltung zwischen armen und
reichen Regionen, zwischen Stadt und Land können die Demokratie
gefährden. Deshalb braucht es jetzt eine Umverteilung, einen
garantierten Schutz aller vor Armut, eine Offensive fürs Öffentliche.
Die LINKE unterstützt die Forderungen des Paritätischen nach einem
,Masterplan zur Armutsbeseitigung'. Wir brauchen einen modernen
Sozialstaat, der aktiv Armut bekämpft, einen guten Lebensstandard
sichert, für gleichwertige Lebensverhältnisse sorgt und
gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen ermöglicht.

Eine Regierung mit der Union kann und wird dies niemals zustande
bringen: ganz gleich, ob es sich dabei um eine schleppende Fortsetzung
der GroKo oder um Schwarz-Grün handelt."

 * 
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BUNDESTAG/9267: Heute im Bundestag Nr. 1417 - 13.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1417

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 13. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. BKS-Beamter streitet Vorwürfe ab

2. Ex-Geschäftsführer beklagt Hexenjagd



1. BKS-Beamter streitet Vorwürfe ab

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") hat ein leitender Beamter des Bundeskriminalamtes
energisch bestritten, dass seine Behörde Anfang 2016 versucht habe,
einen langjährigen Informanten des nordrhein-westfälischen
Landeskriminalamtes aus dem Verkehr zu ziehen. Insbesondere habe er zu
keinem Zeitpunkt eine solche Absicht mit einem Kollegen aus dem
Düsseldorfer LKA unter vier Augen erörtert oder gar behauptet, dies
geschehe "auf Anweisung von ganz oben", betonte der Erste
Kriminalhauptkommissar Philipp K. am Donnerstag. Der heute 39-jährige
Zeuge gehört nach eigenen Worten dem BKA seit 2001 an und war von 2010
bis vor kurzem mit der Bewertung von Gefährdungslagen befasst.

K. bestätigte, dass es Ende 2015 und Anfang 2016 zwischen dem BKA und
dem nordrhein-westfälischen LKA Differenzen in der Einschätzung eines
V-Mannes gegeben habe, den die Düsseldorfer als "VP01" im
radikalislamischen Milieu führten. Der Informant war damals im
"Deutschen Islamkreis" (DIK) um den Hildesheimer Hassprediger Abu
Walaa unterwegs. Er berichtete zwischen Sommer und Spätherbst 2015
über drei verschiedene Attentatsprojekte, die ihm dort zu Ohren
gekommen seien. Das BKA schätzte in jedem dieser Fälle die
Wahrscheinlichkeit, dass es tatsächlich zu einem Anschlag kommen
werde, als außerordentlich gering ein, ohne allerdings, wie der Zeuge
K. hervorhob, die Glaubwürdigkeit der VP01 grundsätzlich in Zweifel zu
ziehen.

In erster Linie habe es im BKA als ausgeschlossen gegolten, dass
Islamisten, die ernsthaft einen Anschlag vorbereiten, einem nicht
unmittelbar tatbeteiligten Außenstehenden davon erzählen. Dies
widerspreche jeglicher Erfahrung. Zudem hätten die weiteren
Ermittlungen keinerlei Hinweise erbracht, dass sich die Pläne
konkretisierten. Die Bewertungsgrundlage habe sich allerdings in einer
Besprechung beim Generalbundesanwalt am 23. Februar 2016 fundamental
geändert.

Hier habe der anwesende Düsseldorfer Ermittlungsleiter,
Kriminalhauptkommissar M, erstmals mitgeteilt, dass der Informant im
radikalislamischen Milieu nicht als neutraler Beobachter, sondern als
Lockspitzel unterwegs war. Er habe vorgeben sollen, selber einen
Anschlag zu planen und nach Mitstreitern zu suchen. Die anwesenden
BKA-Vertreter seien von dieser Enthüllung völlig überrascht und auch
erheblich verärgert gewesen, weil sie so spät davon erfuhren.

In der öffentlichen Sitzung am 14. November 2019 hatte
Kriminalhauptkommissar M. dem Ausschuss berichtet, dass nach dieser
Besprechung der Kollege K. auf ihn zugekommen sei und ihm unter vier
Augen anvertraut habe, es sei "von ganz oben" angeordnet, die VP01
"aus dem Spiel zu nehmen" weil sie "zu viel Arbeit" mache. K. habe
seinen Gruppenleiter Sven K. und das Innenministerium als Urheber
dieser Weisung genannt. Philipp K. selbst widersprach in seiner
Anhörung kategorisch: "Ich kann Ihnen nur versichern, dass ein solches
Vieraugengespräch mit diesem Inhalt mit Sicherheit nicht stattgefunden
hat", sagte er.

Er könne nicht vollständig ausschließen, nach der Besprechung beim
Generalbundesanwalt mit dem Kollegen M. noch ein paar persönliche
Worte gewechselt zu haben. Er könne aber mit Gewissheit sagen, das
zwischen ihnen beiden nie davon die Rede gewesen sei, die VP01 mundtot
zu machen. Dies sei im übrigen auch gar nicht geschehen. Vielmehr habe
das BKA nach dem Termin in Karlsruhe die Glaubwürdigkeit des
Informanten ausdrücklich positiver bewertet als zuvor.

 * 

2. Ex-Geschäftsführer beklagt Hexenjagd

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Im Eiltempo wollte die damalige
Rüstungsstaatssekretärin Katrin Suder 2016 die
Heeres-Instandsetzung-Logistik (HIL) an die Industrie verkaufen. Dass
bei der Vergabe der Beratungsleistung die Rechtsanwaltskanzlei H. L.
bevorzugt worden sei, hat der öffentlich als Zeuge geladene
Unterabteilungsleiter Ausrüstung im Verteidigungsministerium, Ewald
Günter R, bei seiner Vernehmung im Untersuchungsausschuss des
Verteidigungsausschusses bestritten. Bei der Sitzung unter der Leitung
von Wolfgang Hellmich (SPD) versicherte er, die Beauftragung der
Kanzlei nach einer Ausschreibung sei "regelkonform" erfolgt.

Er widersprach damit gegensätzlichen Zeugenaussagen aus früheren
Sitzungen. So hatte der seinerzeitige Vergabejurist der bundeseigenen
HIL GmbH, Norbert D., von einer "getürkten Vergabe im Millionenwert"
gesprochen. Die Gesellschaft mit drei Werken in St. Wendel, Darmstadt
und Doberlug-Kirchhain wartet und repariert gepanzerte Rad- und
Kettenfahrzeuge des Heeres.

Das Unternehmen habe sich in einer sehr schwierigen Lage befunden,
sagte Zeuge R. in der öffentlichen Sitzung. Suder habe ihn im Mai
schriftlich angewiesen, die Privatisierung der Werke zu betreiben.
Zeitvorgabe: Verträge bis Ende des Jahres, Umsetzung bis Mitte 2017.
Zur Rechtsberatung sei eine sehr kompetente Kanzlei nötig gewesen,
meinte er. Die Leistungsfähigkeit der Kanzlei H. L. habe er schätzen
gelernt, als es um die Sanierung der in eine prekäre Situation
geratenen Bekleidungsgesellschaft der Bundeswehr ging.

Ob die Zeitvorgabe zu kurz bemessen war, habe er nicht beurteilen
können. In solch komplizierten Verfahren sehe man ohnehin nicht immer
auf den Grund. Die Privatisierungsbemühungen zogen sich hin, was auch
die Kosten für die Beratung enorm in die Höhe trieb. Kurz nach ihrem
Amtsantritt blies Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) das Vorhaben endgültig ab.

Zur Vorbereitung der Privatisierung einschließlich der Ausschreibung
für Beratungsleistungen setzte R. eine Task-Force ein, als deren
Leiter er einen von ihm als "Herrn K." bezeichneten Referatsleiter
einsetzte: den ebenfalls in der öffentlichen Sitzung vernommenen
Zeugen Gerd K. Die Task-Force führte die Ausschreibung durch. Drei
Kanzleien und drei Unternehmungsberatungen seien angesprochen
worden - nach "objektiven Kriterien". Vorgaben habe er nicht erhalten.
Ihm sei es völlig egal gewesen, wer den Zuschlag bekomme.

Der öffentlichen Zeugenaussage von Gerd K. war zu entnehmen, dass
massive personelle Querelen zeitweise das HIL-Erscheinungsbild
beeinträchtigten. Er sprach von einer Kampagne gegen seine persönliche
Reputation, bei der Unwahrheiten verbreitet worden seien - begleitet
von einer öffentlichen Skandalisierung nach dem Motto: "Man muss nur
lange genug mit Schmutz auf eine Person werfen, bis etwas hängen
bleibt."

Zeuge R. erklärte, er habe sich für den Referatsleiter als Leiter der
Task-Force entschieden, weil der bereits ab August 2014 für ein halbes
Jahr die HIL-Geschäftsführung nach Kündigungen der zwei Vorgänger
übernommen hatte. Gerd K. wurde dann ab Ende 2015 wieder zum
Geschäftsführer bestimmt. Danach begann dann die von ihm beschriebene
Kampagne gegen ihn. Für diese "Hexenjagd", für dieses "Kesseltreiben
gegen mich bis heute" machte er den Arbeitnehmer-Vertreter und
stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden Matthias M.
verantwortlich. Der hatte bereits im Juni Vorwürfe über K. als Zeuge
vor dem Untersuchungsausschuss geäußert.

K. schilderte nun seinerseits, Matthias M. habe früher durchaus
Termine bei der Industrie wahrgenommen, sich dann aber um 180 Grad
gedreht. Dem Arbeitnehmer-Vertreter ging es nach seiner Aussage darum,
die Privatisierung zu verhindern. Tatsächlich war dies eine Option,
die untersucht werden sollte, bis Suder ihre Weisung zum Verkauf an
die Industrie erließ. Warum M. seine Meinung geändert habe, sei ihm
"unbegreiflich".

Ein anderer Zeuge war schlecht zu sprechen auf die Amtsführung von
Gerd K. - eben jener Norbert D. Dieser hatte zum Beispiel detailliert
geschildert, wie der Geschäftsführer in seinem Büro ihm habe
untersagen wollen, mit Matthias M. zu einem Termin zum damaligen
Parlamentarischen Staatssekretär Ralf Braucksiepe zu fahren und ihn
dabei mehrfach an den Händen gefasst habe. Es sei nur um die
Fahrkosten gegangen, sagte Gerd K. nun als Zeuge. Und dass er Norbert
D. angefasst habe, sei ein "Märchen". Ob es eine Lüge war, wurde er
gefragt. Die Antwort: "Ja". Zum erkennbaren Unmut von K. sprach eine
Abgeordnete dann auch noch an, dass er als Geschäftsführer einen 330
PS-starken Audi als Dienstwagen geordert hatte. Damit sei er innerhalb
des vorgegebenen Preislimits von 70.000 Euro geblieben.

Die Äußerungen von K. richtete sich nicht nur gegen Matthias M. und
Norbert D., sondern auch gegen das Verteidigungsministerium: "Ich habe
erwartet, dass man mich fürsorglich zurücknimmt", sagte er. Angefragt
habe er, nachdem er angesichts des 2018 immer mehr zunehmenden
Mobbings bei der HIL festgestellt habe: "Es ging nicht mehr." Das
Verhalten seines Dienstherrn habe ihn "sowohl erschreckt als auch
enttäuscht".

In der Diskussion um die Ausschreibung sei er zum "Spielball der
Interessen" geworden, der ich bis heute hilflos ausgeliefert bin",
meinte er: "Ich war für das Ministerium ein Blitzableiter und ein
nützliches Bauernopfer." Doch nur mit Mühe habe er Anfang dieses
Jahres als Ministerialrat zurückkehren können. Eine Aufgabe habe er
freilich bis heute nicht bekommen. Die Konsequenz: Er scheide Ende des
Jahres aus den Diensten des Ministeriums aus.

Ewald Günter R. sagte, er habe zu Gerd K. ein
"freundschaftlich-kollegiales Verhältnis" gehabt, was sich jedoch "in
jüngerer Zeit abgekühlt" habe. Das Verteidigungsministerium
überraschte den Ausschuss mit dem Hinweis, dass Protokolle von
HIL-Aufsichtsratssitzungen aufgetaucht seien, die nicht mit
Schwärzungen versehen waren. Die Aktenordner wurden noch während der
Zeugenvernehmungen in den Saal gebracht. Abgeordnete machten kein Hehl
daraus, dass es dabei um Tagesordnungspunkte geht, die sich mit Gerd
K. beschäftigen. Die nämlichen Papiere mit geschwärzten Stellen lägen
ihnen bereits vor. Jetzt könnten sie vergleichen, was ursprünglich
verborgen bleiben sollte.

 * 
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BUNDESTAG/9266: Heute im Bundestag Nr. 1416 - 13.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1416

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 13. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 09.38 Uhr

1. FDP wird gegen Bon-Pflicht aktiv

2. Berücksichtigung von Negativzinsen

3. Sustainable Finance mit Transparenz

4. Linke fordert gerechtes Klimagas-Restbudget

5. Rentenversicherungsbericht 2019



1. FDP wird gegen Bon-Pflicht aktiv

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion will die vor allem den Bäckereien
ab Anfang Januar drohende Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen selbst
bei kleinsten Einkäufen noch verhindern. Dazu hat die Fraktion den
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung - Gesetz zur
Verhinderung einer Bon-Pflicht für Bäcker (19/15768) eingebracht.
Damit sollen die Finanzbehörden im Fall der Nutzung einer
zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung beim Verkauf von
Waren und der Erbringung von Dienstleistungen an eine Vielzahl von
nicht bekannten Personen eine Befreiung von der Pflicht zur generellen
Ausgabe von Belegen aussprechen können.

Die Abgeordneten erwarten, dass mit Einführung der Belegausgabepflicht
diese Belege größtenteils nicht von den Kunden mitgenommen, sondern
direkt im Geschäft entsorgt werden. Dies führe zu einer erheblichen
Zunahme von Abfall, der unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes
vermeidbar wäre. Gerade die Nutzung von sogenanntem Thermopapier, dass
Biphenol enthalte, sei auch unter Gesundheitsaspekten bedenklich.

Die mit der Gesetzesänderung eingeräumte Befreiungsmöglichkeit werde
sicherstellen, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt
werde, betont die FDP-Fraktion.

 * 

2. Berücksichtigung von Negativzinsen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion fordert die Berücksichtigung von
Negativzinsen im Steuerrecht. Die Bundesregierung soll einen
Gesetzentwurf vorlegen, der klarstellt, dass von den Banken erhobene
negative Einlagezinsen für die Überlassung von Kapital für die
belasteten Steuerpflichtigen negative Erträge sind und damit im Rahmen
der Verlustverrechnung innerhalb der Kapitaleinkünfte verrechnet
werden können, heißt es in einem Antrag (19/15771) der FDP-Fraktion.
Nicht mit positiven Kapitaleinkünften verrechenbare negative
Einlagezinsen für die Überlassung von Kapital sollen als
Verlustvortrag festgestellt werden.

In der Begründung des Antrages heißt es, Sparer dürften durch negative
Zinsen nicht doppelt belastet werden. Das wäre jedoch die Folge, wenn
sie einerseits negative Zinsen für Guthaben an die Bank entrichten
müssten, aber andererseits diese nicht steuerlich geltend machen
könnten. Das anhaltende Niedrigzinsumfeld zwinge immer mehr Banken,
die Belastungen, die durch die negativen Einlagezinsen hervorgerufen
würden, an die Kunden weiterzugeben. Dass die Sparer diese
Negativzinsen nicht mit positiven Einkünften bei der Steuer verrechnen
könnten, sei unsystematisch und belaste die Sparer.

 * 

3. Sustainable Finance mit Transparenz

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Arbeit des Sustainable Finance-Beirates der
Bundesregierung soll transparenter werden, und die Diskussion zur
Nachhaltigkeit soll in die breite Öffentlichkeit getragen werden. Die
Öffentlichkeit könne sich damit auch ein Bild über die Arbeit des
Beirates verschaffen, heißt es in einem Antrag der FDP-Fraktion
(19/15769). Die Fraktion schließt sich auch der Forderung des
regierungseigenen Rates für nachhaltige Entwicklung an, der verlangt
hatte, die Protokolle zu den Sitzungen des Sustainable
Finance-Beirates zu veröffentlichen, um "die Beratungen aus den
Hinterzimmern von Bundesregierung und beteiligten Interessengruppen,
betroffenen Einzelunternehmen beziehungsweise involvierten Personen
stärker an die Öffentlichkeit anzubinden".

Außerdem kritisieren die Abgeordneten die mangelnde Beteiligung des
Bundestages an der Arbeit des Sustainable Finance-Beirates. Daher soll
für jede Fraktion im Deutschen Bundestag ein Mitgliedsstatus für
jeweils einen Vertreter beziehungsweise eine Vertreterin eingerichtet
werden. Die Abgeordneten weisen außerdem darauf hin, dass die deutsche
Finanzaufsicht, die Bundesbank sowie die Finanzverbände in dem Beirat
lediglich Beobachterstatus hätten.

 * 

4. Linke fordert gerechtes Klimagas-Restbudget

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/15775), dass Deutschland sein Treibhausgas-Restbudget als
gerechten Beitrag zur Erfüllung des Übereinkommens von Paris berechnet
und ihn öffentlich bekannt gibt. In der Konsequenz sollten auch "alle
nationalen Klimaschutzziele und Klimaschutzmaßnahmen an das gerechte
Treibhausgas-Restbudget" angepasst werden, heißt es darin weiter.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung weiter auf, sich bei den
internationalen Klimaschutzverhandlungen bei anderen Vertragsstaaten
für die Einhaltung des Grundsatzes der Klimagerechtigkeit einzusetzen
und Klimaschutz und Gerechtigkeit zusammenzuführen und keine neuen
sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Ungerechtigkeiten zu
verursachen.

 * 

5. Rentenversicherungsbericht 2019

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2019 sind die Beitragseinnahmen der
allgemeinen Rentenversicherung gegenüber dem Vorjahr um rund fünf
Prozent gestiegen. Für das Jahresende 2019 wird eine
Nachhaltigkeitsrücklage von rund 40,7 Milliarden Euro geschätzt, das
entspricht 1,8 Monatsausgaben. Diese Zahlen gehen aus dem
Rentenversicherungsbericht 2019 hervor, den die Bundesregierung,
zusammen mit einem Gutachten des Sozialbeirats, als Unterrichtung
(19/15630) vorgelegt hat.

In der Unterrichtung führt die Regierung aus, dass im RV-
Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz festgelegt sei,
dass der Beitragssatz bis zum Jahr 2025 den Wert von 18,6 Prozent
nicht unterschreiten dürfe. Ferner sei dort geregelt, dass bis 2025
das Sicherungsniveau vor Steuern nicht unter 48 Prozent und der
Beitragssatz nicht über 20 Prozent steigen dürfe (doppelte
Haltelinie). "In der mittleren Variante der Vorausberechnungen bleibt
der Beitragssatz bis zum Jahr 2024 beim aktuellen Wert von 18,6
Prozent stabil. Anschließend steigt er auf 19,8 Prozent im Jahr 2025
und 21,2 Prozent im Jahr 2030. Zum Ende des Vorausberechnungszeitraums
im Jahr 2033 beträgt der Beitragssatz 22,0 Prozent", schreibt die
Regierung.

Laut Bericht steigen die Renten bis zum Jahr 2033 um insgesamt rund
36,5 Prozent. Dies entspricht einer durchschnittlichen Steigerungsrate
von 2,2 Prozent pro Jahr. Das Sicherungsniveau vor Steuern, das die
Relation von Renten zu Löhnen zum Ausdruck bringt, beträgt derzeit
48,2 Prozent. Aufgrund einer zunächst stabilen Entwicklung des
Beitragssatzes und der Haltelinie beim Sicherungsniveau wird ein
Absinken unter 48 Prozent bis zum Jahr 2025 verhindert. Dabei greift
die Haltelinie erstmals im Jahr 2021. Längerfristig sinkt das
Sicherungsniveau bis auf 44,6 Prozent zum Ende des
Vorausberechnungszeitraums im Jahr 2033.

 * 
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BUNDESTAG/9265: Heute im Bundestag Nr. 1415 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1415

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 16.55 Uhr

1. Geld für Tausend-Bahnhöfe-Programm

2. Informationen über Schleusensperrung

3. Sedimenteintrieb an Schleusenkammern

4. Schleusengruppe in Kiel-Holtenau

5. Gesundheitsetat dicht am Soll 2019

6. Medizinische Versorgung von Kindern



1. Geld für Tausend-Bahnhöfe-Programm

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die erste von drei Säulen des
"Tausend-Bahnhöfe-Programms" wurden im Haushalt 2019 nach Angaben der
Bundesregierung rund zehn Millionen Euro und
Verpflichtungsermächtigungen für weitere 320 Millionen Euro
eingestellt. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/14717) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14273) hervor. Die rechtliche
Grundlage der Bundesförderung sei das Bundesschienenwegeausbaugesetz
(BSWAG) zur Förderung von Investitionen in die Schienenwege der
Eisenbahnen des Bundes, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Informationen über Schleusensperrung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die am Nord-Ostsee-Kanal (NOK) tätigen Unternehmen
werden nach Aussage der Bundesregierung monatlich vom
Wasserschifffahrtsamt (WSA) Brunsbüttel zu einem Fachgespräch
eingeladen. Dort würden die aktuellen und anstehenden Arbeiten an der
Schleuse Brunsbüttel vorgestellt, heißt es in der Antwort der
Regierung (19/14719) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14353). Darüber hinaus würden alle Fachnutzer über verschiedene
Medien zu Sperrungen oder Behinderungen der Schifffahrt in den
Schleusen informiert, schreibt die Regierung.

 * 

3. Sedimenteintrieb an Schleusenkammern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Eintrieb von Sedimenten an den großen
Schleusenkammern in Brunsbüttel (Nord-Ostsee-Kanal) findet nach
Aussage der Bundesregierung weiterhin statt und kann den Betrieb
behindern. Ein Baggerschiff sei deshalb kontinuierlich in den
Schleusenanlagen im Einsatz, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/14720) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14354).

 * 

4. Schleusengruppe in Kiel-Holtenau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die zukünftige Leistungsfähigkeit der
Schleusengruppe in Kiel-Holtenau ist nach Angaben der Bundesregierung
das Zusammenwirken der beiden kleinen Schleusenkammern mit den beiden
großen Schleusenkammern entscheidend. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/14721) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14472) hervor. Für die Passage der größeren Schiffseinheiten seien
die großen Kammern maßgeblich und würden auch zukünftig für den
Schiffsverkehr zur Verfügung stehen, heißt es in der Antwort. Nach dem
Ersatzneubau würden die beiden kleinen Kammern wieder durch kleinere
Schiffsgrößen genutzt und die großen Kammern entlastet.

 * 

5. Gesundheitsetat dicht am Soll 2019

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im Gesundheitsetat (Einzelplan 15) wird nach
Einschätzung der Bundesregierung die Ausgabe bei den meisten Titeln
dicht am Soll 2019 liegen. Dem Bundesgesundheitsministerium sei daran
gelegen, "durch sorgfältige Prüfung bei der Bewirtschaftung der
Ausgabenmittel keine unwirtschaftlichen Ausgaben zu tätigen", heißt es
in der Antwort (19/14995) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/14475) der FDP-Fraktion.

 * 

6. Medizinische Versorgung von Kindern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die medizinische Versorgung von Kindern ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/15680) der Fraktion Die Linke. In einer
Analyse des Wissenschaftlichen Instituts der privaten
Krankenversicherung (WIP) zeige sich, dass pro Kind deutlich mehr
ausgegeben werde, wenn es privat und nicht gesetzlich versichert sei.
Die Abgeordneten wollen mehr wissen über eine mögliche
Zwei-Klassen-Medizin bei der Versorgung der Kinder.

 * 
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BUNDESTAG/9264: Heute im Bundestag Nr. 1414 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1414

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 16.17 Uhr

1. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

2. Rechtsextreme Veranstaltungen

3. Islamfeindliche Straftaten

4. Abwehr missbräuchlich genutzter Drohnen

5. FDP fragt nach Brücken auf Fernstraßen

6. BVWP-Umsetzung in Bayern thematisiert

7. Grüne fragen nach 5G-Modellprojekt



1. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Die Linke ein Gesetz "zur verbindlichen Regelung sozialer,
ökologischer und menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten von
Unternehmen im Sinne der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und
Menschenrechte" vorlegen. Das Gesetz solle für alle Unternehmen mit
Sitz in Deutschland mit mindestens 250 Mitarbeitern gelten sowie für
kleine und mittlere Unternehmen "in Risikosektoren wie der Textil-,
Lebensmittel- und Automobilbranche" und für staatliche Unternehmen und
die öffentliche Beschaffung, fordert die Fraktion in einem Antrag
(19/15777).

Danach sollen mit einem solchen Gesetz Unternehmen Sorgfaltspflichten
zur Achtung der international anerkannten Menschenrechte,
internationaler Arbeits- und Sozialstandards und von Umweltstandards,
zu denen sich die Bundesregierung verpflichtet hat, auferlegt werden.
Auch soll mit dem Gesetz laut Antrag die Verantwortung von Unternehmen
"auf ihre Geschäftsbeziehungen entlang der gesamten
Wertschöpfungskette erweitert" werden.

 * 

2. Rechtsextreme Veranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im dritten Quartal dieses Jahres ist es bundesweit
zu 23 Veranstaltungen von Rechtsextremisten mit überregionaler
Teilnehmermobilisierung gekommen, die der Bundesregierung bekannt
geworden sind. Dies geht aus einer Antwort der Regierung (19/15290)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14659) hervor. Die
angegebenen Teilnehmerzahlen schwanken zwischen 20 und 450.

Kundgebungen "gegen eine vermeintliche Islamisierung Deutschlands, bei
denen eine (rechts-)extremistische Einflussnahme / Steuerung in
unterschiedlicher Ausprägung erkennbar war", registrierten die
Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder den Angaben
zufolge im genannten Zeitraum nicht.

 * 

3. Islamfeindliche Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über islamfeindliche Straftaten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15647) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/15131). Danach wurden der Bundesregierung
im dritten Quartal 2019 (Stand: 14. November) insgesamt 187 Delikte
mit dem Unterthema "Islamfeindlich" gemeldet.

"Im dritten Quartal 2019 wurden insgesamt acht Personen bei Delikten
mit dem Unterthema ,Islamfeindlich' als verletzt gemeldet", heißt es
in der Antwort weiter. Die Straftaten wurden den Angaben zufolge dem
Phänomenbereich der politisch rechts motivierten Kriminalität
zugeordnet.

Die genannten Zahlen haben laut Bundesregierung "vorläufigen Charakter
und sind durch Nach-/Änderungsmeldungen Veränderungen unterworfen".

 * 

4. Abwehr missbräuchlich genutzter Drohnen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren durch den
terroristischen Missbrauch von sogenannten Drohnen ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/15284) auf eine Kleine Anfrage der AfD-
Fraktion (19/14628). Danach hat das Bundeskriminalamt "Technik zur
Detektion, Verifikation und Abwehr von Drohnen bewertet und die
gewonnenen Erkenntnisse an die polizeilichen Bedarfsträger im Bund und
bei den Ländern übermittelt". Darüber hinaus bauen die für die
Gefahrenabwehr in diesem Bereich zuständigen Polizeibehörden des
Bundes "ihre Fähigkeiten zur Abwehr missbräuchlich genutzter Drohnen
stetig aus", wie die Bundesregierung ferner ausführt. Im Zuge der
regelmäßigen Evaluierung der Lastannahmen für die nukleare Sicherung
kerntechnischer Anlagen würden unbemannte Luftfahrzeuge ebenfalls
berücksichtigt.

Unabhängig von der Frage eines terroristischen Missbrauchs von Drohnen
sind laut Vorlage mit zwei EU-Verordnungen vom März und Mai dieses
Jahres "wichtige europäische Vorgaben für den Betrieb und das
Inverkehrbringen unbemannter Luftfahrzeuge" in Kraft getreten. "Die
Bundesregierung hat die Arbeiten zu ihrer Implementierung in
Deutschland aufgenommen", heißt es in der Antwort weiter. Zudem
fördere das Bundesministerium für Bildung und Forschung seit 2017 mit
rund neun Millionen Euro vier Forschungsprojekte, die sich mit der
Abwehr von Drohnen bei verschiedenen Bedrohungslagen beschäftigen.
Dabei geht es den Angaben zufolge unter anderem um die "Abwehr von
unbemannten Flugobjekten für Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben" und um ein "sensorgestütztes Überwachungs- und
Alarmierungssystem zur Detektion und Verfolgung unbemannter
Flugsysteme".

 * 

5. FDP fragt nach Brücken auf Fernstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Zustand der Brücken auf den
Bundesfernstraßen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15455). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie hoch sie die Kosten für die Sanierung der
Brücken auf den Bundesfernstraßen einschätzt. Gefragt wird auch, wie
viele Bundesmittel für die Sanierung von Brücken in den letzten fünf
Jahren zur Verfügung standen und wie viel davon abgerufen wurde.

 * 

6. BVWP-Umsetzung in Bayern thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 2030
(BVWP) in Bayern interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15408). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie hoch die Summe ist, welche für die Umsetzung
der BVWP-Projekte in Bayern eingeplant ist und in welchem Verhältnis
dabei Erhaltungsmaßnahmen zu Neubauten stehen. Gefragt wird auch, in
welcher Höhe die Bundesregierung "unabhängig vom Verkehrswegeplan
2030" im Zeitraum 2016 bis 2030 den Neu- und den Ausbau von
Verkehrswegen in Bayern unterstützt.

 * 

7. Grüne fragen nach 5G-Modellprojekt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das 5G-Modellprojekt der Ostbayerischen
Technischen Hochschule Amberg-Weiden interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/15457). Der Raum
Amberg-Weiden sei als einzige bayerische Region vom Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) als 5G-Modellregion
ausgewählt worden, schreiben die Abgeordneten. An der Ostbayerischen
Technischen Hochschule (OTH) Amberg-Weiden soll ihren Angaben nach bei
dem Vorhaben "5G 4 Healthcare" im Bereich der Medizintechnik mit einem
Fördervolumen von mehr als 8,4 Millionen Euro geforscht werden. Dafür
sei mit erheblichen Mitteln auch ein Ausbau der 5G-Infrastruktur
erforderlich. Die Hoffnungen, die in der Region in das Projekt gesetzt
werden, seien groß, heißt es in der Vorlage. Ebenso groß sei aber auch
das Informationsbedürfnis, wie Bürgeranfragen bei Abgeordneten in der
Region nach weiteren Details zu dem 5G-Modellprojekt in Bereich Amberg-
Weiden zeigten.

Die Bundesregierung soll nun unter anderem darüber Auskunft geben, für
welche Dauer das 5G-Modellprojekt "5G 4 Healthcare" in der Oberpfalz
ausgelegt ist. Gefragt wird auch, ob für das 5G-Projekt hinsichtlich
der Reichweite Eingriffe in die Infrastruktur vor Ort durchgeführt
werden.

 * 
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BUNDESTAG/9263: Heute im Bundestag Nr. 1413 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1413

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 15.34 Uhr

1. Bundestag debattiert über Schwarze Null

2. Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020

3. 24-Stunden-Arbeitsstellen auf Autobahnen

4. Ausgabenreste bei Verkehrsinvestitionen

5. Lkw-Rechtsabbieger in Schritttempo

6. Whistleblower wichtig für Spitzensport



1. Bundestag debattiert über Schwarze Null

Finanzen/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Fragen der Haushalts- und Finanzpolitik beschäftigen
in dieser Woche den Deutschen Bundestag. Die Abgeordneten werden am
Freitag (13. Dezember) in einer Aktuellen Stunde nach der Debatte über
das "Menschenrecht auf Frieden" ab etwa 15.30 Uhr zum "Kurs der großen
Koalition in der Haushalts- und Finanzpolitik" debattieren. Die
Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der Fraktion der FDP statt.

 * 

2. Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/14182) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13318) die
Städte und Kommunen auf, die im Jahr 2018 und im Jahr 2019
Fördermittel aus dem "Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020" beantragt
haben. Bei den Förderungen des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) und des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) seien im Rahmen des Sofortprogramms
"Saubere Luft 2017 -2020" im Jahr 2018 119 Projekte abgelehnt und 419
Projekte genehmigt worden, heißt es in der Antwort. Im Zeitraum von
Januar bis Juni 2019 seien 90 Projekte abgelehnt und 173 Projekte
genehmigt worden. In der Vorlage führt die Regierung auch die
abgelehnten Projekte sowie die Gründe für deren Ablehnung auf.

 * 

3. 24-Stunden-Arbeitsstellen auf Autobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2018 meldeten die Länder nach Angaben der
Bundesregierung 42 geplante Arbeitsstellen auf Bundesautobahnen, die
zumindest zeitweise in der Baubetriebsform 4 (Arbeiten rund um die
Uhr) geplant waren. Im Jahr 2019 seien es 72 Arbeitsstellen gewesen,
heißt es in der Antwort der Regierung (19/14526) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/13997). Für das Jahr 2020 seien bislang
drei derartige Arbeitsstellen geplant, teilt die Regierung mit. Die
Zugrundelegung der Baubetriebsform 4 zur Bauzeitreduzierung von
Arbeitsstellen auf hochbelasteten Bundesautobahnen habe sich bewährt,
heißt es in der Antwort.

 * 

4. Ausgabenreste bei Verkehrsinvestitionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Gemäß dem Regierungsentwurf 2020 zum Bundeshaushalt
finden sich bei den Verkehrsinvestitionen Ausgabenreste in Höhe von
1,74 Milliarden Euro (Schiene: 856 Millionen Euro, Straße: 157
Millionen Euro, Wasserstraße: 725 Millionen Euro). Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/14770) auf eine Kleine Anfrage der FDP-
Fraktion (19/14237) hervor. Gefragt nach den Gründen für Verzögerungen
beim Abfluss der Investitionsmittel, schreibt die Regierung: Im
Bereich der Neu- und Ausbaumaßnahmen der Schiene würden insbesondere
die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung erörterten Themen
Lärmvorsorge, Trassenfindung und Ausbauvarianten zu zeitlichen
Verzögerungen bei der Realisierung der Vorhaben beitragen. Vor allem
die eingetretenen Verzögerungen bei der Baurechtserlangung hätten sich
in den letzten Jahren wiederholt auf den Mittelabfluss ausgewirkt,
heißt es.

Im Bereich der Bundesfernstraßen seien die vom Bund in den vergangenen
Jahren bereitgestellten Investitionsmittel ohne Verzögerungen in
voller Höhe verausgabt worden, schreibt die Regierung. Die
Ausgabenreste seien im Wesentlichen Folge der seit dem Jahr 2018
geänderten Vorgaben für die Rechnungslegung. Bei den
Bundeswasserstraßen sei es unter anderem zu Verzögerungen bei der
Schaffung des Baurechts gekommen, "wobei einzelne Großprojekte
teilweise über Jahre vor dem Bundesverwaltungsgericht anhängig waren".

 * 

5. Lkw-Rechtsabbieger in Schritttempo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Entwurf der Verordnung zur Änderung
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften sieht nach Angaben der
Bundesregierung vor, dass Fahrzeuge des Schwerverkehrs beim
Rechtsabbiegen Schrittgeschwindigkeit fahren müssen. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/14716) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/14247) hervor. Aufgrund der erforderlichen
Sorgfaltspflicht aller Verkehrsteilnehmer bei der Einfahrt in einen
Knotenpunkt entstünden hieraus "keine unmittelbaren
Sicherheitsrisiken", heißt es in der Antwort. Anpassungen der
sogenannten Signalzeitenpläne seien nicht notwendigerweise geboten,
schreibt die Regierung. Eine Überprüfung der Signalsteuerungen könne
gegebenenfalls im Rahmen des routinemäßigen Qualitätsmanagements
erfolgen. Daher bedürfe es keiner Übergangsfristen und finanzieller
Mittel.

 * 

6. Whistleblower wichtig für Spitzensport

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung misst dem Schutz von
Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern (Whistleblower) im Spitzensport
erhebliche Bedeutung zu, da sie einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung
der Integrität des Sports leisten. So heißt es in der Antwort der
Regierung (19/14704) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/13795). Im Bereich des Dopings könnten Whistleblower
beispielsweise einen wichtigen Beitrag zur Aufklärung von
Dopingverstößen und damit für einen sauberen Sport leisten, schreibt
die Regierung. Sie begrüße es sehr, dass die Nationale
Anti-Doping-Agentur (NADA) das Hinweisgebersystem "SPRICH'S AN"
installiert habe, welches es Whistleblowern ermöglicht, sowohl anonym
und strikt vertraulich Sachverhalte anzuzeigen als auch mit der NADA
zu kommunizieren. Auch in weiteren Bereichen wie beispielsweise
Sportwettbewerbsmanipulation, Korruption und sexualisierte Gewalt
könnten Whistleblower einen wichtigen Beitrag zur Aufklärung von
Straftaten leisten.

Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung auch in diesen
Bereichen elektronische Hinweisgebersysteme und Ombudsstellen, die die
Anonymität von Hinweisgebern schützen, "als grundsätzlich geeignetes
Instrument zur Aufklärung und Bekämpfung entsprechender Phänomene".
Ermöglichten Whistleblower die Aufklärung oder Verhinderung von
erheblichen Straftaten oder leisteten sie dazu einen wesentlichen
Beitrag, könnten sie nach Einzelfallprüfung nach Paragraf 1 Absatz 1
des Zeugenschutzgesetzes (ZSHG) in den Zeugenschutz aufgenommen
werden, "wenn sie auf Grund ihrer Aussagebereitschaft einer Gefährdung
von Leib, Leben, Gesundheit, Freiheit oder wesentlicher Vermögenswerte
ausgesetzt sind und sich für Zeugenschutzmaßnahmen eignen", heißt es
in der Vorlage.

 * 
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BUNDESTAG/9262: Heute im Bundestag Nr. 1412 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1412

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 14.57 Uhr

1. Mietpreisbremse soll verschärft werden

2. Entschädigung bei unrechtmäßiger Haft

3. Änderung der Finanzgerichtsordnung

4. Änderung im Maklerrecht

5. Upskirting soll strafbar werden

6. Gegen Lieferengpässe bei Arzneimitteln

7. Online-Antragstellung von BAföG



1. Mietpreisbremse soll verschärft werden

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin : (hib/MWO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Verlängerung und Verbesserung der Regelungen über die zulässige
Miethöhe bei Mietbeginn vorgelegt (19/15824). Zum einen solle es den
Ländern ermöglicht werden, heißt es in dem Entwurf, ein Gebiet mit
einem angespannten Wohnungsmarkt erneut durch Rechtsverordnung zu
bestimmen. Die Geltungsdauer einer solchen Rechtsverordnung solle wie
bisher höchstens fünf Jahre betragen. Zum anderen solle der Anspruch
des Mieters gegen den Vermieter auf Rückzahlung zu viel gezahlter
Miete wegen Überschreitens der zulässigen Miete bei Mietbeginn
erweitert werden. Auf diese Weise solle das Potential der
Mietpreisbremse besser ausgeschöpft werden. Insgesamt strebe der
Entwurf einen ausgewogenen Interessenausgleich zwischen Mietern und
Vermietern an.

Wie die Bundesregierung schreibt, haben die durch das
Mietrechtsnovellierungsgesetz vom 21.April 2015 eingeführten
Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn (sogenannte
Mietpreisbremse) dort, wo sie durch Erlass einer Rechtsverordnung der
jeweiligen Landesregierung zur Anwendung kommen, den Mietenanstieg
moderat verlangsamt. Die für die Einführung der Regelungen der
Mietpreisbremse maßgebliche Ausgangslage bestehe im Wesentlichen fort.
Ein baldiges Auslaufen der Mietpreisbremse erscheint deshalb nicht
sinnvoll. Zudem habe sich gezeigt, dass die derzeitige Ausgestaltung
Vermietern ökonomische Anreize bietet, sich nicht an die
Mietpreisbremse zu halten.

 * 

2. Entschädigung bei unrechtmäßiger Haft

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Modernisierung des Entschädigungsrechts für zu Unrecht erlittene Haft
vorgelegt (19/15785). Eine Beibehaltung der aktuellen Regelung sei
unangemessen, heißt es in dem Entwurf, in dem auch auf einen Beschluss
der Konferenz der Justizminister vom November 2017 verweisen wird,
nach dem die Bundesregierung gebeten werden soll, einen Gesetzentwurf
vorzulegen, der eine deutliche Erhöhung der Haftentschädigung
vorsieht. Die AfD-Vorlage sieht unter anderem vor, den
Entschädigungsanspruch für Schaden, der nicht Vermögensschaden ist,
auf 100 Euro und, sofern die Freiheitsentziehung länger als 12 Monate
dauert, auf 200 Euro je angefangenen Tag der Freiheitsentziehung zu
erhöhen.

 * 

3. Änderung der Finanzgerichtsordnung

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung der Finanzgerichtsordnung (FGOÄndG) vorgelegt (19/15826).
Danach soll die Finanzgerichtsordnung um eine Regelung ergänzt werden,
die es erlaubt, Richterinnen und Richter anderer Gerichtsbarkeiten
sowie Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer an Universitäten zu
Richterinnen und Richtern im Nebenamt zu ernennen.

Hintergrund ist dem Entwurf zufolge, dass nach derzeitiger Rechtslage
bei den Finanzgerichten keine Richterinnen und Richter auf Zeit (im
Nebenamt) beschäftigt werden können, da dies einer besonderen
gesetzlichen Ermächtigung bedürfe. Zwar könnten auch nach aktueller
Rechtslage Richterinnen und Richter anderer Gerichtsbarkeiten und
Universitätsprofessorinnen und -professoren als Richterinnen und
Richter in finanzgerichtlichen Prozessen eingesetzt werden. Hierfür
müssten die betreffenden Personen allerdings zu Richterinnen und
Richtern auf Lebenszeit ernannt werden. Diese Möglichkeit erweise sich
bei schwankendem Geschäftsanfall als unflexibel. Demgegenüber könnte
die Bestellung einer Richterin oder eines Richters auf Zeit bei
rückläufigen Fallzahlen ausgesetzt werden.

 * 

4. Änderung im Maklerrecht

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von
Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser vorgelegt
(19/15827). Wie die Bundesregierung schreibt, wird die Bildung von
Wohneigentum auch durch hohe Erwerbsnebenkosten erschwert, die zumeist
aus Eigenkapital geleistet werden müssen. Auf den Kostenfaktor der
Maklerprovision hätten Kaufinteressenten dabei häufig keinerlei
Einfluss.

Die Änderungen im Maklerrecht zielen darauf ab, durch bundesweit
einheitliche, verbindliche Regelungen die Transparenz und
Rechtssicherheit bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen
und Einfamilienhäuser zu erhöhen und die Käufer vor der Ausnutzung
einer faktischen Zwangslage zu schützen, wie es in dem Entwurf heißt.
Unter anderem soll verhindert werden, dass Maklerkosten, die vom
Verkäufer verursacht wurden und vor allem in seinem Interesse
angefallen sind, im Kaufvertrag vollständig oder zu einem
überwiegenden Anteil dem Käufer aufgebürdet werden. Die Weitergabe von
Maklerkosten soll vor dem Hintergrund, dass in der Regel auch der
Käufer von der Tätigkeit eines Maklers profitiert, zwar nicht gänzlich
ausgeschlossen werden; jedoch soll diese nur noch bis zu einer
maximalen Obergrenze von 50 Prozent des insgesamt zu zahlenden
Maklerlohns möglich sein. Außerdem soll der Käufer zur Zahlung erst
verpflichtet sein, wenn der Verkäufer nachweist, dass er seinen Anteil
an der Maklerprovision gezahlt hat.

 * 

5. Upskirting soll strafbar werden

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Bildaufnahmen des Intimbereichs, das sogenannte
Upskirting, sollen strafbar werden. Das sieht ein Gesetzentwurf des
Bundesrates zur Änderung des Strafgesetzbuches vor (19/15825). Danach
macht sich strafbar, wer absichtlich eine Bildaufnahme des
Intimbereichs einer anderen Person unbefugt herstellt, indem er unter
deren Bekleidung fotografiert oder filmt, oder eine derartige
Bildaufnahme überträgt. Gleichfalls unter Strafe gestellt wird das
Gebrauchen oder Zugänglichmachen einer solcherart hergestellten
Aufnahme. Mit der Strafvorschrift soll dem Entwurf zufolge erreicht
werden, dass das Unrecht derartiger Taten in das Bewusstsein der
Bevölkerung gebracht wird, ?potentielle Täter abgeschreckt werden, ein
wirksamerer Schutz der Opfer bewirkt wird und Täter auch
strafrechtlich wegen eines Sexualdelikts zur Verantwortung gezogen
werden können.

In der Vorlage wird darauf verwiesen, dass sich Bildaufnahmegeräte in
einem Umfang und in einer Form verbreitet haben, die es jedermann
ermöglichen, an nahezu jedem Ort und zu jeder Zeit Bildaufnahmen von
Dritten in hoher Qualität zu erstellen. Das geschehe häufig, ohne dass
betroffene Personen dies bemerken und auf unbefugte Aufnahmen
reagieren könnten. Durch die ständige Verfügbarkeit von Smartphones
oder anderen technischen Geräten mit Bildaufnahmefunktion und deren
unauffällige wie auch einfache Handhabbarkeit bestehe die für Dritte
unabsehbare Gefahr, ungewollt zum Gegenstand einer fremden
Bildaufnahme zu werden. Bereits die Herstellung und nicht erst die
Verbreitung derartiger Aufnahmen erweise sich gerade in den Fällen als
tiefgreifender Rechtseingriff, in denen der Intimbereich betroffen
ist.

 * 

6. Gegen Lieferengpässe bei Arzneimitteln

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/15789)
die wirksame Begrenzung von Lieferengpässen bei Arzneimitteln.
Deutschland sei bei der Versorgung der Patienten mit Arzneimitteln von
Lieferungen aus dem Nicht-EU-Ausland abhängig.

Pharmafirmen müssten eine voraussichtlich über zwei Wochen
hinausgehende Nichtverfügbarkeit eines verschreibungspflichtigen
Arzneimittels in Deutschland unverzüglich melden. Die entsprechenden
Arzneimittel dürften auch nicht exportiert werden.

Ferner sollte die Vergabe von Rabattverträgen derart geändert werden,
dass Zuschläge grundsätzlich auf mindestens zwei unterschiedliche
Anbieter verteilt werden. Von denen müsse mindestens einer sowohl das
Fertigarzneimittel als auch den darin enthaltenen Wirkstoff innerhalb
der EU herstellen lassen.

 * 

7. Online-Antragstellung von BAföG

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die BAföG-Online-Antragstellung ist ein Pilotprojekt
im Themenfeld Bildung des föderalen Digitalisierungsprogramms des
IT-Planungsrates und wurde in einem Digitalisierungslabor bearbeitet.
Die BAföG-Verwaltung selbst ist hingegen nicht Gegenstand des
Digitalisierungslabors BAföG-Online. Das betont die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14789) auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14242). Alle Länder seien der Verpflichtung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes nachgekommen, bis zum 1. August
2016 eine elektronische Antragstellung zu ermöglichen. Die
Bundesregierung erwartet in Zukunft einen deutlichen Anstieg der
online gestellten BAföG-Anträge.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9261: Heute im Bundestag Nr. 1411 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1411

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 14.03 Uhr

1. Staatsanwalt über Konflikt mit BKA

2. Vorgänge um PKW-Maut werden untersucht

3. AfD fordert Entlastung der Betriebsrentner

4. Personalvorgaben im Krankenhaus



1. Staatsanwalt über Konflikt mit BKA

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein Mitarbeiter der Generalbundesanwaltschaft hat
dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") eine
Auseinandersetzung um die Glaubwürdigkeit eines Informanten des
nordrhein-westfälischen Landeskriminalamts im Herbst 2015 und Frühjahr
2016 geschildert. Kern des Konflikts sei gewesen, dass das
Bundeskriminalamt Angaben des V-Mannes über zwei angeblich geplante
Anschläge als unwahrscheinlich bewertet habe, sagte Oberstaatsanwalt
Dieter Killmer in seiner Vernehmung am Donnerstag. Er bestätigte damit
in Teilen Aussagen eines Kriminalhauptkommissars aus dem Düsseldorfer
LKA, des Zeugen M., der dem Ausschuss im vergangenen Monat über die
Auseinandersetzung berichtet hatte.

Er habe jedenfalls keinen Zweifel, dass ein Vieraugengespräch, in dem
ein BKA-Kollege dem Zeugen M. anvertraut haben soll, der V-Mann solle
auf "Anweisung von ganz oben" mundtot gemacht werden, stattgefunden
habe, sagte Killmer. Der heute 49-jährige Oberstaatsanwalt beim
Bundesgerichtshof war im Herbst 2015 mit Ermittlungen gegen einen
Islamistenkreis um den Hildesheimer Hassprediger Abu Walaa befasst,
der im Verdacht stand, Freiwillige für den Krieg des sogenannten
Islamischen Staates (IS) in Syrien zu rekrutieren. Die wichtigste
Quelle in dieser Gruppe war der als "VP01" geführte Informant des
Düsseldorfer LKA.

Im November 2015 berichtete die VP01 über ein Gespräch mit einem
Anhänger Abu Walaas. Dieser habe eine Todesliste im Ausland lebender
Iraker erwähnt, die liquidiert werden sollten, und von Plänen erzählt,
deutsche Polizeireviere mit Handgranaten anzugreifen. Im selben Monat
lieferte die VP01 einen Hinweis auf den späteren
Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri, der einen Anschlag mit
Schnellfeuergewehren im Sinn habe. Das Bundeskriminalamt schätzte die
Gefährdungslage in beiden Fälle als außerordentlich gering ein. Es sei
kaum glaubhaft, dass ein und derselbe Informant mehrfach an so
hochvertrauliche Informationen gelange, lautete nach Angaben des
Zeugen das Hauptargument.

Für die Bundesanwaltschaft habe sich daraus ein Dilemma ergeben. Wenn
das BKA Angaben eines wichtigen V-Mannes derart massiv in Frage
stellte, konnte dies ein schlechtes Licht auf die persönliche
Glaubwürdigkeit der Quelle insgesamt werfen, womit einer laufenden
Ermittlung womöglich die Basis entzogen wäre. Am 21. Dezember 2015
habe darüber beim niedersächsischen LKA eine erste Aussprache
stattgefunden. Dabei hätten Vertreter des BKA vorgetragen, ihnen seien
im Laufe des Jahres 450 Hinweise auf angeblich geplante Anschläge
zugegangen, darunter 150 von "menschlichen Quellen". Nie habe sich die
Information erhärten lassen.

Ein weiteres Mal sei das Thema am 23. Februar 2016 bei der
Bundesanwaltschaft zur Sprache gekommen. Dabei hätten zwei
V-Mann-Führer aus Nordrhein-Westfalen die Verlässlichkeit ihres
Informanten mit dem Hinweis untermauert, dieser genieße das
persönliche Vertrauen zweier ranghoher islamistischer Autoritäten. Ein
anwesender Vertreter des BKA habe daraufhin zugesagt, die
Gefährdungsanalyse so umzuformulieren, dass die Glaubwürdigkeit der
Quelle als solche nicht mehr in Zweifel stehe.

Kriminalhauptkommissar M. hatte dem Ausschuss berichtet, der zweite
BKA-Kollege habe ihm anschließend mitgeteilt, die V01 solle auf höhere
Weisung "aus dem Spiel genommen" werden. Killmer bestätigte, dass M.
ihn sowie zwei Staatsanwaltskollegen unmittelbar nach diesem
Vieraugengespräch darüber verständigt habe. Er habe sehr aufgebracht
gewirkt.

 * 

2. Vorgänge um PKW-Maut werden untersucht

Bundestagsnachrichten/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Der 2. Untersuchungsausschuss der laufenden
Wahlperiode hat seine Arbeit aufgenommen. Am Donnerstag konstituierte
sich der Untersuchungsausschuss zur Infrastrukturabgabe für
Personenkraftwagen (PKW-Maut), um anschließend in nichtöffentlicher
Sitzung über Verfahrensfragen zu beraten.

Die Einsetzung des Untersuchungsausschusses hatte der Bundestag am 28.
November beschlossen. Aufgabe des Ausschusses ist es laut Beschluss
des Bundestages, die Vorgänge rund um die Infrastrukturabgabe für
Personenkraftwagen "unter vertraglichen, rechtlichen, insbesondere
verfassungsrechtlichen, haushälterischen und politischen
Gesichtspunkten" zu untersuchen.

Den Vorsitz des Untersuchungsausschusses hat Udo Schiefner (SPD) inne.
Stellvertretende Vorsitzende ist Nina Warken (CDU). Insgesamt gehören
dem Ausschuss neun ordentliche Mitglieder an, wobei die Unionsfraktion
durch Ulrich Lange (Obmann), Nina Warken und Michael Frieser vertreten
wird. Für die SPD-Fraktion sitzen Udo Schiefner und Kirsten Lühmann
(Obfrau) im Ausschuss. Je ein Mitglied stellen die Fraktionen der AfD
(Wolfgang Wiehle), der FDP (Christian Jung), von Die Linke (Jörg
Cezanne) und von Bündnis 90/Die Grünen (Stephan Kühn). Mit der
inhaltlichen Arbeit beginnen wird der Untersuchungsausschuss im Januar
2020, wobei er zunächst Sachverständige anhören will.

Unmittelbar vor Beginn der konstituierenden Sitzung betonte der
Ausschussvorsitzende Schiefner, der Ausschuss sei "keine politische
Show-Bühne". "Der Ausschuss ist nicht in der Rolle des Anklägers und
nicht in der Rolle des Verteidigers, sondern in der des Aufklärers",
erklärte der SPD-Politiker. Vor dem Hintergrund der "schweren Vorwürfe
und offenen Fragen, die im Raum stehen", gelte es, die Vorgänge mit
der "gebotenen Sachlichkeit" aufzuklären.

Der Ausschuss biete "die große Chance, die Diskussion um die
Infrastrukturabgabe zu versachlichen", sagte Ulrich Lange (CSU) in
einem Statement vor Beginn der Sitzung. Von einem "guten,
demokratischen Verfahren" sprach Kirsten Lühmann (SPD). Auch Wolfgang
Wiehle (AfD) äußerte die Hoffnung, dass die Vorgänge sachlich
aufgeklärt würden. Christian Jung (FDP) sagte, eine der Aufgaben des
Ausschusses werde es sein, aufzuklären, welche Personen im Hintergrund
beteiligt gewesen seien. Jörg Cezanne (Die Linke) erklärte,
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) sei "heute schon
politisch verantwortlich zu machen". Stephan Kühn (Grüne) warf die
Frage auf, warum der Betreibervertrag unterschrieben worden sei, ohne
dass Rechtssicherheit geherrscht habe.

Der Vertrag mit dem Betreiberkonsortium aus Kapsch TrafficCom und CTS
Eventim war Ende 2018 notariell beurkundet worden, obwohl zu diesem
Zeitpunkt noch eine Klage Österreichs gegen das Gesetz vor dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH) hängig war. Dieser entschied am 18.
Juni 2019, die Infrastrukturabgabe verstoße gegen europäisches Recht,
namentlich gegen das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der
Staatsangehörigkeit. Vorgesehen war zwar, dass auch Halter eines in
Deutschland zugelassenen Fahrzeugs die Abgabe hätten zahlen müssen;
ihnen wäre aber - im Unterschied zu Haltern eines im Ausland
zugelassenen Autos - die KfZ-Steuer mindestens in Höhe der Mautgebühr
erlassen worden.

Unmittelbar nach dem EuGH-Urteil kündigte die Bundesregierung,
vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur, die Betreiberverträge zum 30. September 2019. Teile der
Opposition erwarten deshalb, dass die Betreiber hohe
Schadenersatzforderungen wegen des ihnen entgangenen Gewinns stellen
werden. Bundesverkehrsminister Scheuer seinerseits hat gegenüber der
Öffentlichkeit die Kritik an seinem Vorgehen zurückgewiesen und
argumentiert, es sei seine Pflicht gewesen, sich rechtzeitig um
Einnahmen in Milliardenhöhe zu kümmern.

 * 

3. AfD fordert Entlastung der Betriebsrentner

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/15788)
eine deutliche Entlastung der Betriebsrentner von Sozialbeiträgen. Mit
der Einführung eines Freibetrages würden die systematischen Fehler,
durch die eine betriebliche Altersvorsorge unattraktiv werde, nicht
beseitigt.

Die Abgeordneten fordern, dass alle staatlich geförderten Verträge der
betrieblichen Altersvorsorge nur einmal mit Beitragszahlungen zur
Sozialversicherung belastet werden. Ferner sollten auf Antrag der
Betroffenen doppelt gezahlte Beiträge zur Sozialversicherung auf
Verträge der betrieblichen Altersvorsorge rückerstattet werden.

 * 

4. Personalvorgaben im Krankenhaus

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/15790)
verbindliche Personalvorgaben für alle in Krankenhäusern aktiven
Berufsgruppen. Die alleinige Herausnahme der Pflegepersonalkosten aus
den Fallpauschalen und Pflegepersonaluntergrenzen seien nicht
ausreichend, um eine gute Versorgung im Krankenhaus sicherzustellen.

Es sollten daher die Kosten für alle im Krankenhaus tätigen
Berufsgruppen aus den Fallpauschalen (DRG) ausgegliedert werden. Zudem
müssten verbindliche patienten- und aufgabengerechte Personalvorgaben
für alle im Krankenhaus tätigen Berufsgruppen gelten.

 * 
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BUNDESTAG/9260: Heute im Bundestag Nr. 1410 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1410

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 12.33 Uhr

1. AfD will deutsche Souveränität sichern

2. Grüne wollen Klimafinanzierung erhöhen

3. FDP fordert mehr Frauenhaus-Plätze

4. Meldewesen-Kosten in der Finanzbranche

5. Umsatzsteuer und Weihnachten

6. Linke fragt nach Beatmungsentwöhnung



1. AfD will deutsche Souveränität sichern

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion darauf hinwirken, dass die vertraglichen Grundlagen der
Europäischen Union nicht wie von der Kommission angeregt "zuungunsten
des Vetorechts der nationalen Parlamente" verändert werden. Die
Souveränität der Mitgliedstaaten müsse in wesentlichen Belangen über
das Vetorecht der nationalen Parlamente hinaus erhalten bleiben und
den Mitgliedstaaten der notwendige politische Spielraum zugestanden
werden, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/15787), über
den der Bundestag am morgigen Freitag erstmals beraten wird.

Insbesondere will die AfD eine Ausweitung von Brückenklauseln, den
sogenannten Passerelle-Klauseln, auf andere Politikbereiche
verhindern. Ein Übergang zur Beschlussfassung mit qualifizierter
Mehrheit würde ihrer Auffassung nach zugleich bedeuten, dass die
Regelungen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens Anwendung finden.
Das wiederum würde die Position des Europäischen Parlaments stärken.

Deutschland benötige jedoch nicht noch mehr, sondern eher weniger
europäische Rechtssetzung, heißt es in dem Antrag. Dem bestehenden
Demokratiedefizit der EU werde gerade nicht begegnet, indem man dem
Europäischen Parlament noch mehr Kompetenzen zu Lasten der nationalen
Parlamente einräumt.

 * 

2. Grüne wollen Klimafinanzierung erhöhen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/15781) auf, einen
"sozial-ökologischen Wandel" in allen Sektoren und Politikbereichen
einzuleiten und die vollständige Einhaltung der Pariser Klimaziele und
der Nachhaltigkeitsziele sicherzustellen. Gemäß dem Verursacherprinzip
soll sie außerdem den deutschen Beitrag zur internationalen
Klimafinanzierung um jährlich 800 Millionen Euro erhöhen und die
Mittel dafür allergrößtenteils aus öffentlichen Mitteln erbringen. Die
weiteren Ausgaben für offizielle Entwicklungszusammenarbeit (ODA) soll
die Bundesregierung nach dem Willen der Grünen um jährlich 1,2
Milliarden Euro erhöhen, um das Versprechen, mindestens 0,7 Prozent
der Wirtschaftsleistung für globale Entwicklung auszugeben, zu
erfüllen.

Über den Antrag berät der Bundestag erstmals am morgigen Freitag. Im
Anschluss an die rund einstündige Debatte im Plenum soll der Antrag
zur federführenden Beratung in den Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung überwiesen werden.

 * 

3. FDP fordert mehr Frauenhaus-Plätze

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion spricht sich für einen Ausbau der
Frauenhaus-Plätze aus. In einem entsprechenden Antrag (19/15770)
fordert sie die Bundesregierung auf, gemeinsam mit den Bundesländern
und Kommunen innerhalb der nächsten sechs Jahre eine am tatsächlichen
Bedarf orientierte Anzahl an Frauenhausplätzen zur Verfügung zu
stellen und dafür zu sorgen, dass ausgebildetes Personal in
ausreichendem Umfang zur Verfügung steht. Zudem soll das
Bundesfamilienministerium nach dem Willen der FDP-Fraktion eine
bundesweite Koordinierungsstelle einrichten, die in Abstimmung mit den
Ländern die Entwicklung und Durchsetzung einer Gesamtstrategie zur
Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen umsetzen soll. Zur
Umsetzung der Istanbul-Konvention soll eine Monitoring-Stelle
eingerichtet werden, die auch eine fundierte Analyse von Daten,
Bedarfen und Zielgrößen zur Situation der Frauenhäusern vornimmt.

Die FDP verweist in ihrem Antrag darauf, dass nach Dunkelfeldstudien
jede dritte Frau in Deutschland mindestens einmal in ihrem Leben von
Gewalt betroffen sei. Häufig werde diese Gewalt im eigenen häuslichen
Umfeld, von Partnern oder Ex-Partner ausgeübt. Die aktuelle
kriminalstatistische Auswertung zu Partnerschaftsgewalt des
Bundeskriminalamtes verzeichne für 2018 114.393 zur Anzeige gebrachte
Fälle von versuchter und vollendeter Gewalt in Form von Mord und
Totschlag, Körperverletzungen, Vergewaltigung, sexueller Nötigung,
sexuellen Übergriffen, Bedrohung, Stalking, Nötigung,
Freiheitsberaubung, Zuhälterei und Zwangsprostitution gegenüber
Frauen; 122 Frauen seien getötet worden.

 * 

4. Meldewesen-Kosten in der Finanzbranche

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Kosten der Finanzwirtschaft in Deutschland
beziehungsweise in der EU durch die verschiedenen Anforderungen des
Meldewesens jährlich entstehen, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15402) erfahren. Gefragt wird auch nach der Zahl der
Verstöße gegen Meldevorschriften und der Höhe der jährlichen
Bußgelder. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird erläutert,
dass die bürokratischen Vorgaben für die Finanzwirtschaft in den
vergangenen Jahren deutlich gewachsen seien. Unter Bezugnahme auf
einen Bericht der Europäischen Kommission heißt es, dass die Zahl der
Mitarbeiter im Finanzwesen, die mit der Erfüllung von Meldepflichten
beschäftigt seien, sich zwischen 2009 und 2016 um etwa 50 Prozent
erhöht habe.

 * 

5. Umsatzsteuer und Weihnachten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Bedeutung des Weihnachtsgeschäfts für die
Umsatzsteuer erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15499). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren,
welchen Umsatz der Einzelhandel in Deutschland im Weihnachtsgeschäft
erzielt und wie hoch der entsprechende Umsatzsteueranteil für diesen
Zeitraum ausfällt. Die Abgeordneten erkundigen sich auch danach, ob
die Bundesregierung die Umsatzbesteuerung von Weihnachtsbäumen
anpassen will. Dazu wird erläutert, dass für frische Weihnachtsbäume
der ermäßigte Umsatzsteuersatz gelte, aber nicht bei Plastiktannen
sowie für fertig geschmückte Weihnachtsbäume. Außerdem betrage der
Umsatzsteuersatz bei wildwachsenden Weihnachtsbäumen von
pauschalierenden Landwirten nur 5,5 Prozent, bei von pauschalierenden
Landwirten und in einer Großkultur großgezogenen Weihnachtsbäumen 10,7
Prozent und bei Gewerbetreibenden sieben Prozent. Die Regierung soll
unter anderem angeben, ob sie die verschiedenen Ermäßigungen für
angemessen hält. Außerdem will die FDP-Fraktion wissen, ob Anpassungen
des Umsatzsteuersatzes geplant seien. "Wenn nicht, wie begründet es
die Bundesregierung, dass für Adventskränze mit frischen Tannen
zweigen der ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt, aber nicht für
Adventskränze aus überwiegend trockenem Material und mit
Verzierungen?", heißt es in der Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion.

 * 

6. Linke fragt nach Beatmungsentwöhnung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15706) nach den Voraussetzungen für die
Beatmungsentwöhnung. Eine geplante Reform ziele darauf ab, ungenutzte
Potenziale zur Entwöhnung beatmeter Personen zu erschließen. Die
Abgeordneten wollen Details erfahren über Patienten, die beatmet
werden müssen.

 * 
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BUNDESTAG/9259: Heute im Bundestag Nr. 1409 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1409

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.41 Uhr

1. Koalition bekennt sich zu Vision Zero

2. Lkw-Feiertagsfahrverbote in StVO geregelt

3. FuE-Projekte im Verkehrsbereich

4. BVWP-Umsetzung in Brandenburg erfragt

5. FDP erkundigt sich nach Bahnübergängen

6. FDP thematisiert Situation bei DB Cargo



1. Koalition bekennt sich zu Vision Zero

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung soll das Ziel "Vision Zero" als
Leitgedanken in die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) aufnehmen. Das
fordern die Koalitionsfraktionen in einem Antrag (19/15779), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Die Große
Koalition habe sich in ihrem Koalitionsvertrag zu dem gemeinsamen Ziel
"Vision Zero" im Straßenverkehr - mittelfristig die Anzahl der
Verkehrstoten auf null zu senken - bekannt, schreiben die
Abgeordneten. Um dieses Ziel zu erreichen, müsse der Straßenverkehr
für ungeschützte Verkehrsteilnehmer sicherer werden. Daher hätten die
Regierungsfraktionen im Koalitionsvertrag vereinbart, die StVO in
dieser Legislaturperiode zu überprüfen und fahrradgerecht
fortzuschreiben.

Unions- und SPD-Fraktion begrüßen daher "ausdrücklich die Initiative
des Bundesverkehrsministeriums, das die Vereinbarung des
Koalitionsvertrages zeitnah aufgegriffen und einen Entwurf zur
Novellierung der StVO vorgelegt hat". Es sei richtig, mit der
Ergänzung von Paragraf 5 die Einhaltung eines ausreichenden
Sicherheitsabstands beim Überholen anderer Verkehrsteilnehmer
festzuschreiben, befinden die Abgeordneten. Beim Überholen mit
Kraftfahrzeugen von zu Fußgängern, Fahrradfahrern und Fahrern von
Elektrokleinstfahrzeugen betrage der Seitenabstand innerorts künftig
mindestens 1,5 Meter und außerorts mindestens 2 Meter.

Befürwortet wird auch, dass Lkw mit einer zulässigen Gesamtmasse über
3,5 t innerorts künftig Schrittgeschwindigkeit beim Rechtsabbiegen
einhalten müssten. Positiv bewerten die Koalitionsfraktionen, dass zum
Schutz des Radverkehrs die Bußgelder für das Halten von
Kraftfahrzeugen auf Schutzstreifen und in zweiter Reihe sowie für
verbotswidriges Parken auf Geh- und Radwegen erhöht werden sollen.

Neben der Verkehrssicherheit müssten auch die Ziele Klima- und
Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Verbesserung der Lebensqualität an
geeigneter Stelle in die maßgeblichen gesetzlichen Regelwerke
aufgenommen und umgesetzt werden, wird in dem Antrag gefordert. Um
diese Ziele erreichen zu können, brauchten Kommunen vor Ort "die
Freiheit, Neues auszuprobieren". Daher sollte die Innovationsklausel
so geändert werden, "dass neue Regeln oder Verkehrsmaßnahmen
unabhängig von bestehenden Gefahrenlagen getestet werden können".

Weiter fordern Union und SPD, das Parkverbot im Kreuzungsbereich an
allen Kreuzungen auf fünf Meter vor und hinter den Beginn der
Eckausrundung auszuweiten, damit die nötigen Sichtdreiecke hergestellt
werden können. Zudem müssten Möglichkeiten für Kommunen geschaffen und
ausgebaut werden, um am Straßenrand speziell ausgewiesene
Abstellflächen für Fahrräder und Elektrokleinstfahrzeuge einzurichten.

Auch die Forderung nach Modellprojekten für Tempo 30 in Städten findet
sich in dem Antrag. Damit könne untersucht werden, "wie es sich auf
den Straßenverkehr in Kommunen auswirkt, wenn ein generelles
Tempolimit von 30 km/h angeordnet und nur auf Hauptverkehrsstraßen
Tempo 50 zugelassen wird", schreiben die Abgeordneten.

 * 

2. Lkw-Feiertagsfahrverbote in StVO geregelt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Lkw-Feiertagsfahrverbote folgen nach Angaben der
Bundesregierung nicht unmittelbar aus den Feiertagsgesetzen der
Länder, sondern aus Paragraf 30 Absatz 4 der Straßen-Verkehrsordnung
(StVO). Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/14698) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14236) hervor. Der Paragraf
30 Absatz 4 StVO sei derzeit um den 31. Oktober (Reformationstag) für
die Länder Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
ergänzt worden, da diese Länder ihre Feiertagsgesetze entsprechend
geändert hätten, heißt es in der Antwort. "Damit wird an den
betroffenen Ländergrenzen eine Vereinheitlichung stattfinden, und es
werden Standzeiten, die nur aufgrund regional begrenzter Feiertage
auftreten, vermieden", schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. FuE-Projekte im Verkehrsbereich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über aus dem Bundeshaushalt bezahlte Forschungs- und
Entwicklungsprojekte (FuE-Projekte) im Verkehrsbereich informiert die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14693) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13717). Danach gab es 191
FuE-Projekte im Bereich Straße, worunter sich auch Radverkehrsprojekte
finden. Weiterhin gab es der Antwort zufolge 44 FuE-Projekte im
Bereich Schiene, 19 im Bereich Luftverkehr, zwölf im Bereich
Schifffahrt und 124 verkehrsträgerübergreifende FuE-Projekte. Mit dem
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) befassten sich 52 Projekte.

Aus der Antwort geht weiter hervor, dass die Ziele der Roadmap zur
digitalen Vernetzung im öffentlichen Personenverkehr, die gemeinsam
mit Vertretern von Ländern, Kommunen, Verkehrsunternehmen und
-verbünden, von Industrieunternehmen und Verbraucherverbänden
erarbeitet und im Jahr 2016 beschlossen wurde, weiterhin aktuell
seien. Im Rahmen eines Forschungsprojektes würden derzeit die
Umsetzungsstände der Maßnahmen der Initiative "Digitale Vernetzung im
öffentlichen Personenverkehr" evaluiert und eine Weiterentwicklung und
Aktualisierung der Roadmap vorbereitet. "Die bisher beteiligten
Akteure werden eingebunden und beteiligt", schreibt die Regierung. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) habe
die Umsetzung der in der Roadmap skizzierten Maßnahmen in den Jahren
2016 bis 2018 mit 14 Millionen Euro unterstützt.

 * 

4. BVWP-Umsetzung in Brandenburg erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 2030
(BVWP) im Land Brandenburg interessiert sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/15395). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie hoch die Summe ist, welche
für die Umsetzung der BVWP-Projekte in Brandenburg eingeplant ist.
Gefragt wird auch, welche Projekte des BVWP in Brandenburg bereits
abgeschlossen wurden und bei welchen Projekten in den Jahren 2020 und
2021 mit den Baumaßnahmen begonnen werde.

 * 

5. FDP erkundigt sich nach Bahnübergängen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Bahnübergängen in Niedersachsen und
Baden-Württemberg erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15398). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber
Auskunft geben, wie viele höhengleiche Bahnübergänge in den beiden
Bundesländern noch mit Technik aus den Jahren vor 1960 ausgestattet
sind und wie der Stand der Planung für die Umsetzung der Erneuerung
der Technik an diesen Bahnübergängen ist.

 * 

6. FDP thematisiert Situation bei DB Cargo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die aktuelle Lage bei der Bahn-Tochter DB Cargo
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15383). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob
sie der Deutschen Bahn AG (DB AG) konkrete Maßnahmen empfiehlt, um der
rückläufigen Entwicklung im Geschäftsbereich der DB Cargo
entgegenzuwirken. Gefragt wird auch nach Möglichkeiten zu
Verbesserungen im Bereich des Gütereinzelwagenverkehrs und zur
Steigerung der Attraktivität für Neukunden im Bereich des
Schienengüterverkehrs.

 * 
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BUNDESTAG/9258: Heute im Bundestag Nr. 1408 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1408

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. FDP fordert Transparenzregister

2. Klarstellung arbeitsrechtlicher Regelungen

3. Linke will Tarifbindung stärken

4. Aktionsprogramm gegen Wohnungslosigkeit

5. Denkmal für Opfer des Kommunismus

6. Novelle des Telekommunikationsgesetzes

7. Hilfe für Industrie bei Digitalisierung



1. FDP fordert Transparenzregister

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt auf mehr Transparenz bei
Lobbyismus. Dies geht aus einem Antrag (19/15773) hervor, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Darin fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, die Lobbyliste
beim Präsidenten des Bundestages als Teil eines
Interessenvertretungsgesetzes zu einem Transparenzregister
weiterzuentwickeln, das sowohl Lobbykontakte mit den Abgeordneten als
auch mit der Bundesregierung umfasst.

Im Zentrum des Transparenzregisters soll dem Antrag zufolge die
Offenlegung der Finanzierungsquellen der jeweiligen
Interessenvertretungen stehen. Dabei sollen nach dem Willen der
Fraktion alle Formen der Interessenvertretung gleichbehandelt und
erfasst werden müssen. Neben Unternehmensvertretern und Verbänden
seien auch Nichtregierungsorganisationen, Stiftungen und
Gewerkschaften in das Register aufzunehmen.

Das Transparenzregister muss gewisse Grenzen respektieren, die sich
aus dem Grundgesetz und dem Rechtsstaatsprinzip ergeben, schreibt die
Fraktion weiter. Zentral sei dabei insbesondere die Gewährleistung der
Freiheit des Mandats. Die höhere Transparenz des
Gesetzgebungsprozesses dürfe nicht zu einem gläsernen Abgeordneten
führen. Auch dürfe das Bestreben nach Transparenz nicht die
Vertraulichkeit der Beziehung zwischen einem Rechtsanwalt und seinem
Mandaten beeinträchtigen. Die Beziehung dürfe deshalb nur der
Lobbytransparenz unterliegen, soweit Lobbyarbeit betrieben wird und
nicht nur Rechtsberatung.

 * 

2. Klarstellung arbeitsrechtlicher Regelungen

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf (19/15786)
zur Bereinigung arbeitsrechtlicher Regelungen vorgelegt. Darin
kritisiert sie, dass verschiedene Regelungen des deutschen
Arbeitsrechts nicht mit dem Verfassungsrecht vereinbar oder aufgrund
von Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes nicht mehr anwendbar
seien. Gleichzeitig seien diese arbeitsrechtlichen Vorschriften noch
immer als Rechtsnormen kodifiziert. Dadurch werde das Prinzip der
Rechtsklarheit verletzt, schreibt die AfD. Sie bezieht sich dabei
unter anderem auf Regelungen zum Kündigungsschutz.

 * 

3. Linke will Tarifbindung stärken

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/15776) die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen zu
erleichtern. Dies solle dadurch erreicht werden, indem ein
entsprechender Antrag auch alleine von einer der beteiligten
Tarifvertragsparteien gestellt werden und im Tarifausschuss nur noch
mit Mehrheit abgelehnt werden kann. So würde das faktische Veto-Recht
der Arbeitgeberverbände entfallen. Die Bundesregierung solle einen
Gesetzentwurf vorlegen, der diese Aspekte regelt, verlangt Die Linke.

 * 

4. Aktionsprogramm gegen Wohnungslosigkeit

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung soll ihren Gesetzentwurf zur
Wohnungslosenberichterstattung überarbeiten und ein nationales
Aktionsprogramm zur Bewältigung von Wohnungslosigkeit auflegen. Das
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/15783).
An dem Entwurf (19/15651) der Bundesregierung für eine bundesweite
Statistik kritisieren die Grünen, diese soll nur Wohnungslose
erfassen, die öffentlich untergebracht werden. Jene, die auf der
Straße leben oder bei Freunden unterkommen, würden fehlen. Außerdem
sei es wichtig, so die Grünen, auch jene zu erfassen, die von
Wohnungslosigkeit bedroht sind, um zum Beispiel bei einer
Räumungsklage präventiv handeln zu können. Der Entwurf der Regierung
müsse deshalb weiterentwickelt werden und ein nationales
Reformprogramm von Bund, Ländern und Gemeinden nach sich ziehen, um
Wohnungslosigkeit zu verhindern, fordern die Grünen.

 * 

5. Denkmal für Opfer des Kommunismus

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD soll ein Denkmal für die Opfer der kommunistischen
Gewaltherrschaft errichtet werden. In einem entsprechenden Antrag
(19/15778) fordern die Fraktionen die Bundesregierung auf, im ersten
Quartal 2020 ein Konzept für ein solches Mahnmal vorzulegen, eine
Machbarkeitsstudie zum Standort und der Ausgestaltung des Denkmals in
Auftrag zu geben und zu prüfen, wie die Aussage des Denkmals in
geeigneter Weise, beispielsweise durch eine Dokumentation, begleitet
werden kann. Union und SPD verweisen darauf, dass der Bundestag
bereits mehrfach die Errichtung eines zentralen Mahnmals gefordert
hat, zuletzt durch die Annahme des Antrags "30 Jahre Friedliche
Revolution" (19/10613).

 * 

6. Novelle des Telekommunikationsgesetzes

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Umsetzung eines europäischen Kodex für die
elektronische Kommunikation wird im Rahmen einer großen Novelle des
Telekommunikationsgesetzes erfolgen. Dies erklärt die Bundesregierung
in der Antwort (19/15311) auf eine Kleine Anfrage (19/14564) der
AfD-Fraktion. Die Richtlinie müsse bis zum 21. Dezember 2020 umgesetzt
werden, heißt es weiter.

 * 

7. Hilfe für Industrie bei Digitalisierung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf ihre Onlineangebote für Industriebetriebe im
Bereich Digitalisierung weist die Bundesregierung in der Antwort
(19/14792) auf eine Kleine Anfrage (19/14204) der AfD-Fraktion hin. So
hätten die Plattform Industrie 4.0 und ihre Partner insgesamt knapp
150 Fachpublikationen mit Handlungsempfehlungen, Praxisleitfäden und
Lösungen für Unternehmen veröffentlicht, die in einer
Online-Bibliothek frei zugänglich seien. Die Plattform halte zudem
eine frei zugängliche Online-Landkarte bereit, genauso wie den Kompass
Industrie 4.0, der einen schnellen Überblick über
Unterstützungsangebote gebe, so die Bundesregierung weiter.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1965: Statement von Kanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 12. und 13. Dezember 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 13. Dezember 2019

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 12.
und 13. Dezember 2019



BK'in Merkel: Der wesentliche Teil unserer Diskussionen bezog sich auf die
Frage des Klimaschutzes. Wir haben heute intensive Diskussionen gehabt. Wir
können sagen, dass wir uns alle zu dem Ziel bekennen, dass wir bis 2050 die
Klimaneutralität erreichen wollen. Ein Mitgliedstaat - das ist Polen -
konnte sich heute noch nicht vorstellen, wie die Implementierung
stattfinden soll. Wir haben daher entschieden, dass wir darauf im Juni
nächsten Jahres zurückkommen. Aber insgesamt ist das ein großer Fortschritt
und deshalb finde ich diesen Zwischenstand sehr gut.

Wenn wir darauf im Juni zurückkommen, heißt das, dass bis dahin ja dann
auch Rechtsakte der Kommission vorliegen werden. Wir werden schauen, ob wir
dann auch bei der mittelfristigen finanziellen Vorausschau etwas weiter
vorangeschritten sind. Insofern ist das heute ein großes Bekenntnis des
Europäischen Rates dazu, dass wir unsere Energiepolitik vollkommen
verändern werden, um eben die Klimaneutralität zu erreichen und damit auch
eine Transformation hin zu einer umweltverträglichen Wirtschaft
hinzubekommen. Wir haben das ausführlich und intensiv diskutiert, wie Sie
ja auch an dem Ende der heutigen Ratssitzung erkennen können.

Wir haben uns zwischendurch auch noch mit außenpolitischen Fragen
beschäftigt, aber insgesamt lag der Schwerpunkt auf dem Klimaschutz. Wir
haben sehr ausführlich auch über die unterschiedlichen Wege diskutiert, wie
die einzelnen Mitgliedstaaten ihren Energiemix bestimmen werden. Sie
wissen, dass Deutschland aus der Kernenergie aussteigen wird. Andere Länder
werden das nicht tun. Aber was zählt, ist das gemeinsame Ziel.

Und insofern haben wir natürlich auch begrüßt, was die
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen gestern auch vor dem Parlament
vorgestellt hat, nämlich den Green Deal, den wir unterstützen, aber bei dem
wir natürlich als Europäischer Rat auch sagen, dass in Form von
Rechtsetzungsakten noch eine Menge Arbeit zu leisten ist und wo wir uns
dann auch vorbehalten werden, über diese Rechtsetzungsakte im Europäischen
Rat sehr aktiv mitzudiskutieren.

Das ist das Ergebnis des heutigen Abends. Das wollte ich Ihnen noch
mitteilen. Ich bin unter den gegebenen Umständen recht zufrieden. Es gibt
keine Spaltung Europas in verschiedene Teile, sondern es gibt einen
Mitgliedsstaat, der noch etwas Zeit braucht um zu überlegen, wie das
implementiert wird. Aber ich denke, wir haben eine gute Aussicht auf einen
guten Erfolg.

Herzlichen Dank.

Freitag, 13. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel zum Europäischen Rat
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AUSSEN/1928: Johnson muss Verlängerung der Übergangsphase beantragen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Dezember 2019

LAMBSDORFF: Johnson muss Verlängerung der Übergangsphase
beantragen



Zum Ergebnis der Parlamentswahl in Großbritannien erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Johnsons Wette ist aufgegangen. Sein Wahlsieg ist ein klares Mandat,
den Brexit zügig über die Bühne zu bringen. Einer Mehrheit im
Unterhaus für das Austrittsabkommen mit der EU steht damit jetzt
nichts mehr im Weg. Die anschließende Übergangsphase muss genutzt
werden, um ein für beide Seiten ausgewogenes Freihandelsabkommen
abzuschließen und die zukünftigen sicherheitspolitischen Beziehungen
umfassend zu gestalten. Der ursprüngliche Zeitplan dafür ist
allerdings überholt. Es ist völlig unrealistisch, das
Freihandelsabkommen bis Ende 2020 abzuschließen. Johnson muss
deswegen eine Verlängerung der Übergangsphase beantragen. Tut er das
nicht, könnte es Ende 2020 doch noch zu einem harten Brexit kommen.
Bundesregierung und EU-Kommission müssen Johnson in die Pflicht
nehmen und unmissverständlich klarmachen, dass es nach einem harten
Brexit schlechtere Aussichten für ein günstiges Abkommen mit
Großbritannien gibt als im Rahmen eines gemeinsam organisierten
Prozesses."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1159: Innenausschuss verurteilt Gewalt gegen Polizei (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 112/2019

Beratungen im Innenausschuss nach Vorfällen beim Fußballspiel VfB -
KSC

Innenausschuss verurteilt Gewalt gegen Polizei und steht hinter
Einsatzmaßnahmen



Stuttgart. Der Innenausschuss des Landtags steht mehrheitlich
entschlossen hinter den Einsatzmaßnahmen der Polizei beim Fußballspiel
zwischen dem VfB Stuttgart und dem Karlsruher SC. "Die Mitglieder des
Innenausschusses verurteilen das gewalttätige Verhalten von
Fußballanhängern gegen Polizeibeamte sowie Drohungen und Beleidigungen
gegen die Einsatzführung scharf. Die Polizeikräfte haben auf das
Verhalten einiger KSC-Anhänger richtig und angemessen reagiert", sagte
der Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete Karl Klein, nach der
Sitzung am Donnerstag, 12. Dezember 2019. "Der Ausschuss begrüßt auch,
dass bei gewaltbereiten Fans Personenidentifizierungen durchgeführt
wurden und diese Personen zeitweise festgehalten wurden. Es werden
keine rechtsfreien Räume vor und in den Stadien geduldet", so der
Vorsitzende. Der Innenausschuss dankte den eingesetzten Beamtinnen und
Beamten für das umsichtige und deeskalierende Einsatzverhalten.

Zudem zeigte sich der Ausschuss überzeugt, dass der eingeschlagene Weg
der Stadionallianzen die richtige Antwort auf Gewalt im Zusammenhang
mit Fußballspielen in Baden-Württemberg ist. "Die bisherige
landesweite Entwicklung spricht eine eindeutige Sprache: Weniger
Verletzte, weniger Einsatzstunden und mehr Polizei für die Sicherheit
auf Baden-Württembergs Straßen - die Richtung stimmt", so Karl Klein.

Bereits im Vorfeld des Spiels VfB Stuttgart gegen den Karlsruher SC
habe die Polizei Stuttgart deutlich gemacht, dass die Ausübung von
Gewalt gegen Personen und Sachen sowie die Verwendung von Pyrotechnik
nicht toleriert werde. Diese "rote Linie", ein wesentliches Element
der Stadionallianzen, werde im Vorfeld in den Sicherheitsgesprächen
deutlich gemacht und auch öffentlich kommuniziert. Die ursprünglichen
Planungen hätten am Spieltag vor allem durch das Verhalten einiger der
anreisenden Karlsruher Fans lageorientiert angepasst werden müssen.
Zum einen hätten Störer bereits während der Anfahrt auf einem
Autobahnparkplatz Pyrotechnik gezündet und sich dort und bei der
weiteren Anfahrt nach Stuttgart vermummt. Des Weiteren habe sich unter
den anreisenden KSC-Fans ein Bus mit Hooligans aus Straßburg befunden,
was den vorherigen Absprachen - keine Karten für Nicht-Mitglieder -
widersprochen habe. Aufgrund dieser Situation habe die Einsatzleitung
entschieden, die Gästefans aus Sicherheitsgründen nicht direkt vor den
Gästeeingang fahren zu lassen, sondern alle Gästefans am Bahnhof
Untertürkheim zu sammeln und sie gemeinsam und zu Fuß zum Stadion zu
bringen. Ziel sei es gewesen, mehrere Brennpunkte rund ums Stadion zu
verhindern.

Die Polizei habe den Mitgliedern des Innenausschusses Videosequenzen
vorgespielt, die zeigen, wie auf dem Weg zum Stadion Pyrotechnik
abgebrannt wird und die Einsatzkräfte unter anderem mit bis zu 1,5
Kilogramm schweren Baustellenleuchten beworfen werden.
Konsequenterweise seien die Beteiligten, die sich ganz überwiegend an
der Spitze der Fangruppe befunden hätten, kurz vor dem Gästeeingang
separiert und vorübergehend festgehalten worden. Letztlich seien 589
Personen, darunter auch 19 Frauen und 41 Jugendliche, kontrolliert
worden, so Karl Klein. Es seien unter anderem 84 Sturmhauben, ein
Messer und eine Abschussvorrichtung für Raketen gefunden worden. Die
Polizei habe an dem Tag insgesamt 718 Beamte eingesetzt.

Die Mitglieder des Ausschusses verurteilten ebenfalls Drohungen und
Beleidigungen gegen die Einsatzleitung. "Alle Angriffe und
Beleidigungen gegen die Einsatzleitung, die sich im Internet
wiederfinden, sind absolut inakzeptabel und werden dort, wo diese
strafrechtlich relevant seien, auch entsprechend verfolgt", so Klein.
Gleiches gelte ebenso für Vertreter der Vereine, die sich Drohungen
ausgesetzt sehen.

In der Sitzung sei deutlich geworden, dass vergleichbare Exzesse wie
beim letzten Aufeinandertreffen der beiden Vereine im April 2017 dank
der Vorgespräche aller Beteiligten und des Handelns der Polizei
ausgeblieben seien. Damals sei im Karlsruher Fanblock massiv
Pyrotechnik abgebrannt und auch eine Rakete auf das Spielfeld
geschossen worden. "Die Stadionallianzen in Baden-Württemberg werden
von allen beteiligten Akteuren, ob Polizei, Kommunen, Vereinen und
Fanbeauftragten, begrüßt und die vertrauensvolle Zusammenarbeit wird
gefördert. Der Erfolg dieses Konzeptes kann schon daran abgelesen
werden, dass seit Einführung der Stadionallianzen in den letzten
beiden Spielzeiten 4.800 Einsatzkräfte eingespart wurden. Darüber
hinaus konnten, ausgehend von der Saison 2016/2017, in der Saison
2017/2018 die Anzahl von Verletzten um 41 und die Anzahl der
Strafanzeigen um 77 reduziert werden. In der Saison 2018/2019 konnte
die Anzahl der Verletzten um 18 Personen und die Anzahl an
Strafanzeigen um 125 Fälle gesenkt werden", fasste Klein die
Ausführungen des Innenministers zusammen.

"Es ist uns wichtig, dass der eingeschlagene Weg der Stadionallianzen
weiterverfolgt wird. Es wird deutlich, dass die bisher getroffenen
Maßnahmen maßgeblich dazu beigetragen haben, das Vertrauen und die
Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Sicherheitsakteuren sowie das
Sicherheitsniveau bei Fußballspielen in Baden-Württemberg zu
verbessern", verdeutlichte der Vorsitzende.

 * 
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HAMBURG/4979: Rot-Grün will Transparenzgesetz heimlich einschränken (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2019

Rot-Grün will Transparenzgesetz heimlich einschränken



Am kommenden Mittwoch stellt Rot-Grün in der Bürgerschaftssitzung den
Entwurf zur Änderung des Transparenzgesetzes, des
Umweltinformationsgesetzes und Verbraucherinformationsgesetzes zur
Abstimmung - entgegen anderweitiger Zusage ohne Debatte. "Mit der geplanten
Novelle wird die Transparenz erheblich eingeschränkt", kritisiert Martin
Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "So sollen sich staatliche Behörden künftig auf
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse berufen können und wichtige Verträge der
öffentlichen Hand nicht mehr veröffentlicht werden müssen, bevor sie in
Kraft treten. Das ist inakzeptabel."

Informationen bei der Verwaltung anzufragen würde deutlich erschwert, der
Datenschutz von Antragsteller_innen deutlich abgeschwächt, kritisiert
Dolzer. So sieht die Novelle vor, dass auch Namen und die Anschriften von
Antragsteller_innen an die befragten Stellen weitergegeben werden können.
"Wenn bei einer kritischen Anfrage der Name und die Anschrift mitzuteilen
sind, wird das Aufdecken von Missständen zum persönlichen Risiko. Das darf
so nicht umgesetzt werden", sagt Dolzer. Zudem sei die geplante Ausnahme
der Hamburger Investitions- und Förderbank nicht nachvollziehbar. "Dass 
Rot-Grün versucht, entgegen anderer Zusagen das neue Transparenzgesetz ohne
Debatte zu beschließen, ist intransparent, unredlich und skandalös, passt
aber dazu, dass große Teile des bisher guten Gesetzes, das auf eine
Volksinitiative von Mehr Demokratie, Chaos Computer Club und Transparency
International zurückging, geschliffen werden sollen."

Um den Charakter des Gesetzes zu erhalten, bringt die Linksfraktion einen
Zusatzantrag mit 31 Änderungsvorschlägen ein, der auf Vorschlägen von Mehr
Demokratie, Chaos Computer Club und Transparency International beruht
(Entwurf im Anhang). Dolzer: "Wir schlagen vor, die Transparenz
auszuweiten, anstatt sie, wie von Rot Grün anvisiert, teilweise
auszuhebeln." Zu den Vorschlägen gehört das Ermöglichen von Transparenz in
Bezug auf Bauanträge und Bauvoranfragen, Anträge zu Probebohrungen, Daten
und Pläne zu Liegenschaften, Art und Umfang von drittmittelfinanzierter
Forschung, den Verfassungsschutz und das Vermögen der Stadt Hamburg. "Wir
machen zudem den Vorschlag, genauer zu definieren, wann das
Informationsinteresse Geschäftsgeheimnisse überwiegt, um willkürlicher
Verweigerung von Informationen entgegenzuwirken", sagt Dolzer.

 * 
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HAMBURG/4978: HVV-Preise und der grüne Weihnachtsmann (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2019

HVV-Preise und der grüne Weihnachtsmann



Die Grünen haben heute ihr Konzept für eine HVV-Preisreform vorgestellt,
die vor allem Familien und junge Leute entlastet. Schüler_innen und Azubis
sollen demnach ein 360-Euro-Jahresticket kaufen können. Die Kartenpreise
für Senior_innen und Sozialkarten-Inhaber_innen werden nicht gesenkt.

"Das Konzept der Grünen ist seltsam mutlos und bleibt weit hinter dem
zurück, was inzwischen selbst die CDU fordert", sagt Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Die Preise im öffentlichen Nahverkehr müssen nicht nur ein
bisschen, sondern deutlich gesenkt werden. Und nicht nur für Familien und
Unter-30-Jährige, sondern für alle. Wir brauchen ein 365-Euro-Jahresticket
für alle und freie Fahrt für Kinder und Senior_innen."

Vollkommen absurd erscheinen die aktuellen Forderungen angesichts dessen,
wie sich die Grünen bislang in der Bürgerschaft zur HVV-Preispolitik
verhalten hätten. Dort hatten sie nicht nur jeder Preiserhöhung zugestimmt,
sondern regelmäßig alle parlamentarischen Initiativen zu Preissenkungen
abgelehnt (Drs. 21/15166, Anlage 3, Drs. 21/15216 und Drs. 21/18014).

"Es ist offensichtlich, dass nicht nur Weihnachten vor der Tür steht,
sondern auch die Bürgerschaftswahl. Die vorsichtigen Schritte, die die
Grünen heute vorgestellt haben, hätten sie bereits in den letzten vier
Jahren umsetzen können", sagt Sudmann. "Dass sie das nicht gemacht haben,
lässt mich an der baldigen Realisierung des grünen Weihnachtszettels
zweifeln."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3447: Patienten statt Profit müssen im Mittelpunkt stehen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. Dezember 2019

Patienten statt Profit müssen im Mittelpunkt stehen



Anlässlich der Landtagsdebatte zu den Krankenhausstandorten Crivitz
und Parchim erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Es ist falsch, den Kreißsaal in Crivitz schließen zu wollen, um
damit möglicherweise die Kinder- und Jugendmedizin sowie die
Geburtshilfe in Parchim zu sichern. Dieses Vorgehen lehnen wir ab.

Die Region braucht eine tragfähige Lösung für die Pädiatrie und die
Geburtshilfe in Parchim und zwar ohne Nachteile für Crivitz. Der
Kreißsaal in Crivitz darf nicht geschlossen werden. Alle
Umsetzungsschritte sind sofort zu stoppen.

Die Menschen im Land haben ein Anrecht auf einen flächendeckenden
Zugang zu einer guten medizinischen Versorgung. Und dazu gehören auch
die kinder- und jugendmedizinische Versorgung sowie die Geburtshilfe.
Alle Leistungserbringer, die Versorgungsaufträge übernehmen, müssen
sich bewusst sein, dass sie damit auch Verantwortung für die
medizinische Versorgung tragen. Und das schließt aus, sich nur auf
profitable Versorgungsbereiche zu konzentrieren.

Bei der Gesundheitsversorgung stehen die Interessen der Patientinnen
und Patienten an oberster Stelle und nicht die Profitmaximierung
privater Konzerne. Rosinenpickerei lehnen wir ab.

MediClin und Asklepios sind aufgefordert, ihre Potentiale als
erfolgreiche Konzerne für eine gute Lösung einzusetzen. Wenn die
Betreiber bei ihrer harten Linie bleiben, müssen ein Entzug des
kompletten Versorgungsauftrages und auch eine Rekommunalisierung
geprüft werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3446: Altmaier gefährdet wirtschaftlichen Erfolg unseres Landes (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2019

Altmaier gefährdet wirtschaftlichen Erfolg unseres Landes



Der Landtag hat sich auf Antrag der SPD-Landtagsfraktion mit dem
Thema "Energiewende sozial gestalten" befasst.
In der Debatte äußerte sich der wirtschaftspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion Jochen Schulte zum stagnierenden Ausbau der Windkraft in
Deutschland:

"Ich bin in Sorge, dass wichtige Teile dieser jungen Industrie
vernichtet werden. Mecklenburg-Vorpommern ist eines von drei Ländern
mit den meisten Windenergie-Arbeitsplätzen in Deutschland. Dabei
handelt es sich um wichtige Industriearbeitsplätze, die eine Stärkung
des Handwerks in unserm Land bedeuten und vor allem - sie bedeuten
gute Löhne. Die Windenergie ist daher nicht nur aus ökologischen
Gründen wichtig für unser Land. Sie bedeutet wirtschaftlichen
Aufschwung. Wir müssen aber leider erkennen, dass der Bund und die
süddeutschen Länder den wirtschaftlichen Erfolg der fünf
norddeutschen windkraftproduzierenden Länder gefährden. Entweder
sprechen wir über das völlige Versagen des Bundeswirtschaftsministers
oder über den Unwillen des Herrn Altmaier, die Energiewende
wirtschaftspolitisch zu begleiten. Während lautstark Milliarden Euro
in 20.000 Kohlearbeitsplätze investiert werden, sind seit 2016 35.000
Arbeitsplätze in der Windernergiebranche verloren gegangen. Außerhalb
Norddeutschlands spricht niemand über diese Arbeitsplätze. Deshalb
ist es wichtig, dass die fünf Norddeutschen Ministerpräsidenten,
unter ihnen Manuela Schwesig, einen dringenden Appell an die
Bundesregierung gerichtet haben. Geht es weiter wie bisher, steht die
deutsche Windkraftindustrie vor dem Aus."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5318: Pläne der Deutschen Flugsicherung für Südumfliegung sind inakzeptabel (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.12.2019

Pläne der Deutschen Flugsicherung für Südumfliegung sind
inakzeptabel

Klomann: "Irritierendes Vorgehen der DFS"



Auf Antrag der rheinhessischen SPD-Abgeordneten Michael Hüttner, Nina
Klinkel und Johannes Klomann hat Innenminister Roger Lewentz im
Landtag heute über die Pläne der Deutschen Flugsicherung (DFS) zu
neuen Flugrouten über Rheinhessen berichtet.

Dazu erklärt der Binger SPD-Abgeordnete Michael Hüttner: "Was in der
Fragestunde des Landtags heute durch den Bericht des Innenministers
bekannt wurde, hat unsere schlimmsten Befürchtungen bestätigt. Demnach
plant die Deutsche Flugsicherung, ab Februar 2020 über einen Zeitraum
von zwanzig Tagen einen Großteil der Starts vom Frankfurter Flughafen
entlang der Südumfliegung über Mainz und Rheinhessen abzuwickeln.
Offensichtlich handelt es sich dabei um einen Test für die Zeit nach
der Fertigstellung des dritten Terminals am Frankfurter Flughafen. Es
steht zu befürchten, dass hier eine Dauerlösung auf Kosten der
Menschen in der Region etabliert werden soll."

Johannes Klomann, SPD-Abgeordneter aus Mainz, ergänzt: "Das Vorgehen
der Deutschen Flugsicherung bei einer Entscheidung dieser Tragweite
ist erneut höchst irritierend. Zum wiederholten Male wurde die
rheinland-pfälzische Landesregierung von dem Vorhaben im Vorfeld nicht
in Kenntnis gesetzt, wie Innenminister Lewentz heute berichtete. Es
ist völlig inakzeptabel, dass die Deutsche Flugsicherung die
Fluglärmkommission von ihren neuerlichen Plänen lediglich in Kenntnis
setzt. Erneut werden die lärmgeplagten Menschen in der Region vor
vollendete Tatsachen gesetzt."

Nina Klinkel, SPD-Abgeordnete aus dem Landkreis Mainz-Bingen, sagt:
"Das Handeln der Deutschen Flugsicherung in den vergangenen Monaten
ist Beleg für die grundlegenden Schwächen des Ausbau- und
Flugroutenkonzepts am Frankfurter Flughafen. Es wird nicht
ersichtlich, wie mit der stetigen Zunahme an Flugbewegungen nachhaltig
umgegangen werden soll. Die einseitige Belastung einer ganzen Region
kann jedenfalls wohl kaum die Antwort sein. Erst vor wenigen Wochen
wurde bekannt, dass die Flughöhen über weiten Teilen Rheinhessens
abgesenkt werden. Zusätzlich sollen die Bürgerinnen und Bürger in
Rheinhessen nun mit steigenden Flugzahlen belastet werden. Hinzu
kommen die Belastungen durch Ultrafeinstaub."
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RHEINLAND-PFALZ/5317: GRÜNE Fraktion fordert Wald-Klimafonds von einer Milliarde Euro (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 12.12.2019

GRÜNE Fraktion fordert Wald-Klimafonds von einer Milliarde Euro



Der Waldzustandsbericht der Landesregierung für das Jahr 2019 wurde
heute auf Antrag der GRÜNEN Fraktion im Plenum des Landtags von
Rheinland-Pfalz debattiert. Andreas Hartenfels, umweltpolitischer
Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion, kommentiert den Bericht und
fordert die Auflage eines nationalen Wald-Klimafonds in Höhe von einer
Milliarde Euro:

"Der Waldzustandsbericht macht deutlich: Auslöser für das massive
Waldsterben ist die menschengemachte Klimaerhitzung. Wenn wir unseren
Wald noch retten wollen, muss Klimaschutz deshalb ab sofort Priorität
haben. Der Anteil der stark geschädigten und abgestorbenen Bäume ist
mit 2,6 Prozent beziehungsweise 1,1 Prozent im Vergleich zu den
Vorjahren erheblich gestiegen und befindet sich auf dem höchsten
Niveau seit Beginn der Aufzeichnungen. Lediglich 18,3 Prozent aller
untersuchten Bäume weisen keine Schäden auf. Unserem heimischen Wald
stehen schwere Zeiten bevor.

Damit ist auch klar: Wir brauchen ein zuverlässiges und vor allem auf
nachhaltige Waldentwicklung ausgelegtes Finanzierungssystem für unsere
Wälder. Die von der Bundesregierung angekündigten Nothilfen werden
schon bald nicht mehr ausreichen, um die finanziellen Löcher zu
stopfen, die das Waldsterben und der fallende Holzpreis in viele
Haushaltspläne von Kommunen und privaten Waldbesitzern gerissen haben.

Wir brauchen deshalb einen kompletten Neustart des mit aktuell 24,5
Millionen Euro im Jahr völlig unterfinanzierten nationalen
Wald-Klimafonds. Die Bundesregierung muss den Fonds endlich
handlungsfähig machen, damit er eine nachhaltige Bewirtschaftungsweise
belohnen kann. Wir fordern die Bundesregierung daher auf, den Fonds in
einer ganz neuen Größenordnung aufzuziehen und in den nächsten fünf
Jahren mindestens eine Milliarde Euro zu investieren. Finanziert
werden kann das aus den Abgaben, die der Bund künftig aus der Nutzung
fossiler, klimaschädlicher Brennstoffe erhält. Die Vergabe der Gelder
aus diesem Fonds muss allerdings verbindlich an strenge ökologische
Bedingungen gebunden sein. Die Kriterien des FSC-Labels für eine
nachhaltige Bewirtschaftung des Waldes können dafür eine Orientierung
geben."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5316: Ampelkoalition ist feste Partnerin unserer Landwirtschaft (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.12.2019

Ampelkoalition in Rheinland-Pfalz ist feste Partnerin unserer
Landwirtschaft

Landwirte demonstrieren in Mainz gegen Agrarpolitik der Bundesregierung



Auf Antrag der FDP-Fraktion hat der rheinland-pfälzische Landtag
heute, am 12. Dezember 2019, über die Kritik der Landwirtinnen und
Landwirte an der Agrarpolitik der Bundesregierung diskutiert. Dazu
sagt der landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im
Landtag Rheinland-Pfalz, Marco Weber:

"Gestern haben mehrere hundert Landwirtinnen und Landwirte aus dem
gesamten Bundesland vor dem Landtag in Mainz gegen die aktuelle
Agrarpolitik der Bundesregierung demonstriert. Die FDP-Fraktion
unterstützt die berechtigten Anliegen der Bäuerinnen und Bauern ganz
ausdrücklich.

Egal ob Agrarpaket, freiwilliges Tierwohllabel oder die
Weiterentwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU, die
Bundesregierung versagt in allen Bereichen. Inzwischen stehen viele
landwirtschaftliche Betriebe vor existenziellen Sorgen, nicht nur in
Rheinland-Pfalz. Fakt ist, die Regierungskoalition im Mainzer Landtag
ist die feste und verlässliche Partnerin unserer Agrarwirtschaft und
wir setzen uns auf allen Ebenen für die Interessen unserer
Landwirtinnen und Landwirte ein. Wir wissen, wie wertvoll deren
tägliche Arbeit für unser aller Leben ist.

Bizarr ist das Verhalten der rheinland-pfälzischen CDU-Fraktion. Die
Landwirte mussten extra bis vor den Landtag fahren, um die
Christdemokraten wachzurütteln. Das Ergebnis allerdings ist ein dünner
Antrag zum Nitrat-Messstellennetz, der hastig aus dem Ärmel
geschüttelt wurde. Das Verhalten der CDU-Fraktion erinnert an einen
Schüler, der das ganze Jahr über keine Hausaufgaben gemacht hat und
sich kurz vor Zeugnisausgabe mit einem Referat die Versetzung sichern
möchte. Diese Art der Politik nimmt der CDU niemand mehr ab.

Während die Koalition fortwährend im Sinne unserer Landwirte arbeitet,
verstecken sich die rheinland-pfälzischen CDU-Abgeordneten hinter
ihrer Landesvorsitzenden und Bundesministerin Klöckner. Vielleicht
sind Untätigkeit und lautes Schweigen auch eine Form der verdeckten
Kritik an der Agrarministerin, der man lieber nicht in den Rücken
fallen will."

 * 
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AUSSEN/1614: Türkei - Ein faires Verfahren für Turgut Öker


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Ein faires Verfahren für Turgut Öker



Matthias Bartke, zuständiger Berichterstatter:

Heute wird der Ehrenvorsitzende der Alevitischen Gemeinde
Deutschlands Turgut Öker in Istanbul wegen Präsidentenbeleidigung
angeklagt. Matthias Bartke beobachtet den Prozess für die
SPD-Bundestagsfraktion vor Ort, um der Türkei zu signalisieren, dass
die Einhaltung rechtstaatlicher Prinzipien aufmerksam verfolgt wird.

"Es muss ein faires, zügiges und rechtstaatliches Verfahren für
Turgut Öker geben. Wir würden es begrüßen, wenn seine Ausreisesperre
aufgehoben wird.

Turgut Öker wird wegen Präsidentenbeleidigung angeklagt. Dieser
Tatbestand ist in der Türkei schon seit 1993 strafbar. Allerdings
stieg die Anzahl der Anklagen unter der Präsidentschaft Erdogans
signifikant: Allein im Jahr 2017 ermittelte die Staatsanwaltschaft in
rund 21.000 Fällen. In den vergangenen drei Jahren wurden mehr als
4.000 Richter suspendiert. Die gesamte SPD-Bundestagsfraktion
begleitet den Prozess von Turgut Öker kritisch. Wir werden den
Fortgang der Verhandlungen aufmerksam beobachten.

Turgut Öker hat sich im hohen Maße für die Integration der in
Deutschland lebenden Aleviten und für Toleranz eingesetzt.

Er hat als langjähriger Vorsitzender der Alevitischen Gemeinde
Deutschland e.V. maßgeblich dazu beigetragen, die alevitische
Community in Deutschland als verlässlichen und unverzichtbaren
Partner unserer Gesellschaft zu etablieren. Der Dachverband und die
über 160 alevitischen Gemeinden in Deutschland leisten einen
wichtigen Beitrag für unser gesellschaftliches Miteinander.

Wir hoffen mit Turgut Öker auf einen positiven Ausgang des
Verfahrens."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





BILDUNG/1537: Das neue Aufstiegs-BAföG kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Das neue Aufstiegs-BAföG kommt



Ulrike Bahr, zuständige Berichterstatterin:

Heute wurde das neue Aufstiegs-BAföG in 1. Lesung beraten
(Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz). Berufstätige können sich ab
kommendem Jahr auf noch mehr Unterstützungsleistungen während ihrer
Aufstiegsfortbildung verlassen. Dafür hat die SPD-Bundestagsfraktion
erfolgreich gekämpft.

"Jeder sollte seine beruflichen Ziele klar definieren und auch
realisieren können. Dafür reformieren wir das Aufstiegs-BAföG. Höhere
Zuschüsse zu Maßnahmen- und Prüfungsgebühren oder die Übernahme des
Unterhalts während einer Vollzeitfortbildung entlasten künftige
Berufsaufsteigerinnen und -aufsteiger bei den dafür anfallenden
Kosten. Damit stärken wir den beruflichen Aufstieg zum Meister,
Fachwirt oder Techniker. Die SPD-Bundestagsfraktion schafft in der
beruflichen Aufstiegsfortbildung mehr Gebührenfreiheit, ein Ziel für
das wir seit langem kämpfen.

Insbesondere die Förderung aller beruflichen Fortbildungsstufen ist
ein deutliches Signal an den Fachkräftemangel und für die
Gleichwertigkeit der beruflichen und akademischen Bildung. Wir
schaffen damit Übergänge und Unterstützungsmöglichkeiten des
beruflichen Aufstiegs nach einer dualen Ausbildung. Dafür setzt sich
die SPD-Bundestagsfraktion schon immer ein.

Der Vollzuschuss zum Unterhalt bei Vollzeitfortbildungen wird
insbesondere Erzieherinnen und Erziehern zu Gute kommen. Auch das
wird dem Fachkräftemangel in diesem Bereich entgegenwirken.
Gleichzeitig verzahnen wir unsere sozialdemokratische Bildungs- und
Familienpolitik noch besser miteinander."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1650: Brexit - Sieg von Boris Johnson nur ein Zwischenschritt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Brexit: Sieg von Boris Johnson nur ein Zwischenschritt



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Boris Johnson hat bei der Wahl im Vereinigten Königreich eine
komfortable Mehrheit erzielt. Jetzt kann er auch gegen die Hardliner
in den eigenen Reihen das Brexit-Abkommen durch das Unterhaus
bringen. Aber das ist nur ein Zwischenschritt. Der schwerste Teil
liegt noch vor ihm und seiner Regierung.

"Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen zwischen
Großbritannien und der Europäischen Union werden noch komplizierter.
Es gibt kein Vorbild für ein solches Handelsabkommen. Denn bisher
ging es in solchen Verträgen immer darum, wie die EU und ein
Drittstaat besser zusammenarbeiten, Standards angleichen und sich
einander annähern. Jetzt geht es um das Gegenteil, um eine
Auseinanderentwicklung.

Die britischen Konservativen müssen endlich ohne erneute
Täuschungsmanöver oder Halbwahrheiten auskommen und den Menschen
reinen Wein einschenken. Die Verhandlungen werden sicher länger als
ein Jahr dauern. Insofern ist der Wahlslogan von Johnson 'Get Brexit
done' mindestens irreführend. Der Brexit ist ein langwieriger
Prozess, kein einmaliges Ereignis, das man nur hinter sich bringen
muss.

Auch im zukünftigen Verhältnis wird es keine Rosinenpickerei geben.
Die EU will ein gutes Verhältnis zu Großbritannien. Das gelingt umso
leichter, je mehr die Regierung unter Johnson endlich die legitimen
Interessen der EU anerkennt. Erleichterten Zugang zum Binnenmarkt
wird es nur geben, wenn Johnson keinen Unterbietungswettbewerb etwa
bei sozialen, ökologischen und Verbraucherschutzstandards einleitet."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3086: Mahnmal für die Opfer der SED-Diktatur kommt - endlich


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Mahnmal für die Opfer der SED-Diktatur kommt - endlich



Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin:

Heute hat der Deutsche Bundestag beschlossen, dass ein Mahnmal für
die Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft in Deutschland
errichtet werden soll. 30 Jahre nach der Friedlichen Revolution ist
dieses Mahnmal überfällig, um den Opfern von Gewalt und Willkür in
angemessener Form ehrend zu gedenken.

"Deutschlands Geschichte ist nachhaltig vom Nationalsozialismus
geprägt, dieser führte zur Teilung Deutschlands. Im Westen wurde eine
rechtsstaatliche Demokratie aufgebaut, in der Sowjetischen
Besatzungszone und später in der DDR wurde eine kommunistische
Diktatur installiert.

Zur Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus herrscht
allmählich eine umfassende Erinnerungskultur. Es gibt zahlreiche Orte
für die Opfer des Nationalsozialismus, so zum Beispiel für die
ermordeten Juden Europas, für die Roma und Sinti Europas, für
behinderte und kranke Menschen, für Homosexuelle. Für all diese Opfer
gibt es Gedenkstätten im Herzen von Berlin. Wir begrüßen die aktuelle
gesellschaftliche Debatte, wie an die bislang weniger beachteten
Opfergruppen des Nationalsozialismus erinnert und gedacht werden
kann.

Was die Aufarbeitung der SED-Diktatur angeht, lag der Schwerpunkt
bisher auf der Anerkennung, der Rehabilitierung und der Entschädigung
der Opfer und dem Umgang und der Sicherung der Stasi-Unterlagen. Doch
es ist mehr als überfällig, auch einen Gedenkort, ein Mahnmal für die
Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft in Deutschland im Herzen
von Berlin zu errichten.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung nun auf, im
ersten Quartal 2020 ein Konzept für das Mahnmal vorzulegen. Dieses
Konzept soll unter Einbeziehung der Opferverbände und der
Institutionen, die sich mit der Aufarbeitung der kommunistischen
Diktatur beschäftigen, erfolgen. Auch soll das Mahnmal in geeigneter
Weise vertiefend inhaltlich begleitet werden.

Dieses Mahnmal ist für Opfer, die in Gefängnissen saßen und offenes
Leid erlebt haben, aber eben auch für all jene, die im ganz normalen
Alltag Opfer wurden, als Schüler, die kein Abitur machen durften, als
Opfer von Zersetzungsmaßnahmen, deren Familien subtil zerstört
wurden, für Menschen, deren Kinder zur Adoption freigegeben wurden,
gegen den Willen eines Elternteils, für Künstlerinnen und Künstler,
die ihren Beruf nicht ausüben durften, für all Jene, die den
alltäglichen 'normalen' Alltagsrepressionen ausgesetzt waren."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2810: Betriebsrenten werden bei Krankenkassenbeiträgen entlastet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2019

Arbeitsgruppen: Gesundheit, Arbeit und Soziales

Betriebsrenten werden bei Krankenkassenbeiträgen entlastet



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Mit der heutigen Verabschiedung des Betriebsrentenfreibetragsgesetzes
im Deutschen Bundestag lösen wir ein Versprechen ein: Wir entlasten
künftig alle pflichtversicherten Betriebsrentnerinnen und
Betriebsrentner bei den Krankenkassenbeiträgen. Dazu wird die
bisherige Freigrenze durch einen Freibetrag ergänzt, der jährlich
angepasst wird. Dieser Freibetrag ist für alle beitragsfrei. Damit
entlasten wir Betriebsrenten um bis zu 300 Euro jährlich.

"Wer eine Betriebsrente bekommt und Beiträge zur gesetzlichen
Krankenversicherung zahlt, hat künftig im Schnitt 300 Euro mehr im
Jahr. Ab Januar 2020 gilt ein sogenannter Freibetrag von 159,25 Euro.
Das heißt: Für die ersten 159,25 Euro der Betriebsrente müssen dann
überhaupt keine Kassenbeiträge mehr gezahlt werden. Erst über diesem
Betrag fallen Beiträge an. Dadurch zahlen alle Betriebsrentnerinnen
und -rentner künftig geringere Beiträge. Menschen mit kleinen
Betriebsrenten profitieren besonders.

Wir machen das, weil wir die betriebliche Altersversorgung als beste
Ergänzung zur gesetzlichen Rente stärken wollen. Die Beiträge zur
Krankenversicherung haben die Attraktivität von Betriebsrenten in der
Vergangenheit enorm geschmälert. Noch vor einem Jahr war es
undenkbar, dass wir dazu etwas in der Koalition hinbekommen. Jetzt
haben wir eine Einigung erzielt, die gut 60 Prozent aller
Betriebsrentner so stellt, als würden sie maximal den halben Beitrag
zahlen - so wie in der gesetzlichen Rentenversicherung auch. Die
weiteren 40 Prozent werden ebenfalls entlastet. Das ist ein guter
Kompromiss für den Großteil der Betriebsrentnerinnen und -rentner im
Land."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/895: EU-Mobilitätspaket - Bessere Arbeitsbedingungen für das Transportgewerbe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

EU-Mobilitätspaket: Bessere Arbeitsbedingungen für das
Transportgewerbe



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Udo Schiefner, zuständiger Berichterstatter:

Die Einigung der letzten Nacht zum Mobilitätspaket bringt deutlich
bessere Bedingungen für Fernfahrer in Europa. Das ist ein großer
Erfolg. Für das Mobilitätspaket zu Lenk- und Ruhezeiten, Kabotage und
Entsendung wurden gute Kompromisse gefunden. Unser Kampf um faire
Arbeits- und Wettbewerbsbedingungen im europäischen Transportgewerbe
zahlt sich aus.

"Monatelang wurde verhandelt. Maßgeblich ist es unseren SPD-Kollegen
im Europäischen Parlament zu verdanken, dass nun auch im
Trilogverfahren zwischen Parlament, Kommission und Rat eine Einigung
erzielt wurde.

Unseren zentralen Forderungen wurde im Wesentlichen entsprochen.
Wettbewerb im europäischen Transportgewerbe darf nicht auf den
Schultern der Fahrenden ausgetragen werden. Sozialdumping, Nomadentum
und überfüllten Parkplätzen kann damit begegnet werden: Lkw müssen
regelmäßig an den Firmensitz zurückkehren, spätestens alle acht
Wochen; die 14-Tage-Referenz für die Einhaltung der Ruhezeiten bleibt
generell erhalten, für internationale Fahrten können drei Wochen
genutzt werden; die reguläre wöchentliche Ruhezeit von 45 Stunden
darf weiterhin nicht im Fahrerhaus verbracht werden; die
Entsenderichtlinie gilt ab dem ersten Tag auch für Lkw-Fahrerinnen
und Fahrer, mit Ausnahmen für bilaterale Verkehre und reinen Transit
mit maximal einer Be- oder Entladung je Strecke; der digitale
Tachograf kommt verpflichtend ab 2025 für alle Lkw ab 3,5 Tonnen
zulässigem Gesamtgewicht (zGG), ab Mitte 2026 auch für Fahrzeuge ab
2,5 Tonnen zGG. Somit wird dem Unterlaufen der
Arbeitsrechtsbestimmungen durch die sogenannten "Sprinter" ein Riegel
vorgeschoben.

Insbesondere die beschleunigte Digitalisierung des Transportgewerbes
und der intelligente Tachograf werden die Kontrolle der
Sozialvorschriften erheblich verbessern. Jetzt müssen Bund und Länder
sicherstellen, dass ausreichendes Personal für wirksame Kontrollen
zur Verfügung steht - nur wenn das Entdeckungsrisiko hoch ist, werden
die neuen Regelungen greifen. Mit dem Ergebnis des Trilogs können wir
mehr als zufrieden sein. Angesichts heutiger Zustände auf Autobahnen
und Rastplätzen ist es ein gewaltiger Fortschritt, wenn Fahrerinnen
und Fahrer im internationalen Verkehr zukünftig spätestens alle drei
Wochen wieder nach Hause dürfen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1959: Ausbildungsplatznachfrage sinkt auf neuen Tiefstand (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 12.12.2019

Ausbildungsplatznachfrage sinkt auf neuen Tiefstand - Rückläufige
Schulabgängerzahl erreicht Ausbildungsmarkt



Erstmals ist in Deutschland die Nachfrage von Jugendlichen nach dualen
Ausbildungsplätzen unter die Zahl von 600.000 gefallen. Mit 598.800 jungen
Menschen, die entweder einen Ausbildungsvertrag abschlossen oder aber -
mit oder ohne alternative Verbleibsmöglichkeit - noch auf
Ausbildungsplatzsuche waren, lag die Nachfrage um 11.200 unter dem
Vorjahreswert. Damit haben die seit 2016 wieder sinkenden
Schulabgängerzahlen den Ausbildungsmarkt erreicht. Parallel zur gesunkenen
Ausbildungsplatznachfrage ging 2019 auch die Zahl der neu abgeschlossenen
dualen Ausbildungsverträge zurück. Mit 525.100 fiel sie um 6.300 niedriger
aus als 2018.

Dies sind zentrale Ergebnisse der Analysen des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) zur Entwicklung des Ausbildungsmarktes im Jahr 2019.
Sie basieren auf der BIBB-Erhebung über neu abgeschlossene
Ausbildungsverträge zum Stichtag 30. September sowie auf der
Ausbildungsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA).

Bereits zwischen 2016 und 2018 war laut Statistischem Bundesamt die Zahl
der Abgänger und Abgängerinnen aus allgemeinbildenden Schulen um 43.400
gefallen. 2019 dürfte sie nach ersten Schätzungen nochmals um rund 7.000
gesunken sein. Ausschlaggebend hierfür ist die demografische Entwicklung.
Bislang konnten die daraus resultierenden Nachfragerückgänge nach dualer
Berufsausbildung jedoch durch eine wachsende Ausbildungsnachfrage junger
Geflüchteter kompensiert werden. 2019 stieg die Zahl der Geflüchteten, die
sich bei der BA als Ausbildungsstellenbewerber registrieren ließen, aber
nicht mehr an. Mit 38.100 verharrte sie in etwa auf dem Vorjahreswert.

Wie bereits in den Vorjahren blieben auch 2019 viele Betriebe und
Jugendliche bei ihrer Suche auf dem Ausbildungsmarkt erfolglos. 53.100
beziehungsweise 9,4 % aller von Betrieben angebotenen Ausbildungsplätze
blieben unbesetzt, und rund 73.700 Jugendliche (12,3 %) suchten vergeblich
nach einem ihnen passend erscheinenden Ausbildungsplatz, darunter auch
auffallend viele - knapp zwei Drittel - mit mittlerem Schulabschluss oder
Studienberechtigung. Voneinander abweichende Vorstellungen der Betriebe
und Jugendlichen, in welchen Berufen oder Regionen die Ausbildung
stattfinden oder über welche Merkmale der jeweilige
Ausbildungsvertragspartner verfügen soll, waren hierfür die Ursache.

BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser rief dazu auf, die Anstrengungen zur
Steigerung der Wertschätzung und Attraktivität von dualen
Ausbildungsberufen, insbesondere denen mit anhaltenden
Besetzungsproblemen, fortzuführen: "Nur wenn es uns gelingt, die
Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt weiter zu reduzieren und Angebot
und Nachfrage wieder besser zusammenzubringen, werden wir die aktuellen
demografischen Herausforderungen bewältigen und den Fachkräftebedarf der
Wirtschaft sichern können."

Tatsächlich gelang es 2019 erstmals, die seit zehn Jahren stetig
zunehmenden Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt nicht weiter
anwachsen zu lassen, sondern zumindest auf das Niveau des Jahres 2017
zurückzudrängen. Dies trug mit dazu bei, dass 2019 die Zahl der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge im Vergleich zum Vorjahr weniger stark
sank (-1,2 %) als die Zahl der Ausbildungsplatzangebote und der
Ausbildungsplatznachfrage (jeweils -1,8 %).


Weitere Informationen, Statistiken, Tabellen, Grafiken und interaktive
Regionalkarten

• im Internetangebot des BIBB unter www.bibb.de/naa309-2019 sowie

• im Fachbeitrag "Weniger Ausbildungsverträge als Folge sinkender
Angebots- und Nachfragezahlen. Die Entwicklung des Ausbildungsmarktes im
Jahr 2019" unter www.bibb.de/ausbildungsmarkt2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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FINANZEN/546: Karliczek - Neues Aufstiegs-BAföG stärkt berufliche Aufstiege wie nie (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 13.12.2019

Karliczek: Neues Aufstiegs-BAföG stärkt berufliche Aufstiege wie nie

350 Millionen Euro zusätzlich für berufliche Aufstiegsfortbildungen in
dieser Legislaturperiode geplant



Der Bundestag hat heute in erster Lesung über die Novelle des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes beraten. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Die Reform des Aufstiegs-BAföG ist erforderlich. Unser Land braucht gut
qualifizierte Fach- und Führungskräfte. Unsere Arbeitswelt ist im Wandel.
Da ist es wichtig, denjenigen, die aufsteigen wollen, eine trittfeste
Leiter für ihren beruflichen Aufstieg hinzustellen. Das Aufstiegs-BAföG
hilft konkret und passgenau auf der Karriereleiter. Schritt für Schritt
ermöglicht es eine Förderung von Weiterbildung bis auf Master-Niveau. Damit
verdeutlichen wir nach der erfolgreichen Reform des Berufsbildungsgesetzes
einmal mehr: Berufliche und akademische Bildung sind gleichwertig.

Mit der Beratung im Bundestag haben wir heute einen großen Schritt getan.
Meine Novelle stärkt das Aufstiegs-BAföG wie nie zuvor. Damit schlagen wir
ein neues Kapitel für berufliche Erfolgsgeschichten auf. Mit der Novelle
kommen die stärksten Leistungsverbesserungen seit es das Gesetz gibt: Mit
höheren Zuschüssen, höheren Freibeträgen und modernen Strukturen. Das neue
Aufstiegs-BAföG macht beruflichen Aufstieg und Familie besser miteinander
vereinbar. Dafür nehmen wir so viel Geld in der Hand wie bei keiner 
AFBG-Reform bisher: 350 Millionen Euro wird die Bundesregierung in dieser
Legislaturperiode für berufliche Aufsteigerinnen und Aufsteiger
investieren. "


Hintergrund:

Mit dem 4. AFBGÄndG können sich die Geförderten auf höhere Zuschussanteile,
höhere Freibeträge und höhere Darlehenserlasse freuen:


	die stufenweise Förderung bis auf "Master-Niveau" wird eingeführt,

	die Unterhaltsförderung für Vollzeitgeförderte wird zu einem Vollzuschuss ausgebaut,

	der einkommensunabhängige Kinderbetreuungszuschlag für Alleinerziehende wird von 130 Euro auf 150 Euro erhöht,

	der Zuschussanteil zum Maßnahmenbeitrag für Lehrgangs- und Prüfungsgebühren wird von 40 Prozent auf 50 Prozent erhöht,

	der Belohnungserlass steigt von 40 Prozent auf 50 Prozent,

	die sozialen Stundungs- und Sozialerlassmöglichkeit für Geringverdiener werden erweitert,

	bei Existenzgründung erfolgt ein vollständiger Erlass der Darlehensschuld.



Mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG, sog.
"Aufstiegs-BAföG") werden Teilnehmerinnen und Teilnehmer jeden Alters an
Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung finanziell unterstützt. Sie
erhalten einkommensunabhängig einen Beitrag zu den Kosten der Fortbildung
und bei Vollzeitmaßnahmen zusätzlich einkommensabhängig einen Beitrag zum
Lebensunterhalt. Die Förderung erfolgt teils als Zuschuss, teils als
zinsgünstiges KfW-Darlehen. Seit Bestehen des AFBG (1996) konnten so rund
2,8 Mio. berufliche Aufstiege zu Führungskräften, Mittelständlern und
Ausbildern für Fachkräfte von morgen mit einer Förderleistung von insgesamt
rund 9,2 Mrd. Euro ermöglicht werden. 2018 wurden rund 167.000 Personen mit
dem AFBG unterstützt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 156/2019 vom 13.12.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin
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FORSCHUNG/1248: Starthilfe für landwirtschaftliche Betriebe in Nordostdeutschland (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 12.12.2019

Starthilfe für landwirtschaftliche Betriebe in Nordostdeutschland



Kleinere und mittlere Ökolandbau-Betriebe haben teils Schwierigkeiten,
mit ihren Erzeugnissen Zugang zum Markt zu finden. Vor allem im
Nordostdeutschland sind die Bedingungen mitunter besonders prekär im
Vergleich zum restlichen Bundesgebiet. Die Hochschule für nachhaltige
Entwicklung Eberswalde (HNEE) erarbeitet zusammen mit Betrieben
Optimierungsstrategien, um künftig den Zugang zu Märkten zu verbessern.

Die Mutterkuhbetriebe in der Altmark (Sachsen-Anhalt) erfüllen genau das
Bild der Landwirtschaft, wie es in Kinderbüchern schon erzählt wird: Grüne
Wiesen auf denen glückliche Kühe mit ihren Kälbern stehen. Doch die
Landwirt*innen, die hier gemäß der Bio-Richtlinien produzieren, finden
keine geeigneten Verarbeitungsstrukturen zum Schlachten, Zerlegen und
Verarbeiten ihre Fleischprodukte. "Das ist besonders tragisch, weil unweit
Berlin als Europas größter Biomarkt direkt vor der Haustür liegt", sagt
Katja Searles, HNEE-Wissenschaftlerin und Projektkoordinatorin. Genau an
dieser Stelle setzt das HNEE-Projekt "Entwicklung nachhaltiger
Selbstmanagementkonzepte für Gruppen zur Optimierung regionaler
Wertschöpfung (GrOW)" an. Zusammen mit der Bioland Beratung GmbH schaut
sich das HNEE-Forschungsteam an, wie Wertschöpfungsketten optimiert und
langfristig in Eigenregie aufrechterhalten werden können.

Dabei übernimmt Bioland die Betreuung der Erzeuger und die Moderation und
Begleitung der Gruppen. Ziel der HNEE-Praxisforschung ist es,
Kooperations- und Koordinationsstrukturen von regionalen
Wertschöpfungsverbünden in Ostdeutschland aufzuzeigen. "Einerseits hören
wir 'Die Organisation von Wertschöpfung funktioniert im Osten wie im
Westen', andererseits 'Die guten Beispiele für regionale Wertschöpfung
sind alle im Süden'. Diese Lücke wollen wir verstehen und Ansatzpunkte
herausarbeiten", so HNEE-Projektkoordinatorin Prof. Dr. Anna Häring.

Im Fall der Mutterkuhbetriebe wurden bereits erste Austauschformate
angeboten, wie zum Beispiel Begehungen auf anderen Höfen und Betrieben,
die bei der Fleischverarbeitung wichtige Partner vor Ort werden können.
"Aktuell fehlt es an einer Infrastruktur, die die Bio-Produkte auf den
Markt bringt. Hierfür wollen wir schnellstmöglich eine Lösung anschieben,
die den rund zehn involvierten Betrieben sichere Absatzwege aufzeigt", so
Berit Gölitzer, Bioland-Beraterin und Partnerin im HNEE-Projekt.

Bei der zweiten Fallgruppe, die im Rahmen von GrOW untersucht wird, ist
man schon einen Schritt weiter. Hierbei handelt es sich um Imker aus
Ostdeutschland. Ihr Problem sind weniger die Abnahmezahlen ihrer Produkte,
vielmehr fehlt es an einem Verbund, mit dem die Logistik und Aufbereitung
regionaler Rohware optimiert werden kann. "Die Erzeugerbedingungen für
die Imker*innen in der Region sind gut, weshalb es Überhänge gibt, die
aufgrund fehlender Infrastrukturen nur schwer an potenzielle Kund*innen
gebracht werden können", berichtet die HNEE-Wissenschaftlerin Katja
Searles. Im Projekt kommen deshalb die einzelnen Akteure erstmals zusammen
und entwickeln gemeinsam Ideen für den Aufbau einer Struktur, die die
Wertschöpfungskette für ihre Erzeugnisse fortschreibt. "Das ist das Ziel
unseres Projekts. Wir geben den Akteur*innen Starthilfe, um eigene
Prozesse zu verbessern, sodass sie zukünftig besser auf dem
Lebensmittelmarkt bestehen können", fasst Berit Gölitzer zusammen.

Eckdaten zum Projekt:

Das HNEE-Projekt "Entwicklung nachhaltiger Selbstmanagementkonzepte für
Gruppen zur Optimierung regionaler Wertschöpfung (GrOW)" konzentriert sich
vorrangig auf die Situation der Betriebe in Mecklenburg-Vorpommern,
Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen (Nordostdeutschland).

Förderung des Projekts: BÖLN

Projektsumme: 200 000 Euro

Projektpartner: Bioland Beratung GmbH.

Laufzeit 1.10.2018 - 31.3.2021


Weitere Informationen unter:

http://www.hnee.de/grow 

- HNEE-Projektseite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde, 12.12.2019
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MELDUNG/680: Ernährungssicherheit und Nachhaltigkeit im Fokus (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.12.2019

Ernährungssicherheit und Nachhaltigkeit im Fokus



Die Zahl der unterernährten Menschen nimmt weltweit zu. Unter mangelnder
Versorgung mit Mikronährstoffen leiden mehr als zwei Milliarden Menschen.
Die Kleinkinder-Sterblichkeit ist inakzeptabel hoch. Vor diesem
Hintergrund brauche es eine globale Bündelung der wissenschaftlichen
Anstrengungen, mehr Forschungsförderung und ein internationales Gremium
für Ernährungssicherheit und Landwirtschaft, das politische Entscheidungen
vorbereitet. Das fordern Prof. Dr. Joachim von Braun von der Universität
Bonn, Dr. Robin Fears vom European Academies Science Advisory Council
(EASAC) und Prof. Dr. Volker ter Meulen, Präsident der InterAcademy
Partnership (IAP) im Fachjournal "Science Advances".

Die Forscher stellen dar, dass Mangel an gesunden Lebensmitteln und
schlecht geführte Agrarsysteme einerseits sowie übermäßiger Konsum und
Lebensmittelverschwendung andererseits den Planeten schädigen und "eine
beispiellose Bedrohung für die globale Ernährungssicherheit darstellen".
Führende Politiker der Welt hätten begonnen, die Herausforderungen zu
erkennen.

Akademien für Wissenschaft, Medizin und Technik haben sich kürzlich zum
globalen Netzwerk InterAcademy Partnership (IAP) zusammengeschlossen. Ein
IAP-Projekt arbeitet darauf hin, die Schnittstellen Nahrungsmittel- und
Ernährungssicherheit sowie globale Umweltgesundheit zusammenzuführen. Die
Organisation bringt Netzwerke von Experten aus Afrika, Asien, Amerika und
Europa zusammen, um Nahrungsmittelsysteme mit Blick auf den globalen
Umweltwandel zu analysieren.

Investitionen in die Forschungsinfrastruktur

Die Autoren verweisen auf den dringenden Bedarf an Investitionen in die
Forschungsinfrastruktur, um verlässliche Daten zur Gesundheit der
Bevölkerung, Ernährung, landwirtschaftlicher Praktiken, Klimawandel,
Ökosysteme, Nachhaltigkeit und menschlichem Verhalten zu gewinnen. Die
politischen Entscheidungsträger sollen eine Steigerung der Mittel für die
Agrar- und Ernährungsforschung verwirklichen.

Es sei zwar bereits ein großer Bestand an wissenschaftlichen Erkenntnissen
über Ernährung und Hunger vorhanden, jedoch sei es erforderlich,
Wissenslücken durch verstärkte internationale Zusammenarbeit zu schließen.
Dabei gehe es auch um sozialwissenschaftliche Fragen, zum Beispiel wie das
Verhalten von Verbrauchern und Landwirten transformiert und bislang
vernachlässigte landwirtschaftliche Kulturen eingeführt werden können.
Auch für die Umsetzung der nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) müssten
Forschungsergebnisse kohärent einbezogen werden.

Die Autoren schlagen ein internationales Gremium für Ernährungssicherheit
und Landwirtschaft vor, das sich auf die Vorbereitung politischer
Entscheidungen konzentriert. "Ein solches Gremium würde sich auf die damit
verbundene große wissenschaftliche Gemeinschaft stützen und könnte die
dringendsten Ernährungs- und Landwirtschaftsfragen behandeln", schreiben
die Wissenschaftler. Die Aufgaben reichen von der Frage, wie zwischen
Ernährungs- und Umweltzielen austariert werden kann, bis zur Analyse, wie
Verbraucher zu einer gesunden und nachhaltigen Ernährung motiviert werden
können.


Originalpublikation:

R. Fears, V. ter Meulen, J. von Braun,

Global food and nutrition security needs more and new science.

Sci. Adv. 5, eaba2946 (2019),

DOI: 10.1126/sciadv.aba2946


Weitere Informationen unter:

http://www.interacademies.org/37646/Food-and-Nutrition-Security-and-Agriculture

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 11.12.2019
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VERBAND/2378: Ackerbaustrategie - Veränderungen ermöglichen und vorantreiben (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin, 13.12.2019

Ackerbaustrategie - Veränderungen ermöglichen und vorantreiben

AbL benennt Herausforderungen, Lösungsansätze und politische
Forderungen



Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) sieht
Ackerbäuerinnen und Ackerbauern in Deutschland mit schwerwiegenden
Herausforderungen konfrontiert. Bei der Vorstellung des neuen
AbL-Positionspapiers nannte der Vorsitzende Martin Schulz u.a. die
zunehmenden Wetterextreme: "Als Bäuerinnen und Bauern sind wir vom
Klimawandel unmittelbar wirtschaftlich betroffen. Gleichzeitig müssen wir
auch selbst einen größeren Beitrag zum Klimaschutz leisten." Die abnehmende
Wirksamkeit und Verfügbarkeit von Pflanzenschutzmitteln bzw. zunehmende
Resistenzen etwa beim Ackerfuchsschwanz stellten weitere pflanzenbauliche
Herausforderungen dar. "Besonders schwerwiegend sind für viele Betriebe die
notwendige Verringerung von regional bzw. einzelbetrieblich zu hohen
Nährstofffrachten, ein größerer Einsatz zum Erhalt der Artenvielfalt, aber
auch der Flächenverlust durch Versiegelung und die stark gestiegenen
Bodenpreise", so Schulz.

Die AbL nennt in ihrem Papier zentrale ackerbauliche Lösungsansätze. Jan
Wittenberg, Mitglied im Bundesvorstand, betonte die große Bedeutung einer
vielfältigen Fruchtfolge: "Der bewährte Wechsel von Blatt- und
Halmfrüchten, Winter- und Sommerungen, Tief- und Flachwurzlern sowie
Ackerfutterbau beugen der Ausbreitung von Problempflanzen und damit auch
Resistenzen vor. Zusammen mit einer zielführenden und zeitlich abgestimmten
Bodenbearbeitung, der Aktivierung des Bodenlebens und der Förderung von
Nützlingen ist die Fruchtfolgegestaltung maßgeblich, um den Einsatz von
chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln erheblich zu verringern. Die
Technik zur wirksamen mechanischen Beikrautregulierung steht bereit", so
Wittenberg. Um Nährstoffüberschüsse zu vermeiden, müsse die Tierhaltung
flächengebunden und artgerecht weiterentwickelt werden. Um
widerstandsfähige und gesunde Pflanzenbestände zu erreichen, müsse sich die
Düngung am Optimum und nicht an Maximalerträgen orientieren, mahnte der
Ackerbauer.

Damit die Betriebe die Herausforderungen meistern können, forderte die
AbL-Vorsitzende Elisabeth Fresen eine ehrgeizige und umfassende
Ackerbaustrategie der Bundesregierung. "Diese Ackerbaustrategie muss klare
und anspruchsvolle Ziele für den Umwelt-, Klima- und Artenschutz im
Ackerbau für die nächsten 10 bis 20 Jahre im Konsens mit allen Beteiligten
benennen. Alle müssen wissen, worauf sie sich einlassen und verlassen
können. Zudem brauchen wir eine belastbare Abschätzung der damit
verbundenen Kosten", erklärte Fresen.

"Ein Teil der Mehrkosten kann und muss durch ein Umsteuern der heute
pauschal pro Hektar gewährten EU-Direktzahlungen gedeckt werden", so
Fresen. "Gefördert werden sollte nicht mehr schlicht der Hektar Fläche,
sondern eine vielfältige Fruchtfolge, der Anbau von Leguminosen, der Erhalt
und die Neuanlage von Hecken, Randstreifen und anderen
Landschaftselementen. Auch vielfältige Flächenstrukturen und eine
flächengebundene artgerechte Tierhaltung sind gezielt zu honorieren. Dazu
haben wir ein einfaches Punktesystem vorgelegt. Wir fordern die
Bundesregierung auf, das bei der aktuellen EU-Agrarreform aufzunehmen", so
die AbL-Vorsitzende. Für Mehrkosten, die nicht durch das Umsteuern der
Agrarpolitik gedeckt werden, schlägt die AbL die Einrichtung eines
Ackerbaufonds vor, in den die Handelspartner der Bäuerinnen und Bauern und
der Einzelhandel einzahlen sollten.

Zu ihrer Pressekonferenz in Berlin hatte die AbL externe Experten geladen,
um ihre Vorschläge direkt zu kommentieren. Frank Klingenstein vom
Bundesumweltministerium sagte, die von der AbL vorgetragenen Forderungen
legten die Messlatte für die Ackerbaustrategie der Bundesregierung hoch.
Martin Hofstetter von Greenpeace äußerte ebenfalls Zustimmung zu
wesentlichen Inhalten im AbL-Papier, vermisst aber detailliertere Aussagen
insbesondere dazu, wie das Potenzial der Landwirtschaft zur
Kohlenstoffspeicherung in den Böden ausgeschöpft werden könne. Auch zur
notwendigen Senkung von Ammoniakemissionen und zu den erforderlichen
stärkeren Biodiversitätsmaßnahmen wünscht sich der Umweltexperte konkretere
Angebote aus der Landwirtschaft.




Das AbL-Ackerbaupapier finden Sie unter:

https://www.abl-ev.de/publikationen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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AUSSEN/619: Erklärung zu Libyen (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

Erklärung des französischen Staatspräsidenten, der deutschen
Bundeskanzlerin und des italienischen Ministerpräsidenten zu Libyen



Der französische Präsident, die deutsche Bundeskanzlerin und der
italienische Ministerpräsident kamen heute am Rande des Europäischen Rates
in Brüssel zusammen, um die Lage in Libyen zu erörtern.

Sie rufen alle libyschen und internationalen Parteien auf, das militärische
Vorgehen einzustellen, sich aufrichtig zu einer umfassenden und dauerhaften
Beendigung der Feindseligkeiten zu bekennen und wieder in
einen glaubwürdigen Verhandlungsprozess unter Führung der Vereinten
Nationen einzutreten.

Sie bekräftigten ihre uneingeschränkte Unterstützung für die Vereinten
Nationen und die Arbeit des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs,
Ghassan Salamé, da Frieden und Stabilität in Libyen dauerhaft nur im
Wege einer politischen Lösung erreicht werden können.

Sie bekräftigten ferner ihre Entschlossenheit, die Berliner Konferenz, die
zeitnah stattfinden soll, zum Erfolg zu führen, und begrüßten entsprechende
Anstrengungen ihrer jeweiligen Außenminister.

Sie verliehen der Erwartung Ausdruck, dass regionale Organisationen wie die
Afrikanische Union und die Liga der Arabischen Staaten eine wichtige Rolle
bei der konkreten Umsetzung der Ergebnisse und im Folgeprozess der
Berliner Konferenz spielen werden.

Sie erneuerten ihr nachdrückliches Bekenntnis zur Einheit, territorialen
Unversehrtheit, Unabhängigkeit und Souveränität Libyens und zu dem Ziel
eines stabilen, sicheren, demokratischen und prosperierenden Libyens im
Interesse des libyschen Volkes und der gesamten euro-mediterranen Region.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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DEMOSKOPIE/852: Mehrheit befürwortet Einführung einer Vermögenssteuer (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Dezember
2019

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Mehrheit befürwortet Einführung einer Vermögenssteuer



Die SPD will sich für die Einführung einer Vermögenssteuer einsetzen,
belastet werden sollen Vermögen über 2 Millionen Euro. 72 Prozent der
Wahlberechtigten fänden es gut, eine solche Vermögensabgabe
einzuführen. Ein Viertel (25 Prozent) ist gegen die Pläne der SPD.

Bei den Anhängern der eigenen Partei findet der SPD-Vorschlag großen
Anklang. Auch in den Reihen der Linken und der Grünen begrüßen große
Mehrheiten die Einführung einer Vermögenssteuer. Unter Anhängern der
Union, AfD und der FDP überwiegt zwar ebenfalls die Zustimmung, eine
Vermögensabgabe ist aber umstrittener.


Vorweihnachtszeit: Zwischen Besinnlichkeit und Stress

Die Hälfte der Bundesbürger (44 Prozent) empfindet die
Vorweihnachtszeit eher als besinnlich, die andere Hälfte (43 Prozent)
stresst die Zeit vor Weihnachten.

Erwerbstätige und Menschen zwischen 35 bis 49 Jahren erleben die
Wochen vor Weihnachten mehrheitlich stressig, für Rentner und über
65-Jährige steht die Besinnlichkeit im Vordergrund. Tendenziell sind
Frauen von der Weihnachtszeit etwas gestresster als Männer.


Sonntagsfrage: Union gewinnt Stimmen, Grüne verlieren
Zuspruch

Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union aus CDU und CSU
auf 27 Prozent der Wählerstimmen. Die Grünen wären mit 21 Prozent
zweitstärkste Kraft. Für die AfD würden sich 15 Prozent entscheiden,
für die SPD 14 Prozent. Die Linke käme auf 8 Prozent der Stimmen,
ebenso die FDP.

Insgesamt käme die Regierungskoalition aus Union und SPD auf 41
Prozent der Stimmen und hätte damit aktuell keine Mehrheit.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 5. Dezember 2019 gewinnt die
Union zwei Prozentpunkte und die SPD einen Prozentpunkt. Die Grünen
verlieren zwei Prozentpunkte, die FDP verliert einen Prozentpunkt. Der
Stimmenanteil für AfD und Linke bleibt unverändert.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD-Morgenmagazins". Befragt wurden vom 10. bis 11. Dezember
1.038 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter 0172 - 24 39 200 (Agentur Ulrike
Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 13. Dezember
2019, veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

Die SPD hat auf ihrem Parteitag am Wochenende beschlossen, sich für
die Einführung einer Vermögenssteuer einzusetzen. Besteuert werden
sollen Vermögen über 2 Millionen Euro. Fänden Sie es gut, eine solche
Vermögenssteuer einzuführen oder fänden Sie das nicht gut?

Empfinden Sie die Vorweihnachtszeit eher als stressig oder eher als
besinnlich?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12. Dezember 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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WISSENSCHAFT/1463: Philipp Schwartz-Initiative - Weitere 36 gefährdete Wissenschaftler erhalten Schutz in Deutschland (idw)


Alexander von Humboldt-Stiftung - 12.12.2019

Philipp Schwartz-Initiative: Weitere 36 gefährdete Wissenschaftler
erhalten Schutz in Deutschland



Die Alexander von Humboldt-Stiftung hat die Forschungseinrichtungen der
sechsten Runde der Philipp Schwartz-Initiative ausgewählt: 30
Einrichtungen aus ganz Deutschland können mithilfe der Initiative
gefährdete ausländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei sich
aufnehmen.

Insgesamt werden 36 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die Schutz
in Deutschland suchen, weil ihnen in ihren Heimatländern Krieg oder
Verfolgung drohen, finanziell unterstützt werden. Die Wissenschaftler
forschen frühestens ab Januar 2020 für zwei Jahre als Philipp
Schwartz-Stipendiaten an den ausgewählten Einrichtungen.

Die 30 Gasteinrichtungen wurden aus 46 Hochschulen und
Forschungseinrichtungen ausgewählt, die einen oder mehrere gefährdete
Wissenschaftler aufnehmen wollen und sich hierfür mit Konzepten zur
persön-lichen und wissenschaftlichen Einbindung der Forscher beworben
hatten. Insgesamt waren 74 Personen nominiert worden. Ausschlaggebend für
die Stipendienvergabe waren neben der Qualität der Einbindung, der
wissenschaftlichen Passung und Qualifikation der Forscher auch die
Perspektiven für einen erfolgreichen beruflichen Neustart.

Die Philipp Schwartz-Initiative wurde von der Alexander von
Humboldt-Stiftung und dem Auswärtigen Amt 2016 ins Leben gerufen. Sie wird
vom Auswärtigen Amt finanziert. Ferner sind auch Stiftungen im In- und
Ausland an der Finanzierung der Initiative beteiligt. Jährlich können so bis
50 Philipp Schwartz-Stipendien gefördert werden.

In der sechsten Runde der Philipp Schwartz-Initiative wurden folgende
Hochschulen und Forschungseinrichtungen ausgewählt, um gefährdete Forscher
bei sich aufzunehmen:


	RWTH Aachen

	Freie Universität Berlin

	Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Berlin

	Universität Bayreuth

	Ruhr-Universität Bochum

	Universität Bonn

	Technische Universität Darmstadt

	Universität Duisburg-Essen

	Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

	Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

	Goethe-Universität Frankfurt a.M.

	Justus-Liebig-Universität Gießen

	Georg-August-Universität Göttingen

	Universität Hamburg

	Universität Heidelberg

	Stiftung Universität Hildesheim

	Friedrich-Schiller-Universität Jena

	Karlsruher Institut für Technologie

	Technische Hochschule Köln

	Universität zu Köln

	Universität Konstanz

	Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ, Leipzig

	Universität Leipzig

	Leuphana Universität Lüneburg

	Otto-von-Guericke-Universität Universität Magdeburg

	Philipps-Universität Marburg

	Technische Universität München

	Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ

	Universität Stuttgart

	Universität Tübingen



Die Initiative ist nach dem Pathologen jüdischer Abstammung Philipp
Schwartz benannt, der 1933 vor den Nationalsozialisten aus Deutschland
fliehen musste und die "Notgemeinschaft deutscher Wissenschaftler im
Ausland" gründete. Teil der Initiative sind neben den Stipendien Mittel
für die Schaffung von Strukturen an den Gasteinrichtungen sowie Tagungen
zum Austausch und zur Vernetzung zwischen den Gasteinrichtungen. Dabei
arbeitet die Alexander von Humboldt-Stiftung eng mit internationalen
Partnern wie dem Scholars at Risk Network, dem Scholar Rescue Fund und dem
Council for At-Risk Academics zusammen.


Die Alexander von Humboldt-Stiftung

Jährlich ermöglicht die Humboldt-Stiftung über 2.000 Forschern aus aller
Welt einen wissenschaftlichen Aufenthalt in Deutschland. Die Stiftung
pflegt ein Netzwerk von weltweit mehr als 29.000 Humboldtianern aller
Fachgebiete in über 140 Ländern - unter ihnen 55 Nobelpreisträger.


Weitere Informationen unter:

http://www.humboldt-foundation.de/web/dossier-philipp-schwartz-initiative.html

- Dossier Philipp Schwartz-Initiative

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution470

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alexander von Humboldt-Stiftung, 12.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AFRIKA/2200: Energie - Fehlprognose ... (SB)




Afrikanische Länder wie Sambia und Simbabwe haben auf Wasserkraft zur
elektrischen Energiegewinnung gesetzt. Doch der Sambesi und andere
Flüsse der Subsaharastaaten führen zeitweise nur noch geringfügige
Mengen Wasser. Nun mangelt es in den Ländern an elektrischer Energie,
um die Industrie und Haushalte zu versorgen und jene "nachholende
Entwicklung" zu vollziehen, die den Ländern von internationalen
Geldgebern versprochen worden war.

Der Klimawandel wird die Situation weiter verschärfen. Afrika ist nur
zu einem Bruchteil elektrifiziert, dennoch müßten jetzt schon die
bestehenden Stromversorgungsstrukturen neu ausgerichtet werden, was
enorme Finanzmittel erfordert, die nicht zur Verfügung stehen. Diese
ökonomische Not bringt die afrikanischen Länder in eine noch engere
wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von den Investoren,
beispielsweise Frankreich, das Vereinigtes Königreich, USA, China.
Der Klimawandel wird diesen Trend verstärken, sofern es nicht
gelingt, die Stromversorgung zu diversifizieren.

Von der gegenwärtigen Dürre im südlichen Afrika, der zweiten
innerhalb der letzten fünf Jahre, sind die Binnenstaaten Sambia und
Simbabwe besonders schwer betroffen. Der Grenzfluß Sambesi führt nur
wenig Wasser, dementsprechend gering ist die Leistung des dortigen
Wasserkraftwerks vom Kariba-Staudamm. Das staatliche sambische
Energieversorgungsunternehmen Zesco teilte laut Reuters mit, daß der
Strommangel im Land von 750 MW im September auf 810 MW im November
zugenommen hat. Bis Ende nächsten Jahres wolle man zumindest 700 MW
zusätzlich bereitstellen, um den Mangel auszugleichen. [1]

Eigentlich könnte Wasserkraft eine ausgezeichnete
Energiegewinnungsform sein, sofern ein Stausee sozial- und
umweltverträglich angelegt wird. Der Schwerkraft folgend fließt
Wasser bergab, treibt dabei Turbinen an, die elektrische Energie
generieren, die ins Stromnetz eingespeist wird. Dabei werden so gut
wie keine Treibhausgase emittiert, und die Länder sind von keinen
teuren Energieimporten abhängig.

Das Wasserkraftpotential der afrikanischen Länder ist nur zu rund
sieben Prozent ausgeschöpft, und doch dürfte die eine oder Regierung
hinsichtlich der Erwartungen an diese kostengünstige und saubere
Energiequelle vorsichtiger geworden sein. Denn so wie man vom
Ressourcenfluch spricht, wenn eine Regierung seine Haupteinnahmen aus
dem Erlös vornehmlich einer einzigen Ressource generiert -
beispielsweise Niger durch Uran, Angola durch Erdöl - und deshalb die
Fluktuationen der Weltmarktpreise empfindlich zu spüren bekommen,
könnte man auch von einem Wasserkraftfluch sprechen. Der
Ressourcenfluch birgt zwar noch weitere Aspekte, aber daß die
elektrische Energieversorgung von Äthiopien, Demokratische Republik
Kongo, Malawi, Mosambik, Namibia und Sambia zu über 90 Prozent auf
Wasserkraft beruht, kann dann zu einem Fluch werden, wenn wie im Jahr
2015/16 die globale Klimaumkehr mit der Bezeichnung El Niño eintritt
und im südlichen Afrika kaum Regen fällt.

Bei Dürre sinken die Pegelstände der Stauseen, und die Energie muß
landesweit rationiert werden. Außerdem liegen viele der genannten und
weitere Länder, die ebenfalls einen hohen Anteil von Wasserkraft in
ihrem Energiemix haben, in Klimazonen mit gleichem
Niederschlagsmuster. Bleibt der Monsun aus, leiden gleich mehrere
darunter. Wenn es beispielsweise in Malawi wenig regnet, steht auch
Mosambik weniger Wasser zur Verfügung. Darüber hinaus haben viele
Staaten ihre Wasserkraftwerke an denselben großen Flüssen -
beispielsweise Sambesi, Nil und Kongo - errichtet. Das führt zu der
Situation, daß beim Auftreten von Dürre in einem Land meist auch die
Nachbarstaaten nicht aushelfen können, weil sie gleichfalls von ihr
betroffen sind. Im Falle Sambias liefert zur Zeit Südafrika Strom,
obgleich es selber auch immer wieder unter Strommangel leidet.

Ähnlich wie Atomkraftwerke sind Wasserkraftwerke eine zentralistische
Energiegewinnungsform, die durchaus störanfällig ist. Die Weltbank,
USAID, europäische Kreditinstitute und nicht zuletzt China sowie eine
Reihe weiterer Akteure fördern den Ausbau der Wasserkraft in Afrika
und verdienen selbst ganz gut dabei. Manchmal kommt es zu recht
bizarren Situationen. So deckt der Bujagali-Staudamm am Weißen Nil
den Strombedarf Ugandas zu 50 Prozent ab. Obwohl der Staat im Rahmen
einer öffentlich-privaten Partnerschaft gemeinsam mit dem privaten
Anbieter Bujagali Energy Limited an der Stromproduktion beteiligt ist
und der Strom zu 2 Cent pro Kilowattstunde produziert wird, mußte
Uganda im Jahr 2015 den Strom für 11 Cent die Kilowattstunde
zurückkaufen, wie "Le Monde diplomatique" berichtete. [2]

In anderen Wasserkraftprojekten ist es gelungen, Unternehmen des
Globalen Nordens zu installieren, so daß Länder wie Frankreich gut an
der Energieproduktion in afrikanischen Ländern verdienen. Die Chance,
daß solche ökonomischen Abhängigkeiten sowie Risiken aufgrund des
Klimawandels aufgefangen werden, besteht beim Ausbau des
Elektrifizierung Afrikas wohl am ehesten in dezentralen
Energiesystemen, die jedoch unter maßgeblicher Verantwortung
örtlicher Gemeinden installiert werden müßten. Wasserkraftwerke sind
auf dem Papier gut, aber zeigen in der Praxis dramatische
Schwachpunkte.


Fußnoten:

[1] https://www.reuters.com/article/us-zambia-electricity/zambias-power-supply-deficit-worsens-as-water-levels-sink-idUSKBN1YG1DZ

[2] https://monde-diplomatique.de/artikel/!5480793
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VORTRAG/2374: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 15. und 16. Dezember 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 51. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

ein ereignisreiches Jahr geht zu Ende. Bevor wir uns bis zur nächsten
Veranstaltung am 7. Januar in den Ruhemodus begeben, möchten wir Ihnen noch
die beiden letzten Termine 2019 ankündigen: Am Sonntag zeigen wir einen
seltenen Film über Hedwig Bollhagen. Montagabend laden wir dann zum
Jahresabschluss in unsere Kopenhagener Straße 9 ein. Die beiden
Schriftsteller Torsten Schulz und Holger Siemann werden aus ihren Büchern
über "unseren" Kiez lesen, diese Bücher auch gern signieren und im
Anschluss bei einem kleinen Getränk (oder zwei) mit Ihnen darüber ins
Gespräch kommen.

Die Helle Panke geht nun in ihr 30. Jahr. Drei Jahrzehnte politische
Bildung und Kultur sind heutzutage leider keine Selbstverständlichkeit. Sie
waren nur möglich durch die tatkräftige und auch finanzielle Unterstützung
vieler Menschen.

Es wünschen Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hellen Panke
schöne Feiertage und einen möglichst entspannten Jahreswechsel!


Sonntag, 15. Dezember 2019, 18:30 bis 20:30 Uhr

Berlin von unten

ZICKZACK II: 'Hedwig Bollhagen - Wie herrlich Zitronen schmecken'

Gezeigt wird der Dokumentarfilm "Hedwig Bollhagen - Wie herrlich Zitronen
schmecken" (1997). Im Anschluss folgt eine Diskussion mit Henriette de
Maiziére.

Moderation: Kollektiv x-embassy .

Eine Kooperationsveranstaltung von "Helle Panke" e.V., dem Kollektiv
x-embassy und der RLS.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Acud Macht Neu, Studio, HH 1. Etage, Veteranenstraße 21, 10119 Berlin


Montag, 16. Dezember 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Literatur und Gesellschaft

Geschichte und Geschichten um die Kopenhagener

Die Schriftsteller Torsten Schulz und Holger Siemann über ihren Kiez

Begrüßung: Birgit Pomorin

Kosten: 2,00 Euro

Mit Thomas Marks und Rolf Krohn (Koordinator der BAG Selbstbestimmte
Behindertenpolitik der LINKEN) werden wir die Barrierefreiheit für Menschen
mit Hörschäden in unserem Veranstaltungsraum einweihen.

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

Die Geschäftsstelle ist an den folgenden Werktagen geschlossen: 24., 30.
und 31. Dezember.

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 59: Die Linke neu leben - Thesen für einen linken Nietzsche
heute

Eine Streitschrift von Paul Stephan, 2019, 50 Seiten

INHALT

Vorrede 

I. Das Grundproblem der Linken

II. Nietzsches Kritik an der Linken 

III. Das Problem der Linken in der Geschichte des Nietzscheanismus

a) Individualismus contra neoliberale Pseudobefreiung

b) Der zweigesichtige Dionysos

c) Die "Treue zur Erde" - Leib und Natur

d) Die Freiheit der Frauen

e) Für einen linken Patriotismus

f) Wider Kunst und Wissenschaft

g) Gegen die Moralisierung der Politik

h) Die Post-Moderne überwinden

IV. Das Problem der Linken heute 

V. Manifest für eine gegenwärtige "Partei des Lebens"

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 224: Globale chinesische Migration und die Umwälzung des
kapitalistischen Weltsystems

Von: Felix Wemheuer, 2019, 40 Seiten

Inhalt

1. Die "Auslandschinesen" und die KPCh: Eine transnationale
Einheitsfront?

2. Die vielfältigen Formen der chinesischen Migration im Weltsystem

3. Diskriminierung und Stereotypen von chinesischen MigrantInnen

Ausblick: Die Volksrepublik als Einwanderungsland?

 * 

ANTIQUARIAT

In unserem Antiquariat finden Sie zehntausende Bücher aus den Bereichen
Belletristik, Geschichte, Geistes- und Sozialwissenschaften, Wörterbücher
u.v.m.

Rufen Sie uns an oder stöbern Sie einfach online.

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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FORSCHUNG/959: Wandel der Erwerbsbevölkerung führt zu hohen Wohlstandseinbußen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 12.12.2019

Wandel der Erwerbsbevölkerung führt zu hohen Wohlstandseinbußen



Die Erwerbsbevölkerung in Deutschland wird in den nächsten 20 Jahren
voraussichtlich stark altern und schrumpfen. Dies wird sich negativ auf
das Wirtschaftswachstum und die durchschnittlichen Einkommen auswirken.
Mehr Investitionen in Automatisierung und Kommunikationstechnologien
könnten diese Entwicklung kompensieren. Welche Wohlstandseinbußen drohen
und in welchem Umfang Investitionen nötig wären, hat eine Studie der
Bertelsmann Stiftung untersucht.

Gütersloh, 12. Dezember 2019. Durch die Alterung der Gesellschaft werden
für Deutschland massive Wohlstandsverluste entstehen: Im Jahr 2040 wird
sich das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) um
voraussichtlich 274 Milliarden Euro insgesamt und um rund 3.700 Euro pro
Kopf reduzieren (alles in Preisen von 2010) - mit anschließend weiter
fallender Tendenz. Deutlich höhere Investitionen in Digitalisierung und
Automatisierung als in der Vergangenheit könnten diese Entwicklung
ausgleichen. Zu diesen Ergebnissen kommt eine aktuelle Studie, für die das
Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung Wien (WIFO) im Auftrag
der Bertelsmann Stiftung die Folgen der demografischen Alterung für die
Produktivitätsentwicklung, das Wirtschaftswachstum und weitere
makroökonomische Größen in Deutschland, Frankreich, Spanien, Italien,
Österreich, den USA und Japan bis 2040 und darüber hinaus berechnet hat.

Deutschland im internationalen Vergleich mit dritthöchsten
Wohlstandseinbußen

Von den sieben untersuchten Ländern wird Deutschland im Jahr 2040 laut
Studie die dritthöchsten Einbußen des Pro-Kopf-Einkommens (3.716 Euro)
hinnehmen müssen. Nur in Japan (6.467 Euro) und Österreich (4.223 Euro)
werden die Einbußen noch höher sein. Am geringsten werden die Effekte in
den USA sein (2.196 Euro). Um die erwarteten Einbußen zu berechnen, nutzen
die Autoren ein Szenario als Vergleichsbasis, in dem die Bevölkerung auf
dem Stand von 2018 "eingefroren" wird und der prognostizierte
demografische Wandel der nächsten Jahrzehnte ausbleibt. "Das
verhältnismäßig gute Abschneiden der Vereinigten Staaten ist vor allem auf
eine günstigere Bevölkerungsentwicklung durch mehr Zuwanderung und höhere
Geburtenzahlen zurückzuführen. Die USA sind in unserer Auswertung das
einzige Land, in dem die Erwerbsbevölkerung in den nächsten 20 Jahren
wächst und nicht altert", erklärt Martina Lizarazo López,
Demografieexpertin und Studienleiterin bei der Bertelsmann Stiftung. "In
Deutschland schlägt vor allem die jahrzehntelang sehr niedrige
Geburtenrate zu Buche. Die Erwirtschaftung unseres Wohlstands lastet in
Zukunft auf immer weniger Schultern", so Lizarazo López.

Grund für die Wohlstandseinbußen ist insgesamt ein Wandel der
Erwerbsbevölkerung: Immer weniger Personen im Erwerbsalter stehen immer
mehr Rentnern gegenüber. Aber auch die Zusammensetzung der
Erwerbsbevölkerung wandelt sich: In den nächsten zehn bis 20 Jahren wird
in fast allen untersuchten Ländern der Anteil älterer Menschen (55- bis
64-Jährige) an der Erwerbsbevölkerung zunehmen. Da empirisch betrachtet
die individuelle Produktivität eines Menschen ihren Höhepunkt im
Lebensalter von etwa 50 Jahren erreicht und danach langsam zurückgeht,
wirkt sich dies negativ auf die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität
aus.

Mehr Investitionen in Informations- und Kommunikationstechnologien
nötig

Eine absehbare Schrumpfung der Erwerbsbevölkerung erhöht für Unternehmen
allerdings den Anreiz, verstärkt in den so genannten arbeitssparenden
technologischen Fortschritt zu investieren, um fehlende Arbeitskräfte zu
kompensieren und die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu bewahren. Doch
um in Deutschland die alterungsbedingte Dämpfung des durchschnittlichen
Pro-Kopf-Einkommens durch den verstärkten Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnologien (IKT) sowie Software zu kompensieren, müssten
öffentliche und private Investitionen in Zukunft deutlich steigen: von
etwa 53 Milliarden Euro (2018) kontinuierlich auf fast 123 Milliarden Euro
bis zum Jahr 2040 (in Preisen des Jahres 2010), so das Ergebnis der
Modellrechnung. Das heißt, der Anteil der Investitionen in IKT und
Software am gesamten Kapitalbestand der Volkswirtschaft müsste sich fast
verdreifachen. "Da die demografische Alterung in der Vergangenheit noch
eher moderat war, richteten sich die Investitionsentscheidungen der
Unternehmen bisher eher auf die Optimierung von Produktionsabläufen und
die Entwicklung neuer Produkte, weniger auf den arbeitssparenden
technologischen Fortschritt", erklärt Thomas Url vom Österreichischen
Institut für Wirtschaftsforschung und warnt: "Verharren die Investitionen
auf dem Niveau der Vergangenheit, sind hiervon langfristig keine positiven
Effekte auf die Folgen des demografischen Wandels zu erwarten." Damit mehr
in Digitalisierung und Automatisierung investiert werden kann, sei eine
flächendeckende und moderne digitale Infrastruktur allerdings die
Grundvoraussetzung, ergänzen die Autoren.

Neben mehr Investitionen in IKT und Software seien aber auch Maßnahmen
notwendig, die mehr Menschen in Erwerbstätigkeit bringen und insbesondere
die Produktivität im höheren Erwerbsalter erhalten, so Martina Lizarazo
López: "Hierzu zählen neben einer Verbesserung des Bildungs- und
Qualifikationsniveaus über den gesamten Lebensverlauf vor allem auch
solche betrieblichen Maßnahmen und Rahmenbedingungen, die dafür sorgen,
dass Arbeitskräfte auch im fortgeschrittenen Alter noch körperlich fit und
gesund sind."


Hintergrundinformationen

Die Studie "Macroeconomic Consequences of Ageing and Directed
Technological Change"knüpft an die Methodik des EU-Ageing-Reports an und
erweitert diese, indem sie berücksichtigt, wie die Veränderung der Größe
und Zusammensetzung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter auf das
Produktivitätswachstum wirkt und Investitionen in Informations- und
Kommunikationstechnologien sowie in Software als Maß für den
arbeitssparenden technologischen Fortschritt beeinflusst. Darüber hinaus
werden die Effekte der demografischen Alterung auf die
gesamtwirtschaftliche Spar- und Investitionsquote, die Inflationsrate
sowie die Leistungsbilanz ermittelt. Betrachtet werden die größten
Mitgliedsstaaten der EU (Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien),
Österreich als Beispiel für eine kleine offene Volkswirtschaft sowie Japan
und die USA. Der Untersuchungszeitraum reicht bis 2050. Die der Studie
zugrunde liegenden Bevölkerungsvorausberechnungen entsprechen den
aktuellen Bevölkerungsprojektionen von Eurostat und den Vereinten
Nationen.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/macroeconomic-consequences-of-ageing-and-directed-technological-change/

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 12.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1904: Geplanter Zusammenschluss im Pharmagroßhandel - Schutz für die Beschäftigten gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. Dezember 2019

Geplanter Zusammenschluss im Pharmagroßhandel - ver.di fordert Schutz
und Sicherheit für die Beschäftigten



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) reagiert mit
Sorge auf das geplante Joint Venture von Walgreens Boots Alliance und der
McKesson Corporation, die die Geschäfte der beiden Pharmagroßhändler
Alliance Healthcare Deutschland und GEHE Pharma Handel zusammenführen
wollen.

"Die geplante Fusion ist das Ergebnis extremer Rabattschlachten. Die
viel zu hohe Rabattgewährung an die Apotheken führt seit Jahren dazu,
dass in diesem Geschäft für den Großhandel kaum noch Gewinne gemacht
werden. Das geplante Joint Venture wird diese Situation verschärfen.
Die Unternehmen wiederum müssen ihrer sozialen Verantwortung für die
insgesamt rund 4.500 Beschäftigten gerecht werden und im Falle einer
Fusion Arbeitsplätze und Standorte sichern. Die Beschäftigten
erwarten zudem, umfassend, zeitnah und transparent über die weiteren
Pläne informiert zu werden", sagte Siegmar Roder, auf
ver.di-Bundesebene zuständig für Alliance Healthcare Deutschland.

Bei Alliance Healthcare Deutschland arbeiten in 24 Niederlassungen
rund 2.200 Beschäftigte. Bei GEHE Pharma Handel arbeiten in 18
Niederlassungen rund 2.300 Beschäftigte. Beide Unternehmen sind
tarifgebunden. Im Pharmagroßhandel besitzen fünf Großhändler knapp 94
Prozent Marktanteil.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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HAUSHALT/427: Bundeshaushalt für 2020 beschlossen - Militär-Etat gestiegen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 49 vom 6. Dezember 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Alles für das Militär

Bundeshaushalt für 2020 beschlossen

Von Nina Hager



Der Bundestag beschloss am vergangenen Freitag mit den Stimmen der
Unions- und der SPD-Abgeordneten den Bundeshaushalt für das kommende
Jahr. Zuvor hatte der Haushaltsausschuss des Bundestages in der Nacht
zum 15. November in einer "Bereinigungssitzung" den Weg dafür frei
gemacht. Für den Haushalt stimmten 371, dagegen 270 Abgeordnete. Es
ist vor allem ein Haushalt für das Militär.

362 Milliarden Euro darf der Bund nun im kommenden Jahr ausgeben - 5,6
Milliarden mehr als in diesem Jahr. Finanzminister Olaf Scholz (SPD)
lobte die GroKo: "362 Milliarden Euro ist eine Menge Geld, das wir
ausgeben. Es ist eine substanzielle Steigerung gegenüber dem
vorherigen Haushalt. Es ist eine substanzielle Steigerung der
Investitionen. Es ist eine substanzielle Reduzierung der steuerlichen
Last der Bürgerinnen und Bürger. Es ist eine Verbesserung der sozialen
Ausstattung. Es sind mehr Investitionen in das Klima." Größter Posten
im Budget ist erneut der des Ministeriums für Arbeit und Soziales
(155,2 Milliarden Euro). Für das Militär werden im kommenden Jahr
45,05 Milliarden Euro bereit gestellt. Seit 2014 (32,4 Milliarden) ist
der Etat um mehr als 12 Milliarden Euro gestiegen. Hinzu kommen die in
anderen Etats versteckten und weitere Ausgaben. Die
Verteidigungsausgaben steigen offiziell auf 1,42 Prozent des
Bruottoinlandproduktes. Für den Sozialdemokraten Scholz ein "guter
Weg" "auch im Zusammenhang mit der Diskussion über die NATO-Quote".
Und er machte klar, wohin die zusätzlichen Mittel fließen sollen. Sie
"werden insbesondere für die deutsche Beteiligung an der NATO-Präsenz
in Litauen verwendet werden". Kritik daran kam nur von der
Linkspartei.

Für die nächsten Jahre sind weitere Steigerungen geplant: für die
Ausrüstung der Bundeswehr und mehr Auslandseinsätze. Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) erklärte zu den Ausgaben für das Militär: "Wir
werden das schrittweise weitermachen: 1,5 Prozent bis 2024. Die
Verteidigungsministerin hat einen Plan aufgesetzt, wie wir durch
Verbesserung unserer Bündnisfähigkeit, durch Aufwuchs unserer
Fähigkeiten bis zum Anfang der 30er-Jahre die 2 Prozent erreichen
werden." Kräftig aufgestockt wird auch bei der "Inneren Sicherheit"und
beim Verfassungsschutz.

Bildung und Forschung erhalten dagegen nur 18,3 Milliarden. Gesine
Lötzsch, die haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion der
Linkspartei, sprach von Investitionen von 100 Milliarden, die allein
im Bildungsbereich nötig wären. Das Bundesamt für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit erhält 2,97 Milliarden Euro, obgleich die
Bundesregierung Klimaschutz auf ihre Agenda geschrieben hat. Die
Gelder für den Verkehrsminister sollen in den Straßenbau fließen, es
soll keinen weiteren Ausbau der Bahnstrecken geben. Doch mit dem
Klimaschutz soll es "vorangehen": Es gibt Förderprogramme, so für den
Austausch alter Ölheizungen oder für mehr Ladesäulen für Elektroautos.
Außerdem sollte die Mehrwertsteuer auf Bahntickets im Fernverkehr
gesenkt werden. Doch dieses Vorhaben legte die Bundesregierung auf
Eis. Der Bundesrat beschloss, den Vermittlungsausschuss anzurufen.
Obwohl bürgerliche Ökonomen und Kapitalvertreter mehr Investitionen
fordern, bleibt Scholz bei der "Schwarzen Null".

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 51. Jahrgang,

Nr. 49 vom 6. Dezember 2019, Seite 4

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de
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MARKT/1595: Geschenkeliebling Gutschein - Warum er bei Verbrauchern und Geschäften so beliebt ist (idw)


International School of Management (ISM) - 12.12.2019

Geschenkeliebling Gutschein: Warum er bei Verbrauchern und Geschäften
so beliebt ist



Mehr als 100 Milliarden Euro wird der deutsche Einzelhandel 2019 am
Weihnachtsgeschäft verdienen. Zu den beliebtesten und teuersten Geschenken
zählen auch in diesem Jahr Gutscheine. Die sind praktisch und entpuppen
sich quasi nie als Fehlkauf. Prof. Dr. Christiane Beyerhaus ist Expertin
für Handel und Einkauf an der International School of Management (ISM) in
Hamburg. Sie weiß, warum Geschenkgutscheine nicht nur vom Kunden, sondern
auch von den Geschäften so geliebt werden.

Unter jedem vierten Weihnachtsbaum werden an Heiligabend lauf IFH Köln
Gutscheine für Geschäfte liegen. 19 Prozent der Verbraucher wollen zudem
Gutscheine für Dienstleistungen verschenken. "Besonders beliebt sind beim
Kunden Gutscheine für Erlebnisse geworden, die man sich nicht mal eben
gönnt wie Musicalbesuche, Wellness oder Städtereisen. Gemeinsam Zeit zu
verbringen hat heute auch beim Verschenken einen hohen Stellenwert",
erklärt Prof. Dr. Christiane Beyerhaus die Kundensicht. Dabei ist die
Auswahl enorm gestiegen, schließlich gibt es kaum mehr ein Unternehmen,
das keine Gutscheine anbietet - von der kleinen Geschenkkarte für den
Drogeriemarkt bis zum hochpreisigen Event.

Aber auch für den Einzelhandel sind Gutscheine ein Glücksfall. Sie sorgen
nicht nur für weniger Umtäusche, sondern sind auch gut um neue Kunden zu
gewinnen und alte zu halten. "Gutscheine sind ja eine maximale Freiheit an
Wunscherfüllung für den Kunden und deshalb gerade für das Gewinnen neuer
Kunden so wichtig, schließlich ist ihre Zufriedenheit sicher. Bestehende
Kunden beschäftigen sich einmal mehr mit der Produkt- und Leistungspalette
und werden so gebunden." Positiver Nebeneffekt: Meist wird die
Gutscheinsumme überschritten und der Beschenkte gibt zusätzlich Geld aus.

Aufpassen ist allerdings angesagt bei der Geltungsdauer. Wird diese
überschritten, ist das Geschenk sozusagen verschenkt. Und das wäre
besonders schade, schließlich zählen Gutscheine zu den teuersten
Geschenken unter dem Weihnachtsbaum.


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.
Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln,
Stuttgart und Berlin. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und hohe Lehrqualität aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der rund 190 Partnerhochschulen der ISM.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

International School of Management (ISM), 12.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/896: Deutsche Konjunktur stabilisiert sich (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 12.12.2019

RWI: Deutsche Konjunktur stabilisiert sich



Das RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung erhöht seine Prognose
für das deutsche Wirtschaftswachstum im Jahr 2020 leicht von 0,9 auf 1,1
Prozent, für 2021 von 1,3 auf 1,5 Prozent. Gestützt wird die Konjunktur
von der Inlandsnachfrage. Der Arbeitsmarkt dürfte sich stabil entwickeln,
die Arbeitslosenquote 2020 und 2021 jeweils bei 4,9 Prozent liegen. Die
Inflationsrate dürfte in den nächsten beiden Jahren jeweils 1,4 Prozent
betragen. Die Überschüsse der öffentlichen Haushalte werden von gut 50
Milliarden Euro in diesem Jahr bis 2021 auf gut 6 Milliarden Euro sinken.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Das RWI erwartet in seiner aktuellen Konjunkturprognose für 2019
ein Wirtschaftswachstum von 0,5 Prozent und damit 0,1 Prozentpunkte mehr
als in seiner Prognose vom September dieses Jahres. Die
gesamtwirtschaftliche Produktion in Deutschland hat sich zum Jahresende
stabilisiert. Insbesondere die Exporte haben sich erholt, wenn auch teils
durch Sonderfaktoren wie gestiegene Ausfuhren nach Großbritannien vor dem
zum 31. Oktober 2019 avisierten Brexit. Auch die Inlandsnachfrage stützt
die Konjunktur. Für 2020 erwartet das RWI statt 0,9 jetzt 1,1 Prozent
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP), wovon allerdings 0,4
Prozentpunkte auf einen Arbeitstageeffekt zurückzuführen sind. Für 2021
hebt das Institut seine Prognose von 1,3 Prozent auf 1,5 Prozent an.

• Auch die Entwicklung am Arbeitsmarkt deutet darauf hin, dass die
konjunkturelle Schwäche allmählich überwunden wird. So ist trotz
Arbeitsplatzverlusten im Verarbeitenden Gewerbe die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung insgesamt bisher nicht
gesunken, weil die Beschäftigung in den Dienstleistungsbereichen
ausgeweitet wurde. Allerdings nimmt seit einer Zeit die Anzahl der
Beschäftigten in der Arbeitnehmerüberlassung deutlich ab. Dies kann ein
Frühindikator für eine schwächere Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt sein,
weil Unternehmen erfahrungsgemäß zunächst weniger Zeitarbeit in Anspruch
nehmen, um Entlassungen in der Stammbelegschaft zu vermeiden. Die
Arbeitslosenquote dürfte für 2020 und 2021 bei jeweils 4,9 Prozent liegen.

• Die Inflation dürfte sich 2020 und 2021 mit jeweils 1,4 Prozent
moderat entwickeln. Kurzfristig dürften dabei die Energiepreise
maßgeblicher Treiber der Preisentwicklung bleiben. Die Kerninflation, die
u.a. Preise des Energiesektors nicht berücksichtigt, dürfte bei der
leichten konjunkturellen Belebung im Prognosezeitraum in etwa unverändert
1,4 Prozent betragen.

• Der staatliche Budgetüberschuss dürfte im Prognosezeitraum bis
2021 von gut 50 Milliarden Euro in diesem Jahr auf knapp 29 Milliarden
Euro im nächsten und gut 6 Milliarden Euro im übernächsten Jahr sinken. Im
nächsten Jahr sorgen unter anderem langsamer wachsende Bruttolöhne und
-gehälter für einen geringeren Anstieg der Staateinnahmen. Gleichzeitig
führen die Erhöhung des Kindergelds sowie Investitionen in den Ausbau des
Schienennetzes und weitere investive Maßnahmen durch den Energie- und
Klimafonds zu höheren Ausgaben. 2021 belasten unter anderem die Einführung
der "Grundrente" und die Teilabschaffung des Solidaritätsbeitrags den
Staatshaushalt. Die Schuldenstandsquote wird spätestens 2020 60 Prozent
unterschreiten und Ende 2021 voraussichtlich bei 56 Prozent des BIP
liegen.

Zur überraschenden Erholung der deutschen Exporte sagt Torsten Schmidt,
Projektleiter der RWI-Konjunkturprognose: "Zwar haben sich die deutschen
Exporte etwas besser als erwartet entwickelt. Sie werden aber weiterhin
durch die fortwährend hohe internationale wirtschaftspolitische
Unsicherheit belastet, insbesondere durch Handelskonflikte und die nach
wie vor nicht klar definierte Ausgestaltung des Brexits."

(veröffentlicht in "RWI Konjunkturberichte", Heft 4/2019)


Originalpublikation:

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_4-2019.pdf,

- Die wirtschaftliche Entwicklung zum Jahresende 2019, RWI
Konjunkturbericht, Jahrgang 70 (2019) Heft 4,

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/eckwertetabelle_04-2019_web.jpg

(Eckwertetabelle zum RWI-Konjunkturbericht)

Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/kb 

- Hier finden Sie die RWI-Konjunkturberichte auf der RWI-Homepage.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 12.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/895: Konjunkturindikator - Rezessionsrisiko weiter rückläufig (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 12.12.2019

IMK-Konjunkturindikator: Rezessionsrisiko weiter rückläufig

Neue Werte des Frühwarninstruments



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in nächster Zeit
eine Rezession erlebt, ist in den vergangenen Wochen leicht gesunken,
nachdem sie bereits von Oktober auf November kräftig zurückgegangen war. Das
zeigen die neuesten Werte, die der Konjunkturindikator des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung
liefert. Für die drei Monate von Dezember bis Ende Februar zeigt der
Indikator, der die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage
bündelt, ein Rezessionsrisiko von 30,2 Prozent an - nach 34,9 Prozent im
November. Damit weist das nach dem Ampelsystem arbeitende
IMK-Frühwarnsystem die aktuelle Situation als "gelb-rot" (erhöhte
konjunkturelle Unsicherheit) aus.

Der Rückgang der Rezessionswahrscheinlichkeit basiert nach Analyse des IMK
in erster Linie auf positiven Signalen von den Finanzmärkten und einer
Aufhellung bei Stimmungsindikatoren wie dem ifo-Index. Beide Größen seien
derzeit allerdings stark von optimistischen Erwartungen geprägt, weil
viele Wirtschaftsakteure mit einer Entspannung im Handelskonflikt zwischen
den USA und China sowie einem "soften" Brexit rechnen. Da diese Hoffnungen
kurzfristig enttäuscht werden könnten, raten die die Forscher dazu, den
positiven Trend "mit Vorsicht zu betrachten". Zuletzt schwache Daten zur
Industrieproduktion und bei den Auftragseingängen sorgten dafür, dass die
Rezessionsgefahr nicht stärker sank.

Trotz der fortbestehenden Risiken bestärken die neuen Indikator-Werte die
Experten des IMK aber in ihrer Erwartung, dass die deutsche Wirtschaft
auch im kommenden Jahr keine Rezession durchläuft, weil ein robuster
Arbeitsmarkt und ein starker öffentlicher und privater Verbrauch der
Schwäche im Verarbeitenden Gewerbe gegenüberstehen. Seine neue
Konjunkturprognose legt das IMK am kommenden Donnerstag, den 19. Dezember,
vor.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt.


Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- Zum IMK-Konjunkturindikator

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 12.12.2019
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INTERNATIONAL/304: Deutscher Linker in Venezuela verhaftet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Deutscher Linker in Venezuela verhaftet

Von Wolf-Dieter Vogel



(Oaxaca de Juárez, 11. Dezember 2019, npla) - Die deutsche
Bundesanwaltschaft (BAW) gibt nicht auf: Knapp 25 nach einem
gescheiterten Anschlag auf ein im Bau befindliches Abschiebegefängnis
im Berliner Stadtteil Grünau fahnden die Karlsruher Ankläger weiterhin
nach drei Männern, die für die Aktion verantwortlich gemacht werden.
Erst im Sommer dieses Jahres erneuerte die BAW den Haftbefehl. Mitte
November wurde nun einer der Gesuchten in Venezuela festgenommen.

Peter Krauth war gerade auf dem Weg aus der Andenstadt Mérida nach
Caracas, wo er Freundinnen und Freunde aus Deutschland abholen wollte.
Das hatte er immer wieder mal getan, schließlich hatten er und seine
Mitstreiter Thomas Walter und Bernd Heidbreder in Venezuela einen
Asylantrag gestellt. Und der schützt vor einer Verhaftung. Doch dieses
Mal lief alles anders: Auf dem nahe Mérida gelegenen Flughafen El
Vigia überprüften Polizist*innen seine Aufenthaltsdokumente und
entdeckten seinen Namen auf der Interpol-Fahndungsliste. Kurzerhand
nahmen sie den 59jährigen fest und brachten ihn nach Caracas. Dort
wird er seither widerrechtlich von Interpol festgehalten.

Die BAW beschuldigt Krauth, Walter und Heidbreder, als Mitglieder der
Gruppe "D.A.S. K.O.M.I.T.E.E." in den 1990er Jahren zwei militante
Aktionen verübt zu haben. Neben den gescheiterten Angriff in
Berlin-Grünau bekannte sich die Gruppe 1994 zu einem Brandanschlag auf
ein Bundeswehrgebäude in Bad Freienwalde. Die Aktion richtete sich
gegen die deutsche Beteiligung am türkischen Krieg gegen die kurdische
Befreiungsbewegung PKK. Mit dem Anschlag gegen das Abschiebegefängnis
im Frühjahr 1995 wollten die Gruppe ein Zeichen gegen die europäische
Flüchtlingspolitik setzen. Er scheiterte, weil Polizisten den mit
Sprengstoff gefüllten Wagen vorzeitig entdeckten. Krauth, Walter und
Heidbreder tauchten daraufhin ab.


Festnahme nach 20 Jahren

Fast 20 Jahre lang fahndeten die deutschen Strafverfolger*innen
vergeblich nach dem Dreien. Doch 2014 wurde Bernd Heidbreder in Mérida
verhaftet. Die BAW beantragte seine Auslieferung, aber das
venezolanische Oberste Gericht entschied, ihn nicht den deutschen
Behörden zu übergeben. Die den Deutschen vorgeworfenen Straftaten
seien nach venezolanischem Recht verjährt, entschieden die Richter.
Dennoch saß Heidbreder fast zwei Jahre hinter Gittern, auch nach der
Entscheidung des Gerichts dauerte es noch acht Monate, bis er
freigelassen wurde. In der Zwischenzeit gaben sich auch Walter und
Krauth in Venezuela zu erkennen. Alle drei stellten einen Asylantrag,
über den die venezolanische Flüchtlingsbehörde allerdings bis heute
nicht entschieden hat.

Nun muss das Oberste Gericht Venezuelas beschließen, was mit Peter
Krauth geschieht. Eine Abschiebung nach Deutschland wäre juristisch
nicht nachvollziehbar. Der Fall sei identisch mit dem von Heidbreder,
schreiben solidarische Freundinnen und Freunde in einer
Presseerklärung. Und da hätten die Richter bereits ein Urteil gefällt,
das die Auslieferung ausschließe. Britta Rabe, Referentin des
deutschen Grundrechtekomitees, appellierte dennoch in einem Brief an
den venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro, "Krauth nicht nach
Deutschland auszuliefern".


Venezuela hat noch nicht über Asylantrag entschieden

Keiner der Drei hatte damit gerechnet, dass eine Verhaftung droht.
Seit sie den Asylantrag gestellt haben, bewegen sie sich offen in
Venezuela. "Wir waren schockiert, als wir von der Festnahme hörten",
sagte Thomas Walter gegenüber poonal. Die Statute der
Flüchtlingskommission schützten sie vor Festnahmen, solange ihr
Asylantrag bearbeitet werde, erklärte er und forderte die unmittelbare
Freilassung Krauts. Den Vorgaben der Kommission zufolge seien auch
andere Behörden aufgefordert, sie zu unterstützen. "Dass eine andere
Institution des gleichen Landes nun den Haftbefehl ausführt, vor dem
wir geschützt werden sollen, ist widersinnig."

Die Solidaritätsgruppe macht die deutschen Strafverfolger*innen für
die Verhaftung verantwortlich. Es sei die Verpflichtung der BAW, den
Interpol-Haftbefehl für Venezuela aufzuheben, da der Ausgang des
Verfahrens, also keine Abschiebung, bereits klar sei. "Dass die
Bundesanwaltschaft weiterhin den internationalen Haftbefehl aufrecht
erhalten hat, der zur Inhaftierung Peters führte, kommt einer
mittelbaren Freiheitsberaubung gleich", schreiben sie. Die Karlsruher
Ankläger weisen solche Vorwürfe zurück. Zugleich halten sie an ihrem
Willen fest, dass die Drei in Deutschland zur Rechenschaft gezogen
werden. "Die Festnahme Peters ist aufgrund eines neuen Haftbefehls
erfolgt, den die BAW am 19. August verhängt hat", erklärt Walter.


Fast alle Vorwürfe verjährt

Dass die Bundesanwälte auch Jahre nach den Taten an der
Strafverfolgung festhalten, ist juristisch umstritten. Fast alle
Schuldvorwürfe wie etwa Brandstiftung und die Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung sind verjährt. Die BAW klammert sich
jedoch an einen Straftatbestand, der eine absolute Verjährungsfrist
von 40 Jahren ermöglicht: die Verabredung zu einem
Sprengstoffverbrechen. Rechtsanwältin Silke Studzinsky, die in dem
Verfahren Heidbreder vertritt, stellt dieses Vorgehen in Frage: "Es
ist absurd, dass die Frist für die Verabredung länger ist die aller
anderen Taten, die zeitlich später stattfanden."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/deutscher-linker-in-venezuela-verhaftet/
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INTERNATIONAL/303: Ehemaliger mexikanischer Chefpolizist in den USA verhaftet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Ehemaliger mexikanischer Chefpolizist in den USA verhaftet

Von Philipp Gerber



(Oaxaca-Stadt, 10. Dezember 2019, amerika21/poonal) - Der ehemalige
Polizist und mexikanische Minister Genaro García Luna wurde am 10.
Dezember in Dallas, Texas, von den US-amerikanischen
Strafverfolgungsbehörden verhaftet. "García Luna wird vorgeworfen,
Millionen von Dollar an Bestechungsgeldern aus dem Sinaloa-Kartell von
'El Chapo' Guzman genommen zu haben, während er die mexikanische
Bundespolizei kontrollierte und für die Gewährleistung der
öffentlichen Sicherheit in Mexiko verantwortlich war", erklärte [1]
der US-amerikanische Anwalt Donoghue. Von 2001 bis 2012 soll García
Luna in hochrangigen Strafverfolgungspositionen der mexikanischen
Regierung Bestechungsgelder in Millionenhöhe vom Sinaloa-Kartell
erhalten haben, als Gegenleistung für den Schutz ihrer
Drogenhandelsaktivitäten.

García Luna (51) begann seine Karriere als Spion im mexikanischen
Geheimdienst CISEN, bevor er unter den Präsidenten der
rechtsgerichteten Partei PAN, Vicente Fox und Felipe Calderón, eine
Schlüsselfigur der repressiven Politik wurde. Von 2002 bis 2006
leitete er die mexikanische Ermittlungsbehörde AFI (Agencia Federal de
Investigación), dessen Vorbild FBI García Luna im Jahr 2004 für seine
Arbeit auszeichnete. Auch die DEA und Interpol dekorierten 2005 die
Arbeit García Lunas. Im Jahre 2006 war García Luna mitverantwortlich
für Folter und weitere schwere Menschenrechtsverletzungen während der
Niederschlagung von sozialen Protesten in Atenco und Oaxaca.


Luna mitverantwortlich für Folter in Atenco und Oaxaca

Felipe Calderón ernannte García Luna in der Folge zum Minister für
öffentliche Sicherheit, dem die Bundespolizei unterstellt war. Im von
Calderón entfesselten Drogenkrieg, dessen Hauptstratege García Luna
war, wurden nicht nur massive Menschenrechtsverletzungen begangen, die
Polizei geriet auch wegen spektakulären Verhaftungsaktionen in Kritik,
welche für regierungsnahe Medien nachinszeniert wurden. Zudem sagten
verhaftete Drogenbarone mindestens seit 2012 aus, dass García Luna
Schutzgelder von ihnen kassierte.

Nun, nach dem Prozess gegen Joaquín "El Chapo" Guzmán in New York,
scheint die Beweislage für eine Verhaftung wegen Korruption und
Zusammenarbeit mit der Mafia ausreichend zu sein. Ob die neuen
mexikanischen Behörden zu der Verhaftung beigetragen haben, ist noch
nicht bekannt. In den letzen Monaten hat die neu gegründete
Finanz-Ermittlungseinheit der Steuerbehörden in Mexiko mehrere
Verfahren eröffnet, darunter gegen Eduardo Medina Mora, Minister des
Obersten Gerichtshofs, und gegen Rosario Robles, Sozialministerin
unter Präsident Peña Nieto. Bei der Strafverfolgung der
Menschenrechtsverbrechen in der jüngeren Vergangenheit Mexikos sind
hingegen zuwenig Fortschritte festzustellen, wie die Deutsche
Menschenrechtskoordination Mexiko in einem Bulletin zum
Menschenrechtstag konstatierte.


Anmerkung:

[1] https://www.justice.gov/usao-edny/pr/former-mexican-secretary-public-security-arrested-drug-trafficking-conspiracy-and
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STANDPUNKT/068: Freiheit für Peter Krauth - für die sofortige Einstellung des Verfahrens (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 12.12.2019

Freiheit für Peter Krauth - für die sofortige Einstellung des
K.O.M.I.T.E.E.-Verfahrens!



Seit dem 16. November 2019 ist der linke Aktivist Peter Krauth in Venezuela
auf Betreiben der Bundesanwaltschaft in Haft: ihm wird vorgeworfen,
gemeinsam mit Bernhard Heidbreder und Thomas Walter an den Aktionen der
militanten Gruppe K.O.M.I.T.E.E. Mitte der 1990er Jahre beteiligt gewesen
zu sein. Das oberste Gericht in Caracas soll nun feststellen, ob die
Festnahme, die auf der Grundlage eines Interpol-Haftbefehls erfolgte,
rechtmäßig war. Nach venezolanischem Recht sind die vorgeworfenen Taten
schon lange verjährt, und es ist höchste Zeit, dass der Berliner Autonome
umgehend freigelassen wird.

Peter Krauth stellte ebenso wie seine beiden Genossen einen Asylantrag und
wartet auf seine Anerkennung als politischer Flüchtling. Aufgrund seines
prekären Aufenthaltsstatus hatte er nur ein vorläufiges Ausweisdokument und
wurde am 16. November 2019 ausführlicher überprüft, als er vom
venezolanischen Flughafen El Vigía aus nach Caracas fliegen wollte. Dabei
stellten die Beamt*innen fest, dass die Bundesanwaltschaft einen zuletzt im
August erneuerten Interpol-Haftbefehl gegen Peter Krauth veranlasst hat,
und nahmen ihn fest. Seither wartet der Berliner auf eine Entscheidung des
obersten Gerichts.

Die Grundlage für den Haftbefehl ist grotesk: nur eine militante Aktion aus
dem Jahr 1995, die gar nicht stattgefunden hat, kann selbst nach BRD-Recht
überhaupt noch strafrechtlich verfolgt werden. Der antirassistische
Anschlag auf die Baustelle eines Abschiebegefängnisses war nur geplant,
aber nicht durchgeführt worden. Für die "Verabredung zu einem
Sprengstoffverbrechen" ist jedoch eine Verjährungsfrist von 40 Jahren
angesetzt, so dass selbst zweieinhalb Jahrzehnte später die bundesdeutschen
Repressionsorgane noch ihrem Verfolgungseifer frönen können.

Da das venezolanische Recht diese absurde Regelung nicht kennt, sind
sämtliche Aktivitäten der autonomen Gruppe schon lange verjährt. Dem
entsprechend urteilte das oberste Gericht in Caracas 2016 im identischen
Fall von Bernhard Heidbreder, dass er aus der Haft freigelassen werden
müsse, und schmetterte die beantragte Auslieferung aufgrund des
unrechtmäßigen Interpol-Haftbefehls ab.

"Der Interpol-Haftbefehl gegen Peter Krauth ist ein Skandal. Dass die
Bundesanwaltschaft daran festhält, obwohl sie weiß, dass die Verhaftung und
Auslieferung nicht zulässig ist, zeigt, dass es sich um ein Paradebeispiel
politischer Repression eines rachsüchtigen Staates handelt", erklärte Anja
Sommerfeld vom Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. "Die Wut der deutschen
Behörden über die erfolgreiche Flucht der drei Autonomen ist offenbar bis
heute nicht abgekühlt, so dass ihr jedes Mittel zur Kriminalisierung und
Schikane recht ist - auch wenn es offensichtlich rechtswidrig und ohne
Aussicht auf Erfolg ist. Unverständlich ist deshalb, warum sich das Gericht
in Caracas so viel Zeit lässt, um Peter Krauth endlich aus der Haft zu
entlassen. Grade eine linksgerichtete Regierung, die unter Beschuss der
imperialen Großmächte steht, sollte hier nicht nachgeben. Die Rote Hilfe
e.V. fordert die umgehende Freilassung von Peter Krauth und die sofortige
Aufhebung des Interpol-Haftbefehls durch die Bundesanwaltschaft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.12.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.
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SCHACH-SPHINX/07118: Nöte eines Genies (SB)


Es ist eine alte Geschichte, und sie wiederholt sich immer wieder: Man
schickt seinen Sohn, bevor er ins Berufsleben tritt, auf Reisen. So
lernt er die Welt kennen und kann sich später um so ehrgeiziger seinen
Geschäften widmen. Eigentlich sollte Paul Morphy Rechtsanwalt werden.
Sein Studium hatte er vorbildlich abgeschlossen. Da er jedoch noch zu
jung war, um eine eigene Kanzlei zu eröffnen, und er sich bereits früh
als talentierter Schachspieler hervorgetan hatte, trat seine Familie
dafür ein, daß er nach Europa fuhr. Morphy besuchte zunächst England,
dann das Festland und ließ hinter sich eine breite Spur der
Vernichtung. In privaten Wettkämpfen besiegte er die Häupter Englands,
ehe er 1858 nach Paris weiterfuhr, wo sich ihm ebenfalls kein
ebenbürtiger Kontrahent entgegenstellen konnte. So wird berichtet, daß
er in einer Partie gegen den Frazosen Delannoy nach einem
offensichtlichen Fehler in sechs Zügen mattsetzen konnte. Sein
Kommentar daraufhin war prägnant und ließ die Pfeiler der alten Welt
noch mehr erzittern: "Solcher Fehler wegen lohnt es sich nicht, von
Amerika nach Europa zu reisen." Das waren eben die Nöte eines Genies.
Wohl denn, im heutigen Rätsel der Sphinx standen Schwarz zwei Optionen
zur Verfügung. Er konnte entweder den c2- oder den f6-Bauern schlagen.
Wie hätte wohl Morphy, gesetzt, er spielte mit Weiß, in beiden Fällen
geantwortet, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07118: Nöte eines Genies (SB)]



Ostermeyer - Middendorf

Bundesliga 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Stellung schien solide verpackt und befestigt zu sein,
und doch waren nicht alle Punkte entscheidend gedeckt, wie Stefan
Kindermann mit scharfen Habichtsaugen und taktischer Genauigkeit
sofort erkannte: 1.Sf5xg7! Kg8xg7 2.Le3-d4+ Kg7-g8 3.Dh3-h6 Sf8-e6
4.Tf1xf7! Kg8xf7 5.Ta1-f1+ und Schwarz gab auf, weil er nach 5...Kf7-
g8 6.Dh6xe6# mattgesetzt worden wäre.



Erstveröffentlichung am 23. November 2006
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KURSUS/1209: Mönchengladbach - Feldenkrais-Methode. Sich frei und leicht bewegen, ab 16.01.2020


Stadt Mönchengladbach

Feldenkrais-Methode - Sich frei und leicht bewegen



Die Feldenkrais-Methode ist nach dem israelischen Physiker, Ingenieur
und Judolehrer Moshé Feldenkrais (1904-1984) benannt. Er entwickelte
diese Lernmethode aufgrund einer eigenen, schweren Knieverletzung.
Über seine Methode sagt er: "Das Unmögliche möglich, das Mögliche
leicht und das Leichte elegant machen". Die Teilnehmer erleben in
diesem VHS-Kurs, ab Donnerstag, 16. Januar, 11.30 bis 13 Uhr, in der
VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, wie sie durch einfache
Bewegungsfolgen, meist im Liegen in Rücken- oder Seitenlage,
erstaunliche Verbesserungen in ihrer körperlichen Beweglichkeit, ihrer
Aufrichtung und ihrer Selbstwahrnehmung erreichen können. Indem sich
ihre Sensomotorik verbessert, können sich auch in anderen
Lebensbereichen neue Möglichkeiten auftun. Sehr wohltuend bei Gelenks-
und Rückenbeschwerden, interessant auch zur Verbesserung der Effizienz
für Sportler, Therapeuten, Tänzer und Künstler. Der Kurs eignet sich
für Menschen aller Altersstufen, auch bei Bewegungseinschränkungen.

Entgelt: 50 Euro.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation
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INSEKTEN/308: Die Speer-Azurjungfer ist Libelle des Jahres 2020 (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 13. Dezember 2019

Die Speer-Azurjungfer ist Libelle des Jahres 2020 

In Niedersachsen weist die Art bereits deutliche Lücken im Bestand auf



Der BUND und die Gesellschaft der deutschsprachigen Odonatologen (GdO)
haben die Speer-Azurjungfer (Coenagrion hastulatum) zur Libelle des
Jahres 2020 gekürt. "Die Speer-Azurjungfer ist eine in ganz
Deutschland seltene Kleinlibelle, deren Bestände in den vergangenen
Jahren deutlich zurückgegangen sind und die in vielen Landesteilen
auszusterben droht", begründen BUND und GdO ihre Auswahlentscheidung.
"Durch die Effekte der Klimakrise ist die ohnehin seltene Art noch
stärker vom Aussterben bedroht. Einstige Lebensräume gehen durch die
menschengemachten Klimaveränderungen verloren." So ist der Rückgang
von Mooren einerseits als auch der hohe Eintrag von Nährstoffen in
Gewässer infolge von Überdüngung andererseits hierfür verantwortlich.




[image: Drei Libellen - Foto: © Maike Sprengel-Krause]

Speer-Azurjungfer im Kienmoor

Foto: © Maike Sprengel-Krause



Notwendig zum Schutz und zum Erhalt dieser nicht direkt durch die
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH) geschützten Art sind eine
konsequente Erfassung und ein Monitoring der noch vorhandenen
Vorkommen. Klaus-Jürgen Conze, Biologe und Libellenkundler bei der
GdO, erklärt: "Die bestehenden Populationen müssen wachsen, um so ein
Aussterben der Art zu verhindern. Um die Libellenart langfristig zu
schützen, ist eine extensive Bewirtschaftung besiedelter Teiche, die
Neuanlage nährstoffarmer Flachgewässer und der Schutz der noch
erhaltenen Moore vor Nährstoffeintrag von großer Priorität."

In Niedersachsen war die Speer-Azurjungfer einst weit verbreitet. In
den Mittelgebirgen wie Harz und Solling kommt sie immer noch vor, auch
im Tiefland östlich der Weser. Im Nordwesten Niedersachsens nehmen
ihre Bestände jedoch seit einigen Jahren deutlich ab. "Zuhause ist die
Speer-Azurjungfer in Hoch-, Übergangs- und Flachmooren sowie
nährstoffarmen Gewässern", erklärt Maike Sprengel-Krause,
Libellenexpertin des BUND Niedersachsen. "Sie lebt dabei jedoch nicht -
 wie manch andere Moorlibelle - in Moorschlenken, sondern benötigt
geflutete Torfstiche. Darum profitiert sie von Moorrenaturierungen mit
großflächiger Wiedervernässung." Die BUND-Fachfrau entdeckte diese
Libelle beispielsweise in großer Zahl im Großen Moor bei Becklingen im
Landkreis Celle.

Das blau-schwarz gemusterte Männchen und das grün-schwarz gemusterte
Weibchen der Speer-Azurjungfer sind nicht einfach zu bestimmen, vor
allem das grüngefärbte Weibchen kann mit verwandten Kleinlibellenarten
verwechselt werden. Arttypisch sind die grün gefärbten
Augenunterseiten und ein namensgebendes speerförmiges Abzeichen auf
der Oberseite des zweiten Hinterleibsegmentes beim Männchen
beziehungsweise die typische Form des Vorderbrust-Hinterrandes beim
Weibchen.

Der Lebenszyklus der Speer-Azurjungfer, die wie alle einheimischen
Libellenarten einen beachtlichen Teil ihres Lebens als Larve im Wasser
verbringt, beträgt ein Jahr. In Nieder-sachsen lassen sich die
erwachsenen Tiere von Mai bis Juli beobachten. Wo Vorkommen bestehen,
sollten die besiedelten lückigen Flachwasserzonen besonders geschützt
und erhalten und im Umfeld weitere Gewässer mit solchen Uferbereichen
entwickelt werden.




[image: Eine Libelle - Foto: © Maike Sprengel-Krause]

Speer-Azurjungfer im Großen Moor bei Becklingen

Foto: © Maike Sprengel-Krause



Mehr Informationen zu Libellen unter:

www.libellula.org 


 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.12.2019
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KATASTROPHEN/095: Jade Hochschule untersucht Umgang mit Hochwasserrisiken im Nordseeraum (idw)


Jade Hochschule Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth - 29.11.2019

Jade Hochschule untersucht den Umgang mit Hochwasserrisiken im
Nordseeraum



Durch den Klimawandel steigt das Hochwasserrisiko. Wissenschaftler der
Jade Hochschule entwickelten in Kooperation mit internationalen
Partnern Maßnahmen, um den Katastrophenschutz in der Nordseeregion
Wesermarsch zu verbessern.




[image: Foto: © Frank Ahlhorn]

Sturmflut im Dezember 2013 in Dangast.

Foto: © Frank Ahlhorn



Oldenburg.Wesermarsch. Wie mit dem Hochwasserrisiko in verschiedenen
Regionen des Nordseeraums umzugehen ist, war Thema des aktuellen
Forschungsprojektes FRAMES der Jade Hochschule in Kooperationen mit
dem Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband (OOWV) sowie Partnern in
der Region und aus den Nordseeanrainerstaaten England, Belgien,
Niederlande, Dänemark und Schweden. Im Fokus des europäischen
Projektes stand vor allem der Umgang mit Risiken, die durch den
Klimawandel verstärkt werden, wie zum Beispiel Sturmfluten bei
steigendem Meeresspiegel oder Starkregenereignisse. Anhand von
Pilotgebieten prüften die Wissenschaftler_innen, wo in der Region
besonderer Handlungsbedarf besteht: Im Landkreis Wesermarsch, der zu
einem großen Teil unter dem Meeresspiegel liegt, wurde die
Organisation und Kommunikation innerhalb des Katastrophenschutzes
untersucht und in der Gemeinde Butjadingen der Informationsstand und
-bedarf der Bevölkerung zum Thema Hochwasserrisikomanagement und
Katastrophenschutz. "Der technische Hochwasserschutz ist gut
ausgebaut, reicht aber allein nicht aus", erklärte Projektleiter Dr.
Helge Bormann von der Jade Hochschule bei der gestrigen
Abschlussveranstaltung in Brake. Der Schutz muss auch in den Bereichen
hochwasserangepasste Planung, Katastrophenmanagement und
Nachsorgemaßnahmen weiter verbessert werden. "Wir konnten das
Bewusstsein für die Hochwasserrisiken in den am Katastrophenschutz
beteiligten Organisationen und in der Bevölkerung steigern", sagt der
Wissenschaftler. "Jetzt müssen alle mit anpacken."




[image: Foto: © Helge Bormann/Jade HS]

Einen einhundertprozentigen Schutz vor Extremereignissen wie
Sturmfluten kann es nicht geben. Umso wichtiger ist es, die
verbleibenden Hochwasserrisiken zu managen.

Foto: © Helge Bormann/Jade HS



Katastrophenschutz in der Wesermarsch

Für den Katastrophenschutz und die Gefahrenabwehr sind die Kommunen
zuständig. "Der enge Austausch mit den regionalen Akteuren hat
gezeigt, dass der Landkreis Wesermarsch in vielen Bereichen bereits
sehr gut aufgestellt ist", sagt Bormann. In einigen Bereichen könne
der Katastrophenschutz jedoch noch ausgeweitet werden. Würde durch ein
Hochwasser beispielsweise ein Stromausfall auftreten, hätte das enorme
Auswirkungen auf die Wasserversorgung, Entwässerung, Gesundheit oder
den Verkehr. Die Krankenhäuser und das Kreishaus wären durch ein
Notstromaggregat versorgt. "Wir haben jedoch festgestellt, dass bisher
nur eins von neun Rathäusern in den Gemeinden über eine
Notstromversorgung verfügt und damit im Katastrophenfall
handlungsfähig wäre", sagt der Projektleiter. Wenn im Fall einer
Hochwasserkatastrophe die Stromnetzwerke abgeschaltet würden, werden
auch die Schöpfwerke nicht mehr mit Strom versorgt, sodass die
Entwässerung stark eingeschränkt wäre. Zudem seien
Kommunikationssysteme wie Telefone oder Internet überwiegend von der
Stromversorgung abhängig. Über alternative Systeme müsse nachgedacht
werden. Außerdem gebe es im Katastrophenfall große Probleme bei der
Evakuierung von Pflegebedürftigen.

Eigenvorsorge als wichtiger Baustein

"Auch wenn die öffentliche Hand in der Verantwortung für den
Katastrophenschutz steht, spielt die Eigenvorsorge der Bürgerinnen und
Bürger eine entscheidende Rolle", sagt die Projektmitarbeiterin Jenny
Kebschull. Es könnten beispielsweise bauliche Vorsorgemaßnahmen
ergriffen, Versorgungsvorräte angelegt oder Versicherungen
abgeschlossen werden. Insbesondere der Verlust von Sachwerten könne
durch Vorsorge und richtiges Handeln drastisch reduziert werden.
Informationen von WarnApps, wie die vom Landkreis Wesermarsch genutzte
KATWARN-App, können die Wetter- und Wasserstandsvorhersagen und
Warnmeldungen gut ergänzen. Insbesondere landwirtschaftliche Betriebe
müssen Eigenvorsorge betreiben, um sich vor Hochwasser zu schützen.
Dieser Gruppe kommt in der Wesermarsch mit 633 Rinderhaltern und über
122.000 Tieren eine besondere Bedeutung zu. Die Versorgung mit
Notstrom sei für große Betriebe unabdingbar, denn ohne Strom laufen
die modernen Melkmaschinen nicht und ein paar Hundert Kühe ohne
moderne Technik zu versorgen sei schier unmöglich. Die
Wissenschaftler_innen und lokalen Akteure haben sowohl für alle
Einwohner_innen als auch insbesondere für die Landwirte eine
Handreichung zur Eigenvorsorge erarbeitet. Eine Broschüre mit allen
Informationen rund um das Projekt ist ab Dezember in allen Rathäusern
in der Wesermarsch und online auf der Webseite der Jade Hochschule zu
finden (jade-hs.de/frames-roadmap).

Zielgruppengerechte Information der Bevölkerung - Umfrage in
Butjadingen

Ein Risikobewusstsein für Hochwasser und Klimawandel ist in der Region
vorhanden, ergibt eine Umfrage der Wissenschaftler_innen, an der sich
280 Einwohnerinnen und Einwohner Butjadingens beteiligt haben. Es
könne jedoch bei der jüngeren Generation durch geeignete Formate noch
deutlich gesteigert werden. Zielgruppengerechte Informationen zu
Hochwasser und Klimawandel seien erforderlich, um das
Risiko-Bewusstseins weiter zu steigern. Zu diesem Zweck veranstalteten
die Projektpartner_innen unter anderem einen Hochwasserschutztag, bei
dem sich rund 500 Besucher_innen informierten. "Alle Projektpartner
haben zwei Jahre lang intensiv an regionalspezifischen Lösungen im
Bereich des Katastrophenschutzes gearbeitet", sagt Landrat Thomas
Brückmann. "Mein Ziel ist es, sich verändernden Anforderungen im
Bereich des Katastrophenschutzes zeitnah und bedarfsgerecht zu
stellen, um im Ernstfall schnell vor die Lage zu kommen." Auch in
Anbetracht möglicher Auswirkungen des Klimawandels sei es
erforderlich, den Katastrophenschutz weit nach vorne zu bringen.
"Hierbei hat uns die Teilnahme an dem Projekt FRAMES wichtige
Erkenntnisse gebracht."

Über das Forschungsprojekt FRAMES

Das Projekt FRAMES (Flood Resilient Areas by Multi-layEred Safety,
deutsch: Hochwasserangepasste Regionen durch Vorsorge auf mehreren
Ebenen) wurde im Rahmen des Nordseeprogramms der Europäischen Union
"Interreg Vb" seit 2016 mit insgesamt 6,9 Millionen Euro gefördert.
Die Jade Hochschule kooperierte mit dem Leitpartner Provincie Zuid
Holland und Institutionen aus dem Nordseeraum (Niederlande, Belgien,
Dänemark und Großbritannien) sowie der Universität Oldenburg und dem
Oldenburgisch-Ostfriesischen-Wasserverband OOWV.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728056

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution492
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ÖKOSYSTEME/139: Wie Pflanzen mit ihren Inhaltsstoffen auf das Ökosystem wirken (idw)


Universität Bielefeld - 09.12.2019

Wie Pflanzen mit ihren Inhaltsstoffen auf das Ökosystem wirken



Pflanzen sind häufig sehr individuell, wenn es darum geht, welche
Abwehrchemikalien und andere Inhaltsstoffe sie enthalten. Diese
chemische Vielfalt (Chemodiversität) findet sich sowohl bei
unterschiedlichen Pflanzen derselben Art als auch innerhalb einer
einzelnen Pflanze. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert
mit rund zwei Millionen Euro eine von der Universität Bielefeld
geleitete Forschungsgruppe, die die Chemodiversität von Pflanzen
untersucht. Die chemische Ausstattung von Pflanzen kann sich auf die
Nahrungsnetze einer Pflanze ebenso auswirken wie auf ihre Lebensräume
und biologischen Lebensgemeinschaften.

Sprecherin der DFG-Forschergruppe ist Professorin Dr. Caroline Müller
von der Fakultät für Biologie der Universität Bielefeld, ihre
Vertreterin ist Juniorprofessorin Dr. Meike Wittmann, ebenfalls von
der Fakultät für Biologie.

Die neue Forschungsgruppe "Ökologie und Evolution intraspezifischer
Chemodiversität von Pflanzen" will die Chemodiversität besser
verstehen und analysieren, inwieweit diese innerhalb von
Pflanzenindividuen, zwischen Individuen einer Population und zwischen
Populationen variiert. In der Gruppe arbeiten zehn Professorinnen und
Professoren von sieben Universitäten und Forschungseinrichtungen
zusammen.

"In vielen Pflanzenarten findet man eine erstaunlich hohe chemische
Diversität", sagt Caroline Müller, Leiterin der Arbeitsgruppe
Chemische Ökologie an der Universität Bielefeld. "Das gilt nicht nur
für viele ökologisch wichtige Arten, sondern auch für Pflanzen, die
ökonomisch bedeutsam sind, etwa Kartoffeln, Getreide oder Mais."

Wenn Pflanzen wachsen, produzieren sie chemische Inhaltsstoffe. Mit
giftigen Substanzen können sie zum Beispiel Hefen, Bakterien und
Insekten abtöten. Die Zusammensetzung der Inhaltsstoffe unterscheidet
sich bereits innerhalb einer einzelnen Pflanze. So wirken in Blüten
andere Inhaltstoffe als in ihren Wurzeln. "Die chemische
Zusammensetzung innerhalb einer Pflanze ändert sich zusätzlich über
die Saison", erklärt Müller. Dadurch kann sich eine Pflanze zum
Beispiel im Winter gegen Kälte und im Sommer gegen bestimmte
Fressfeinde wehren."

"Die Chemodiversität einer Pflanzenart kann sich potenziell sehr
massiv auf Lebewesen in ihrem ökologischen Umfeld auswirken - etwa auf
Pilze, mit denen sie in einer Gemeinschaft leben, oder auf
krankheitserregende Bakterien." Auf die Nahrungsnetze, zu denen die
Pflanzen gehören, wirkt sich ihre Chemodiversität ebenfalls aus. Das
hat wiederum Einfluss auf die Biodiversität, also die Vielfalt der
Ökosysteme und der Arten, sowie die genetische Vielfalt innerhalb der
Arten.

"Mich hat überrascht, dass bisherige Untersuchungen an den Beziehungen
zwischen Pflanzen, Pflanzenfressern und Bestäubern häufig die
Pflanzenchemie außer Acht lassen", sagt Caroline Müller. Die neue
Forschungsgruppe soll deshalb neues Grundlagenwissen über
Chemodiversität aufbauen. Dafür kooperieren Forschende aus
unterschiedlichen Disziplinen, darunter Expertinnen und Experten für
chemische und molekulare Ökologie, Biochemie und Evolution.

Beteiligt sind neben vier Arbeitsgruppen der Universität Bielefeld
weitere sechs Arbeitsgruppen. Sie kommen vom Max-Planck-Institut für
chemische Ökologie (Jena), dem Helmholtz Zentrum München, der
Universität Hohenheim, dem Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig und der Friedrich
Schiller Universität Jena, der Universität Marburg und der Technischen
Universität München.

Die DFG fördert die Forschungsgruppe zu Chemodiversität von 2020 an
für drei Jahre.

Professorin Dr. Caroline Müller forscht seit 2007 an der Universität
Bielefeld. Ihre Arbeitsgruppe befasst sich mit der Untersuchung von
Naturstoffen, die bei der Kommunikation zwischen Individuen der
gleichen Art oder verschiedener Arten beteiligt sind und die deren
ökologisches Zusammenspiel beeinflussen. Die Biologin leitet unter
anderem ein Teilprojekt im Transregio-Sonderforschungsbereich NC3, der
sich mit Tieren und ihren individuellen Nischen befasst.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728669

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56
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STRAHLUNG/138: Neue Studien zu Mobilfunk-Strahlung belegen Gesundheitsgefahren (diagnose:funk)


diagnose: funk - 12. Dezember 2019

ElektrosmogReport 4/2019: Neue Studien zu Mobilfunk-Strahlung belegen
Gesundheitsgefahren

UMTS- und LTE-Mobilfunkstrahlung schädigen Erbgut und Fruchtbarkeit,
WLAN-Strahlung führt zu hohem Blutzuckerspiegel



Stuttgart, 12.12.2019: Die Umwelt- und Verbraucherorganisation
diagnose:funk veröffentlicht heute die Dezember-Ausgabe des
ElektrosmogReports (4/2019). Die darin besprochenen wissenschaftlichen
Studien zu Mobilfunkstrahlung (UMTS und LTE) weisen DNA-Schäden und
verminderte männliche Fruchtbarkeit nach - und dies im Fall der
UMTS-Studie schon nach 15 Minuten Bestrahlung durch ein Mobiltelefon.
Eine dritte besprochene Studie weist einen erhöhten Blutzuckerspiegel
aufgrund verminderter Insulinproduktion durch WLAN-Strahlung nach.

Peter Hensinger, zweiter Vorsitzender von diagnose:funk und für den
Bereich Wissenschaft zuständig: "Die Studien, die im neuen
ElektrosmogReport besprochen werden, widerlegen erneut und
eindrücklich die verharmlosende Rhetorik des Bundesamts für
Strahlenschutz zu Gesundheitsgefahren durch Mobilfunk-Strahlung. Das
Bundesamt und die Bundesregierung müssen aus diesen neuen Studien
Konsequenzen ziehen: Schluss mit dem Mythos der ungefährlichen
Mobilfunk-Strahlung! Wir brauchen ehrliche Verbraucheraufklärung und
wirksame Maßnahmen zur Reduzierung des hochfrequenten
Strahlungspegels. Denn nur solche Maßnahmen tragen den
wissenschaftlichen Erkenntnissen Rechnung und leiten den Weg ein zu
einer gesundheitsverträglichen mobilen Kommunikation."

Die Studien im ElektrosmogReport 4/2019 im einzelnen:

• Die Studie von Panagopoulos weist für eine UMTS-Frequenz nach,
dass schon nach 15 Minuten Bestrahlung Chromosomenveränderungen um 100
bis 275% ansteigen und dies wahrscheinlich auf DNA-Schädigungen
zurückzuführen ist. Dies sei ein nicht-thermischer Effekt, die
Bestrahlung erfolgte durch ein Mobiltelefon in 1 cm Abstand. Frühere
Studien über Mobilfunkstrahlung an Lymphozyten erzielten keine
einheitlichen Resultate. Der Autor schreibt dies unter anderem der
Verwendung von simulierten Feldern bei früheren Studien anstatt realen
Geräten als Strahlungsquelle zu. Die hohe Variabilität neuerer
Mobilfunkstrahlung mache sie sehr bioaktiv.

• Eine chinesische Forschungsgruppe (Yu et al.) bestrahlte Hoden
mit LTE-Mobilfunkstrahlung (4G). Zu LTE gibt es bisher fast keine
Forschung. Als nicht-thermische Effekte traten nach 150 Tagen
Bestrahlung u.a. auf:

 - erhöhte Störung der Spermienbildung

 - signifikanter Keimzellverlust

 - verminderte Höhe des Epithelgewebes (Deckgewebe)

Langfristige Bestrahlung führte demnach zu direkten morphologischen
Schäden der Hoden bei den Versuchstieren, außerdem erhöhter oxidativer
Zellstress (führt zu entzündlichen Erkrankungen) in den Hoden und
erhöhter Zelltod (Apoptose).

Wirkmechanismus: Ein Protein wurde durch die Strahlung hochreguliert.
Die beobachteten Effekte können zur Einschränkung der männlichen
Fruchtbarkeit führen. Die Arbeitsgruppe empfiehlt Männern, ihr
Smartphone nicht in der Nähe ihrer Hoden zu tragen.

• Die Arbeitsgruppe Vornoli et al. (2019) des Ramazzini-Instituts
legt einen neuen Review (Studienüberblick) zur Karzinogenität und
Fruchtbarkeitsstörungen vor. Es wurden nur Studien aufgenommen, die
die Leitlinien der OECD und des NTP (National Toxicology Program, USA)
erfüllen:

(1) mindestens 50 Tiere jeden Geschlechts pro Dosisgruppe und pro
Kontrollgruppe

(2) mindestens drei Dosierungen

(3) Dosierungsperiode und Dauer der Studie mindestens 24 Monate

Die Ergebnisse nach Bestrahlung durch Mobilfunk, nach Versuchstieren
unterteilt:

- erhöhte Tumorraten bei 50% der Arbeiten an Ratten und Mäuse


- männliche Fruchtbarkeit signifikant beeinträchtigt bei 70% der
Studien an Ratten, bei 100% der Studien an Mäuse und Kaninchen

- weibliche Fruchtbarkeit verschlechtert bei 40% der Studien an Mäusen
und bei 45% der Studien an Ratten

Bemerkenswerte Schlussfolgerung der Autoren: Die Versuche des NTP- und
Ramazzini-Instituts (jeweils 2018) nutzten simulierte Signale durch
Generatoren anstatt die Signale realer Mobiltelefone oder
Basisantennen. Die realen Signale seien wesentlich unvorhersehbarer,
variabler und damit bioaktiver. Die NTP-Studien und die
Ramazzini-Studie könnten die möglicherweise schädigende Wirkung von
Hochfrequenzstrahlung folglich unterschätzen.

• Evaluationsstudie der NTP-Arbeitsgruppe Smith-Roe et al.
(2019), in der die Relevanz der NTP-Studie zur Karzinogenität
bestätigt wird.

• Mosoumi et al. (2018) untersuchten die Wirkung der
WLAN-Strahlung auf die Bauchspeicheldrüse. Die Insulin-Konzentration
war dadurch signifikant vermindert. Als mögliche Mechanismen für den
hohen Blutzuckerspiegel durch die WLAN-Strahlung kämen
Konformationsänderungen des Insulins, der Insulinrezeptoren und der
Glucose-Transportproteine in Frage.

• Die Studie von Imani et al.(2019) experimentierte an einer
weiblichen Stadttaube mit Frequenzen von 5 bis 50 Hz. Die Folge waren
morphologische Veränderungen, die möglicherweise auf Mechanismen in
den Calcium-Kanälen der Zellmembran beruhen.



Ausführlichere Zusammenfassung der Studien inkl.
Fachbegriffserklärungen: 

https://www.diagnose-funk.org/publikationen/artikel/detail&newsid=1496

Die systematische wissenschaftliche Auswertung der
biologisch-medizinischen Studienlage zu Mobilfunk-Strahlung wird in
Deutschland nur vom ElektrosmogReport in Zusammenarbeit mit
www.EMFdata.org durchgeführt. Das EMF-Portal der Bundesregierung (von
der RWTH Aachen geführt), das diese Aufgabe jahrelang wahrgenommen
hatte, hat 2017 aufgrund von Mittelkürzungen die Studien-Auswertung
eingestellt. diagnose:funk fordert die Bundesregierung auf, diese
Studien-Auswertung wieder zu finanzieren.

Der ElektrosmogReport erscheint seit 25 Jahren, seit 2019 ist
diagnose:funk der Herausgeber. Die unabhängige Redaktion wertet
regelmäßig die Studienlage zu den Wirkungen hochfrequenter
elektromagnetischer Felder aus. 

Alle Ausgaben des ElektrosmogReports:

https://www.emfdata.org/de/elektrosmogreport



diagnose:funk ist eine unabhängige Umwelt- und
Verbraucherschutz-Organisation im deutschsprachigen Raum, die sich für
den Schutz vor elektromagnetischer Strahlung einsetzt. Dazu klärt
diagnose:funk über die gesundheitsschädigenden Wirkungen u.a. von
Mobilfunk- und WLAN-Strahlung auf und fordert zukunftsfähige
technische Lösungen für eine gesundheitsverträgliche
Telekommunikation.

 * 

Quelle:

diagnose:funk-Pressemitteilung, 12.12.2019

Diagnose-Funk - Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor

elektromagnetischer Strahlung e.V.

Bismarckstr. 63 / 70197 Stuttgart

Tel.: 069/36 70 42 03, Fax: 069/36 70 42 06

E-Mail: kontakt@diagnose-funk.org

Internet: https://www.diagnose-funk.org
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KLIMA/554: BMU fördert Klimaschutz in der Landwirtschaft (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 11. Dezember 2019

BMU fördert Klimaschutz in der Landwirtschaft

Neues Förderprogramm von BMU, UNDP und FAO für klimafreundliche
Landnutzung in Entwicklungsländern



Bundesumweltministerin Schulze hat heute auf der Klimakonferenz in
Madrid einen neuen Förderfonds in Höhe von 20 Millionen Euro ins Leben
gerufen, mit dem bis zu zwölf Entwicklungsländer bei der Umsetzung
ihrer nationalen Klimaziele im Bereich Landnutzung und Landwirtschaft
unterstützt werden. Gemeinsam mit dem Chef des Entwicklungsprogramms
der Vereinten Nationen (UNDP) Achim Steiner und dem neuen
Generaldirektor der Welternährungsorganisation (FAO) Qu Dongyu
kündigte Schulze an, dass Anpassung an den Klimawandel und eine
emissionsarme Landwirtschaft dabei im Mittelpunkt stehen. Das
Bundesweltministerium (BMU), UNDP und FAO schließen damit eine Lücke
in der internationalen Klimafinanzierung. Die Mittel stammen aus der
Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI).

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Bisher haben Landnutzung und
Landwirtschaft in der internationalen Klimadiskussion viel zu wenig
Beachtung gefunden. Böden sind jedoch nach den Ozeanen der größte
Kohlenstoffspeicher der Erde. In ihnen befindet sich mehr CO2 als in
allen Wäldern und der Atmosphäre zusammen. Übernutzung und Erosion
setzen aber große Mengen CO2 aus Böden frei. Zudem stellt die
Anpassung an den Klimawandel der Landwirtschaft gerade in
Entwicklungsländern vor immer größere Herausforderungen. In Ländern
also, in denen Nahrungsmittelsicherheit und Einkommen aus der
Landwirtschaft besonders hohe Priorität haben. Die Landwirtschaft ist
aber auch ein großer Emittent von Treibhausgasen. Das sind die Themen,
die wir jetzt gemeinsam mit unseren Partnerländern in Angriff nehmen
wollen."

Der Anfang Oktober veröffentlichte IPCC-Sonderbericht "Klimawandel und
Landsysteme" verdeutlicht die untrennbaren Wechselwirkungen zwischen
Mensch, Land und Klima. Die weltweite Landnutzung ist für fast 25
Prozent der Treibhausgase verantwortlich. Das beinhaltet neben der
Landwirtschaft auch die Nutzung von Wäldern sowie u.a. deren
Umwandlung in Flächen für Infrastruktur, Industriegebiete etc.
Gleichzeitig sorgt der Klimawandel vor allem in ärmeren Ländern für
Dürren, Überschwemmungen und eine verringerte landwirtschaftliche
Produktivität. Eine grundlegende Änderung der Landnutzung hin zu einer
nachhaltigen und emissionsarmen Bewirtschaftung sowie besserer
Nahrungsmittelsicherheit ist damit weltweit unausweichlich. Zudem
müssen Wälder, Moore und natürliche Flächen geschützt werden.

Mit dem neuen UNDP/FAO-Programm reagiert das Bundesumweltministerium
mit 20 Millionen Euro auf diese globale Herausforderung. Ziel des
"Support Programme on Scaling up Ambition on Land Use and Agriculture
through NDCs and NAPs implementation" ist es, Entwicklungsländer bei
der Umsetzung ihrer nationalen Ziele in wichtigen landwirtschaftlichen
Wertschöpfungsketten und bei der Landnutzung zu unterstützen.

Das Programm ist für den Zeitraum von 2020 bis 2025 geplant. Die Ziele
des Programms sind eng mit dem UNDP Climate Promise verbunden, wonach
UNDP bis Ende 2020 100 Länder dabei unterstützen möchte, ihre
nationalen Klimaschutzbeiträge zu verbessern.

Die Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) des BMU

Mit der IKI setzt Deutschland einen Teil seiner Finanzierungszusagen
im Rahmen der internationalen Klima- und Biodiversitäts-Abkommen um.
Seit 2008 hat die IKI weltweit mehr als 730 Projekte mit insgesamt
über 3,6 Milliarden Euro gefördert. Ein wesentlicher Schwerpunkt ist
die Unterstützung der Partnerländer bei der Umsetzung ihrer
Verpflichtungen im Rahmen der UN-Klimarahmenkonvention (United Nations
Framework Convention on Climate Change, UNFCCC), des Paris-Abkommens
und des Übereinkommens über die biologische Vielfalt (Convention on
Biodiversity, CBD). Voraussetzung für die Bewilligung von Programmen
ist unter anderem die Einhaltung strenger treuhänderischer Vorgaben,
anspruchsvoller Safeguards zu Menschenrechten sowie strengen Umwelt-
und Sozialstandards.




Weitere Informationen:


Das BMU bei der COP25 in Madrid: www.bmu.de/COP25

Beispiele zur NDC-Unterstützung durch IKI: 

www.international-climate-initiative.com/de/news/article/innovative_ansaetze_zur_foerderung_der_ndc-implementierung

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 239/19, 11.12.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





MEER/357: Die "Luft" im Ozean wird dünner - Sauerstoffgehalte im Meerwasser gehen weiter zurück (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 11.12.2019

Die "Luft" im Ozean wird dünner - Sauerstoffgehalte im Meerwasser
gehen weiter zurück



11.12.2019/Kiel. Neben der Erwärmung und der Versauerung des
Meerwassers führt der Verlust von Sauerstoff im Ozean zunehmend zu
Verschiebung des biologischen, chemischen und physikalischen
Gleichgewichts in unseren Meeren. Dieses Ergebnis wurde in dem am 7.
Dezember vorgelegten und unter Mitwirkung von Wissenschaftlern des
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel entstandenen
562-seitigen Bericht der International Union for Conservation of
Nature (IUCN) auf der UN Klimakonferenz in Madrid vorgestellt.




[image: Grafik: © GEOMAR]

Globale Karte der Sauerstoffverteilung in 300-500 Metern Tiefe. 

Grafik: © GEOMAR



Ohne Sauerstoff kein Leben - auch im Meer. Und in vielen Bereichen
nimmt dieser kontinuierlich ab und schränkt dadurch zunehmend die
Lebensräume für marine Organismen ein. Dies kann dann auch fatale
Folgen für die Fischerei und davon betroffene Wirtschaftszweige haben.
Da der Sauerstoffverlust zu einem großen Teil von der Erderwärmung
getrieben wird, stellt der Bericht von der International Union for
Conservation of Nature (IUCN) einen weiteren "Weckruf" an die
Teilnehmer der Weltklimakonferenz in Madrid dar.

Neben der Erderwärmung zeigt der IUCN Bericht weitere Gründe für die
Sauerstoffabnahme auf. Dazu gehören die Überdüngung von
Küstengewässern und Veränderungen der Ozeanzirkulation. "Die globale
Erwärmung trägt aber ihren Teil dazu bei, denn wärmeres Wasser kann
weniger Sauerstoff aufnehmen, dass dann von der Oberfläche in die
tieferen Schichten des Ozeans transportiert wird", erklärt Dr. Lothar
Stramma, Ozeanograph am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel. Forschende vom GEOMAR haben mit ihren Ergebnissen zu diesem
Bericht beigetragen. Ihre Erkenntnisse haben sie insbesondere im
Rahmen des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
Sonderforschungsbereichs (SFB) 754 "Klima-Biogeochemische
Wechselwirkungen im tropischen Ozean" gewonnen. So konnte der Kieler
Ozeanograph Dr. Sunke Schmidtko in einer seiner Arbeiten nachweisen,
dass der globale Sauerstoffgehalt in den vergangenen 50 Jahren um mehr
als zwei Prozent zurückgegangen ist.

Der Bericht der IUCN zeigt auch deutlich, dass der Sauerstoffverlust
regional sehr unterschiedlich verläuft. Während es also Regionen im
Ozean gibt, in denen sich der Sauerstoffgehalt kaum verändert, ist die
Entwicklung in anderen sehr viel deutlicher. Das betrifft vor allem
Küstengewässer, in denen zusätzlich durch Überdüngung u.a. von
Düngemitteln und Fischzuchten das Algenwachstum begünstigt und
vermehrt Sauerstoff verbraucht wird. "Wenn man bedenkt, dass gerade
küstennahe Gebiete wie vor Peru oder Westafrika für einen großen Teil
der weltweiten Fischereierträge verantwortlich sind, kann sich das
schon jetzt direkt auf den Menschen auswirken", betont Prof. Dr.
Andreas Oschlies, Sprecher des SFB 754 vom GEOMAR.

Schon vor einem Jahr hatten Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer vom
SFB754 organsierten internationalen Konferenz mit der "Kiel
Declaration on Ocean Deoxygenation", auf den globalen
Sauerstoffverlust im Ozean aufmerksam gemacht und dazu aufgefordert,
seine Ursachen zu bekämpfen. In dem jetzt zu Ende gehenden Projekt
konnten allerdings noch nicht alle Fragen zu diesem Thema beantwortet
werden. "Zum Beispiel zeigen Computer-Modelle immer noch einen
geringeren Sauerstoffverlust, als wir ihn im Meer wirklich messen. Das
bedeutet, dass wir noch nicht alle damit zusammenhängenden Prozesse
verstanden haben", unterstreicht Prof. Dr. Andreas Oschlies. "Deshalb
freuen wir uns, dass die IUCN dieses Thema mit dem neuen Report
aufgreift und neue Wege für die zukünftige Forschung aufzeigt".

Hintergrund SFB754:

Der Sonderforschungsbereich 754 (SFB 754) "Klima und Biogeochemische
Wechselwirkungen im tropischen Ozean" wurde im Januar 2008 als
Kooperation der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und des
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel eingerichtet. Der SFB
754 erforscht die Änderungen des ozeanischen Sauerstoffgehalts, deren
mögliche Auswirkung auf die Sauerstoffminimumzonen und die Folgen auf
das globale Wechselspiel von Klima und Biogeochemie des tropischen
Ozeans. Der SFB 754 wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) gefördert und befindet sich in seiner dritten Phase (2016-2019).

Originalpublikation:

Stramma, L. and S. Schmidtko (2019): Global evidence of ocean
deoxygenation. In: Laffoley, D., & Baxter, J.M. (eds). 2019. Ocean
deoxygenation: Everyone's problem - Causes, impacts, consequences and
solutions. Gland, Switzerland: IUCN. xxii+562 pp,

https://doi.org/10.2305/IUCN.CH.2019.13.en.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728918

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 11.12.2019
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PROJEKT/120: Tiger auf Sumatra - Eine Spurensuche (WWF Magazin)


WWF Magazin, Ausgabe 4/2019

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Spurensuche

Es gibt wieder mehr Tiger



Es gibt wieder mehr Tiger. Das ist die gute Nachricht, nachdem die
Großkatze durch Wilderei und Waldvernichtung fast ausgerottet war.
Doch kann die angestrebte Verdoppelung des Tigerbestands bis 2022
gelingen? Die Situation ist in einigen Regionen nach wie vor kritisch
- vor allem auf Sumatra, berichtet WWF-Tigerexpertin Kathrin Samson.



20 

Diese Zahl nennt Mansur auf meine Frage, wie viele Tiger er in seinem
Leben schon getötet habe. Stille. Ich versuche, Bedauern in ihm zu
erkennen. Aber ich sehe nichts. Sein Blick ist so nüchtern wie seine
Antwort.

"Tut es dir leid?", frage ich. Es regnet in Strömen. Der
Stromgenerator, der die Rangerstation hier mitten im Wald mit
Elektrizität versorgt, surrt so laut, dass man sich fast anschreien
muss. Während ich meine Fragen auf Englisch stelle, antwortet Mansur
(Name von der Redaktion geändert) auf Bahasa, der indonesischen
Landessprache. Sunarto, der Leiter des Tigerschutzprogramms vor Ort,
übersetzt. In der feuchten Luft hängt der Geruch von Nelkenzigaretten.

"Nein", sagt Mansur. Aber das, was er heute macht, findet er auf jeden
Fall besser, fügt er hinzu. Jetzt schützt er Tiger, anstatt sie zu
töten - im Rimbang-Baling-Wildtierreservat in Zentralsumatra. Mansur
ist Teil der Tiger Protection Unit (TPU), einer Tigerschutztruppe des
WWF. Ein kleiner Mann mit schwarzen Haaren, bei dem es schwerfällt,
sein Alter zu schätzen. Sein Gesicht ist gezeichnet von unzähligen
Tagen und Nächten draußen in der Natur. Eine Schule hat er nie
besucht. Aber den Wald kann er lesen. Er sieht Spuren, an denen andere
vorbeilaufen. Auch die der Wilderer. Er kann erkennen, wer die
Schlingfalle für die Tiger gelegt hat. Und wenn ein Tiger in der Nähe
ist, spürt er ihn.

Regenwaldinsel im Plantagenmeer

Das Rimbang-Baling-Wildtierreservat ist ein Schutzgebiet im Herzen
Sumatras, mit fast 140.000 Hektar Fläche so groß wie Berlin und Köln
zusammen. Wegen seiner bergigen und unwegsamen Landschaft blieben
weite Teile dieses Regenwaldgebiets bislang von Holzfällertrupps
verschont. Rimbang Baling ist Tigerland. 25 Großkatzen wurden hier
wissenschaftlich nachgewiesen. Auf ganz Sumatra wird die Zahl der
Sumatra-Tiger auf nur noch 370 geschätzt. Diese kleinste Tigerunterart
- die einzige mit Schwimmhäuten - kommt nur auf dieser indonesischen
Insel vor. Neben dem rapiden Verschwinden ihres Lebensraums gibt es
vor allem eine Gefahr für sie: die Wilderei.

Grausame Schlingfallen

In Vierergruppen suchen die Wildhüter den dichten Wald nach
Schlingfallen ab. Auch Mansur hat sie benutzt. Sie sind einfach aus
billigem Draht zu bauen und schnell im Wald ausgelegt. Tritt ein Tiger
hinein, zieht sich die Schlinge zu und schnellt mit großer Kraft
zurück. Den Tiger reißt es am Bein nach oben. Dort hängt er meist, bis
er verendet. Dann kann ihn der Wilderer ohne Gefahr abnehmen.

Selten werden die gefangenen Tiger mit einem Köder vergiftet oder
durch das Auge erschossen, um das begehrte Fell möglichst heil zu
lassen. Noch seltener gelingt es einem Tiger zu fliehen. Dazu beißt er
sich die Pfote ab, an der er aufgehängt ist. Meistens stirbt er dann
an Infektionen. Oder er verhungert, weil er verletzt und mit drei
Beinen nicht mehr jagen kann.

Vom Saulus zum Paulus

Niemand kennt die organisierte Wilderei hier besser als Mansur. Und er
tut etwas, das er besser kann als jeder andere Wildhüter oder
WWF-Kollege: Er tritt mit mutmaßlichen Wilderern in Kontakt und
versucht, auch sie zu Tigerschützern zu machen. Sechs Wilderer konnte
er bereits umstimmen.

"Warum machst du das?", möchte ich von ihm wissen. Mansur lacht. Auch
von ihm wusste man, dass er wildert, doch erwischt wurde er nie.
Deshalb hatte der WWF ihn regelmäßig kontaktiert, um ihn als Wildhüter
zu gewinnen. Aber ein ums andere Mal hatte er uns abblitzen lassen.
Doch mit der Zeit, so sagt er, habe sich etwas in ihm verändert. Da
ist zum einen die Gefahr, bei der Wilderei erwischt zu werden. Aber
vor allem habe er immer mehr verstanden, dass er zur Ausrottung einer
bedrohten Art beitrage. Und das wollte er nicht mehr.

Es war ein langer Weg für ihn. Bereits als Kind war er einer der
besten Vogelfänger in seinem Dorf und trug damit zum Einkommen seiner
Familie bei. Doch ein Ranger zu werden, das war eine neue Perspektive
für ihn. "Heute habe ich ein regelmäßiges Einkommen. Als Teil der
Tigerschutzeinheit kann ich meine Familie ernähren und mein Wissen für
etwas Gutes und Legales nutzen. Und meine Familie und ich sind dank
des WWF versichert", sagt er.

In den schwer zugänglichen Bergen des Rimbang-Baling-Wildtierreservats
sind derzeit 22 Wildhüter im Einsatz. Oft sind sie mehr als vier
Wochen im Feld unterwegs, um an entlegenen Orten Kamerafallen zu
installieren oder deren Aufnahmen auf ihre Rechner zu übertragen. Der
WWF unterstützt sie bei der Ausrüstung, vom Funkgerät bis zur
Kamerafalle.

Ihnen stehen mindestens 25 Wilderer entgegen, die in derselben Gegend
Tiger und andere geschützte Arten jagen. Ein Missverhältnis: Um
Wilderei effizient zu bekämpfen, sollte es, so eine Faustregel, 70
Prozent mehr Wildhüter als Wilderer geben. Aber dazu fehlen dem Staat
bislang die Mittel.

Kameras zur Artkontrolle

Immerhin konnten die Wildhüter in Rimbang Baling bereits 350
Kamerafallen installieren. Diese liefern wichtige Informationen über
die Tiger und ihre Beute - oder ob eine Großkatze verschwindet. Denn
wird ein Tiger gewildert, lassen die Wilderer nicht das kleinste Teil
zurück. Das macht es so schwierig, Wilderei nachzuweisen. Erst durch
das flächendeckende Überwachen mit Kamerafallen findet man heraus, ob
sich die Tiger und ihre Beutetiere erholen - oder ein Tiger aus der
letzten Zählung nicht mehr auftaucht.

Die Lieferkette der Wilderei

Um erfolgreich gegen Wilderei vorgehen zu können, muss man verstehen,
wie dieses grausame Geschäft funktioniert. Die Wilderer stammen
ausschließlich aus den Gemeinden vor Ort. Die gewilderten Tiere werden
an einen sogenannten Kollektor verkauft. Der gibt die Ware an einen
zweiten Kollektor auf höherer Ebene weiter. Der wiederum verkauft sie
an einen Händler.

Die Händler besitzen häufig Genehmigungen für den legalen Handel mit
bestimmten Arten - was schlimm genug ist, weil diese Tiere auf oft
grausame Weise gefangen wurden. Doch mit Schmiergeldern an
Kontrolleure bekommen sie auch explizit verbotene Ware wie Tiger oder
Tigerprodukte über Grenzen in die Abnahmeländer. Bei Tigern ist das
meistens China.

Viele Wege führen zum Ziel

Um gegen diese kriminellen Netzwerke eine Chance zu haben, setzt der
WWF beim Tigerschutz in Rimbang Baling auf mehreren Ebenen zugleich
an. Zunächst gilt es, die Versuchung zu mindern: Um die Menschen
resistenter gegen die Geldversprechen der kriminellen Händler zu
machen, entwickelt der WWF zusammen mit lokalen Organisationen wie
Yapeka und Indecon alternative Einkommensquellen. Zum Beispiel durch
den Auf- und Ausbau von Ökotourismus. Immer mehr Reisende übernachten
bereits bei Familien in den Dörfern. Touristenführer werden
ausgebildet und als Regenwaldguides eingesetzt. Auch ökologischer
Landbau wird gefördert. Mit eigenem Dünger aus Biogasanlagen konnten
die Erträge der Felder in den vergangenen vier Jahren zum Teil
versechsfacht werden.

Ganz wichtig ist auch Umweltbildung: In den Schulen werden Kinder und
Jugendliche für den Naturschutz gewonnen. Außerdem unterstützt der WWF
Dörfer, damit sie sich gegenüber großen Palmöl- oder
Kautschukunternehmen behaupten können. Diese Firmen setzen sich
oftmals über die Rechte lokaler Bewohner hinweg und eignen sich Stück
für Stück mehr Land an.

Darüber hinaus will der WWF in den kommenden Jahren weitere Wildhüter
für die Tiger Protection Unit bevorzugt aus lokalen Gemeinden
anwerben. Er hat vor, vermehrt Metalldetektoren zum Einsatz zu bringen
- in der Hoffnung, damit effektiver Schlingfallen aufzuspüren und
unschädlich zu machen. Doch nicht nur auf lokaler Ebene setzt das
Tigerschutzprogramm des WWF an. Um Wildtierkriminalität aufzudecken
und zu verfolgen, werden Polizisten, Staatsanwälte und Zollbeamte auf
nationaler Ebene mit Partnern vor Ort in die Anti-Wilderer-Arbeit
eingebunden und geschult. Alle überführten Täter entlang der
Wildereikette müssen nicht nur gefasst, sondern auch entsprechend
bestraft werden.

Brennpunkt China

Der enorme Wildereidruck auf die letzten frei lebenden Tiger kann nur
auf internationaler Ebene verringert werden. Tigerteile und -produkte
haben meist China oder Vietnam als Endziel. Dort ist der Glaube an
deren heilende oder Glück bringende Wirkung bei vielen Konsumenten
ungebrochen. Entsprechend groß ist die Nachfrage. Diese wird auch von
den berüchtigten Tigerfarmen bedient, in denen etwa 8000 Tiger leben,
doppelt so viele wie aktuell in freier Wildbahn. Die Bedingungen in
den Käfigen sind unvorstellbar. Die Tiere werden zum Teil zu Hunderten
eingepfercht und auf Betonboden gehalten.

Drei Viertel dieser Farmtiger werden in China gehalten, die anderen in
Thailand, Laos und Vietnam. Allein in den chinesischen Farmen
"Xiongsen Bear and Tiger Mountain Village" in Guilin und "Siberian
Tiger Park" in Harbin befinden sich nach Angaben der
Umweltorganisation Environmental Investigation Agency etwa 2300 Tiere.
China ist das einzige Land, das den Verkauf von Körperteilen und
Produkten von Tigern aus Gefangenschaft erlaubt. Nur der Handel mit
Tigerknochen ist verboten.

Der legale Verkauf von Tigerprodukten aus Tigerfarmen heizt die
Nachfrage weiter an. Darüber hinaus werden gewilderte Tiger
fatalerweise in die Tigerfarmen geschmuggelt. So gelangen auch sie -
zumindest in China - als legales Produkt auf den Markt. Eine
Handelskontrolle, ob ein Tiger gewildert wurde oder aus einer
Nachzucht stammt, ist so gut wie unmöglich. Der WWF fordert daher ein
klares Handelsverbot für alle Tigerprodukte, egal aus welcher Quelle.
Das bedeutet auch eine schrittweise Schließung der Tigerfarmen.
Schrittweise, weil die in Gefangenschaft lebenden Tiger nicht in die
Natur entlassen werden können, weil sie nicht jagen können und an
Menschen gewöhnt sind. Sie müssen deshalb registriert, kastriert und
artgerecht untergebracht werden.

Der Kampf gegen die Tigerwilderei wird daher vor allem in China
entschieden werden. Im Jahr 2010 hatte das Land zusammen mit den zwölf
anderen Tigerstaaten beim Tigergipfel im russischen Sankt Petersburg
ein einzigartiges Versprechen gegeben: die Verdopplung der Tiger in
freier Wildbahn bis zum nächsten chinesischen Jahr des Tigers 2022 auf
6400 Tiere.

Anfang Texteinschub

ERFOLGE


Einige Länder haben sich erfolgreich gegen Wilderei eingesetzt. Zum
Beispiel Nepal: Dort hat sich die Zahl der frei lebenden Tiger von 121
Tieren 2009 auf 235 im Jahr 2018 erhöht.


Auch in Indien haben sich die Tigerbestände weiter erholt: 2017/2018
wurden dort 2967 Tiere wissenschaftlich gezählt, 1261 mehr als 2010.


In Russland ist die Zahl der frei lebenden Tiger ebenfalls seit 2010
angestiegen, um gut 70 auf jetzt mehr als 540 Tiere. All diese Erfolge
zeigen, dass Tigerschutz funktioniert, wenn er politisch gewollt ist.





MISSERFOLGE


In Tigerstaaten wie Thailand, Malaysia, Myanmar und Indonesien gibt es
bis heute keine wissenschaftliche Erhebung der Tigerbestände, um
kontrollieren zu können, wie es den Tigern geht und was getan werden
muss. Diese Länder geben für das Schutzgebietsmanagement oder den
Kampf gegen Wilderei wesentlich weniger Geld aus. Fachleute befürchten
daher, dass die Tigerbestände in diesen Ländern weiter abgenommen
haben. Dort muss der WWF ansetzen. Denn solange die Nachfrage nach
Tigerteilen auf schwache politische Strukturen trifft, wird sich die
Wilderei ihren Weg bahnen.

Ende Texteinschub

Hoffnung für 2022

Bis dahin gibt es noch viel zu tun. Deshalb setzt sich der WWF dafür
ein, auch die bislang wenig aktiven Tigerstaaten zu einem verstärkten
Tigerschutz zu bewegen. Hier haben erfolgreiche Länder wie Indien,
Nepal oder Russland eine große Vorbildfunktion. Der WWF spielt dabei
eine wichtige Vermittlerrolle und bringt Experten und Entscheider auf
höchster politischer Ebene zusammen.

Die Erfolge der letzten Jahre zeigen: Noch kann der Kampf um das
Überleben der Tiger gewonnen werden. Der wichtigste Schritt ist
bereits vollbracht: Die Weltgemeinschaft hat sich dem globalen
Tigerschutz verpflichtet. Jetzt müssen wir weiter gehen und für die
praktische Umsetzung in allen Tigerländern sorgen - auf
internationalem politischem Parkett genauso wie in den Tigerwäldern
Sumatras. Zusammen mit Mansur und seinen Rangerkollegen werden wir um
jeden einzelnen Tiger kämpfen, damit sich die Zahl der Tiger wie
geplant verdoppelt.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Schnappschüsse

Kamerafallen und Computerprogramme helfen Biologen, Tiger zu erkennen
und zu zählen. Auf dieser Seite sind zehn verschiedene Tiere zu sehen.

Auf verschlungenen Pfaden

Wer im dampfenden Dschungel des Rimbang-Baling-Wildtierreservats auf
Sumatra mit der WWF Tigerschutztruppe unterwegs ist, dem wird schnell
klar, wie anstrengend und mitunter gefährlich ihr Job ist. Mit dabei:
Kathrin Samson, Tigerexpertin des WWF Deutschland.

Eine Frage des politischen Willens

In Indien haben sich die Bestände in der vergangenen Dekade (im Bild:
ein Bengaltiger in Rajasthan) deutlich erholt. Der Grund: Die
Regierung fährt hier einen strikten Kurs gegen Wilderei.

Tigerschutz an vielen Fronten

Wer ausreichend verdient, jagt keine Tiger. Daher hilft der WWF in
seinem Projektgebiet auf Sumatra, für Dorfbewohner alternative und
nachhaltige Einkommensquellen in Ackerbau und Fischzucht zu schaffen.

Tod in der Falle

Um die letzten Tiger zu schützen, spüren die Ranger in Rimbang Baling
unermüdlich die tückischen Fallen und Fanggeräte der Wilderer auf und
machen sie unschädlich.

Schlachtplan

In Farmen werden Tiger ihrer Körperteile wegen gezüchtet, auf engstem
Raum gehalten und schlussendlich ausgeschlachtet.


In unserem Länderdossier online erfahren Sie mehr über die
politische und soziale Situation der Region: 

wwf.de/indonesien

 * 

Quelle:

WWF Magazin 4/2019, Seite 10 - 17

Herausgeber:

WWF Deutschland

Reinhardtstraße 18, 10117 Berlin

Tel.: 030/311 777 700

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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STIMMEN/160: Europa braucht Klimaschutz jetzt statt Klimaneutralität 2050 (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 13.
Dezember 2019

BUND: Europa braucht Klimaschutz jetzt statt Klimaneutralität
2050



Die Entscheidung der europäischen Staats- und Regierungschefs zu
Klimaneutralität bis 2050 kommentiert Olaf Bandt, Vorsitzender des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die beschlossenen Maßnahmen sind ein wichtiger erster Schritt, um das
1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens zu erfüllen. Doch anstatt
Klimaneutralität in weiter Ferne brauchen wir Klimaschutz jetzt. Es
ist gefährlich, wenn uns die Politik glauben macht, wir hätten für den
notwendigen Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas noch 30 Jahre Zeit.
Tatsächlich muss die Europäische Union im Verkehrs- und im
Energiesektor, aber auch in der Landwirtschaft und Industrie
kurzfristig große Mengen an Emissionen reduzieren. Und das ist
möglich: Öffentliche Investitionen in Energieeffizienz, in die
Förderung von ökologischer Landwirtschaft, in den öffentlichen und
klimafreundlichen Nah- und Fernverkehr sowie in Speichertechnologien
für erneuerbare Energien bringen uns schon jetzt Klimaschutz.
Diese Investitionen werden kommen, wenn der Green Deal in Europa
umgesetzt wird und die EU ihre veralteten Klimaziele für die nächsten
zehn Jahre an die Notwendigkeit der Klimakrise anpasst. Wir brauchen
65 Prozent Treibhausgas-Reduktion bis 2030. Mit diesem Ziel würde die
Politik das notwendige Signal für Klimaschutz jetzt geben. Darüber
hinaus müssen wir naturverträglich produzieren und konsumieren, dazu
gehört auch ein "Weniger". Wirtschaftswachstum darf nicht länger unser
Wohlstandsindikator sein."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 13.12.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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VERBAND/411: Green Deal muss auch für Bauern eine wirtschaftliche Perspektive bieten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

"Green Deal muss auch für Bauern eine wirtschaftliche Perspektive
bieten"

Erste Reaktion des Deutschen Bauernverbandes zum "Green Deal" der EU



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, bewertet
den am 11. Dezember von der EU-Kommission vorgeschlagenen "European
Green Deal" in einer ersten Reaktion: "Der 'Green Deal' setzt hohe
Ziele im Umwelt- und Klimaschutz. Für die Landwirtschaft ist es dabei
entscheidend, dass auch konkrete Lösungswege aufgezeigt werden. Statt
neuer Regulierung und Auflagen sind neue Kooperationsmodelle und
Märkte für Umweltleistungen erforderlich." Nach Einschätzung des
Deutschen Bauernverbandes wird der hohe umweltpolitische Anspruch der
neuen EU-Kommission nicht im Rahmen der bestehenden EU-Agrarförderung
zu erfüllen sein.

Der Deutsche Bauernverband fordert, den Green Deal mit dem hohen
Wettbewerbsdruck an den Agrarmärkten in Einklang zu bringen. Daher
müssen die geforderten höheren Umwelt- und Sozialstandards der EU auch
für Agrarimporte gelten. Notwendig sind auch einheitlichere
Rahmenbedingungen im EU-Binnenmarkt statt nationaler Alleingänge.

DBV-Präsident Joachim Rukwied: "Die europäischen Bauern müssen weiter
Pflanzenschutzmittel nutzen können, deren Zulassung auf
wissenschaftlicher Basis erfolgt. So wird der Schutz unserer Ernten
genauso berücksichtigt wie der Schutz unserer Umwelt.
Ernährungssicherung braucht Pflanzenschutz."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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WALD/255: Zukunft des Waldes - Mischkulturen, Naturverjüngung und nur bedingt Exoten (idw)


Hochschule Geisenheim University - 11.12.2019

Zukunft des Waldes: Mischkulturen, Naturverjüngung und nur bedingt
Exoten

Große Resonanz für den 1. Frankfurter Waldkongress



"Die große Resonanz beweist, dass wir mit dem Thema sehr nah dran sind
an dem, was die Forstwirtinnen und Forstwirte, Forscherinnen und
Forscher, Naturschutzverbände und die Politik gerade sehr bewegt: die
Zukunft unserer Wälder", so Rosemarie Heilig, Umweltdezernentin der
Stadt Frankfurt. Gemeinsam mit dem Kompetenzzentrum Kulturlandschaft
(KULT) der Hochschule Geisenheim veranstaltete das Umweltdezernat der
Stadt Frankfurt am 25. November 2019 das zweite Geisenheimer
Landschaftsforum, zugleich angekündigt als erster Frankfurter
Waldkongress. Rund 200 Personen nahmen daran teil. Bewusst habe man
bei den Vorträgen den Fokus auf eine ausgewogene Mischung aus der
Forstpraxis und der aktuellen wissenschaftlichen Diskussion gelegt.
Die lebhafte Debatte zum Ende des Kongresses bewies eindrücklich, wie
breit das Meinungsspektrum zurzeit ist.

"Fertige Lösungen kann niemand anbieten", sagt Prof. Dr. Eckhard
Jedicke von der Hochschule Geisenheim, der den Kongress auch
moderierte. Klar sei aber, dass die Zeit der Monokulturen und reiner
Wirtschaftswälder abgelaufen sei. Aber auch unsere heimischen
Baumarten bekommen zunehmend Probleme mit den heißen und trockenen
Klimabedingungen "Die Zukunft gehört Mischkulturen, der
Naturverjüngung und möglicherweise unter gewissen Voraussetzungen auch
Baumarten aus dem mediterranen Raum", fasst Jedicke zusammen.
Frankfurts Umweltdezernentin brachte einen weiteren Punkt in die
Diskussion: "Noch viel stärker als bisher müssen wir aber auch auf
standortgerechten Nachwuchs bauen. Wir müssen - was Frankfurt
betrifft -den Nachwuchs selbst ziehen, am besten in einer eigenen
Baumschule. Dann können wir sicher sein, dass der Nachwuchs mit den
Bedingungen hier klarkommt." Auf Grund der steigenden Temperaturen
komplett auf Exoten zu setzen und den Wald umzubauen, sei keine
Lösung. Diese Erkenntnis nehme sie aus dem Waldkongress mit.

Die Situation ist alarmierend: Die Zahl abgestorbener Bäume ist in
Hessen seit 1985 - dem Höhepunkt des damaligen Waldsterbens durch
sauren Regen -um den Faktor 7 gestiegen, sagt Stefan Nowak, Leiter der
Abteilung Waldentwicklung und Umwelt beim Landesbetrieb HessenForst.
Nur drei Prozent der Bäume im Frankfurter Stadtwald sind nicht
geschädigt. Problem ist vor allem die Trockenheit im Sommer:
Gestiegene Mitteltemperaturen bewirken eine längere Vegetationsperiode
und steigende Verdunstung durch die Vegetation. Damit wirken die
Niederschlagsdefizite noch gravierender -viele Bäume vertrocknen.

"Nötig ist eine neue Zieldefinition für die Entwicklung und
Multifunktionalität der Waldökosysteme", folgert Jedicke. Diese kann
nicht die Forstwirtschaft allein geben, sondern sie muss in einem
gesamtgesellschaftlichen Prozess entwickelt werden. Verschiedene
Referierende machten deutlich, dass die Ökosystemleistungen der Wälder
umfassend bewertet werden müssten - so erfüllten Wälder, gerade
Stadtwälder wie der Frankfurter, viele Aufgaben als Lebensraum, als
Erholungs- und Freizeitraum und natürlich als CO2-Speicher. Mehr
Vielfalt durch Dauerwälder mit mehr Arten (in höherer genetischer
Vielfalt als bisher) in unterschiedlichen Baumaltern ist ein
konsensfähiges Ziel. Mehr als bisher muss dabei die hohe
Speicherfunktion für CO2 des Waldökosystems und vor allem des Bodens
beachtet werden - sie darf nicht im Interesse einer großen Holzernte
aufs Spiel gesetzt werden.

"Uns war besonders wichtig, dass alle Teilnehmenden gut informiert und
mit neuen Impulsen aus dem Kongress kommen", sind sich Heilig und
Jedicke einig. "Wir werden Dialog zwischen Praxis und Wissenschaft
fortsetzen, denn nur ein breiter und offener Diskurs kann bei der
komplexen Thematik zu innovativen Lösungen führen." Das
Kompetenzzentrum Kulturlandschaft plant für das Jahr 2020 eine weitere
Tagung zu den waldbaulichen Konsequenzen gemeinsam mit den
Landesforsten Rheinland-Pfalz.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news728915

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution790

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Geisenheim University - 11.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KINO/5748: Wertheim - Seniorenkino zeigt Komödie "Happy Ending", 19.12.19


Wertheim

Über die Pubertät im Seniorenalter

Seniorenkino zeigt Komödie "Happy Ending"



Wertheim. Das Wertheimer Seniorenkino zeigt am Donnerstag, 19.
Dezember, "Happy Ending". Die Komödie ist, so heißt es in einer
Filmkritik, "ein ehrliches, lustiges und lebensbejahendes Portrait der
Pubertät im Seniorenalter". Beginn ist um 15 Uhr im Roxy-Kino.

Lange und geduldig hat Helle darauf gewartet, dass ihr Gatte Peter in
Rente geht und Zeit für Gemeinsamkeit hat. Doch Peter bringt nach
seinem letzten Arbeitstag gleich neue Pläne mit nach Hause: Er will
sich jetzt als Wein-Importeur versuchen und hat all sein gespartes
Geld in ein österreichisches Weingut gesteckt. Der Ehestreit ist
natürlich vorprogrammiert ... und endet mit der Trennung des Paares.
Fortan geht jeder neue Wege, um dem eigenen Lebensabend noch neue
Möglichkeiten und Abenteuer abzuringen. Doch lässt sich eine
Beziehung, die 50 Jahre angedauert hat, einfach so zurücklassen?

Die Veranstaltungsreihe Seniorenkino ist eine gemeinsame Initiative
von Volkshochschule, Seniorenbeirat und Roxy-Kino. Das Seniorenkino
findet in der Regel am letzten Donnerstag im Monat um 15 Uhr statt.

Der Eintritt beträgt 6,50 Euro. Über das Filmprogramm informiert das
Roxy-Kino auf seiner Internetseite unter www.roxy-wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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